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Vorwort

			Es ist nicht weit von den Ländern des „Arabischen Frühlings“ zu uns: Die Außengrenzen der Europäischen Union liegen zum Teil nur ein paar hundert Kilometer von Kairo, Banghazi oder Tunis entfernt. Aber nicht allein deswegen bewegen uns die Probleme der arabischen Länder.

			Seit den Anfängen des „Arabischen Frühlings“ fordern die Menschen in der Region „Freiheit“, „Würde“ und „Gerechtigkeit“ – Werte, die Deutschland und Europa zu einem Hort von Frieden und Freiheit gemacht haben. Das Fehlen dieses Mindestmaßes an Menschenwürde, die hoffnungslose wirtschaftliche Lage sowie Vetternwirtschaft und Korruption der herrschenden Eliten führten die Bürgerinnen und Bürger auf die Straßen und fegten zahlreiche Machthaber aus ihren Palästen. Die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Defizite vieler Länder waren weithin bekannt. Kaum jemand hat jedoch damit gerechnet, dass die Bevölkerungen mit Protesten wie auf dem Tahrir-Platz in Kairo auf die gescheiterte Politik ihrer ohnmächtigen Führung reagieren würden.

			Die Entwicklungen haben relativ schnell gezeigt, dass neue politische Akteure, nicht zuletzt die durch den Islam geprägten Strömungen, von der neuen Situation profitieren würden. Diese nutzten das entstandene Machtvakuum, weil der zuvor protestierenden Jugend die Kraft und Ausdauer zur Organisation ihrer Interessen fehlte. Durch die Öffnung der Parteiensysteme und die Gründung islamisch geprägter Parteien, die in einigen Ländern erfolgreich aus den Wahlen hervorgegangen sind, stehen diese nun in der Regierungsverantwortung.

			Die Europäische Union sowie Deutschland haben auf diese Entwicklungen positiv reagiert und ihre Gesprächsbereitschaft sowie ihren Willen zu einer Zusammenarbeit bestätigt. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass der demokratische und rechtsstaatliche Übergang ernst genommen wird. Obwohl sich die meisten der neuen Akteure demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen, der Achtung der Menschen- und Minderheitenrechte sowie der Gleichstellung von Mann und Frau verpflichtet erklären, wird erst die Zukunft zeigen, ob den Worten auch Taten folgen werden.

			Entscheidend für uns als Nachbarn und Partner dieser Länder ist vor allem, mehr über die neuen Akteure, ihre Vergangenheit, ihre Ziele und ihre Strategien zu erfahren. Denn wie sowohl politische Entscheidungsträger als auch Experten schnell feststellen mussten, sind unsere Kenntnisse über sie noch recht gering. Aber nur mit genügend Wissen können wir in einen Dialog eintreten und die reformorientierten Kräfte unterstützen. Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat, unterstützt von der Bundesregierung, ihr Programm für den nordafrikanischen Raum massiv ausgebaut. Die Notwendigkeit zur Beratung von Parteien, Regierungen und Nicht-Regierungsorganisationen in den demokratischen Prozessen ist für uns Auftrag und Verpflichtung im Sinne der christlich-demokratischen Idee und der Sozialen Marktwirtschaft zugleich. Durch eine Vertiefung der Beziehungen soll die Chance zu einem politischen Neuanfang genutzt werden.

			Vor diesem Hintergrund entstand die Idee zur vorliegenden Studie „Islamische Akteure in Nordafrika“. Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat sie in enger Zusammenarbeit mit der Herausgeberin, Dr. habil. Sigrid Faath, und den Autoren realisiert. Mit einem Abstand von vier Jahren ist nun eine Erweiterung und Aktualisierung der ersten Studie von 2012 erfolgt. Damit möchten wir zum einen die Wissenslücke über die islamisch geprägten Akteure in Nordafrika schließen. Zum anderen aber wollen wir vor allem auch zur Diskussion über deren Ziele beitragen und gemeinsam zu den notwendigen Schlussfolgerungen für die deutsche und europäische Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik kommen.

			Ich bin überzeugt, dass diese Studie dazu einen wichtigen und notwendigen Beitrag leistet. Daher möchte ich vor allem die Arbeit der Herausgeberin wie auch der Autoren würdigen und ihnen danken!

			Die Konrad-Adenauer-Stiftung fühlt sich all denen verpflichtet, deren Rufe nach Freiheit, Würde und Gerechtigkeit letztlich zu den historischen Umbrüchen in der Region geführt haben. Wir sehen die Herausforderung der Länder, die darin besteht, nicht nur ehemalige Herrscher zu ersetzen, sondern auch neue demokratische Systeme zu errichten. Mehr als 50 Jahre nach Beginn unserer europäischen und internationalen Zusammenarbeit wollen wir unserer Verpflichtung „Auftrag: Demokratie“ damit Ausdruck verleihen.
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			Dr. Hans-Gert Pöttering, MdEP

			Präsident des Europäischen Parlaments a. D.

			Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung

			


Vorbemerkung der Herausgeberin

			Das Jahr 2011 begann mit spektakulären Massenprotesten in Nordafrika, die schließlich in Tunesien, Ägypten und Libyen zu Machtwechseln führten und Rückwirkungen in fast allen Ländern Nordafrikas und des Nahen Ostens hatten. Zugleich war 2011 auch das Jahr des politischen und gesellschaftlichen Aufschwungs für islamistische Organisationen und islamisch-konservative Institutionen in diesen Ländern. Als die erste Auflage der Studie „Islamische Akteure in Nordafrika“ 2012 veröffentlicht wurde, befanden sich Tunesien, Ägypten und Libyen, in denen politische Umbrüche stattfanden, noch mitten in der Phase des institutionellen Übergangs und der Neuverteilung der Macht. In Marokko und Algerien wurden Reformprozesse und Maßnahmen ergriffen, um die politische Stabilität zu sichern. Es zeichnete sich jedoch damals bereits ab, dass die 2011 angestoßenen Proteste und die daraufhin in allen Staaten zunächst erweiterten politischen Handlungsspielräume in erster Linie islamistischen Organisationen zugutekamen. Das Ausmaß des islamistischen Aufschwungs als auch die Vielzahl der Organisationen, die sich seither gründeten und sich explizit auf eine fundamentalistische Interpretation des Islam beziehen, war für viele in- und ausländische Beobachter überraschend.

			Die Vielzahl der Organisationen (Parteien, Vereinigungen, extremistische und terroristische Gruppen) ist geblieben; die Strategien und der Diskurs einzelner Organisationen änderten sich, sie passten sich dem landesspezifischen Kontext an. Die Unklarheit darüber, welche Ziele sie eigentlich verfolgen, ist jedoch nach wie vor groß. Gleiches gilt hinsichtlich ihres Verhältnisses zur Gewalt und ihrer Bereitschaft, Pluralismus, individuelle Freiheiten, die universellen Menschenrechte und die Gleichstellung der Geschlechter zu respektieren. Es ist nicht nur der zweideutige Diskurs einiger Organisationen, die Unklarheit hervorruft und Misstrauen über die Zielsetzung weckt, es ist auch die Tatsache, dass zwischen islamistischen Organisationen, die sich „moderat“, Gewalt ablehnend und demokratisch präsentieren, und solchen, die sich offen zu ihren radikal-fundamentalistischen Einstellungen und Zielen bekennen und Gewalt zur Durchsetzung ihrer Ziele propagieren und einsetzen, enge Beziehungen bestehen. Islamistische Organisationen beeinflussen in hohem Maße Politik und Gesellschaft in den nordafrikanischen Staaten und polarisieren anhaltend die Gesellschaften. Die Dominanz des Zivilrechts und des staatsbürgerlichen Konzepts wird von islamistischer Seite immer wieder in Frage gestellt und zu unterlaufen versucht.

			Die Studie versteht sich als Orientierungshilfe; sie gliedert sich deswegen in einen Analyseteil und einen Anhang mit Informationen zu einzelnen Organisationen und Gruppen, die den Islam zur Grundlage ihres Handelns erklären und sich seit 2011 als politisch und gesellschaftlich einflussreiche Akteure identifizieren lassen. Die einzelnen Organisationen werden im Hinblick auf ihr Verhältnis zu Gewalt als politischem Mittel und ihr Verhältnis zu demokratischen, pluralen, freiheitlichen Organisationsstrukturen verortet. Die Länderanalysen ziehen eine vorläufige Bilanz der Entwicklungen in Nordafrika für den Zeitraum seit 2011 bis Juni 2016 und versuchen, die Chancen der islamistischen Akteure einzuschätzen, auch in Zukunft politisch und gesellschaftlich gestaltend zu wirken.

			Hinzuweisen ist auf die Vorgehensweise bei der Aktualisierung der Studie, um die Entwicklungen ab Herbst 2012 bis Juni 2016 zu erfassen. Der Einführungsbeitrag und der zusammenfassende Beitrag im Kapitel „Ausblick“ wurden aus der Perspektive des Jahres 2016 umgeschrieben. Die Auswahlbibliographie wurde auf den Stand 2016 gebracht und durch Literaturhinweise zum Phänomen „Islamischer Staat“ (IS) in Nordafrika erweitert. Die Länderbeiträge zu Ägypten, Algerien, Libyen und Marokko wurden jeweils durch einen Abschnitt erweitert, in dem die Entwicklungen in Bezug auf die islamistischen Akteure und die staatlichen Maßnahmen bis Juni 2016 zusammenfassend dargestellt und bewertet werden. Die Ausführungen der Autoren in den Abschnitten zu den mittelfristigen Perspektiven der Entwicklung wurden entsprechend angepasst. Der Länderbeitrag zu Tunesien wurde insgesamt neu gegliedert und neu geschrieben; diese Neufassung ist der Vielzahl der Ereignisse und der Wahlergebnisse der Parlamentswahl von 2014 geschuldet, die einige Akteure, die noch 2012 regional eine Rolle spielten, in den Hintergrund drängten. Eine neue Gewichtung der Akteure, gekoppelt an eine Neufassung des Beitrags war deshalb angebracht. Die aktualisierte Studie wurde zudem um einen Beitrag zur Ausbreitung der Terrormiliz IS in Nordafrika erweitert, weil Gruppen, die sich zum IS bekennen, seit 2014 in zunehmendem Maße in allen nordafrikanischen Staaten aktiv sind und die Rekrutierungsdynamik zugunsten des IS noch ungebrochen ist.

			Ein Glossar (Anhang 1) erläutert häufig verwendete Begriffe aus dem religiösen Bereich (wie Fatwa, Dar al-ifta’) oder Bezeichnungen wie islamische Akteure, Islamisten, Salafisten, Da’wa-Salafisten.

			In Anhang 2 folgen, alphabetisch nach Ländern geordnet, Kurzprofile islamischer und islamistischer Akteure. Sie spiegeln ebenfalls den Stand Juni 2016 wider.

			Die Studie wendet sich an ein breiteres Publikum. Arabische Namen und Begriffe wurden in vereinfachter Umschrift wiedergegeben oder folgen der jeweils landesüblichen lateinischen Variante. Bei eingedeutschten Namen und Begriffen wurde die Schreibweise des Duden übernommen.

			Die Länderanalysen der ersten Auflage basierten auf Forschungsreisen, die speziell für dieses Projekt im Frühjahr 2012 von den Autoren durchgeführt wurden. Die Autoren, ausgewiesene Landeskenner, hielten sich seither mehrfach in den von ihnen analysierten Ländern auf oder zogen Expertisen aus den Ländern heran, wenn ein eigener Aufenthalt wie im Falle Libyens (seit 2014) und Ägyptens (seit 2016) aus Sicherheitsgründen nicht möglich war.

			Es soll an dieser Stelle ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die Beiträge die Meinung der Autorinnen und Autoren zum Ausdruck bringen und nicht die ihres jeweiligen Arbeitgebers oder der Konrad-Adenauer-Stiftung, durch deren enge Zusammenarbeit die Durchführung der Studie 2012 erst ermöglicht wurde. Der Stiftung sei an dieser Stelle für das Interesse an einer aktualisierten, erweiterten Neuauflage der Studie und für die erneute großzügige Unterstützung des Vorhabens sowie die wiederum sehr gute Kooperation gedankt.

			PD Dr. habil. Sigrid Faath

			Berlin, Juni 2016

		


		
			Perspektiven für Nordafrika: Werden Islamisten die Zukunft bestimmen? Zum Untersuchungsgegenstand

			Sigrid Faath

			1. Das Jahr 2011: Eine Zäsur für alle Staaten Nordafrikas

			Ein König auf Lebenszeit, das gilt als normal. Republiken mit einem Staatsoberhaupt, das sich nach und nach das Amt praktisch auf Lebenszeit sichert – das ist in Nordafrika und dem Nahen Osten eher die Regel als die Ausnahme. Langlebigkeit im höchsten Staatsamt war ein hervorstechendes Kennzeichen der nordafrikanischen und nahöstlichen Republiken; nur der Tod, Krankheit und Amtsunfähigkeit oder im einen oder anderen Fall ein Putsch brachte Veränderung. Wahlen waren in den seltensten Fällen ausschlaggebend für einen Wechsel an der Staatsspitze.1 Als ähnlich „stabil“ erwies sich der autoritäre Führungsstil der Staatsoberhäupter in Nordafrika und dem Nahen Osten, wobei dies für die Monarchien wie die Republiken zutraf.

			Insbesondere seit den fortschreitenden demokratischen Transformationsprozessen der ehemaligen Ostblockstaaten in den 1990er Jahren galten deshalb die nordafrikanischen und nahöstlichen, islamisch geprägten Staaten als demokratieresistent. Das Freiheits- und Demokratiedefizit wurde von liberalen und reformorientierten Bevölkerungsteilen beklagt – wie beispielhaft der dritte Band der Arab Human Development Reports2 aufzeigt. In- und ausländische Analysten der Entwicklungen in Nordafrika und Nahost erwarteten keine substantiellen Modifikationen der Herrschaftspraxis oder gar Eingriffe in die Systemstruktur.

			Die Hoffnung, dass die regierenden Eliten über einzelne Liberalisierungsschritte oder Reformen in Teilbereichen hinaus signifikante Eingriffe vornehmen würden, die zu einem Abbau autoritärer Beziehungsstrukturen beitragen könnten, war zu Beginn des 21. Jahrhunderts gering.3

			Das Jahr 2011 begann jedoch mit einer Überraschung. Massenproteste bewirkten eine Veränderung der Rahmenbedingungen. Es kam zu Machtwechseln in Tunesien, Ägypten und Libyen; im Jemen musste Präsident Salih nach anhaltenden Protesten seit Ende Januar 2011 schließlich auf die angestrebte Präsidentschaft auf Lebenszeit verzichten und im November 2011 sein Amt abgeben. In Syrien kam es ab März 2011 zu Protesten, die sich zu einem Bürgerkrieg entwickelten, dessen Ende auch nach fünf Jahren nicht absehbar ist. Weder Zeitpunkt noch Ausmaß dieser politischen Veränderungen waren vorhergesehen worden. Die Auswirkungen der Protestbewegungen und politischen Umwälzungen des Jahres 2011 sind Ende des ersten Halbjahres 2016 in allen Staaten Nordafrikas, des Nahen Ostens und – was die Sicherheitslage und die Aktivitäten bewaffneter islamistischer Gruppen anbelangt – in den Sahelstaaten und in Europa zu spüren.

			1.1. Zu den Ereignissen und ihren direkten Folgen 2011/12

			Soziale Proteste in einer Region im Landesinnern Tunesiens, ausgelöst durch die Selbstverbrennung eines jungen Arbeitslosen, dessen Verzweiflungsakt mit einem Mobiltelefon aufgenommen worden war und schließlich über den katarischen Satellitenfernsehkanal Al-Jazira und über Youtube verbreitet wurde, entwickelten sich schnell zu landesweiten Protesten. Junge Arbeitslose, darunter zahlreiche arbeitslose Hochschulabgänger, Studenten, gewerkschaftlich Organisierte sowie Mitglieder von Menschenrechts- und Frauenorganisationen schlossen sich den Protesten an, die über Mobiltelefone koordiniert wurden.

			Was als sozialer Protest, als Auflehnung gegen die wirtschaftliche Lage und vor allem die Arbeitslosigkeit am 17. Dezember 2010 begonnen hatte, mündete nach der Jahreswende in eine politische Massenbewegung gegen Staatspräsident Ben Ali, aber auch gegen die Korruption großen Stils der Familie und Verwandten des Staatspräsidenten, die polizeiliche Willkür und die mangelnden Freiheiten.4 Der Rücktritt des Präsidenten wurde zur zentralen Forderung der Protestbewegung. Am 14. Januar 2011 verließ Präsident Ben Ali und seine Familie Tunesien; die näheren Umstände, die ihn dazu veranlassten, sind immer noch ungeklärt. Allerdings hatte sich die Militärführung vom Präsidenten abgewandt und sich mit den Protestierenden solidarisiert.

			Die Ausreise des tunesischen Präsidenten, von den Protestierenden als Flucht und ihr Erfolg gewertet, stimulierte in den anderen nordafrikanischen und nahöstlichen Ländern mit ähnlichen sozioökonomischen und entwicklungspolitischen Problemen sowie vergleichbaren Freiheitsdefiziten vor allem die jüngere Generation zur Nachahmung.

			Die tägliche, sehr emotional gestaltete Fernsehberichterstattung in Al-Jazira und die Verbreitung von Bildern, Videoaufnahmen und Augenzeugenberichten über die sozialen Netzwerke des Internets unterstützten diesen länderübergreifenden Effekt der tunesischen Ereignisse. Die direkten Folgen der Proteste, die nach dem 14. Januar 2011 von Marokko bis Jemen, Jordanien, Syrien und Bahrain ausbrachen, waren allerdings sehr unterschiedlich, wie ein Blick auf die nordafrikanischen Protestverläufe beispielhaft zeigt.

			Tunesien

			In Tunesien kam es nach dem Machtwechsel zu Säuberungen der Institutionen des Staates von hohen Funktionsträgern des „alten Regimes“ und zum Verbot der ehemaligen staatstragenden Partei RCD (Rassemblement Constitutionnel Démocratique/Konstitutionelle Demokratische Sammlung), der „Partei des Präsidenten“. Die Öffnung des politischen Systems war verbunden mit der Zulassung von bislang verbotenen Parteien und Vereinigungen islamistischer Orientierung.5

			Die Erneuerung der staatlichen Institutionen schritt in Tunesien relativ zügig voran. Am 23. Oktober 2011 fanden Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung statt, aus denen die islamistische Partei Ennahda als Sieger hervorging. Sie gewann zwar nicht die absolute Mehrheit, so dass sie eine Koalitionsregierung mit zwei kleinen liberalen Parteien eingehen musste, aber sie dominierte die Regierung und prägte die politische Agenda. Von dem allgemeinen Aufschwung der Islamisten nach dem Machtwechsel profitierten auch radikalere Positionen vertretende islamistisch-salafistische6 Organisationen; eine erste salafistische Partei wurde schließlich im März 2012 zugelassen.

			Ägypten

			Die am 25. Januar 2011 in Kairo beginnenden Proteste führten am 11. Februar 2012 zum Rücktritt Präsident Mubaraks. Auch in Ägypten war letztendlich die Haltung des Militärs bei der Durchsetzung des Wechsels an der Staatsspitze entscheidend, das sich auf die Seite der Protestierenden, „des Volkes“, stellte. Das ägyptische Militär trat seither jedoch nicht wieder in den Hintergrund, wie dies in Tunesien der Fall war. Der ägyptische Hohe Militärrat übernahm vielmehr die Macht und bestimmte die Agenda der Post-Mubarak-Ära.

			Die Zulassung von islamistischen Parteien war auch in Ägypten Teil der Öffnungspolitik. Aus den von Dezember 2011 bis Januar 2012 durchgeführten Parlamentswahlen ging die Partei der Muslimbruderschaft, die Freedom and Justice Party (FJP), als Sieger hervor. Die salafistische Partei des Lichts (Nur-Partei) erzielte das zweitbeste Ergebnis, so dass die Islamisten das neue ägyptische Parlament dominierten. Bei den im Mai 2012 folgenden Präsidentschaftswahlen schnitt der Kandidat der Muslimbruderschaft, Muhammad Mursi, am besten ab, allerdings nur knapp vor dem „unabhängigen“ Kandidaten Ahmad Shafiq, einem Repräsentanten des alten Regimes, so dass es am 16./17. Juni 2012 zu einer Stichwahl kam; das Endergebnis wurde nach der Prüfung von Beschwerden am 24. Juni 2012 bekannt gegeben. Wahlsieger und neuer Präsident wurde Muhammad Mursi. Zwischenzeitlich war auf Beschluss des Verfassungsgerichts die Parlamentswahl wegen Regelverstößen für ungültig erklärt und als Folge davon das Parlament aufgelöst worden. Die Gesetzgebung fiel dadurch in die Hand des Militärrates zurück. Die Institutionenbildung und die vom Hohen Militärrat im Februar 2011 zugesagte Übergabe der Macht an eine zivile Regierung innerhalb von sechs Monaten schienen damit erneut auf unbestimmte Zeit vertagt. Allerdings kam es am 12. August 2012 zu einer überraschenden Wende; in Absprache mit der Militärführung nahm Präsident Mursi seither seine exekutiven Befugnisse wahr.

			Libyen

			In Libyen, wo am 17. Februar 2011 in Banghazi Proteste ausbrachen, mündete die harte Repression der Sicherheitskräfte in einen Bürgerkrieg. Zum Schutz der Zivilbevölkerung vor Bombardierungen der libyschen Streitkräfte genehmigte der UN-Sicherheitsrat in der UN-Resolution 1973 vom 17. März 2011 den Lufteinsatz der NATO, die im Einvernehmen mit der Arabischen Liga einen Schutzkorridor schuf. Die bewaffnete Auseinandersetzung zwischen der sukzessive anwachsenden Opposition und den Streitkräften, die weiterhin loyal zu Staatsoberhaupt Muammar al-Qaddafi standen, wurde im August 2011 durch die Luftunterstützung der NATO zugunsten der Opposition entschieden.

			Am 21. Oktober 2011 proklamierte die neue libysche Führung „die Befreiung Libyens von der Qaddafi-Herrschaft“ und versuchte, einen Regimewechsel einzuleiten: Parteien wurden erstmals seit Anfang der 1970er Jahre wieder zugelassen, die Gründung von Vereinigungen erleichtert, der religiöse Sektor gestärkt und ein Fahrplan für die institutionelle Neubildung verabschiedet. Die ersten pluralen Wahlen zu einem Allgemeinen Nationalkongress, der auch die Mitglieder für eine Kommission zur Erarbeitung einer Verfassung bestimmen sollte, fanden am 7. Juli 2012 statt. Befriedet war Libyen zu diesem Zeitpunkt aber bei weitem noch nicht. Bewaffnete Gruppen, darunter u. a. salafistisch-jihadistische Gruppen,7 sind auch nach dem Sturz des Qaddafi-Regimes weiterhin aktiv geblieben und setzten auf Gewalt als Mittel zur Durchsetzung ihrer Forderungen und Ziele (wie z. B. die Errichtung eines Kalifats).

			Marokko und Algerien

			In Marokko und Algerien reagierten die Staatsführungen 2011 mit der Erhöhung sozialer Leistungen und Subventionen für Grundnahrungsmittel, die in Marokko dank Budgethilfe aus Saudi-Arabien, in Algerien dank der seit Jahren hohen Erdöleinnahmen erfolgen konnte. Zusätzliche Mittel wurden in beiden Staaten für den sozialen Wohnungsbau und für Maßnahmen zur Reduzierung der Jugendarbeitslosigkeit bereitgestellt. Darüber hinaus gingen die Staatsführungen Marokkos und Algeriens auf politische Anliegen der Protestbewegungen ein, die sich auf mehr Freiheit und Demokratie bezogen, obwohl die Proteste weder in Marokko noch in Algerien eine Bedrohung für das Regime darstellten.

			Der marokkanische König kündigte am 9. März 2011 eine Verfassungsreform an. Nach entsprechenden Vorbereitungen und Konsultationen mit Vertretern der politischen Parteien und der Zivilgesellschaft wurde die neue Verfassung in einem Referendum am 1. Juli 2011 angenommen. Die Verfassungsreform brachte substantielle Veränderungen, deren Umsetzung noch 2011 eingeleitet wurde. Allerdings schloss der König die Errichtung einer konstitutionellen Monarchie nach europäischen Vorbildern aus.

			In Algerien fielen die von Präsident Bouteflika am 15. April 2011 in einer Rede an die Nation angekündigten politischen Reformen zwar begrenzter aus als in Marokko; die Gründung von Parteien und Vereinigungen wurde aber erleichtert und das Wahlgesetz geändert, um gezielt den Anteil von Frauen in den lokalen, regionalen und nationalen Institutionen zu erhöhen, was auch gelang, wie die Parlamentswahlen vom Mai 2012 belegen, wo von 462 Abgeordneten 145 Sitze an Frauen gingen (31,3 Prozent Frauenanteil; 2007: 7,9 Prozent).

			1.2. Internationale Euphorie 2011/12 nach den Umbrüchen in Nordafrika

			Neben den sozialen Anliegen: Schaffung von Arbeitsplätzen, Entwicklung, gerechte Teilhabe an den nationalen Ressourcen, Ende der Korruption großen Stils, kreisten die politischen Forderungen der Protestbewegungen des Jahres 2011 um mehr Freiheit und Demokratie.

			Weil Freiheit und Demokratie zu den politischen Forderungen der Protestierenden zählten und sich der Unmut gegen die bisher autoritär regierenden Staatsführungen richtete, gingen viele Beobachter 2011/12 davon aus, dass jetzt gute Chancen für die Verwirklichung demokratischer politischer Ordnungen in den Umbruchsstaaten bestünden. Die internationalen Medien prägten deshalb den Begriff „Arabischer Frühling“, um diese Aufbruchsstimmung zu umschreiben. Nach der Ausweitung der Proteste in Nordafrika und dem Nahen Osten wurde der Begriff so oft verwendet, dass er seither beinahe weltweit synonym für die Proteste und Ereignisse des Jahres 2011 in Nordafrika und dem Nahen Osten gebraucht wird. Wegen seiner Verbreitung und den mit ihm verbundenen Assoziationen wird er zum Teil auch in der vorliegenden Studie als Kürzel für die unmittelbaren Umbrüche in Tunesien, Ägypten und Libyen 2011 und ihre direkten Auswirkungen auf die gesamte Region Nordafrika und den Nahen Osten verwendet.

			Allerdings ist die Bezeichnung „Arabischer Frühling“ problematisch, weil sie die gesellschaftliche Realität der meisten nordafrikanischen und nahöstlichen Staaten ausklammert und einseitig auf die arabische Komponente der sowohl sprachlich, ethnisch und kulturell pluralen Gesellschaften hinweist. Der Begriff wird deswegen – wenn auf ihn zurückgegriffen wird – in Anführungszeichen gesetzt.

			In den ersten Monaten nach den Machtwechseln in Tunesien und Ägypten herrschte in den Ländern selbst und bei vielen ausländischen Beobachtern angesichts der neuen Chancen für Demokratie und Freiheit Euphorie vor. Zahlreiche ausländische Einrichtungen wurden aktiv und boten Unterstützung bei der demokratischen Transformation an. Zwei Jahre nach den Ereignissen des „Arabischen Frühlings“ war die Euphorie allerdings bereits sichtlich gedämpft, denn es wurde immer offenkundiger, dass sich die Rahmenbedingungen in den Transformationsstaaten Ägypten, Libyen und Tunesien für einen demokratischen Umgestaltungsprozess alles andere als förderlich entwickelten. Die Umgestaltung der politischen und wirtschaftlichen Systeme wird seit 2012 vor allem durch drei Entwicklungen mit negativen Auswirkungen auf die politische Stabilität, die soziale Lage der Bevölkerung und die gesellschaftliche Kohäsion erschwert; es handelt sich hierbei in erster Linie um

			
					die anhaltenden Sicherheitsprobleme und die Sicherheitsdefizite. In Tunesien setzte die von der islamistischen Partei Ennahda und zwei kleinen, politisch einflusslosen Parteien geführte Koalitionsregierung (die „Troika“) das staatliche Gewaltmonopol gegenüber gewaltbereiten salafistischen Gruppen nicht durch. In Libyen fehlen immer noch die staatlichen Sicherheitsstrukturen; eine baldige Integration der weitgehend autonom agierenden Milizen in staatliche Strukturen zeichnet sich nicht ab.

					die Schwierigkeiten, die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen. Die Sicherheitsprobleme wirken sich auf die Wirtschaft negativ aus; in Tunesien und Ägypten ging der Tourismus als wichtiger Devisenbringer und Arbeitgeber drastisch zurück. Das Klima ist für ausländische Investitionen alles andere als günstig. In Tunesien wirkt die hohe Streikbereitschaft der Arbeitnehmer in privaten wie öffentlichen Unternehmen auf potentielle Investoren zusätzlich abschreckend. Die soziale Lage der Bevölkerung verschlechterte sich in den Transformationsstaaten Ägypten, Libyen und Tunesien und schließlich auch in Algerien, wo der Ölpreisverfall seit 2014 die Politik der Rentenverteilung in dem hohen Maße wie bisher nicht mehr zulässt. Gleichzeitig ist die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit den Regierenden gewachsen und parallel dazu die Bereitschaft, für die Durchsetzung der eigenen Interessen zu protestieren bzw. zu streiken.

					die neuen politischen Akteure des islamistischen Spektrums, die sich im politisch liberalen Klima nach den Machtwechseln formiert hatten. Zu ihnen zählen Organisationen, die im Rahmen des bestehenden Systems über Wahlen und durch Werben für ihre Islaminterpretation unter der jungen Generation den Weg an die Macht vorbereiten wollen, aber auch solche Organisationen, die offen ein Kalifat fordern, ein demokratisches System sowie die Teilnahme an Wahlen ablehnen und mit (terroristischer) Gewalt ihr Ziel erreichen wollen. Die gesellschaftliche Spaltung entlang des Religionsverständnisses und des angestrebten Staats- und Gesellschaftsmodells vertiefte sich seit 2011.

			

			2. Die Profiteure der politischen Umbrüche

			Bereits wenige Wochen nach den Machtwechseln in Tunesien und Ägypten zeichnete sich ab, dass vor allem islamistische Organisationen von den Veränderungen profitieren würden. Bald war deshalb auch vom „Islamischen Frühling“ die Rede, der nun angebrochen sei.

			Es ist offenkundig, dass seit den Machtwechseln in Tunesien, Ägypten und Libyen islamistische Organisationen an politischem und gesellschaftlichem Einfluss gewonnen haben und das öffentliche Leben und die öffentliche Diskussion maßgeblich mitbestimmen. Die Aufhebung der Restriktionen zur Gründung von Parteien und Vereinigungen mündete in eine Flut von Anträgen zu deren Legalisierung. Islamistisch-orientierte Organisationen erwiesen sich in allen Ländern als effizienter und effektiver bei der Mobilisierung von Anhängerschaft als liberal und säkular orientierte Organisationen, solange ihnen nicht wie in Ägypten im Juli 2013 durch das Militär die Macht entzogen und ihre Organisationen verboten wurden (s. u.), oder wie in Algerien große Teile der Bevölkerung aufgrund der Erfahrungen mit islamistischer Gewalt während des Bürgerkriegs in den 1990er Jahren extrem misstrauisch gegenübertreten.

			Für die unterschiedlichen islamistischen Gruppen war die politische Öffnung nach dem Führungswechsel in Tunesien, Ägypten und Libyen die Chance, als legale Organisationen in den neuen Institutionen Fuß zu fassen, den politischen und gesellschaftlichen Handlungsspielraum auszuweiten und Einfluss auf die ordnungspolitische Gestaltung der Zukunft zu nehmen. Weil der religiöse Bereich zudem staatlich kontrolliert war und seine Repräsentanten verpflichtet waren, die staatlich-tolerierte Religionsinterpretation zu verbreiten, greifen seit den politischen Umbrüchen neben den Islamisten auch verstärkt islamisch-konservative, den Islamisten nahestehende Persönlichkeiten in die politischen und gesellschaftlichen Debatten ein.

			Die neuen Freiräume wurden nach den Umbrüchen in Tunesien, Libyen und Ägypten und nach der Annahme der neuen Verfassung in Marokko vielfach genutzt, um die Religion geschickt für die eigenen Zwecke zu instrumentalisieren. Der Zweck kann konkret auf einen politischen Prozess abzielen (wie Wahlen, Referenden); er kann die „Islamisierung“ einer Institution und einer gesellschaftlichen Gruppe anstreben oder er kann allgemein auf die „Islamisierung“ und „Moralisierung“ der Gesellschaft (gemäß der eigenen Religionsauslegung) gerichtet sein. In allen Fällen wird versucht, religiöse Gefühle anzusprechen oder einen Sachverhalt als von Gott erlaubt bzw. gottgefällig oder gegen die Gebote Gottes verstoßend zu präsentieren. Damit wird gleichzeitig jede Diskussion abgewürgt.

			Sittlich-moralische, wertebezogene Diskurse und der religiöse Bezugsrahmen nehmen seit dem Jahr 2011 auf politischer und gesellschaftlicher Ebene einen hohen, ja dominanten Stellenwert ein. Diese Tendenz verstärkte sich jeweils nach den ersten Wahlen, die auf die Umbrüche bzw. die Einleitung von Reformen folgten, wenn islamistische Parteien als stärkste politische Kraft hervorgingen wie in Tunesien (Oktober 2011), Marokko (November 2011), Ägypten (Januar 2012), oder zumindest über starken Einfluss verfügten wie in Libyen (Juli 2012).

			Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung in Tunesien am 23. Oktober 2011 gewann die islamistische Partei Ennahda 1,5 Millionen Wählerstimmen und damit 43 Prozent der Sitze. Ennahda bildete eine Koalitionsregierung mit zwei aus der liberal-säkularen Strömung hervorgegangenen Parteien, die allerdings kein Gewicht in der Regierung hatten.

			In Marokko gewann die islamistische PJD (Parti Justice et Développement/Partei Gerechtigkeit und Entwicklung) bei der Parlamentswahl im November 2011  27,08 Prozent der Parlamentssitze und wurde gemäß der neuen Verfassung als stärkste Fraktion mit der Regierungsbildung beauftragt.

			In Ägypten ging die Freedom and Justice Party der Muslimbruderschaft aus den Parlamentswahlen vom Dezember/Januar 2011/12 als stärkste Partei (47,2 Prozent der Sitze) hervor, gefolgt von der islamistisch-salafistischen Nur-Partei (25 Prozent der Sitze). Ihre politischen Ambitionen wurden zwar im Juni 2012 durch die Auflösung des Parlaments beschnitten, allerdings erhielt der im Juni 2012 zum Staatsoberhaupt gewählte Muslimbruder und Präsident der Freedom and Justice Party, Muhammad Mursi, von der Militärführung Entscheidungsbefugnisse zugestanden.

			Die islamistischen Parteien in Algerien erhofften sich von dem „Islamisierungsschub“ in Nordafrika seit 2011 ebenfalls ein sehr gutes Wahlergebnis bei der Parlamentswahl im Mai 2012. Sie wurden jedoch enttäuscht. Die Grüne Allianz, ein Wahlzusammenschluss aus drei islamistischen Parteien, die von den 462 Sitzen der Nationalen Volksversammlung immerhin 50 Sitze (11 Prozent der Sitze) gewann, hatte mit weitaus mehr Sitzen gerechnet. Insgesamt 61 Sitze fielen an islamistische Parteien, die damit nur knapp über 13 Prozent der Abgeordneten stellten. Welches Wählerpotential die ehemaligen Mitglieder der seit 1992 verbotenen Islamischen Heilsfront binden könnten, wenn eine Revitalisierung der Organisation und die politische Betätigung ihrer ehemaligen Führungskader erlaubt wäre, oder wie viele Anhänger die islamistisch-salafistische Tendenz in Algerien mobilisieren könnte, ist unbekannt. Wenn es auch 2011/12 in Algerien nicht zu einem offenkundigen Aufschwung islamistischer Organisationen kam, so gilt doch auch für Algerien: Die verschiedenen islamistischen Tendenzen sind präsent und durchaus keine zu vernachlässigende Größe. Die gewaltbereiten Organisationen – wie Al-Qaida im Islamischen Maghreb – haben zudem seit den Umbrüchen in Tunesien und Libyen verstärkt Zulauf und mehr Zugang zu Waffen als je zuvor. Schließlich gewann die Terrormiliz „Islamischer Staat“ vor allem seit Ausrufung des „Kalifats“ durch ihren Führer Abu Bakr al-Baghdadi am 29. Juni 2014 auch in Algerien Anhänger, wenn auch bedeutend weniger als in Tunesien und Marokko.

			Mit Ausnahme Algeriens kann also von einem deutlichen Aufschwung für legale islamistische Gruppen, Parteien und Vereinigungen nach den Protesten des Jahres 2011 in den nordafrikanischen Staaten gesprochen werden. Sie waren die unmittelbaren Profiteure der Umbrüche, obwohl sie weder in Tunesien noch in Ägypten oder Libyen zu den Initiatoren der jeweiligen Proteste gehörten. Islamisten spielten in der ersten Phase der Proteste keine entscheidende Rolle; zu Beginn der Proteste wurden auch keine Forderungen mit Bezug zur Religion formuliert.

			In Marokko, Tunesien und in Libyen konnten legale islamistische Organisationen ihren seit 2011 gewonnenen Einfluss bewahren. Lediglich in Ägypten schlug das Pendel am 3. Juli 2013 um, als die Militärführung unter dem amtierenden Verteidigungsminister und Vorsitzenden des Militärrats Abd al-Fattah al-Sisi nach vorausgehenden Massenprotesten gegen Mursis zunehmend autoritäre Politik im Dienste der Muslimbruderschaft den Präsidenten, der sich beharrlich weigerte zurückzutreten, absetzte. Der Putsch gegen Präsident Mursi zog eine Kampagne gegen die Muslimbruderschaft und ihre Partei FJP nach sich. Zahlreiche Mitglieder der Muslimbruderschaft flohen außer Landes, um der Verhaftung zu entgehen. Die Führungsgruppe war jedoch fast vollständig verhaftet worden. Zu enge Kooperationspartner oder Organisationen, die sich mit der Muslimbruderschaft solidarisch erklärten, mussten gleichfalls die staatliche Repression befürchten. Die staatliche Überwachung des islamistischen Spektrums und der Moscheen wurde ausgeweitet, so dass sich der Handlungsspielraum legaler islamistischer Organisationen seit dem Militärputsch vom Juli 2013 drastisch verringerte. Zum neuen Staatspräsidenten wurde am 8. Juni 2014 der Militär Abd al-Fattah al-Sisi gewählt; zu den Parlamentswahlen, die von Oktober bis Dezember 2015 stattfanden, trat nur die islamistisch-salafistische Nur-Partei an, die sich als „loyale Opposition“ präsentierte. Sie gewann aber lediglich elf Sitze, während sie sich bei den Wahlen 2011 noch 109 Sitze sichern konnte. Die straffe Kontrolle des religiösen Bereichs und der Einsatz repressiver Mittel gegen Islamisten halten seither an. Die ägyptische Justiz verurteilte seit 2013 zahlreiche Mitglieder der Muslimbruderschaft zum Tode oder zu hohen Haftstrafen. Der ehemalige Staatspräsident Mursi stand seither wegen diversen Anklagen, zuletzt am 18. Juni 2016, vor Gericht. Im Mai 2015 wurde gegen ihn die Todesstrafe verhängt, im Juni 2016 wurde er zu lebenslänglicher Haft wegen Spionage für Katar verurteilt. Aussichten für die Muslimbruderschaft, in absehbarer Zeit erneut am politischen Prozess teilnehmen zu können, gibt es keine. Von den politischen Entwicklungen seit der Absetzung Mursis profitierten die gewaltbereiten islamistisch-jihadistischen Gruppen, die vor 2013 hauptsächlich auf der Halbinsel Sinai und gegen Israel aktiv waren; sie erhielten nun personellen Zulauf und einen konkreten innerägyptischen Feind, die neue Staatsführung.

			Den strategischen Fehler Mursis, der schnell und unter Missachtung der Machtverhältnisse bzw. des gegnerischen Potentials die islamistische Prägung von Staat, Politik und Gesellschaft vorantreiben wollte, beging die islamistische Ennahda-Partei in Tunesien – die Absetzung Mursis vor Augen – nicht. Auch in Tunesien hatte sich 2012/13 zunehmend Widerstand gegen die Ennahda-geführte Troika-Regierung formiert. Zur Mobilisierung der Gegenbewegung trug u. a. die offenkundige Klientelpolitik Ennahdas zugunsten ihrer Mitglieder und Sympathisanten, die Zulassung und Duldung salafistisch-jihadistischer Propaganda und die Förderung islamistischer Islamisierungsbestrebungen in der Gesellschaft unter der Troika-Regierung bei; eine Rolle spielten aber auch die offensichtliche Verzögerung des Verfassungsgebungsprozesses und die Tricksereien, um die Verfassung im Sinne Ennahdas „islamischer“ zu gestalten, und schließlich im Februar und Juli 2013 die spektakulären Morde an zwei Parteivorsitzenden säkularer Parteien, in die islamistisch-salafistische Gruppen involviert waren. Ennahda zeigte sich nach den massiven Protesten, angeführt von säkularen zivilgesellschaftlichen Organisationen, darunter führend der mitgliederstarke Gewerkschaftsverband UGTT und der Arbeitnehmerverband UTICA, Menschenrechts-, Frauen-, Anwälte- und Richtervereinigungen, kompromissbereit. Die Ennahda-Führung ging auf die Forderungen ein, den Verfassungsgebungsprozess zu beschleunigen und nach Verabschiedung der neuen Verfassung die Regierung an eine „Technokratenregierung“ abzugeben. Dieser Fahrplan wurde eingehalten; die Verfassung konnte im Februar 2014 in Kraft treten und die zumindest formal parteilose Übergangsregierung unter Premierminister Jomaa wurde mit der Vorbereitung von Parlaments- und Präsidentschaftswahlen beauftragt. Ennahda wurde bei den Parlamentswahlen im Oktober 2014 nur zweitstärkste Kraft; die als säkulare Alternative 2012 gegründete Partei Nidaa Tounes, deren Führer Béji Caid Essebsi versprochen hatte, keine Koalition mit Ennahda einzugehen, gewann die Wahl. Béji Caid Essebsi ging zudem als Sieger aus der Präsidentschaftswahl im Dezember 2014 hervor. Die Konsensstrategie und der kompromissbereite, politisch-moderate Diskurs der Ennahda-Führung, die für Pluralismus und Inklusion plädierte, sicherte ihr die Einbeziehung in die neue Regierung. Die noch vor der Parlamentswahl von Béji Caid Essebsi kategorisch ausgeschlossene Koalition mit Ennahda spaltete und schwächte jedoch Nidaa Tounes; Machtquerelen taten ein Übriges, so dass im Frühjahr 2016 Ennahda erneut stärkste Fraktion im Parlament wurde; ihren Einfluss in der Gesellschaft baute sie durch ein Netzwerk von Vereinigungen zudem systematisch aus.

			Die marokkanischen Islamisten des PJD entschieden sich Mitte der 1990er Jahre für den legalen Weg und die Beteiligung an Wahlen. In Marokko war und ist dieser Schritt gleichbedeutend mit der Anerkennung des bestehenden monarchischen Systems und der politischen wie religiösen Führerschaft des Königs. Der Handlungsspielraum des PJD und aller anderen zugelassenen islamistischen Organisationen ist deswegen stets begrenzt gewesen; einige Politikbereiche wie der religiöse Bereich, Verteidigung und Außenpolitik sind exklusiv dem König vorbehalten. Um politisch eine Rolle zu spielen, musste sich der PJD stets kompromissbereit zeigen. Die Partei konnte seit ihrem Wahlsieg bei den Parlamentswahlen 2011 ihre führende Stellung behaupten. Bei den Wahlen zu den Kommunal- und Regionalparlamenten schnitt der PJD gut ab; die Partei erhielt jeweils die meisten Stimmen. Der PJD erhielt zwar Konkurrenz aus dem säkularen Lager, bei den Parlamentswahlen im Oktober 2016 ist dennoch zu erwarten, dass die Partei erneut ein gutes Ergebnis erzielt. Sie evozierte mit ihrer Politik bislang keine vergleichbar massiven und anhaltenden landesweiten Proteste, wie dies in Ägypten 2013 oder in Tunesien 2013 der Fall war. Verurteilten Mitgliedern salafistisch-jihadistischer Gruppen bietet König Mohamed VI. Amnestie und Wiedereingliederung in die Gesellschaft an, sofern sie zur Absage an Gewalt und zur Anerkennung des bestehenden politischen Systems bereit sind. Seit November 2011 wurden bekannte Salafistenprediger, die sich dieser Bedingung unterwarfen, amnestiert; im November 2015 folgte eine Gruppe von 37 Personen, die sich zum Teil in salafistischen Predigtvereinigungen, zum Teil in kleinen islamistischen politischen Parteien engagierten.

			In Libyen erzielten die islamistischen Abgeordneten sowohl bei der Wahl zur Allgemeinen Nationalkonferenz im Juli 2012 als auch zum Repräsentantenhaus im Juni 2014 zwar größere Stimmenanteile, aber nicht die Mehrheit. Zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele setzten sie deshalb immer mehr auf die islamistischen Brigaden, mit denen sie u. a. durch Belagerung des Parlaments und die kurzzeitige Entführung des Premierministers die Verabschiedung von Gesetzen in ihrem Sinn erzwangen. Gegen diese Konstellation wandte sich ab Mai 2014 General Haftar mit der antiislamistisch ausgerichteten Operation Karama (Würde); die Operation Karama wird seither durch das nach Tobruq verlagerte Parlament und die Regierung Al-Thinni unterstützt. Die islamistischen Brigaden mobilisierten sich im Gegenzug in der Operation Fajr (Morgenröte); diese wird von den islamistischen Abgeordneten der reaktivierten Allgemeinen Nationalkonferenz und der von ihr neu formierten Regierung in Tripolis unterstützt. Diese Entwicklungen führten ab Sommer 2014 zum Beginn des „Zweiten Bürgerkrieges“ und zur institutionellen Zweiteilung Libyens. Das entstehende sicherheitspolitische Vakuum nutzten wiederum seit Sommer 2015 die Kämpfer der Terrormiliz „Islamischer Staat“, um sich in Libyen festzusetzen. Ein international vermittelter Dialogprozess mündete im Januar 2016 in die Bildung einer „Regierung der nationalen Einheit“ unter Premierminister Fayez al-Sarraj. Diese dritte amtierende Regierung in Libyen genießt internationale Unterstützung; sie konnte bislang jedoch weder die Zweiteilung des Landes überwinden noch die Sicherheitslage unter Kontrolle bringen.

			3. Islamisten als große Unbekannte

			Der islamistische Aufschwung nach den politischen Umbrüchen des Jahres 2011 in Nordafrika rief in den betroffenen Ländern und im Ausland ein breites Spektrum von Reaktionen hervor. Neben der Angst vor einer islamistischen Machtübernahme und einer islamistisch-geprägten Ordnung war in den ersten Monaten nach den Machtwechseln auch Zuversicht vorhanden. Ein paar Beispiele für „beruhigende“ Argumente:

			
					Die liberalen Bevölkerungsteile, so die Überzeugung einiger Beobachter, würden die islamistische Dominanz abwehren; die Einbindung von Islamisten in den politischen Prozess würde diese zudem mäßigen.

					Der marokkanische Schriftsteller Tahar Ben Jelloun meinte, die „ideologische Software“ der Islamisten sei überholt; sie könnten die Jugend nicht überzeugen.8

					Andere wiederum verwiesen darauf, dass die Wahlgewinne islamistischer Parteien ihrer bisherigen Politikferne, ihrem Image als Opfer des alten, korrupten Regimes und einer fehlenden politischen Alternative zuzuschreiben sind. Sie ziehen daraus den Schluss, dass ihre Regierungstätigkeit sie entzaubern wird, weil sie künftig anhand ihrer Leistungsbilanz vor allem im sozialen Bereich gemessen werden.9

					Ähnlich argumentierte der ehemalige Doyen der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Tunis, Sadok Belaïd:10 Das „islamistische Fieber“ werde nachlassen, u. a. weil die Islamisten, die an die Regierung gekommen seien, kein Konzept hätten und nicht über die Kompetenzen verfügen würden, um die Wahlerwartungen zu erfüllen. Sadok Belaïd ging aus diesem Grund von ihrer baldigen Abwahl aus.

					Hassan Mneimneh11 rechnete ebenfalls mit einem Einflussverlust der Islamisten. Einen „Islamistischen Winter“, so Mneimneh, werde es nicht geben, weil sich die Divergenzen innerhalb der islamistischen Bewegung verschärfen und sich der Islamismus weiterentwickeln werde. Die liberale Denkströmung in den nordafrikanischen Staaten werde zur Veränderung des Islamismus beitragen; einige Islamisten würden liberale Programmpunkte aufgreifen und der radikale Flügel der Islamisten würde sich sozial-konservativen Positionen zuwenden.

			

			Dies ist nur eine kleine Auswahl von Ansichten, die 2011 und 2012 über die Zukunft des Islamismus in Nordafrika kursierten. In der Regel basierten die Überlegungen und Schlussfolgerungen auf Annahmen, die entweder nicht durch Fakten gestützt werden oder den vielfach mehrdeutigen und sehr vagen Diskurs islamistischer Akteure ausblenden. Bereits eineinhalb Jahre nach Beginn des „Arabischen Frühlings“ war zu erkennen, dass in diesen Interpretationen der Ereignisse des Jahres 2011 wie auch in den Vorhersagen der zukünftigen Entwicklung viel Wunschdenken steckte.

			Sobald stattdessen das Verhalten, die Handlungen, das Mobilisierungspotential und die Anhängerschaft einzelner islamistischer Gruppen seit 2011 genauer analysiert wurden, drängten sich bereits Ende des ersten Halbjahres 2012 andere Schlussfolgerungen auf, die in der ersten Auflage der Studie weiter ausgeführt wurden. Die Entwicklungen und Ereignisse sowie das Verhalten der Islamisten seit 2012 bis Juni 2016 erhärteten die bereits 2012 formulierten Einwände gegen die zitierten Annahmen. Vier Anmerkungen seien hierzu gemacht:

			
					Selbst wenn zutrifft, dass die Mehrzahl der Jugendlichen von der „Software der Islamisten“ nicht überzeugt ist, wie Tahar Ben Jelloun meinte, so bilden diese Jugendlichen doch kein Bollwerk gegen die Ausweitung des islamistischen Einflusses, weil sie sich in der Regel apolitisch verhalten. Auf der Gegenseite stehen jedoch jene Jugendlichen und junge Frauen und Männer, die sich den unterschiedlichen islamistischen Organisationen anschlossen, hochgradig engagiert sind und sich aktiv politisch und gesellschaftlich einbringen, um ihre Überzeugung zu verbreiten und ihre Ziele durchzusetzen.

					Wo sind die liberalen Kräfte mit so viel gesellschaftlichem Einfluss, dass sie eine tatsächliche Herausforderung für Islamisten darstellen und deren verschiedene Fraktionen zur Änderung ihrer Programmatik veranlassen, wie dies Hassan Mneimneh vorhersagt? Taktische Anpassungen des Diskurses und des Forderungskatalogs vor und unmittelbar nach Wahlen, weil keine absolute Mehrheit erreicht wurde, das Militär als eine starke potentielle Veto- bzw. Kontrollmacht vorhanden ist und ausländische Investoren und Touristen aus wirtschaftlicher Notwendigkeit nicht verschreckt werden sollen, gab es nachweislich. Daraus jedoch auf eine tatsächliche programmatische Neuausrichtung und Hinwendung zu liberaleren Ideen bei moderat-fundamentalistischen Organisationen bzw. zu sozial-konservativen Ideen bei Fundamentalisten zu schließen, ist zu kurz gegriffen. Aussagen zu den Entwicklungstendenzen egal welcher Organisation können weder losgelöst vom innenpolitischen und außenpolitischen Umfeld noch losgelöst von den organisationsinternen Diskussionen und Kräfteverhältnissen, von der Zusammensetzung der Unterstützerklientel oder den Kernzielen der Organisation gemacht werden. Es zeigte sich zwar bei den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen im Herbst/Winter 2014 in Tunesien, dass die säkular und liberal orientierten tunesischen Wähler durchaus mobilisierbar waren, mit der Folge, dass Ennahda die Wahl verlor. Aber Béji Caid Essebsi brach sein Wahlversprechen und Nidaa Tounes ging eine Koalition mit Ennahda ein, die sich seither immer enger gestaltet und die Konsolidierung Ennahdas in den staatlichen Einrichtungen und Institutionen erlaubt. Eine säkulare Alternative stellt seit diesem Bruch des Wahlversprechens die von innerparteilichen Querelen stark geschwächte Partei Nidaa Tounes nicht mehr dar. Ennahdas Chancen, bei den kommenden Lokal- und Parlamentswahlen wieder stärkste Kraft zu werden, sind ungeachtet der schlechten Bilanz der Troika-Regierung unter Ennahda-Führung (Dezember 2011 bis Januar 2014) hoch, denn weder ist die Wahlbeteiligung kalkulierbar noch sind gut organisierte und gesellschaftlich einflussreiche Parteien in Aussicht, die eine nichtislamistische Wahlalternative wären.

					Das tunesische Beispiel zeigt, wie illusorisch die Annahme ist, dass sich islamistisches Denken durch Inklusion in den politischen Prozess grundlegend verändert, islamistische Parteien ihre religiös-fundamentalistischen Positionen aufgeben und einen modernen Staat, in dem ausschließlich Zivilrecht gilt, anstreben. Der 10. Parteitag der tunesischen Ennahda im Mai 2016 und die jüngsten Schriften ihres Führers Rachid Ghannouchi belegen,12 dass die islamistischen Kernpositionen Bestand haben: Religion und Politik/Staat sind eins, religiöses Recht hat Priorität. Diese Positionen sind mit einem modernen Zivilstaat nicht vereinbar.

					Es gibt keinerlei Erfahrungswerte, dass radikale Flügel islamistischer Organisationen bereit sein werden, sich am politischen Prozess zu beteiligen, und dauerhaft eine gewaltfreie Strategie befürworten. Aber selbst wenn einige salafistisch-jihadistische Organisationen von Gewalt als politischem Mittel Abstand nehmen und den legalen politischen Weg einschlagen, heißt das nicht, dass sie damit eine Entradikalisierung ihrer religiös-fundamentalistischen Positionen und der daraus abgeleiteten politischen und gesellschaftlichen Agenda verbinden. Eine Aufgabe dieser Positionen in Bezug auf den Stellenwert der Scharia,13 des religiösen Rechts und des angestrebten „islamischen Staates“ käme einer Selbstaufgabe gleich.

			

			4. Bedarf an Wissen über die islamistischen Akteure

			Beobachter der Region beklagen seit 2011 die Unübersichtlichkeit der Akteurslandschaft besonders in den Umbruchstaaten, wo sich nach der politischen Öffnung zahlreiche politische und gesellschaftliche Organisationen gründeten, zu denen Detailinformationen fehlen. Dies gilt in ganz besonderem Maße für die islamistischen Gruppen und Organisationen, die – auch wegen der Erfahrungen mit staatlicher Repression in der Vergangenheit – nach außen wenig transparent sind. Das änderte sich seit 2011 selbst in den Staaten nicht, in denen islamistische Organisationen seither legal aktiv sein können. Seit 2012/13 gründeten sich zudem zahlreiche neue islamistische Parteien und Vereinigungen.

			Für politisch bzw. entwicklungspolitisch engagierte ausländische Einrichtungen ist ein präziseres Wissen über die einzelnen politischen und gesellschaftlichen Akteure in den nordafrikanischen Staaten jedoch Voraussetzung, um auf sich abzeichnende neue Entwicklungstrends und machtpolitische Verschiebungen reagieren zu können. Die vorliegende Studie will zur besseren Kenntnis der Zielsetzungen und Strategien der neuen wie der unmittelbar nach 2011 revitalisierten islamistischen Akteure in Nordafrika beitragen.14

			Weil nach wie vor viele widersprüchliche Meinungen zu den Auswirkungen und Folgen des islamistischen Einflusses in Nordafrika kursieren und die Unsicherheit gerade in Europa immer noch groß ist, was den Umgang mit islamistischen Akteuren anbelangt, wurde im Frühjahr 2016 die Aktualisierung der im Herbst 2012 erschienenen ersten Auflage der Publikation in Angriff genommen. Die Analysen zu den islamistischen Akteuren in Ägypten, Algerien, Libyen, Marokko und Tunesien gehen vor allem auf ihre Programmatik, Aktionsmodi und Mobilisierungskraft ein.

			Im Zentrum der Einzelanalysen stehen dementsprechend die zentralen Fragen nach

			
					den Zielen und Zukunftsvorstellungen der alten und neuen islamischen und speziell islamistischen Akteure15 unter den veränderten Rahmenbedingungen seit 2011;

					ihrem politischen und gesellschaftlichen Einfluss (Stand Mai/Juni 2016);

					den wahrscheinlichen Folgen des anhaltenden politischen Gewichts islamistischer Akteure für die seit 2011 eingeleiteten Reformprozesse, das künftige politische System und die gesellschaftliche Ordnung bzw. die Folgen staatlicher Repression in Ägypten seit Sommer 2013 gegen die größte islamistische Organisation, die Muslimbruderschaft, und ihre Partei FJP;

					den von terroristischen islamistischen Gruppen ausgehenden Gefahren sowie

					den möglichen Folgen für die Außenbeziehungen und die Zusammenarbeit insbesondere mit Deutschland bzw. deutschen Einrichtungen.

			

			Um die Länderanalysen nicht mit Details zu den einzelnen Gruppen, Organisationen und Einrichtungen zu überfrachten, wurden Detailinformationen zu islamistischen Akteuren, die bis zum Abschluss der Studie im Juni 2016 die politische und gesellschaftliche Entwicklung, sei es als Partei durch ihre Repräsentanz im Parlament, sei es als Vereinigung durch ihre gesellschaftliche Basisarbeit, durch ihr Störpotential, ihre Hetzpropaganda, Gewaltaufrufe oder terroristische Aktionen, beeinflussten, im Anhang zusammengestellt. Die Angaben zu den einzelnen Akteuren sind im Anhang nach Ländern geordnet und folgen einem einheitlichen Raster. Dieser Anhang versteht sich als eine Art Handbuch zur schnellen Information.

			Die Länderbeiträge des Analyseteils sind ähnlich aufgebaut und spiegeln den Stand der Entwicklungen seit Jahresbeginn 2011 bis Ende Mai 2016 wider. Grundlage der Analysen sind neben den Interviews und Gesprächen, die im Frühjahr 2012 und seither auf weiteren Forschungsreisen der Autoren durchgeführt wurden, vor allem schriftliche Dokumente der Organisationen, Reden führender Mitglieder und die in den Medien erfassten Aktivitäten, mit denen sie seit 2011 an die Öffentlichkeit getreten sind. Besonderes Augenmerk galt den Aussagen zu Demokratie, rechtsstaatlichen Prinzipien, Pluralismus, Frauen- und Minderheitenrechten und Gewalt als Mittel der Politik. Der diesbezügliche Diskurs wurde mit der politischen und gesellschaftlichen Praxis der einzelnen Organisationen seit 2011 verglichen.

			Diskurs und Praxis politischer und zivilgesellschaftlicher Akteure in Beziehung zu setzen ist eine Aufgabe, die auch in Zukunft kontinuierlich fortgesetzt werden muss, um nicht von Ereignissen oder Entwicklungen überrascht zu werden. Diese Aufgabe gilt es allerdings sowohl für islamistische wie für nicht islamistische Akteure in Nordafrika zu leisten. Denn „totalitäre oder autoritäre Regierungsformen weisen oft sehr unauffällige Anfänge und sehr feine Methoden sozialer Kontrolle auf“.16

			

			
				
					1|	Vgl. hierzu Faath, Sigrid (Hrsg.): Konfliktpotential politischer Nachfolge in den arabischen Staaten, Hamburg 2000.

				

				
					2|	Vgl. UNDP (Hrsg.): Arab Human Development Report, Band 3: Towards freedom in the Arab world, New York 2004.

				

				
					3|	Vgl. Faath, Sigrid (Hrsg.): Demokratisierung durch externen Druck? Perspektiven politischen Wandels in Nordafrika/Nahost, Hamburg 2005.

				

				
					4|	Die Ereignisse des Jahres 2011 sollen an dieser Stelle nur in ihren großen Linien in Erinnerung gerufen werden. In den Länderanalysen gehen die Autoren auf die wichtigsten Entwicklungen im Vorfeld und nach den Protesten 2011 ein, sofern sie zum Verständnis der heutigen Akteurskonstellation in den einzelnen Ländern notwendig sind.

				

				
					5|	Vgl. zur Begriffserläuterung das Glossar im Anhang.
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					9|	Vgl. u. a. Jeune Afrique, Paris, Nr. 30, 2012, S. 26–27 (Jean-Pierre Filiu: Les islamistes seront jugés sur leur bilan social).
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					11|	Vgl. Mneimneh, Hassan: The Arab spring: A victory for Islamism?, Brussels Forum, Washington D.C.: German Marshall Fund, März 2012, S. 5, http://www.gmfus.org/publications/arab-spring-victory-islamism (letzter Abruf: 25.5.2016).

				

				
					12|	Vgl. die in Arabisch im Juni 2015 in Tunis bei Dar al-Sahwa veröffentlichte Publikation von Rachid Ghannouchi: Al-Dimuqratiya. Nahwa ta´sil li-mafahim mu`asira (Die Demokratie. In Richtung der Verwurzelung zeitgenössischer Konzeptionen), aus der klar hervorgeht, dass Religion und Politik für Ghannouchi/Ennahda eine Einheit bilden (vgl. S. 16/17).
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					14|	Seit Veröffentlichung der ersten Auflage dieser Studie zu den Islamischen Akteuren wurde eine vergleichbar aufgebaute Studie zu den säkularen Akteuren in Nordafrika publiziert; vgl. Faath, Sigrid (Hrsg.): Nordafrikas säkulare Zivilgesellschaften. Ihr Beitrag zur Stärkung von Demokratie und Menschenrechten, Sankt Augustin/Berlin 2016. Eine weitere Studie zu den politischen Parteien in Nordafrika wird im ersten Halbjahr 2017 erscheinen.
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					16|	So der ehemalige Präsident der Tschechoslowakei Václav Havel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, Frankfurt a. M., 24.12.2011 (Vom Wert der Freiheit).
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			Islamistische Akteure in Ägypten: Pragmatismus als Leitmotiv nach dem Sturz Mubaraks

			Stephan Roll

			Zusammenfassung

			Das Ende der Mubarak-Herrschaft in Ägypten hat den Weg für ein formales politisches Engagement islamistischer Gruppen und Organisationen frei gemacht. Sowohl die Muslimbrüder als auch salafistische Gruppen gründeten eigene Parteien. Infolge der zunehmenden Herausbildung formaler Organisations- und Parteistrukturen und der Entwicklung der eigenen politischen Programmatik setzte ein Prozess der Ausdifferenzierung innerhalb des Spektrums islamistischer Akteure ein. Dabei verhielten sich alle relevanten islamistischen Parteien und Organisationen äußerst pragmatisch und traten als moderate politische Akteure in Erscheinung. Bis 2013 agierten sie innerhalb der bestehenden politischen Ordnung und lehnten Gewalt zur Durchführung ihrer politischen Ziele ab. Erfolgreich war dieses Vorgehen allerdings nicht. Zwar konnten islamistische Parteien, allen voran die Partei der Muslimbruderschaft, zwischen 2011 und 2013 beachtliche Wahlsiege erzielen. 2012 wurde der Muslimbruder Muhammad Mursi sogar in das Präsidentenamt gewählt. Allerdings erlangten die Islamisten keine Kontrolle über den Staatsapparat. Und auch in anderen Bereichen stieß ihr Vormarsch sehr schnell auf Widerstand. Der religiöse und damit in weiten Teilen gesellschaftspolitische Diskurs in Ägypten wurde weiterhin nicht alleine durch die islamistischen Organisationen und Gruppen, sondern ganz wesentlich durch die traditionsreiche Moschee und Universität Azhar geprägt, deren Führung erfolgreich auf ihre Unabhängigkeit pochte. In der Wirtschaft wiederum kamen islamistische Organisationen mit dem Aufbau von Netzwerken zu den etablierten Großunternehmern kaum voran. Die Absetzung des Präsidenten Muhammad Mursi durch das Militär Anfang Juli 2013 beendete die politische Teilhabe der Islamisten schlagartig. Die hiernach einsetzende umfassende staatliche Repression stürzte nicht nur die Muslimbruderschaft, sondern auch andere Parteien und Gruppen in eine existenzielle Krise.

			1. Die Neuformierung des islamistischen Akteursspektrums

			Durch den Zusammenbruch des Mubarak-Regimes wurden grundlegende gesellschaftliche und politische Entwicklungsprozesse in Ägypten eingeleitet. Obwohl Islamisten keineswegs die Speerspitze der jugendlichen Protestbewegung bildeten, die Anfang 2011 das Regime zu Fall brachte und in Ägypten selbst als „Revolution“ bezeichnet wird, konnten sie zunächst am meisten von dem politischen Umbruch profitieren.

			Für viele ägyptische wie auch internationale Beobachter schien sich nach 2011 daher geradezu eine „Islamisierung Ägyptens“ bzw. eine „islamistische Konterrevolution“ abzuzeichnen. Dass es hierzu nicht kam, hängt insbesondere mit zwei Faktoren zusammen, die anfangs oftmals übersehen wurden:

			
					Zum einen gab es nicht die Islamisten. Gerade in Ägypten ist das Spektrum islamistischer Akteure sehr heterogen. Die islamistischen Organisationen und Gruppen standen dabei sehr schnell in Konkurrenz zueinander. Zudem mussten sie sich selbst erst über ihre politischen Agenden verständigen und Parteistrukturen entwickeln.

					Zum anderen waren die islamistischen Akteure in ihrem politischen Handeln von Beginn an zahlreichen Restriktionen unterworfen. Sie befanden sich nicht nur im Wettbewerb mit anderen politischen Kräften; sie mussten sich vor allem auch gegenüber staatlichen und semistaatlichen Institutionen behaupten.

			

			In den folgenden Ausführungen über die Entwicklung der islamistischen Akteure in Ägypten nach dem Zusammenbruch des Mubarak-Regimes werden diese beiden Faktoren aufgegriffen.

			Zunächst werden die Entwicklung von islamistischen Parteien und ihren Agenden sowie die innerparteilichen Dynamiken nach 2011 untersucht. Im zweiten Teil stehen die Islamisten als politische Akteure bis 2012 im Mittelpunkt. Hierbei werden ihr konkretes Handeln im Transformationsprozess und ihr spannungsgeladenes Verhältnis zur Azhar, der wichtigsten religiösen Institution Ägyptens, sowie ihre Beziehungen zur ägyptischen Wirtschaft analysiert. Im dritten Teil stehen der Militärputsches 2013 und seine Folgen im Mittelpunkt.

			Es wird insbesondere den Fragen nachgegangen, wie es überhaupt zum Scheitern der Muslimbruderschaft kommen konnte und welche Auswirkungen die staatliche Repression seit 2013 auf die Entwicklung und die strategische Ausrichtung der einzelnen islamistischen Akteure hatte.

			1.1. Entstehung islamistischer Parteien

			Unter Präsident Husni Mubarak war nicht nur die Gründung religiöser Parteien in Ägypten verboten, durch die Verfassungsänderung im Jahr 2007 wurde auch ein politisches Engagement „auf Grundlage eines religiösen Referenzrahmens“ (Artikel 5) grundsätzlich untersagt.1 Diese Verschärfung der rechtlichen Bestimmungen richtete sich vor allem gegen die oppositionelle Muslimbruderschaft, die bei den Parlamentswahlen 2005 über 20 Prozent der Mandate durch formal unabhängige Kandidaten für sich gewinnen konnte.2 Sie war unter Mubarak nicht nur die einzige ernst zu nehmende Oppositionskraft. Die Muslimbruderschaft monopolisierte nach der Niederschlagung militanter islamistischer Gruppierungen in den 1990er Jahren geradezu das islamistische Akteursspektrum in Ägypten.

			Bereits wenige Tage nach dem erzwungenen Rücktritt Mubaraks kündigte sich eine Zäsur in Bezug auf den rechtlichen Rahmen für die politische Teilhabe der Islamisten an: Ein Kairoer Gericht genehmigte die Zulassung der gemäßigt-islamistischen Wasat-Partei, die sich über fünfzehn Jahre lang vergeblich um eine Zulassung als Partei bemüht hatte. In seiner Verfassungserklärung im März 2011 machte der Hohe Militärrat den Weg für die Gründung von Parteien mit religiösem Hintergrund grundsätzlich frei.3 In der Erklärung wurde zwar das „direkte politische Engagement“ auf der Basis von Religion weiterhin untersagt (Artikel 4), durch Streichung der 2007 eingeführten Formulierung des Artikels 5, der einen religiösen Referenzrahmen zum Ausschlusskriterium für eine Zulassung erklärte, wurden allerdings Parteigründungen von islamistischen Organisationen erlaubt. Infolgedessen setzte ein Gründungsboom islamistischer Parteien ein. Bis zu den Parlamentswahlen, die zwischen November 2011 und Januar 2012 abgehalten wurden, waren acht neue Parteien registriert worden, die (im weitesten Sinne) als „islamistisch“ bezeichnet werden können.4

			Die Partei der Muslimbruderschaft

			Im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit stand unzweifelhaft die Gründung der Partei der Muslimbruderschaft. Obgleich den Muslimbrüdern unter Mubarak parteipolitisches Engagement strikt verboten war, hatten sie über ihre Präsenz im Parlament, vor allem aber durch ihre jahrzehntelange Arbeit in diversen Berufsgenossenschaften Erfahrungen mit dem Aufbau formaler Organisationsstrukturen sammeln können.5 Diese Erfahrungen kamen der Bruderschaft nun zugute: Bereits zehn Tage nach dem Rücktritt Husni Mubaraks gab der spirituelle Führer (Murshid) der Bruderschaft, Muhammad Badi‘, die Gründung der Partei für Freiheit und Gerechtigkeit (Hizb al-hurriya wal-adala, im Folgenden wird die im Englischen gebräuchliche Abkürzung FJP für Freedom and Justice Party verwendet) bekannt.6 Nur drei Monate später reichten Vertreter der Bruderschaft einen Registrierungsantrag mit der Unterschrift von 9.000 Gründungsmitgliedern beim staatlichen Komitee für Parteienangelegenheiten ein, dem umgehend stattgegeben wurde. Unter den Gründungsmitgliedern waren auch tausend Frauen und über hundert Christen – wodurch der Charakter der FJP als Volkspartei unterstrichen werden sollte.

			Das Führungsgremium der Partei wurde allerdings überwiegend mit Mitgliedern des Führungsbüros (Maktab al-irshad) der Bruderschaft besetzt. Vorsitzender der Partei wurde Muhammad Mursi, der zwischen 2000 und 2005 als Sprecher der im Parlament vertretenen Muslimbrüder fungierte. Seine Stellvertreter wurden Issam Al-Arian, der wohl bekannteste Stratege und Vordenker der Bruderschaft, und Rafiq Habib, ein bekannter christlicher Intellektueller und Vorkämpfer für den interreligiösen Dialog in Ägypten.7 Saad al-Katatni, der Vorsitzende des Parlamentsblocks der Bruderschaft zwischen 2005 und 2010, übernahm den Posten des Generalsekretärs der neuen Partei.

			Gegenüber anderen, alten und neu gegründeten Parteien verhielt sich die FJP kooperativ, untermauerte aber zugleich ihren Führungsanspruch. Die Parteiführung kündigte an, dass die FJP bei den Parlamentswahlen für nicht mehr als 50 Prozent der Sitze kandidieren und auf einen eigenen Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen verzichten wolle.8 Im Juni 2011 war die FJP maßgeblich an der Bildung der Demokratischen Allianz für Ägypten beteiligt, einem Wahlbündnis aus 28 Parteien, die ihre Wahlstrategien koordinieren und gemeinsame Wahllisten aufstellen wollten.

			Zu den Mitgliedern der Demokratischen Allianz zählten anfänglich auch nahezu alle anderen islamistischen Parteien, darunter auch die Wasat-Partei, die 1996 von ehemaligen Muslimbrüdern gegründet worden war.9 Obgleich sich die Muslimbruderschaft mit ihrer FJP der ideologisch deutlich liberaler aufgestellten Wasat-Partei angenähert hatte, blieb ein tiefes Misstrauen zwischen den beiden Parteien bestehen. Die Wasat-Partei verließ schließlich das Bündnis aus Protest gegen die dominante Rolle der FJP. Sie trat bei den Parlamentswahlen als eine von wenigen Parteien eigenständig, außerhalb eines Wahlbündnisses an.

			Die salafistischen Parteien

			Auch die salafistischen Parteien verließen die Demokratische Allianz, allen voran die Nur-Partei (Partei des Lichts/Hizb al-nur).10 Gegründet worden war die Nur-Partei aus den Reihen der Da‘wa al-salafiya, einer salafistischen Vereinigung, die ihre Wurzeln in salafistischen, studentischen Gruppen hat, die in den 1970er Jahren in Alexandria entstanden waren. Im Gegensatz zur zweiten, großen salafistischen Organisation in Ägypten, der Ansar al-sunna, die sich eher abstrakt mit religiösen und gesellschaftspolitischen Fragestellungen beschäftigt, thematisierten die Prediger der Da‘wa bereits unter Präsident Mubarak die Alltagsprobleme ihrer Anhänger. Die Bewegung bildete hierdurch ein wesentlich stärkeres gesellschaftspolitisches Profil heraus. Direktes politisches Engagement indes lehnten beide salafistische Organisationen bis 2011 grundsätzlich ab.

			Erst nach dem Zusammenbruch des Mubarak-Regimes riefen einzelne Prediger der Da‘wa al-salafiya zur politischen Teilhabe auf. Zudem begann die Da‘wa al-salafiya eigene formale Organisationsstrukturen aufzubauen. Im Juli 2011 wurde Scheich Muhammad Abd al-Fattah („Abu Idris“) zum Generalsekretär der Organisation gewählt, sein Stellvertreter wurde Scheich Yasir Burhami.11 Letzterer gilt auch als einer der Gründerväter und geistigen Anführer der Nur-Partei, obgleich er ihr nicht beitrat. Vorsitzender der neuen Partei wurde Imad Abd al-Ghafur, der in der Da‘wa al-salafiya bislang keine Führungsposition bekleidet hatte.12 Nach ihrer Zulassung im Juni 2011 gelang es der Nur-Partei in beachtlicher Geschwindigkeit, Strukturen aufzubauen und für die Parlamentswahlen landesweit eigene Kandidaten aufzustellen. Nachdem der Zuspruch aus der Bevölkerung immer deutlicher wurde und sich die Nur-Partei mit der FJP nicht auf einen Verteilungsschlüssel für die Kandidatenaufstellung bei den Parlamentswahlen einigen konnte, gründete sie im September 2011 das Wahlbündnis Islamische Allianz.13

			Die beiden wesentlich kleineren Partner der Nur-Partei in der Islamischen Allianz waren die Asala-Partei (Hizb al-asala/Partei der Authentizität) und die Partei für Aufbau und Entwicklung (Hizb al-bina’ wal-tanmiya). Während die Asala-Partei ebenso wie die Nur-Partei aus dem Umfeld der Da‘wa al-salafiya gegründet worden war, hatte die Partei für Aufbau und Entwicklung einen anderen Hintergrund: Sie war von Führern der ehemals militanten islamistischen Organisation al-Jama‘a al-islamiya (im Folgenden Jama‘a islamiya) gegründet worden, die im März 2011 auf Beschluss der Militärführung aus dem Gefängnis entlassen worden waren. Die Führung der Jama‘a islamiya hatte sich bereits zur Jahrtausendwende von der Gewalt der vergangenen Jahrzehnte losgesagt und rief ihre Anhänger nun zur aktiven Teilnahme am politischen Willensbildungsprozess auf. Zusammen stellten die beiden Parteien allerdings nur rund 15 Prozent der Kandidaten der Islamischen Allianz.

			Die Islamische Allianz bekam breite Unterstützung aus dem salafistischen Lager. Neben der Da‘wa al-salafiya rief auch der neugegründete Konsultativrat der Religionsgelehrten (Majlis shura al-ulama´ bi-misr) zur Wahl der salafistischen Kandidaten bei den Präsidentschaftswahlen auf. Gegründet wurde der Rat im Frühjahr 2011 durch zehn sehr einflussreiche salafistische Scheichs, unter ihnen auch der zurzeit wohl bekannteste salafistische Fernsehprediger Muhammad Hassan. In gemeinsamen Erklärungen äußerten sich die Scheichs regelmäßig zur politischen Lage in Ägypten, ohne sich allerdings selbst parteipolitisch zu betätigen.14

			Parteien der Sufi-Bewegung

			Anders als den Muslimbrüdern und Salafisten gelang es den Sufis als eigene große islamische Strömung in Ägypten nicht, effektive Parteistrukturen aufzubauen. Zwar entstanden im Umfeld zweier Sufi-Orden die Ägyptische Befreiungspartei (Hizb al-tahrir al-masri) und die Partei Stimme der Freiheit (Hizb al-sawt al-hurriya), beide Parteien scheiterten allerdings bei den Parlamentswahlen an der 0,5-Prozent-Hürde. Ein Grund für den Misserfolg war sicherlich die anfänglich mangelnde Rückendeckung seitens des Obersten Sufi-Rats, einem semistaatlichen Gremium, das die oberste Autorität der ägyptischen Sufis bildet. Der Vorsitzende des Rats, Großscheich Abd al-Hadi al-Qasabi, lehnte zunächst parteipolitisches Engagement mit Bezug auf den Sufismus kategorisch ab. Vielmehr erklärte al-Qasabi, der selbst von Husni Mubarak ernannt worden war, seine Unterstützung und Loyalität gegenüber dem Hohen Militärrat und der Azhar als oberste islamische Autorität, was wiederum zu Widerspruch innerhalb der Sufi-Bewegung führte. Ende 2011 änderte der Sufi-Großscheich zwar seine kritische Haltung gegenüber politischem Engagement und sicherte beiden Sufi-Parteien seine Unterstützung zu, dennoch gelang es nicht, die Sufi-Anhängerschaft als politische Kraft zu einen.15

			1.2. Die politischen Agenden

			Die neu gegründeten islamistischen Parteien unterscheiden sich sowohl inhaltlich als auch in Bezug auf die Ausdifferenzierung ihrer Programmatik erheblich voneinander.16 Die vier größten Parteien betonen allerdings, dass sie bei der Umsetzung ihrer jeweiligen Wahlprogramme schrittweise vorgehen wollen und geben sich – gemessen am jeweiligen ideologischen Hintergrund – bemerkenswert pragmatisch. Vor allem die FJP und die Nur-Partei versuchen dem Eindruck entgegenzuwirken, sie würden einen schnellen, umfassenden Systemwechsel beabsichtigen. Die Nur-Partei erklärt das stufenweise Vorgehen bei politischen Reformen („al-tadrij fil-islah“) sogar zu ihrem Leitprinzip.17

			Gewalt als politisches Stilmittel wird hierbei von allen Parteien (und auch den jeweiligen Mutterorganisationen) abgelehnt. Anders als die Muslimbrüder, die sich bereits seit den späten 1970er Jahren glaubhaft von Gewalt distanziert hatten, wurde den salafistischen Gruppen allerdings immer wieder eine – zumindest ideologische – Nähe zu terroristischen Organisationen wie Al-Qaida nachgesagt. Die salafistischen Parteien waren daher besonders bemüht, sich als gewaltfreie politische Akteure zu präsentieren. Gewaltsame Übergriffe gegen Kopten und Zerstörungen von Heiligtümern der Sufi-Bewegung, die offenbar durch einzelne Salafisten erfolgten, wurden von einflussreichen salafistischen Predigern verurteilt. Tatsächlich blieben diese Aufrufe auch nicht ungehört. Vor allem die Zerstörung von Sufi-Schreinen im Frühjahr 2011 fand ein vorläufiges Ende.18

			Der wohl wichtigste programmatische Unterschied zwischen den Parteien besteht in ihren jeweiligen Vorstellungen von der Implementierung und Anwendung des islamischen Rechts, der Scharia. Mit Ausnahme der Wasat-Partei, die sich in ihrer Programmatik nahezu vollständig säkular gibt, betonen alle Parteien die Bedeutung der Scharia als „Hauptquelle der Gesetzgebung“ (Parteiprogramm der Nur-Partei) bzw. als „Referenzrahmen“ (Wahlprogramm der FJP) für das Rechtssystem. Für sich genommen stehen diese Aussagen keineswegs im Widerspruch zur bisherigen ägyptischen Verfassung, in der das islamische Recht als wichtigste Quelle der Rechtsordnung genannt wird (Artikel 2). Bei der Frage nach der Auslegung dieser Bestimmung finden sich bei den einzelnen Parteien indes unterschiedliche Aussagen.

			Die FJP betont in ihrem Wahlprogramm, dass die Scharia nur in „einigen wenigen Fällen“ konkrete Handlungsanweisungen und Vorgaben enthält und daher Spielraum für eine zeitgemäße Interpretation und Gesetzgebung besteht. Noch 2007 hatten die Muslimbrüder in einem Entwurf für ein Parteiprogramm die Forderung nach der Einsetzung einer Kommission aus islamischen Rechtsgelehrten erhoben, die über die religiöse Rechtmäßigkeit von Gesetzen wachen sollte.19 Diese Forderung nach einem „religiösen Wächterrat“ findet sich im Parteiprogramm der FJP nicht wieder. Vielmehr wird nun der (gewählten) Legislative die zeitgemäße Auslegung überlassen. Auch die 2007 noch explizit erhobene Forderung, Frauen und Christen von den Ämtern des Staats- und Ministerpräsidenten auszuschließen, fand keinen Eingang in das Parteiprogramm.20

			Die Nur-Partei geht hingegen auf die Auslegungsproblematik überhaupt nicht ein, sie ignoriert sie regelrecht. Hierdurch bleiben das Bekenntnis zu Menschenrechten und Meinungsfreiheit, aber auch die für eine salafistische Partei erstaunlich moderat klingenden Ausführungen zu den Rechten der koptischen Minderheit und der gesellschaftlichen Rolle der Frau äußerst widersprüchlich. Forderungen von Nur-Politikern nach Einführung von Hadd-Strafen wie dem Abhacken der Hand oder nach Abschaffung des Englischunterrichts an ägyptischen Schulen zeigen allerdings, dass in der Partei offenbar kaum Bereitschaft zur zeitgemäßen Auslegung der Scharia besteht.21 Zudem spricht die Partei – ebenso wie die Partei für Aufbau und Entwicklung – Kopten und Frauen das Recht ab, für das Präsidentenamt zu kandidieren.22

			Auch in Bezug auf wirtschaftliche Fragen gibt es erkennbare Unterschiede: Zwar fordern alle Parteien in ihren Programmen eine Mischung aus freier Marktwirtschaft und staatlichem Interventionismus, anders als bei der Wasat-Partei und der FJP finden sich bei der Nur-Partei und der Partei für Aufbau und Entwicklung jedoch auch Forderungen nach der Errichtung eines islamischen Wirtschaftssystems (wenn auch in sehr abgeschwächter Form). So kündigen die Nur-Partei und die Partei für Aufbau und Entwicklung die (schrittweise) Einführung eines islamischen Bankensystems zur Durchsetzung des islamischen Zinsverbots an. Darüber hinaus bleiben die wirtschaftspolitischen Vorstellungen der beiden salafistischen Parteien allerdings weitgehend unpräzise. In ihren Programmen finden sich kaum Hinweise darauf, wie die ambitionierten wirtschaftspolitischen Agenden finanziert werden sollen. Anders bei der FJP: In ihrem Wahlprogramm finden sich 21 konkrete Vorschläge zur Sanierung der Staatsfinanzen.23

			Besonders deutlich wird der politische Pragmatismus der vier Parteien auf dem Feld der Außenpolitik. In den Parteiprogrammen spielen außenpolitische Themen nur eine untergeordnete Rolle, und es wird weitgehend auf Ankündigungen verzichtet, die in der Realität kaum umzusetzen wären. So betonen zwar alle Parteien den grundsätzlichen regionalen Führungsanspruch Ägyptens und die Verbesserung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu den afrikanischen Nilanrainerstaaten. In Bezug auf den Nahostkonflikt und das Verhältnis zu Israel bleiben sie indes auffällig vage. Besonders deutlich wird dies bei der Nur-Partei: In ihrem Programm finden sich diesbezüglich überhaupt keine Aussagen. Die drei anderen Parteien betonen zwar das Recht der Palästinenser auf Selbstbestimmung und sagen ihnen Unterstützung im „Widerstand gegen die zionistischen Besatzer“ (FJP) zu. Die explizite Forderung nach Abbruch der Beziehungen zu Israel oder der Aufkündigung des Friedensvertrages wird indes in keinem der Programme erhoben.

			1.3. Spannungen innerhalb der Parteien und Bewegungen

			Der Aufbau von Parteistrukturen und die damit verbundene Diversifizierung des islamistischen Spektrums wirkten sich auch auf die inneren Entwicklungen der einzelnen Parteien und Bewegungen aus. Dadurch, dass vormals vage Programmatiken konkretisiert und informelle Führungsstrukturen formalisiert werden mussten, traten Meinungsverschiedenheiten offen zutage. Besonders deutlich wurde diese Entwicklung bei der Muslimbruderschaft, bei der sich die seit Jahrzehnten schwelende Auseinandersetzung zwischen verschiedenen Flügeln deutlich zuspitzte.

			Seit den 1980er Jahren gab es in der Bruderschaft Konflikte zwischen Konservativen und Reformern. Erstere hielten am autoritären Führungsstil der Gründerjahre fest und traten für eine Konzentration auf die islamische Verkündigung (Da‘wa) und in diesem Zusammenhang die sozialkaritative Arbeit ein, während die zweite Gruppe eine Öffnung gegenüber liberalen Werten und ein stärkeres politisches Engagement der Bruderschaft forderte. Höhepunkt dieses Konfliktes war der Austritt mehrerer Führungsmitglieder und die Gründung der Wasat-Partei im Jahr 1996. Trotzdem waren die Machtverhältnisse danach innerhalb der Bruderschaft keineswegs eindeutig. 2005 konnten die Reformer offenbar einen Sieg erringen, als die Bruderschaft ein bemerkenswert liberales Wahlprogramm veröffentlichte.24 2007 mussten sie allerdings einen Rückschlag hinnehmen: In dem Entwurf zum neuen Parteiprogramm fanden sich zentrale Positionen der Konservativen wieder.25 Anfang 2010 wurde mit Muhammad Badi‘ zudem ein Vertreter des konservativen Lagers zum neuen Murshid gewählt. Badi‘ stand für einen eher auf Kooperation ausgerichteten Kurs mit dem Mubarak-Regime,26 keinesfalls aber für den aktiven politischen Widerstand, den die Reformer forderten.

			Der Sturz Husni Mubaraks zwang das konservative Lager zum Umdenken. Der Führungszirkel um Muhammad Badi‘ machte Platz für ein mächtiges Dreiergespann, das danach die Führung der Muslimbruderschaft dominierte: Muhammad Mursi, Saad al-Katatni und Khairat al-Shatir. Letzterer war seit der Wahl von Muhammad Badi‘ zum Murshid dessen Stellvertreter und zudem seit Jahren der Finanzverwalter der Bruderschaft. Alle drei waren insofern dem Reformlager zuzurechnen, da sie für ein aktives politisches Engagement der Bruderschaft eintraten. Allerdings gehörten alle drei keineswegs zu den progressiven Köpfen der Bewegung. Sie überließen zwar dem liberalen Reformer Issam al-Arian die Ausformulierung des Parteiprogramms der neu gegründeten FJP, ihre Vorstellung einer kontrollierten, graduellen Transformation des politischen Systems stand allerdings im krassen Widerspruch zu den revolutionären Forderungen insbesondere vieler jugendlicher Mitglieder der Bewegung.

			Aus Protest gegen diese „konservativen Reformer“ kehrten einige von ihnen der Bruderschaft den Rücken und gründeten eigene, im Vergleich zur FJP liberalere, Parteien. Die bekannteste Abspaltung ist die Ägyptische Richtungspartei (Hizb al-tayyar al-masri), die von führenden Mitgliedern der Jugendbewegung der Muslimbruderschaft gegründet wurde.27 Sie vertritt einen (nahezu) säkularen Kurs und stellt die Gleichheit aller Bürger in den Vordergrund ihrer Programmatik. Ihre Gründung hatte die Suspendierung der Mitgliedschaft von 4.000 zumeist jungen Muslimbrüdern zur Folge.28

			Zu einem noch viel größeren Problem für die Bruderschaft als die Parteiabspaltungen entwickelte sich indes die Präsidentschaftskandidatur von Abd al-Mun`im Abu al-Futuh. Al-Futuh, einer der prominentesten Wortführer des progressiven Reformflügels, widersetzte sich der Führung der Bruderschaft, die sich 2011 aus strategischen Gründen gegen eine Kandidatur eines ihrer Mitglieder für das Präsidentenamt ausgesprochen hatte. Al-Futuh wurde umgehend aus der Bruderschaft ausgeschlossen, ein Vorgehen, das bei vielen Mitgliedern auf Unverständnis stieß und seiner außerordentlichen Popularität vor allem innerhalb der jüngeren Generation der Muslimbrüder keinen Schaden zufügte.

			Interne Konflikte gab es nicht nur bei der Muslimbruderschaft, sondern auch bei den Salafisten. Aus Sorge, dass ein politisches Engagement die Bewegung spalten könnte, hatte eine Reihe salafistischer Scheichs bereits im Zuge der Parteibildung zwischen den verschiedenen salafistischen Gruppierungen vermittelt. Hierdurch konnte bei den Parlamentswahlen sichergestellt werden, dass Kandidaten der salafistischen Parteien nicht mit bekannten unabhängigen salafistischen Persönlichkeiten in den gleichen Wahlkreisen um Parlamentssitze konkurrierten.29

			Der Erfolg der Salafisten und insbesondere der Nur-Partei bei den Parlamentswahlen Ende 2011 darf jedoch keineswegs darüber hinwegtäuschen, dass die Bewegung sowohl in Bezug auf die Entwicklung einer politischen Programmatik als auch in Bezug auf die Entwicklung von Parteistrukturen erst völlig am Anfang steht. Die politisch unerfahrene Führung der Nur-Partei orientierte sich daher zunächst an der FJP-Programmatik und sprach sich für einen graduellen politischen Wandel aus. Ähnlich wie im Fall der Muslimbruderschaft stieß dieses kompromissbereite Vorgehen gegenüber der Militärführung insbesondere bei jungen Mitgliedern der Bewegung auf Widerspruch.

			Viele von ihnen fühlten sich vor allem aus diesem Grund zu dem salafistischen Anwalt und Prediger Muhammad Hazim Salah Abu Isma‘il hingezogen, der die Militärführung scharf kritisierte, eine schnelle Übergabe der Macht an zivile Institutionen forderte und zudem für eine vergleichsweise moderne Form des Salafismus eintrat. Abu Isma‘il hatte bereits im Mai 2011 seine Kandidatur für das Amt des Staatspräsidenten bekannt gegeben, und seitdem war seine Popularität stetig angewachsen. Für die Nur-Partei, die sich in Bezug auf die Präsidentenfrage der Position der Muslimbruderschaft angeschlossen hatte und auf die Ernennung eines eigenen salafistischen Kandidaten verzichtete, wurden Isma‘ils Ambitionen auf das Präsidentenamt zunehmend zur Belastung. Nachdem sich auch der einflussreiche Konsultativrat der salafistischen Religionsgelehrten hinter Isma‘ils Kandidatur gestellt hatte,30 protestierten viele Mitglieder der Nur-Partei gegen die ablehnende Haltung ihrer eigenen Führung und es kam zu einer Reihe von Parteiaustritten.31

			Die Situation beruhigte sich auch nicht, als Isma‘il aus formalen Gründen von der Wahlkommission ausgeschlossen wurde. Ganz im Gegenteil sahen viele Anhänger Abu Isma‘ils in dieser Entscheidung eine politische Verschwörung gegen ihren Kandidaten und waren über die ausbleibende Solidarität seitens der salafistischen Parteien und der Führung der Da‘wa al-salafiya tief enttäuscht.

			2. Islamisten als politische Akteure im Transformationsprozess

			2.1. Die Strategie der graduellen Transformation

			Nicht nur in ihren Programmen, auch in Bezug auf die Ausgestaltung der politischen Transformation entschieden sich die Islamisten für ein graduelles Vorgehen. Sie unterstützten den von der Militärführung forcierten Ablauf des Transformationsprozesses, der zunächst die Durchführung von freien Wahlen und erst in einem zweiten Schritt die Ausarbeitung einer neuen Verfassung vorsah. So wurde dem neu gewählten Parlament das Recht zugesprochen, eine verfassunggebende Versammlung einzuberufen. Diese sollte wiederum einen Verfassungstext erarbeiten, der schließlich der Bevölkerung zur Abstimmung vorgelegt werden sollte. Festgeschrieben wurde dieser „Fahrplan der Transformation“ durch eine Übergangsverfassung, über deren Annahme das Volk im Rahmen eines Referendums im März 2011 zu entscheiden hatte.32

			Während liberale und säkular-orientierte Kräfte sowie viele junge Aktivisten dieses komplizierte Vorgehen ablehnten und sich für einen sofortigen Verfassungsgebungsprozess aussprachen, warben die islamistischen Organisationen und Parteien über die von ihnen kontrollierten Moscheen und Fernsehkanäle mit aller Macht für die Zustimmung zur Übergangsverfassung. Prediger in einigen Moscheen des Landes erklärten die Zustimmung sogar zur religiösen Pflicht.33 Letztlich sprachen sich über 77 Prozent der Wahlberechtigten für die Übergangsverfassung aus. Das Referendum brachte somit den ersten Wahlsieg für die Islamisten und war ein Beweis ihrer Fähigkeit zur Massenmobilisierung.

			Hinter dem vehementen Eintreten für schnelle Wahlen stand offenbar die Angst der Islamisten vor nicht zu kontrollierenden „revolutionären Eigendynamiken“ bei der Verfassungsgebung. Über eine klare Mehrheit im Parlament erhofften sie sich, den Verfassungsgebungsprozess in ihrem Sinne steuern zu können. Diesem Vorgehen lagen zwei zentrale Prämissen zugrunde: Zum einen ging das islamistische Lager davon aus, dass es aus freien Wahlen als stärkste politische Kraft hervorgehen würde. Insbesondere die Muslimbruderschaft fühlte sich ihrer Unterstützung durch die Bevölkerung sicher und vertraute auf die eigenen exzellenten Organisationsstrukturen, die zur Wählermobilisierung eingesetzt werden konnten. Zum anderen schienen die Islamisten offenbar eine Einigung mit der Militärführung in Bezug auf die zukünftige Machtkonstellation in Ägypten für möglich zu halten. Offenbar war man durchaus dazu bereit, die zahlreichen Privilegien des Militärs (zumindest zunächst) zu akzeptieren, und hoffte im Gegenzug auf einen schnellen Rückzug der Militärführung aus der politischen Verantwortung.34

			Die Strategie der Islamisten schien zunächst aufzugehen. Die Parlamentswahlen, die zwischen November 2011 und Januar 2012 abgehalten wurden, waren vor allem für die FJP und die Nur-Partei ein voller Erfolg. Beide Parteien konnten zusammen nahezu zwei Drittel der Parlamentsmandate gewinnen, wobei über 43 Prozent der Sitze an die FJP und 22 Prozent an die Nur-Partei gingen. Obwohl Muslimbrüder und Salafisten im Wahlkampf getrennt aufgetreten waren, arbeiteten sie im Parlament bei wichtigen Entscheidungen zunächst zusammen. Deutlich wurde dies vor allem bei der Diskussion über die Verfassunggebende Versammlung. Beide Parteien verständigten sich auf einen Schlüssel für deren Zusammensetzung.35 Aus Protest gegen dieses kompromisslose Vorgehen wurde die Wahl der Versammlungsmitglieder, die in einer gemeinsamen Sitzung beider Häuser des Parlaments erfolgte, von den liberalen und säkular ausgerichteten Parteien und unabhängigen Abgeordneten boykottiert.

			Das islamistische Lager und allen voran die Muslimbruderschaft hatten allerdings nicht mit den rechtlichen Hürden gerechnet, die ihre Strategie der graduellen Transformation mit sich brachte. Vor allem aber gelang das einkalkulierte Machtteilungsarrangement mit der Militärführung nicht. Vielmehr nutzte die Militärführung die komplizierten rechtlichen Rahmenbedingungen zu ihrem Vorteil. Im April 2012 wurde die Zusammensetzung der von den Islamisten dominierten Verfassunggebenden Versammlung durch das oberste ägyptische Verwaltungsgericht für gesetzeswidrig erklärt und durch die Militärführung aufgelöst. Zudem weigerte sich die Militärführung mit Verweis auf die Übergangsverfassung hartnäckig, der FJP nach den Parlamentswahlen die Regierungsverantwortung zu übertragen. Realpolitisch hatten die Islamisten mit ihrem überragenden Wahlsieg somit nichts gewonnen.

			Durch den stockenden Verfassungsgebungsprozess rückten die Präsidentschaftswahlen in den Mittelpunkt der politischen Auseinandersetzung. Vor allem die Muslimbrüder wurden hiervon überrascht. Sie hatten dem Präsidentenamt bislang nur wenig Bedeutung beigemessen und bereits im Frühjahr 2011 angekündigt, auf die Nominierung eines eigenen Kandidaten verzichten zu wollen.36 Sie waren überzeugt davon, über die Verfassunggebende Versammlung eine Stärkung der Befugnisse des Parlaments im zukünftigen politischen System erreichen zu können. Der Staatspräsident sollte ihren Plänen zufolge einen Großteil seiner bisherigen Befugnisse verlieren und Ägypten langfristig sogar ein parlamentarisches Regierungssystem erhalten. Die Führung der Muslimbruderschaft sah sich daher zu einem dramatischen Kurswechsel gezwungen.

			Entgegen ihrer ursprünglichen Festlegung nominierte sie kurz vor Ende der Registrierungsfrist Khairat al-Shatir als Präsidentschaftskandidaten. Der Vorsitzende der FJP Muhammad Mursi wurde als Ersatzkandidat aufgestellt, da Khairat al-Shatirs Kandidatur rechtlich umstritten war.37 Tatsächlich wurde al-Shatirs Nominierung trotz heftiger Proteste von der Bruderschaft durch die Wahlkommission abgelehnt und der in weiten Teilen der Bevölkerung bislang unbekannte Mursi musste seinen Platz einnehmen.

			Der Kurswechsel der Muslimbrüder-Führung stieß bei vielen Mitgliedern, aber auch innerhalb der Führung selbst auf Unverständnis, nicht zuletzt, da Abd al-Mun`im Abu al-Futuh als Reaktion auf seine Kandidatur aus der Bruderschaft ausgeschlossen worden war.38 Mehr noch sahen sich aber die salafistischen Parteien und Organisationen düpiert. Sie fühlten sich durch den Kurswechsel übergangen und betrachteten die Aufstellung eines eigenen Kandidaten als Versuch der Bruderschaft, den politischen Prozess nun mit allen Mitteln dominieren zu wollen. Insbesondere die Nur-Partei und die mit ihr eng verbundene Da‘wa al-salafiya grenzten sich folglich von der Muslimbruderschaft ab. In einer gemeinsamen Erklärung stellten sie sich hinter die Kandidatur des liberal-islamistischen Abu al-Futuh, den Hauptkonkurrenten Mursis unter den islamistischen Präsidentschaftskandidaten.39 Und auch die Führung der Jama‘a islamiya versicherte al-Futuh ihrer Unterstützung.

			Infolgedessen kam es im ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen Ende Mai 2012 zur Spaltung der Stimmen des islamistischen Lagers: Auf Muhammad Mursi, der als Sieger aus dem Wahlgang hervorging, entfielen 25 Prozent der Stimmen und auf Abu al-Futuh rund 17 Prozent. Im zweiten Wahlgang, der Mitte Juni zwischen Mursi und dem zweitplatzierten Ahmad Shafiq – einem prominenten Vertreter des Mubarak-Regimes – abgehalten wurde, stellte sich das islamistische Lager zwar weitgehend geschlossen hinter den Kandidaten der Muslimbruderschaft, der Sieg Mursis fiel allerdings mit 52 Prozent der Stimmen denkbar knapp aus. Obgleich es sich bei den Präsidentschaftswahlen um eine Personenwahl handelte, spiegelten sich hierin zumindest zum Teil auch die offenkundig schwindenden Popularitätswerte der islamistischen Parteien und Gruppierungen in der Bevölkerung wider. Insbesondere das kompromisslose Vorgehen der Islamisten bei der Bildung der Verfassunggebenden Versammlung hatte viele Ägypter enttäuscht.40

			Noch problematischer als der erkennbare Popularitätsverlust war für die Islamisten indes, dass es erneut zu einer Intervention der Gerichte in den Ablauf des Transformationsprozesses kam. Zwei Tage vor der Stichwahl um das Präsidentenamt erklärte das ägyptische Verfassungsgericht das Wahlgesetz, das der Wahl zum ägyptischen Unterhaus zugrunde lag, als verfassungswidrig. Der Hohe Militärrat löste daraufhin das Unterhaus auf und übertrug sich selbst in Form einer Verfassungserklärung weitgehende legislative Rechte. Zudem behielten sich die Generäle faktisch ein Vetorecht im Verfassungsgebungsprozess vor. Der Handlungsspielraum des neuen Präsidenten Muhammad Mursi wurde hierdurch deutlich beschränkt. Einmal mehr hatte sich somit die Strategie der Islamisten und allen voran der Muslimbruderschaft, den Transformationsprozess graduell, unter Beibehaltung des bestehenden rechtlichen Rahmens durchzuführen, gegen sie gewendet.

			2.2. Al-Azhar als unbequemer Gegenspieler

			Der Versuch der Islamisten, die politische Macht in Ägypten zu übernehmen, wurde auch dadurch erschwert, dass sie die religiöse Infrastruktur des Landes nur bedingt für ihre Zwecke nutzen konnten. Bereits in den letzten Jahren der Mubarak-Ära war offensichtlich gewesen, dass ein Großteil der bis zu 100.000 Moscheen des Landes von den Islamisten kontrolliert wurde.41 Nach dem Zusammenbruch des alten Regimes dürfte sich ihr Einfluss auf die Moscheen noch erhöht haben. Allerdings gelang es den Muslimbrüdern und Salafisten nicht, die wichtigste religiöse Institution des Landes, die Azhar, unter ihre Kontrolle zu bringen.

			Die Azhar ist die bedeutendste religiöse Hochschule des sunnitischen Islam weltweit und zudem eine anerkannte Autorität für die Erstellung religiöser Rechtsgutachten. Seit 1961 wurde sie qua Gesetz durch den Staat kontrolliert. Der Staatspräsident und das Ministerium für religiöse Stiftungen waren für die Ernennung des Großscheichs der Azhar (Shaikh al-Azhar) und die Besetzung zentraler Positionen der Universität zuständig. Zudem verwaltete der Staat ihre Finanzen. Die Azhar war somit de facto zur staatlichen Bildungsinstitution geworden, an der Religionsgelehrte und Imame im Sinne der politischen Führung ausgebildet wurden. Über die Kontrolle der Islamischen Forschungsakademie (Majma‘ al-buhuth al-islamiya), der Abteilung für die Erstellung von Rechtsgutachten, konnte der Staat zudem indirekt auch Einfluss auf die Auslegung des islamischen Rechts nehmen. Zwar gab es Phasen, in der sich die Lehr- und Rechtsmeinung der Azhar von staatlichen Positionen unterschied, insgesamt bildete sie aber ein machtvolles, „islamisches“ Gegengewicht zur islamistischen Opposition unter Führung der Muslimbruderschaft. Allerdings waren auch an der Azhar zu jeder Zeit die verschiedenen im Land anzutreffenden islamischen Strömungen vertreten. Mitglieder des Lehrkörpers, die den Muslimbrüdern oder Salafisten nahestanden bzw. angehörten, hatten aber nicht die Macht, ihre Positionen gegen die staatlich ernannte Führung der Azhar durchzusetzen.

			Der Großscheich der Azhar, Ahmad al-Tayib, war in den ersten Monaten des Jahres 2011 sichtlich bemüht, seine Institution als politisch unabhängigen Akteur darzustellen. Dieses Bestreben war nicht zuletzt dadurch motiviert, dass er selbst fürchten musste, unter einer neuen politischen Führung seines Amtes enthoben zu werden. Insbesondere Vertreter des islamistischen Spektrums hatten immer wieder die Nähe der Azhar-Führung zum alten Regime kritisiert. Die Azhar-Führung verfolgte daher eine Doppelstrategie: Zum einen versuchte sie, ihre Beziehungen zur Muslimbruderschaft, aber auch zu einflussreichen Scheichs der Salafisten zu verbessern.42 Zum anderen war sie bemüht, sich gegenüber der Bevölkerung als unabhängige islamische Autorität zu präsentieren, die sich nicht in die politischen Bestrebungen der islamistischen Akteure und des Staates einbinden lässt.

			Letzteres wurde besonders in der so genannten Azhar-Deklaration deutlich, einem Dokument, das von der Azhar-Führung im Zuge der Diskussion über die zukünftige ägyptische Verfassung im Juni 2011 veröffentlicht wurde.43 In der Deklaration stellte sich die Azhar-Führung zwar hinter die Forderung des islamistischen Spektrums nach Beibehaltung der Scharia als Hauptquelle der Gesetzgebung, schloss sich aber nicht der salafistischen Forderung nach grundsätzlicher Umgestaltung der Gesellschaft gemäß fundamentalistisch-islamischer Vorstellungen an.

			Diese moderate Haltung stieß im liberalen und säkular orientierten politischen Lager auf große Zustimmung. Muslimbrüder und Salafisten reagierten indes verhalten. Sie begrüßten zwar ebenfalls den moderierenden Ansatz der Azhar-Führung, betonten aber zugleich, dass es sich bei dem Dokument nicht um eine bindende Vereinbarung handle. Besonders die Passagen des Dokuments, in denen es um die Rolle der Azhar selbst geht, dürften aus ihrer Sicht problematisch gewesen sein. So werden in der Deklaration die politische Unabhängigkeit der Azhar und ihre Anerkennung als „die zuständige Stelle für Angelegenheiten des Islam, seiner Wissenschaften, seines kulturellen Erbes und der Rechtsfindung in der islamischen Jurisprudenz“ gefordert. Dem politischen Gestaltungsspielraum der islamistischen Parteien würden hierdurch Grenzen gesetzt.

			Der Militärführung kam dieses selbstbewusste Auftreten der Azhar-Führung gegenüber dem islamistischen Lager gelegen. Zwar schlug die Azhar auch gegenüber den Generälen kritischere Töne an, als dies im Mubarak-Regime der Fall war, stellte aber grundsätzlich deren Autorität nicht in Frage. Um Großscheich al-Tayib auch gegenüber einer neuen politischen Führung zu stärken, erließ der Hohe Militärrat daher nur vier Tage vor der konstituierenden Sitzung des neu gewählten Parlaments ein (offenbar von der Azhar-Führung selbst ausgearbeitetes) Gesetz, in dem die Wahl des Großscheichs neu geregelt wurde. Nicht der Staatspräsident soll hiernach zukünftig den Großscheich der Azhar bestimmen, sondern ein Gremium führender islamischer Gelehrter (Hai’at kibar al-ulama’), das sich vor allem aus der Führung der Azhar selbst konstituiert. Vertreter der islamistischen Parteien, aber auch jüngere Azhar-Gelehrte kritisierten dieses Gesetz auf das Schärfste. Aufgrund der mangelnden Einbeziehung des Parlaments kündigten führende Muslimbrüder sogar den Gang vor das Verfassungsgericht an.44

			Der Konflikt zwischen den islamistischen Parteien und der Azhar-Führung erreichte mit der Konstituierung der Verfassunggebenden Versammlung im März 2011 seinen vorläufigen Höhepunkt. FJP und Nur-Partei, die aufgrund ihrer Mehrheit in den beiden Häusern des ägyptischen Parlaments über die Zusammensetzung der Verfassunggebenden Versammlung entscheiden konnten, gestanden der Azhar lediglich die Entsendung eines einzelnen Vertreters in das hundertköpfige Gremium zu. Zudem wurde die Azhar-Deklaration als Grundlage für die neue Verfassung ignoriert. Als Reaktion gab die Azhar-Führung ihren Rückzug aus der Verfassunggebenden Versammlung bekannt und stellte sich hierdurch auf die Seite des liberalen politischen Spektrums.

			2.3. Das Verhältnis der Islamisten zur ägyptischen Wirtschaft

			Der Zusammenbruch des Mubarak-Regimes ermöglichte nicht nur ein legales politisches Engagement der Islamisten, sondern auch eine Neupositionierung in ihrem Verhältnis zur ägyptischen Wirtschaft. Unter Mubarak war es für Anhänger und Mitglieder der Muslimbruderschaft überaus schwierig, offen unternehmerisch tätig zu sein. Zwar war bekannt, dass gerade kleine und mittelständische Unternehmer oftmals mit der Bruderschaft sympathisierten, zur Wirtschaftselite hatten die Islamisten allerdings kaum Zugang. Die ägyptischen Großunternehmer standen zumeist dem Mubarak-Regime nahe oder vermieden den Kontakt zur islamistischen Opposition, aus Angst vor dem Verlust ihrer wirtschaftlichen Privilegien.

			Bei der letzten großangelegten Verhaftungswelle des Mubarak-Regimes im Jahr 2007 waren insbesondere in der Wirtschaft aktive Führungspersonen der Bruderschaft im Visier der Sicherheitskräfte, darunter Khairat al-Shatir und Hassan Malik. Beide galten als überaus erfolgreiches Unternehmergespann und heimliche Finanzverwalter der Bewegung. Ihnen war es offenbar gelungen, trotz der staatlichen Repression das Vermögen der Bruderschaft, das sich vor allem aus den Mitgliedsbeiträgen speist,45 erfolgreich zu vermehren. Beide waren nach ihrer Freilassung 2011 auch die wichtigsten Akteure in Bezug auf den Ausbau der Beziehungen der Bruderschaft zur ägyptischen Wirtschaft.

			Malik war treibende Kraft bei der Gründung der Egyptian Business Development Association (EBDA), einer Vereinigung von Unternehmern, die den Muslimbrüdern nahestehen. Zwar wollte sich die EBDA vor allem für kleine und mittlere Unternehmen, der Kernklientel der Muslimbruderschaft, einsetzen, allerdings bemühte sie sich offensiv auch um Kontakte zur Wirtschaftselite. So fanden sich im fünfzehnköpfigen Vorstand der Vereinigung auch einige Großunternehmer wieder, darunter Safwat Thabet, Gründer und Hauptanteilseigner der Juhayna Gruppe, des größten Molkereiunternehmens in Ägypten. Thabet ist einer der wenigen ägyptischen Großunternehmer, dem bereits unter Mubarak Verbindungen zur Muslimbruderschaft nachgesagt wurden. Er gilt als hervorragend vernetzt und schien als Vermittler zwischen Muslimbrüdern und etablierter Wirtschaftselite zu fungieren. Allerdings stehen entsprechende Bemühungen, Netzwerke aufzubauen, erst völlig am Anfang. Das Misstrauen innerhalb der etablierten Wirtschaftselite gegenüber den Islamisten scheint groß. Viele Großunternehmer haben Ägypten verlassen oder zumindest Teile ihrer Vermögenswerte ins sichere Ausland transferiert. Die Ablehnung weiter Teile der Wirtschaftselite gegenüber dem islamistischen Lager zeigte sich auch bei den Präsidentschaftswahlen: Zahlreiche Unternehmer unterstützten den säkularen Kandidaten Ahmad Shafiq.

			Die EBDA war auch um den Aufbau von Beziehungen zu internationalen Unternehmen bemüht. Bereits 2011 gab es mehrere Treffen zwischen Khairat al-Shatir und Vertretern internationaler Banken und Investmentgesellschaften.46 Besonders bemüht sind die Gründer der EBDA um die Beziehungen zur türkischen Wirtschaft und zu türkischen Unternehmerverbänden. Der islamisch-konservative türkische Unternehmerverband MÜSIAD ist einer der wichtigsten Kooperationspartner der neuen Unternehmervereinigung.47 Die guten Verbindungen zum türkischen Unternehmerlager erklären sich zum einen aus der Vorbildfunktion des türkischen Wirtschaftsmodells für viele gemäßigte ägyptische Islamisten. Zum anderen bestanden bereits in der Vergangenheit offenkundig zahlreiche Geschäftsbeziehungen zwischen Unternehmern der ägyptischen Muslimbruderschaft und türkischen Großunternehmern. Bekanntestes Beispiel ist das von Khairat al-Shatir und Hassan Malik gegründete Möbelunternehmen Istikbal, ein Tochterunternehmen der türkischen Möbelkette Istikbal, die wiederum zum Unternehmensimperium der als islamisch-konservativ geltenden Unternehmerfamilie Boydak gehört.48 Pressemeldungen des Jahres 2012 über ein geplantes Joint-Venture zwischen Unternehmern der Muslimbruderschaft und einer türkischen Einzelhandelskette zeigen, dass daran gedacht wurde, die Geschäftsbeziehungen künftig weiter auszubauen.49

			Die Beziehungen der Salafisten in die private Wirtschaft sind weniger entwickelt. Doch auch hier gibt es Hinweise auf Verbindungen insbesondere zum ägyptischen Mittelstand. Immerhin 28 Mitglieder der salafistischen Parlamentsfraktion galten als mittelständische Unternehmer mit Wirtschaftsaktivitäten im Medien- und Marketingbereich, aber auch in der Landwirtschaft und im Einzelhandel.50 Und auch außerhalb des Parlaments gab es einige Unternehmer mit salafistischem Hintergrund wie etwa Rajab al-Sawirki, der Eigentümer der bekannten Einzelhandelskette Al-Tawhid wal-Nur. Ob es allerdings den salafistischen Parteien und Gruppierungen gelingen kann, mit ihrer vergleichsweise diffusen Programmatik Mitglieder des ägyptischen Großkapitals für sich zu gewinnen, bleibt abzuwarten.

			3. Der Putsch vom Juni 2013 und seine Folgen

			3.1. Hintergrund: Das Scheitern der Muslimbruderschaft

			Am 2. Juni 2013 übernahm das ägyptische Militär zum zweiten Mal nach 2011 die Macht in Ägypten. Präsident Muhammad Mursi sowie die Führungsebene der Muslimbruderschaft wurden verhaftet und die Ende 2012 implementierte neue Verfassung außer Kraft gesetzt. Vorausgegangen war diesem Putsch eine massive Protestwelle gegen die „Herrschaft“ der Muslimbrüder. Millionen von Ägyptern hatten sich einer Unterschriftenkampagne angeschlossen, die zum Ziel hatte, den Rücktritt Mursis zu erwirken. Dem Präsidenten und der Bruderschaft wurde vorgeworfen, die Macht zu monopolisieren und Staat und Gesellschaft gemäß ihren islamistischen Vorstellungen umbauen zu wollen. Nicht zuletzt die unter Mursi verabschiedete Verfassung wurde hierbei als Beleg herangezogen. Inwieweit diese Vorwürfe berechtigt oder nicht vielmehr durch die politischen Gegner der Bruderschaft geschürt worden waren, lässt sich auch drei Jahre nach dem Putsch kaum abschließend beurteilen. In jedem Fall aber war es der Muslimbruderschaft während der einjährigen Präsidentschaft Muhammad Mursis nicht gelungen, ihre Macht zu konsolidieren. Ausschlaggebend hierfür waren im Wesentlichen drei Gründe:

			Erstens war die Muslimbruderschaft keineswegs so gut auf die Übernahme der politischen Macht vorbereitet gewesen, wie es 2011 zunächst den Anschein hatte. Zwar deutete die schnelle Gründung der FJP kurz nach dem Rücktritt Mubaraks darauf hin, dass entsprechende Pläne einer „Formalisierung“ der eigenen politischen Aktivitäten bereits vor 2011 in der Organisation vorbereitet worden waren. Allerdings gab es keineswegs Konsens in der Frage, ob politisches Engagement ausschließlich durch die Organisation „gesteuert“ werden sollte oder ob Mitglieder der Bruderschaft auch ohne Erlaubnis der Führung der Muslimbrüder politisch aktiv werden durften.51 Hinzu kamen offenkundige Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Organisation über das strategische Vorgehen, was insbesondere an der internen Diskussion über die Frage der Teilnahme an den Präsidentschaftswahlen 2012 deutlich wurde. Problematisch war auch die mangelnde Bereitschaft in der Führung der Organisation, Diskussions- und Entscheidungsprozesse transparenter und für die breite Öffentlichkeit nachvollziehbarer zu machen.

			Letztlich gab die Bruderschaft ihr Wesen als Geheimorganisation auch nach 2011 nicht auf. Vor allem aber fehlte ihr eine Führungsfigur. Obgleich auf ein Heer von gut ausgebildeten Experten mit technischen, ökonomischen oder juristischen Kenntnissen zurückgegriffen werden konnte, die nach 2011 teils extra aus dem Ausland zurückgekommen waren, um den Transformationsprozess in Ägypten zu unterstützen, fehlte der Organisation ein politischer Führer vom Schlage des tunesischen Ennahda-Politikers Rachid Ghannouchi. Muhammad Mursi wurde selbst von Unterstützern als zu wenig charismatisch beschrieben. Und auch Khairat al-Shatir, der zwischen 2011 und 2012 wohl zum wichtigsten Politiker der Bruderschaft avancierte und innerhalb der Organisation sogar mehr Macht und Einfluss hatte als der amtierende Murshid Muhammad Badi‘, schien der Situation nicht gewachsen. Statt sich auf seine politische Arbeit zu fokussieren, versuchte al-Shatir seine eigenen unternehmerischen Aktivitäten voranzutreiben.52

			Zweitens gelang es der Muslimbruderschaft nicht, tragfähige Allianzen zu bilden und damit ihre politische Durchsetzungsfähigkeit zu stärken. Auf den ersten Blick sah es so aus, als würde sich die Muslimbruderschaft 2011 in einer äußerst komfortablen Position befinden, denn sie verfügte durch ihre karitative Arbeit während der Regierungszeit von Präsident Mubarak im ganzen Land über Organisationsstrukturen, die für Parteiarbeit genutzt werden konnten. Und tatsächlich verhalfen diese Strukturen der Muslimbruderschaft zu einem Erdrutschsieg bei den ersten freien Parlamentswahlen. Allerdings verfügten auch salafistische Gruppen über landesweite Organisationsstrukturen und waren im lokalen Kontext gut aufgestellt. Die Strategen an der Führungsspitze der Muslimbruderschaft mussten sich daher sehr bald mit der Frage auseinandersetzen, ob die Organisation um die islamische Wählerbasis kämpfen oder sich eher gegenüber konservativen, linken oder gar säkularen Wählerschichten öffnen sollte.53 Letztlich wurde diese strategische Grundentscheidung bis zum Sturz Muhammad Mursis nicht getroffen. Immer wieder gab es Phasen der Kooperation mit den Salafisten sowie Versuche der Annäherung an nichtislamistische Parteien und Aktivistengruppen. Letztere wurden durch das Taktieren der Bruderschaft besonders enttäuscht. So hatte sich eine Reihe von Aktivisten mit der Bruderschaft darauf geeinigt, Mursis Präsidentschaftskandidatur unter der Bedingung zu unterstützen, dass dieser einen inklusiven politischen Prozess anstoßen würde. Nach Mursis Amtsübernahme fühlten sie sich unzureichend in den Entscheidungsprozess eingebunden und von der Bruderschaft verraten.54

			Allerdings war das Lavieren, das der Bruderschaft Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung kostete, nicht nur selbstverschuldet. Die anderen politischen Akteure, auch im islamistischen Lager, machten es der Muslimbruderschaft nicht leicht. Insbesondere die salafistische Nur-Partei, die mit Abstand zweitstärkste Kraft bei den Parlamentswahlen 2011, erwies sich als ungemein flexibel in ihrer politischen Ausrichtung und war damit kaum für eine tragfähige Allianz zu gewinnen. Bei den Präsidentschaftswahlen 2012 unterstützte die Partei nicht etwa den Kandidaten der Muslimbruderschaft Muhammad Mursi, sondern vielmehr den ehemaligen Muslimbruder Abd al-Mun`im Abu al-Futuh, der dem liberalen Spektrum deutlich näherstand als dem islamistischen. Im Verfassungsgebungsprozess 2012 paktierte die Nur-Partei indes wieder mit der Muslimbruderschaft. Sie war die treibende Kraft bei der Formulierung der von den Säkularen harsch kritisierten religiösen Bezüge in der neuen Verfassung.55 Beim Putsch 2013 wiederum stellte sich die Nur-Partei klar gegen die Muslimbruderschaft und begrüßte bzw. unterstützte das Eingreifen des Militärs nachdrücklich.

			Drittens scheiterte die Muslimbruderschaft am Widerstand staatlicher und semistaatlicher Akteure. Entgegen dem weit verbreiteten Narrativ einer „Ikhwanisierung“ des Staatsapparats, wonach Vertreter der Bruderschaft in alle wichtigen Positionen der Bürokratie eingeschleust worden seien, war es der Muslimbruderschaft keineswegs gelungen, die Kontrolle über staatliche Institutionen zu gewinnen.56 Vor allem der schwelende Konflikt mit dem Militär stand einer Machtkonsolidierung entgegen. Bereits die Auflösung des ersten frei gewählten Parlaments durch das ägyptische Verfassungsgericht 2012, die von der Militärführung umgehend umgesetzt wurde, hatte deutlich gezeigt, dass die Militärführung keineswegs hinter der Bruderschaft stand. Zwar akzeptierte die Militärführung die Wahl Muhammad Mursis in das Präsidentenamt und unterstützte anders als nahezu alle nichtislamistischen Parteien den Verfassungsgebungsprozess von 2012. Einiges deutet aber darauf hin, dass ab Frühjahr 2013 zumindest mit Wissen des Militärs aktiv auf den Sturz der Mursi-Administration hingearbeitet wurde.57 Dabei konnten sich die Militärs auf zahlreiche andere staatliche und semistaatliche Institutionen stützen, die unter Mursis Präsidentschaft ihre Unabhängigkeit gegenüber dem präsidialen Machtzentrum sukzessive ausbauten.

			Besonderes deutlich wurde dies im Fall der Azhar. Der Bruderschaft war es nur durch weitreichende Kompromisse gelungen, die Azhar-Führung in den Verfassungsgebungsprozess von 2012 nach ihrem anfänglichen Rücktritt weiter einzubinden. In der „Muslimbruder-Verfassung“ wurde der Azhar durch Artikel 4 nicht nur eine beratende Funktion in der Gesetzgebung eingeräumt – ein Passus, der von Kritikern der Bruderschaft fälschlicherweise oftmals als Beleg angeführt wird, diese habe nach iranischem Vorbild eine Art religiösen Wächterrat implementieren wollen –, sie bekam auch Autonomie vom Staat zugesichert. Großscheich al-Tayib, der selbst keineswegs als Muslimbruder-nah galt, konnte hierdurch nicht abgelöst werden. Vielmehr erhielt er weitgehend Kontrolle über die Besetzung des Gremiums führender islamischer Gelehrter, in dessen Zuständigkeit wiederum die Wahl des Mufti gelegt wurde.58 In der ersten Jahreshälfte 2013 übte sich die Azhar-Führung zwar nach außen in Zurückhaltung bei der Kommentierung der immer heftiger werdenden Auseinandersetzung zwischen Anhängern und Gegnern der Muslimbruderschaft. Die Absetzung Mursis durch das Militär wurde aber von Großscheich al-Tayib ausdrücklich mitgetragen.

			3.2. Staatliche Repression

			Durch den Militärputsch wurde das islamistische Lager massiv geschwächt. Bei den Auseinandersetzungen mit Sicherheitskräften wurden bis 2016 mehr als 2.600 Zivilisten getötet – ein Großteil davon dürfte dem islamistischen Spektrum zuzuordnen sein. Allein am 14. August 2013 kamen bei der Räumung des Rabi`a-Platzes in Kairo und des Nahda-Platzes in Gisa, die nach dem Putsch durch Mursi-Unterstützer besetzt worden waren, vermutlich mehr als 1.000 Demonstranten ums Leben.59 Die Verhaftungswelle, die anfänglich vor allem den Kadern der Muslimbruderschaft galt, erreichte schon bald auch die Führungen anderer islamistischer Gruppen und Parteien. Allein in den ersten sechs Monaten nach dem Putsch waren über 16.000 Menschen verhaftet worden, darunter über 2.500 „politische Führungspersönlichkeiten“ mit zumeist islamistischem Hintergrund.60 Bis 2016 erhöhte sich die Zahl der politischen Gefangenen nach Angaben unabhängiger Menschenrechtsorganisationen auf über 40.000.

			Begleitet wurden die physischen Übergriffe durch eine Verrechtlichung der Repression. Sichtbarste Beispiele waren das neue Versammlungsgesetz, die verschärften Regeln zur ausländischen Finanzierung von Nichtregierungsorganisationen und Projekten der Zivilgesellschaft, die Erweiterung der strafrechtlichen Definition des Terrorismusstraftatbestands und die Einführung einer Registrierungspflicht, welche in- und ausländische Nichtregierungsorganisationen faktisch unter die Kontrolle des Sozialministeriums stellt. Hinzu kam der Versuch, islamistische Parteien und Gruppen grundsätzlich zu verbieten. Im Fall der Muslimbruderschaft und der von ihr gegründeten FJP erfolgte das Verbot über die Einordnung als terroristische Vereinigung. Gegen andere islamistische Parteien wurden mit Verweis auf die nach dem Putsch abermals geänderte ägyptische Verfassung Verbotsverfahren eingeleitet. So findet sich in der Anfang 2014 implementierten Verfassung ein explizites Verbot religiöser Parteien (Artikel 74). Entsprechend eingeleitete Gerichtsverfahren führten indes bis Anfang 2016 zu keinem Ergebnis, weil sich die Gerichte für nicht zuständig erklärten.61 Dennoch kamen parteipolitische Aktivitäten im islamistischen Spektrum durch die staatliche Repression nahezu zum Erliegen. Bei den ersten Parlamentswahlen nach dem Putsch, die Ende 2015 abgehalten wurden, trat die Nur-Partei als einzige islamistische Partei an.

			Die Muslimbruderschaft wurde besonders hart durch das Vorgehen des Sicherheitsapparats getroffen. Nahezu alle namenhaften Führungspersonen der Gruppe waren festgesetzt worden und kamen – wie Präsident Mursi und Murshid Badi‘ – in Isolationshaft. Versuche von lokalen Führern, die Aktivitäten der Gruppe zu koordinieren, wurden mit aller Brutalität unterbunden.62 Zudem wurde systematisch die soziale Infrastruktur der Gruppe zerschlagen. Die Finanzmittel von Krankenhäusern und Schulen, denen die Sicherheitskräfte Verbindungen zur Bruderschaft nachsagten, wurden eingefroren. Die Einrichtungen durften – wenn überhaupt – nur unter einer neuen, vom Staat eingesetzten Führung ihre Arbeit fortsetzen.63 Medienunternehmen der Bruderschaft wurden geschlossen und damit die Möglichkeit zur landesweiten Kommunikation stark beschränkt.64 Auch sonstige privatwirtschaftliche Aktivitäten von Mitgliedern der Gruppe oder Unternehmern, die in der Vergangenheit mit der Bruderschaft sympathisiert hatten, gerieten in das Visier der Staatssicherheit. So wurden auch die Vermögenswerte von Safwat Thabet, dem prominentesten Mitglied der Muslimbruder-nahen Unternehmervereinigung EBDA, eingefroren.

			Die wenigen ranghohen Muslimbrüder, denen die Flucht gelang, versuchten in Doha, Istanbul und London Fuß zu fassen und Exilstrukturen aufzubauen. Tatsächlich konnten sie auf die Hilfe der Türkei und Katars zurückgreifen, die ihrerseits die Mursi-Administration unterstützt und den Militärputsch verurteilt hatten. Allerdings setzte bald ein Führungsstreit innerhalb der Gruppe ein. Vertreter der „alten Garde“ versuchten, die streng hierarchischen Strukturen aufrechtzuerhalten und die Führung in den Händen von Mahmoud Ezzat zu bündeln, dem wohl einflussreichsten Mitglied des Führungsbüros, das der Verhaftung bis 2016 entgehen konnte. Junge Mitglieder der Gruppe drängten indes auf eine organisatorische Neuausrichtung und mehr Mitspracherecht.65 Sie hatten zwar offenbar bessere Verbindungen zu den noch funktionierenden Organisationsstrukturen in Ägypten, allerdings fehlte ihnen der Zugang zu den verbliebenen und vom Londoner Büro kontrollierten finanziellen Ressourcen der Gruppe. Letztlich bildeten sich offenbar immer stärker parallele Organisationsstrukturen heraus, die zur weiteren Schwächung der Bruderschaft beitrugen.

			Auch andere islamistische Gruppen hatten Schwierigkeiten, ihre Organisationsstrukturen aufrechtzuerhalten. Im moderat-islamistischen Lager war die Wasat-Partei nach der Verhaftung ihrer bekanntesten Führer Essam Sultan und Abu Al-Ala Madi handlungsunfähig und musste ihre Aktivitäten weitgehend einstellen.66 Etwas besser erging es der vom ehemaligen Muslimbruder und Präsidentschaftskandidaten Abd al-Mun`im Abu al-Futuh 2012 gegründeten Partei Starkes Ägypten (Strong Egypt Party/Misr al-qawiya). Die Partei, die fast mehr Bezüge zum liberalen als zum islamistischen Parteienspektrum hat, verfügte 2013 allerdings über noch keine etablierten Strukturen und wurde vom Sicherheitsapparat daher wohl auch als wenig gefährlich angesehen.

			Anders sah es im Fall der Jama‘a islamiya und ihrer Partei für Aufbau und Entwicklung (Hizb al-bina’ wal-tanmiya) aus. Diese hatte sich nach dem Putsch zunächst mit der Muslimbruderschaft solidarisch erklärt. Entsprechend groß war im Sicherheitsapparat die Sorge, die Führer der Gruppe könnten ihren zur Jahrtausendwende erklärten Gewaltverzicht widerrufen und ihre Mitglieder zum bewaffneten Widerstand aufrufen. Allerdings scheute die Jama‘a islamiya den zu engen Schulterschluss mit der Bruderschaft und die offene Konfrontation. Durch Inhaftierung und Flucht einiger ihrer Führer, allen voran des Vorsitzenden der Partei für Aufbau und Entwicklung, Tariq al-Zumr, der sich nach Doha absetzte, sowie den Tod ihres obersten Führers, Issam Darbala, der im August 2015 drei Monate nach seiner Verhaftung im Gefängnis starb, wurde die Jama`a islamiya zudem ebenfalls erheblich geschwächt. Verhaftet wurde auch der populistisch-salafistische Prediger und ehemalige Präsidentschaftskandidat Hazim Salah Abu Isma`il. Die von ihm gegründete salafistische Partei der Flagge (Hizb al-raya) wurde zwar nicht verboten, konnte aber ihre Aktivitäten nicht weiter ausbauen.

			Einzig die Nur-Partei überstand halbwegs intakt den Machtwechsel 2013. Ihre Abgrenzung von der Bruderschaft vor dem Putsch und die offene Parteinahme für das Militär sicherten ihr politisches Überleben. Die Nur-Partei war jedoch bereits vor dem Putsch durch innerparteiliche Führungsstreitigkeiten geschwächt worden. Anfang 2013 hatte sich eine Gruppe von hochrangigen Mitgliedern um den Parteivorsitzenden Imad Abd al-Ghafur abgespalten und die Watan-Partei (Heimat-Partei/Hizb al-watan) gegründet.67 Diese unterstützte im Gegensatz zur Nur-Partei die Position der Muslimbruderschaft. Vor allem aber geriet auch die Nur-Partei, trotz ihrer Rolle als „loyale Opposition“, in das Visier säkular orientierter Aktivisten und staatlicher Institutionen.68 Ein Verbotsverfahren vor ägyptischen Gerichten war zwar ebenso wenig erfolgreich wie eine Kampagne, die zum Boykott der Partei aufrief, die Parteiführung sah sich dennoch zur öffentlichen Zurückhaltung gezwungen.

			Hinzu kam, dass die Nur-Partei, ebenso wie alle anderen islamistischen Akteure, vom staatlichen Vorgehen gegen bislang nicht kontrollierte Moscheen und von neuen restriktiven Auflagen für Prediger getroffen wurde. Zahlreiche kleine Moscheen mussten geschlossen werden, Imamen und Predigern ohne staatliche Lizenz wurde unter Androhung drakonischer Strafen das Predigen strikt untersagt. Allein bis April 2014 sprach das Ministerium für religiöse Stiftungen unter Leitung des ehemaligen Rektors der Azhar-Universität, Muhammad Mukhtar Jum‘a, über 12.000 Verbote aus.69 Die über 80.000 Imame, denen Lizenzen erteilt wurden, sind seither keineswegs frei in der Ausgestaltung ihrer Predigten. Inhalte für Freitagspredigten wurden weitgehend standardisiert und gemeinsam mit der Azhar entwickelte das Ministerium für religiöse Stiftungen einen Ethik-Kodex, der bei der Ausgestaltung von Predigten einzuhalten ist.70 Obgleich das staatliche Vorgehen gegen die religiöse Infrastruktur des Landes vor allem darauf abzielte, den Einfluss der Muslimbruderschaft zurückzudrängen, wurde auch namhaften salafistischen Predigern, darunter erklärten Unterstützern der neuen politischen Führung, wie dem geistigen Vater der Nur-Partei Yasir Burhami, das Predigen untersagt. Zudem wurden zahlreiche salafistische, über Satellitensender ausgestrahlte Programme gesperrt.

			Der eigentliche Gewinner im islamistischen Spektrum waren militante, jihadistische Gruppen, die durch den Putsch erkennbar Zulauf erhielten. Zur größten und sichtbarsten Gruppe wurde hierbei die wahrscheinlich 2011 gegründete Ansar bait al-maqdis (Unterstützer Jerusalems), die sich nach ihrem Anschluss an die terroristische Organisation „Islamischer Staat“ im November 2014 in Wilayat Sinai (Provinz Sinai) umbenannte.71 Während die terroristischen Aktivitäten der Gruppe vor 2013 auf die Halbinsel Sinai beschränkt waren und sich vor allem gegen Israel richteten, rückte nach dem Militärputsch der Kampf gegen die neue politische Führung Ägyptens in den Mittelpunkt. Nicht zuletzt durch die Radikalisierung im islamistischen Milieu und die daraus resultierende wachsende Unterstützung, die nach 2013 einsetzte, konnte die Gruppe ihren Aktionsradius deutlich ausweiten. Seit Sommer 2013 führte sie auch westlich des Suez-Kanals Anschläge durch.

			3.3. Strategische Neuorientierung

			Der Militärputsch von 2013 entfachte im islamistischen Akteursspektrum heftige Debatten über die eigene strategische Ausrichtung. Der von den meisten Islamisten 2011 eingeschlagene Weg der „graduellen Transformation“, wonach der politische und rechtliche Rahmen schrittweise, von innen heraus und nicht revolutionär geändert werden sollte, schien gescheitert. Die Akzeptanz politischer Spielregeln und staatlicher Strukturen hatte aus Sicht vieler Islamisten den Militärputsch erst möglich gemacht. Andererseits blieb aufgrund der allumfassenden und vor allem auch für ägyptische Verhältnisse beispiellos harten Repression kaum Raum, Widerstand zu organisieren.

			Besonders kontrovers wurde die Frage nach der richtigen Strategie in der Muslimbruderschaft debattiert. Die beiden Lager, die nach 2013 um die Führung der Organisation konkurrierten, vertraten unterschiedliche Auffassungen über den bisherigen Kurs der Gewaltlosigkeit. Während die „alte Garde“ am gewaltlosen Widerstand festhalten wollte, forderten junge Muslimbrüder immer lauter, Gewalt nicht grundsätzlich auszuschließen, sondern die damit verbundenen Kosten und Nutzen regelmäßig gegeneinander abzuwiegen.72 Ideologisch wurde dieser Kurs nicht aus dem Prinzip des „Takfir“ abgleitet,73 das jihadistische Gruppen wie Wilayat Sinai zur Rechtfertigung von Gewalt nutzen.74 Vielmehr stützten die jungen Muslimbrüder ihre Forderung auf das Prinzip der Vergeltung; sie konnten sich dabei auf eine Erklärung von 159 bekannten islamischen Religionsgelehrten beziehen, die den Repressionskurs der neuen politischen Führung als „vorsätzlichen Mord“ anprangerten und damit das Recht auf Gegengewalt theologisch begründeten.75

			Beide Positionen innerhalb der Bruderschaft waren letztlich allerdings weniger ideologisch als vielmehr pragmatisch motiviert. Während die „alte Garde“ vor allem die Rückwirkung einer weiteren Gewalteskalation auf die Situation der vielen tausend inhaftierten Führungskader im Blick hatte, wurde es für die jungen Führer, die nun Verantwortung im lokalen Kontext trugen, immer schwieriger, die eigene Anhängerschaft auf den Gewaltverzicht einzuschwören. So häuften sich Anschläge gegen staatliche Einrichtungen und Infrastruktur, die keineswegs die Handschrift jihadistischer Akteure trugen, sondern vielmehr auf eine unkoordinierte, lokale Radikalisierung einzelner Personen und kleiner Gruppen hindeuteten. Letztlich hielt die Bruderschaft zwar offiziell am Gewaltverzicht fest, das Prinzip der Vergeltung wurde indes keineswegs kategorisch ausgeschlossen, und Aussagen in offiziellen Stellungnahmen der Gruppe lassen zunehmend Raum für Interpretation.

			Neben der Frage nach der Ausgestaltung des Widerstandes stellte sich für die verbliebenen Kader der Muslimbruderschaft auch die Frage nach möglichen Allianzen und Kooperationen mit anderen politischen Kräften. Direkt nach dem Putsch hatte die Bruderschaft die National Alliance Supporting Legitimicy, auch bekannt unter dem Namen Anti-Coup-Alliance (al-Tahaluf al-watani li-da`m al-shar`ia) ins Leben gerufen. Ihr schlossen sich eine Reihe anderer islamistischer Parteien und Gruppierungen an, darunter die Wasat-Partei, die Watan-Partei und die Partei für Aufbau und Entwicklung. Die Allianz wurde im Oktober 2014 per Dekret von der ägyptischen Regierung verboten, allerdings hatten viele ihrer Mitglieder bereits zuvor ihren Austritt bekannt gegeben. Hintergrund war offenbar die Angst der kleineren Parteien, sich zu stark an die Muslimbruderschaft zu binden und so selbst an Profil und Verhandlungsspielraum gegenüber der Regierung zu verlieren. Insbesondere die fundamentale Forderung nach Wiedereinsetzung Präsident Mursis, die zumindest während der ersten Monate des Protests von der Muslimbruderschaft erhoben wurde, wollten sich einige kleinere islamistische Parteien wie die Wasat-Partei oder die Partei Starkes Ägypten keineswegs mehr zu eigen machen. Sie sprachen zwar ebenfalls der neuen ägyptischen Führung die Legitimität ab, nahmen aber die politische Realität nach dem Putsch zum Ausgangspunkt ihrer Suche nach Oppositionsstrategien.76

			Auch Teile der Muslimbruderschaft schienen sich zunehmend dieser Position, auch aus sehr pragmatischen Gründen, anzunähern. Die anfängliche Konzentration auf die eigenen Ziele und die damit verbundene Bildung der Allianz mit kleineren islamistischen Parteien verbaute offenkundig die Möglichkeit, nichtislamistische Akteure als Verbündete zu gewinnen. Nichtislamistische Akteure in den Widerstand miteinzubeziehen war die Motivation für die Gründung des Ägyptischen Revolutionsrates (al-Majlis al-thawri al-masri) im August 2014 in Istanbul. Erklärtes Ziel des Rates war nicht die Wiedereinsetzung Mursis ins Präsidentenamt, sondern vielmehr die Realisierung der „Ziele der Revolution vom 25. Januar 2011“ durch einen neuen Transformationsprozess.77 Obgleich der Führung des Rates nur wenige Muslimbrüder und Persönlichkeiten mit dezidiert islamistischem Hintergrund angehörten, blieb die Resonanz vieler nichtislamistischer Gruppen und Parteien äußerst verhalten. Nicht zuletzt um eine bessere Kooperation mit anderen politischen Kräften zu ermöglichen, wurden die Stimmen innerhalb der Muslimbruderschaft wieder laut, die forderten, politisches und vor allem parteipolitisches Engagement stärker von der Muslimbruderschaft zu entkoppeln.78

			Während die Muslimbruderschaft und die meisten anderen islamistischen Parteien nach der richtigen Strategie für den Widerstand gegen die neue Ordnung suchten, stellte die Nur-Partei und die hinter ihr stehende Da‘wa al-salafiya die Legitimität der neuen Führung nicht in Frage. Ideologisch war diese Strategie der „loyalen Opposition“ eine Gratwanderung: Zwar beriefen sich Führer der Nur-Partei immer wieder auf das in salafistischen Kreisen weit verbreitete Dogma, nach dem im Islam die Erhebung gegen einen Herrscher nur möglich wäre, wenn dieser vom Islam abfalle, doch hatten sie gerade mit diesem Grundsatz durch ihre Unterstützung der Absetzung von Präsident Mohammad Mursi gebrochen. Das Argument, durch Parteinahme für das Militär destruktive Gewalt verhindern zu wollen, wurde spätestens mit dem Massaker von Rabi‘a gegenüber ihren Anhängern schwer vermittelbar.79 Letztlich hatte somit auch das Handeln der Nur-Partei (und weiter Teile der sie unterstützenden Da‘wa al-salafiya) vor allem einen pragmatischen Hintergrund: Durch Anerkennung der neuen politischen Ordnung erhoffte sich die Parteiführung und der eigentliche „Strippenzieher“ aus der Da`wa al-salafiya, Yasir Burhami, die Nur-Partei zur dominierenden Kraft im islamistischen Lager zu machen. Die Marginalisierung der Partei, die spätestens bei den Parlamentswahlen 2015 deutlich zutage trat, zeigte jedoch die Grenzen dieser Strategie. Die Nur-Partei konnte an ihren Wahlerfolg von 2012 nicht anknüpfen und gewann 2015 lediglich rund zwei Prozent der Mandate. Viele ihrer Mitglieder und Anhänger wollten dem offenkundig opportunistischen Kurs der Parteiführung nicht folgen.

			4. Fazit und Ausblick

			Durch das Ende des Mubarak-Regimes Anfang 2011 wurde in Ägypten für islamistische Akteure der Weg für ein formales politisches Engagement frei gemacht. In den Folgemonaten wurden zahlreiche islamistische Parteien gegründet, die um die Wählerstimmen im konservativ-islamischen Lager konkurrierten. Doch damit nicht genug. Zumindest die großen Parteien und Gruppierungen, insbesondere die Muslimbruderschaft mit der Freiheits- und Gerechtigkeitspartei und die Da‘wa al-salafiya mit der Nur-Partei, versuchten auch außerhalb ihrer ursprünglichen Klientel Stimmen zu bekommen. Hierzu erwiesen sie sich als äußerst pragmatisch und traten in ihrem politischen Handeln bis 2013 als moderate Akteure in Erscheinung. Moderat insofern, als dass sie bereit waren, innerhalb der bestehenden politischen Ordnung zu agieren, und Gewalt als politisches Mittel ablehnten.80 Zudem gingen sowohl die Muslimbrüder als auch die salafistischen Organisationen und Parteien graduell vor. Die politische Transformation des Landes sollte demzufolge schrittweise und nicht durch umfassende Reformen erfolgen.

			Trotz der Siege bei den Verfassungsreferenden, den Parlamentswahlen und der Präsidentschaftswahl gelang es den Islamisten, allen voran der Muslimbruderschaft, nicht, ihre neue politische Macht zu konsolidieren. Der Militärputsch im Sommer 2013 beendete abrupt das demokratische „Experiment“, das sie eingegangen waren. Die umfassende staatliche Repression, die nach dem Putsch einsetzte, führte alle islamistischen Akteure in eine existenzielle Krise – mit Ausnahme jihadistischer Gruppen, die erkennbar Zulauf verzeichnen konnten.

			Zum Teil war das politische Scheitern der Islamisten selbstverschuldet. Die verschiedenen Parteien und Gruppen hatten keine gemeinsame Linie gefunden, sondern standen in permanenter Konkurrenz zueinander. Hierdurch wurde einmal mehr die von westlichen Beobachtern oftmals unterschätzte Vielfalt islamistischer Akteure deutlich, deren Vorstellungen von einer „islamischen Gesellschaft“ durchaus sehr unterschiedlich sind. Hinzu kam, dass insbesondere die Muslimbruderschaft die Kooperation mit anderen politischen Kräften, etwa aus dem säkularen und linken politischen Lager, sowie mit jugendlichen Aktivistengruppen, den eigentlichen Treibern des politischen Umbruchs 2011, sträflich vernachlässigte. Intransparente Politikgestaltung schadete zudem der eigenen Glaubwürdigkeit. Zum Teil war das Scheitern der Islamisten aber auch Folge des Beharrungsvermögens und des geschickten Taktierens der etablierten Netzwerke im Staat, der Wirtschaft und der Medien. Die islamistische Strategie der graduellen Transformation erwies sich dabei als Fehler. Staatliche und semistaatliche Akteure, wie die Azhar, nutzten den zunächst weitgehend unveränderten politischen Rahmen, um ihre eigenen Machtbereiche abzusichern und sogar zu vergrößern. Selbst im Bereich der staatlich-religiösen Infrastruktur konnten die Islamisten deswegen keinen Fuß fassen.

			Das islamistische Akteursspektrum in Ägypten könnte sich zukünftig in zwei Richtungen entwickeln: Zum einen könnte angesichts der negativen Erfahrungen seit 2013 parteipolitisches Engagement für Islamisten an Attraktivität verlieren. Infolgedessen könnten sich Islamisten „entpolitisieren“ und pietistischen Strömungen zuwenden. Auf genau diese Entwicklung scheint die gegenwärtige Staatsführung unter Präsident Abdel Fatah al-Sisi mit ihrem Kurs der polizeistaatlichen Repression und politischen Exklusion zu setzen. Dabei nimmt sie offenbar billigend in Kauf, dass sich zumindest ein Teil der bisher moderat agierenden Islamisten radikalisiert. Denn auch die Bereitschaft, zur Durchsetzung der eigenen Vorstellungen und Ziele Gewalt anzuwenden, dürfte durch die Erfahrungen seit 2013 deutlich gestiegen sein. Die Vorstellung, dieser Radikalisierung mit noch mehr Repression Einhalt bieten zu können, scheint angesichts der Größe der islamistischen Szene des mit 90 Millionen Einwohnern bevölkerungsreichsten arabischen Landes geradezu aberwitzig.

			Zum anderen könnte der Putsch 2013 bei islamistischen Akteuren aber auch die Einsicht bestärken, dass politischer Wandel nur durch ein Zugehen auf die nichtislamistischen Bevölkerungssegmente und die Kooperation mit anderen politischen Kräften möglich ist. Zumindest einige Parteien könnten versuchen, ihre politischen Agenden weiter zu öffnen und ihr politisches Handeln stärker von den Dogmen und religiösen Grundüberzeugungen ihrer Mutterorganisationen zu trennen. Ein solch pragmatisches Vorgehen ist selbst in Bezug auf die Muslimbruderschaft, die gegenwärtig eine Phase schwerer interner Macht- und Richtungskämpfe durchläuft, denkbar. Allerdings dürfte die Wahrscheinlichkeit hierfür stetig abnehmen, sollte die unerbittliche und umfassende staatliche Repression in Ägypten weiter anhalten.
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			Algeriens islamistische Akteure: Trittbrettfahrer des „Arabischen Frühlings“ mit bescheidenem Erfolg

			Isabelle Werenfels

			Zusammenfassung

			In keinem nordafrikanischen Land hat der „Arabische Frühling“ mit Blick auf das religiöse Spektrum so wenig Veränderungen mit sich gebracht wie in Algerien. Auch hier sind neue islamistische Parteien legalisiert worden und gewinnen salafistische Strömungen an Popularität. Doch ist es in Algerien trotz der Umbrüche in den Nachbarstaaten weder zu strukturellen Verschiebungen im autoritären Machtgefüge zugunsten islamistischer Akteure noch zu substantiellen Veränderungen innerhalb des islamistischen Spektrums gekommen. Bei den Parlamentswahlen 2012 mussten die islamistischen Parteien sogar Sitzverluste hinnehmen. Die Gründe hierfür sind in der gesellschaftlichen Beschaffenheit, im politischen und wirtschaftlichen System und im kollektiven Trauma des Bürgerkrieges der 1990er Jahre zu finden sowie in destabilisierenden Entwicklungen in Staaten Nordafrikas, in denen es 2011 zu größeren Umbrüchen gekommen war. Ob islamistische Akteure in Algerien mittelfristig dennoch an gesellschaftlichem Einfluss und politischer Macht gewinnen, hängt demnach nicht nur von islamistischen Strategien und Veränderungen im autoritären Machtgefüge ab, sondern von Entwicklungen in den Nachbarstaaten. Nur wenn Regierungskoalitionen mit islamistischer Beteiligung in Marokko und Tunesien ökonomische Erfolge und staatliche Stabilität sowie ein relativ hohes Maß an politischem und gesellschaftlichem Pluralismus vorweisen können, die in erster Linie den Islamisten zugeschrieben werden, dürften auch Algeriens moderate Islamisten erstarken. Je stärker indes radikale islamistische Kräfte in und um Algerien werden, desto geringer die Chance, dass sich die breite algerische Bevölkerung auf ein (erneutes) islamistisches Experiment einlassen wird – daran dürfte auch die sich seit 2015 abzeichnende ökonomische Krise vorerst nichts ändern.

			1. Algerien als Sonderfall

			In Algerien findet sich mit Blick auf politische Akteure aus dem religiösen Spektrum eine grundlegend andere Ausgangssituation als in den übrigen Staaten Nordafrikas: Das Jahr 2011 stellte in Algerien keine politische Zäsur dar.1 Hier kam es weder zu landesweiten, berufsgruppen- und schichtübergreifenden Protestaktionen noch zu einem Regimewechsel; es fand auch kein Regimewandel statt. Zwar kündigte Präsident Bouteflika im Frühjahr 2011, unter dem Eindruck der Proteste in den anderen nordafrikanischen Staaten, politische Reformen an und ließ neue Medien-, Vereins- und Parteiengesetze in Konsultation auch mit islamistischen Akteuren erarbeiten. Darüber hinaus sollte das am 10. Mai 2012 gewählte neue Parlament Vorschläge für eine Verfassungsreform ausarbeiten. Im Vorfeld der Wahlen hatte die Regierung überdies mehrere Dutzend Parteien neu legalisiert, darunter auch zwei islamistische und zwei islamisch-nationalistische. Dennoch veränderte sich an den Grundstrukturen des algerischen Systems kaum etwas und nur wenige Akteure des islamistischen Spektrums in Algerien konnten von den Dynamiken in der Region profitieren. In den Wahlen 2012 verzeichneten die islamistischen Parteien zusammengenommen sogar Sitzverluste. Überwältigender Gewinner war die ehemalige Einheitspartei FLN (Front de Libération Nationale) mit über 40 Prozent der abgegebenen Stimmen. Dieses Ergebnis lässt sich nicht nur mit dem nach wie vor autoritären Charakter des algerischen Systems und damit verbundenen Wahlmanipulationen erklären. Die Gründe hierfür sind vielfältiger.

			1.1. Die Geister der Vergangenheit

			Ganz entscheidend für Status und Spielraum politischer Akteure mit religiösem Hintergrund ist die Tatsache, dass Algerien in jüngerer Vergangenheit einen Bürgerkrieg (1992–1999) erlebte, der unterschiedlichen Quellen zufolge zwischen 60.000 bis 150.000 Todesopfer forderte. Diesem Konflikt war zwischen 1989 und 1991 ein „politischer Frühling“ mit demokratischen Wahlen vorausgegangen, der zum Erstarken der Islamischen Heilsfront (Front Islamique du Salut/FIS) führte.2 Als die Militärführung 1992 die Macht übernahm, um einen Sieg des FIS bei den Parlamentswahlen zu verhindern, gingen radikale Mitglieder der Partei und Unterstützer in den Untergrund und es kam zur gewaltsamen Konfrontation.

			Der „Arabische Frühling“ 2011 löste folglich bei vielen Algeriern ein Déjà-vu-Erlebnis aus.3 Zwar verstärkten die Umbrüche in Tunesien, Ägypten und Libyen auch bei der algerischen Bevölkerung den Wunsch nach einem Regimewandel oder einem Regimewechsel. Aber sie weckten gleichzeitig auch die Geister der Vergangenheit. Säkulare Politiker, Regierungsvertreter und große Teile der algerischen Presse rückten nicht die Demokratisierungsanstrengungen, sondern die Destabilisierung der Nachbarstaaten, das Blutvergießen und das Zirkulieren von Waffen in der Region in den Mittelpunkt und warnten vor „der islamistischen Welle“.4 Nicht zuletzt die Intervention der NATO in Libyen zur Unterstützung der Opposition gegen das Qaddafi-Regime rief Traumata im algerischen kollektiven Gedächtnis wach, deren Wurzeln im antikolonialen Befreiungskampf liegen. Die Sorge vor der „ausländischen Hand“ wird von nahezu allen politischen Akteuren geteilt und von der Staatsführung seit 2011 besonders instrumentalisiert.5

			Angesichts ihrer traumatischen Erfahrungen und vor dem Hintergrund der Tatsache, dass in Teilen Algeriens noch immer bewaffnete islamistische und/oder kriminelle Gruppen aktiv sind, ist die Bevölkerung ausgesprochen sicherheits- und stabilitätsorientiert. In der Folge vermeiden selbst oppositionelle Akteure Diskurse oder Aktivitäten, die als destabilisierend oder gewaltlegitimierend eingestuft werden könnten.

			Ein Grund, warum Staatspräsident Bouteflika bei den Präsidentschaftswahlen 2004 und 2009 so gut abgeschnitten hatte, hing mit seinen Bemühungen zur Beilegung des gewaltsamen Konflikts mit den Islamisten zusammen. Ihm wurde und wird die Re-Stabilisierung des Landes zugeschrieben,6 was ihm nicht zuletzt dank der strategischen Verteilung der hohen Erdöl- und Erdgaseinnahmen gelang, mit der er sozialen Frieden erkaufte. Die sozialen Proteste, die mit dem „Arabischen Frühling“ an Dynamik gewannen, konnte Bouteflika unter anderem mit massiven Lohnerhöhungen in Schach halten.7

			1.2. Die politische Kultur der Fragmentierung

			Das islamistische Spektrum Algeriens ist mit etlichen legalen islamistischen Parteien, zwei islamisch-nationalen und der verbotenen und in sich zersplitterten FIS-Partei fragmentiert und dadurch insgesamt geschwächt. Eine algerische Besonderheit im Vergleich zu Tunesien, Ägypten und Marokko ist zum Beispiel, dass keine islamistische Partei die politische Landschaft in ähnlicher Weise dominiert wie die Partei Ennahda in Tunesien, die Freedom and Justice Party (FJP) in Ägypten oder die Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD) in Marokko.

			Die stärkste islamistische Kraft und drittstärkste Kraft des im Mai 2012 gewählten Parlaments, die sogenannte Grüne Allianz Algeriens, kam auf 50 von 462 Sitzen und damit nur auf knapp 11 Prozent der Sitze. Diese Allianz besteht aus drei islamistischen Parteien, von denen die Bewegung der Gesellschaft des Friedens (Mouvement de la Société pour la Paix/MSP)8 die mit Abstand stärkste Kraft ist. Ihre Partner, Ennahda und El-Islah, sind winzige Parteien, die im vorherigen Parlament nur mit wenigen Sitzen vertreten waren. Auf die zweitstärkste islamistische Partei, die Partei Adala (Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung),9 entfielen sieben Sitze. Die dritte islamistische Partei im Parlament, die Front für Wandel (Front du Changement Algérien/FC) musste sich mit vier Sitzen zufriedengeben. Keinen einzigen Sitz holten die zwei Parteien, die nicht eindeutig zum islamistischen Spektrum gehören, sondern eher als islamisch-nationalistisch zu bezeichnen sind, nämlich die Partei für Freiheit und Gerechtigkeit (Parti de la Libérté et la Justice/PLJ) und die Front des neuen Algerien (Front de l’Algérie Nouvelle/FAN). Die Parteien FC, FAN, PLJ und Adala wurden erst Anfang des Jahres 2012 legalisiert. Nach wie vor verboten ist der islamistische FIS. Seine ehemaligen Kader bleiben vom politischen Prozess ausgeschlossen.10

			Die Zersplitterung der Islamisten lässt sich mit einer erfolgreichen Divide-et-impera-Strategie der Staatsführung erklären, die in der fragmentierten algerischen Gesellschaft auf einen fruchtbaren Boden fällt.11 Islamistische Akteure mit ähnlicher politischer Ausrichtung werden unterschiedlich stark oder eben gar nicht in den politischen Prozess integriert. Die Legalisierung 2012 von neuen oder bis dahin nicht zugelassenen islamistischen Parteien kann nicht nur als Konzession der herrschenden Eliten an den „Arabischen Frühling“ gesehen werden; es ist auch eine Strategie, um Konkurrenz für bestehende islamistische Parteien zu schaffen. Die ausgeprägte Fragmentierung der islamistischen Akteure und überhaupt der politischen Landschaft ist jedoch auch den multiplen algerischen Machtzentren geschuldet. Neben dem Präsidenten verfügen Führungspersönlichkeiten des Militärs und hier insbesondere im Geheimdienst DRS (Département du Renseignement et de la Sécurité), seit Januar 2016 Direction des Services de Sécurité (DSS), über informelle, aber substantielle politische und ökonomische Macht.12 Um die verschiedenen Machtzentren ranken sich wenig durchsichtige Klientelnetzwerke, in denen sich auch Islamisten finden.13

			1.3. Die magere politische Bilanz der legalen Islamisten

			Während in Ägypten unter Präsident Husni Mubarak, in Tunesien unter Präsident Zine El Abidine Ben Ali und in Libyen unter Revolutionsführer Muammar al-Qaddafi islamistische Parteien verboten waren, sind in Algerien islamistische Parteien seit 1995 ununterbrochen in den politischen Prozess integriert. Der MSP zum Beispiel beteiligt sich seit 1997 an der Regierung und im algerischen Parlament sind seit 1997 drei islamistische Parteien vertreten. Die Folge der politischen Beteiligung islamistischer Parteien ist, dass diese in Algerien nicht (mehr) als Alternative zum bestehenden System gelten können. Die Integration in den politischen Prozess, die insbesondere vom MSP praktiziert wurde, verdeutlichte der Bevölkerung, dass sich die Politik islamistischer Parteien kaum von derjenigen der dominanten, regimestützenden nationalistischen Parteien unterscheidet. Der religiöse Hintergrund trat nur sehr punktuell hervor, etwa im Engagement des MSP 2003 und 2006 für ein Verbot von Alkoholimporten – allerdings konnte der MSP keinen nachhaltigen Erfolg verbuchen.14

			Grundsätzlich orientieren sich islamistische Akteure genauso wie andere politische Akteure an den Spielregeln des von Korruption durchdrungenen algerischen Systems. Je näher am Machtzentrum sie sich befinden, desto mehr stehen Machterhalt, persönliche wirtschaftliche Interessen und generell der Zugang zu den Ressourcen des algerischen Rentierstaates im Vordergrund.15 Beispielhaft dafür steht die Entscheidung des MSP, im Zuge des „Arabischen Frühlings“ aus der sogenannten Präsidentiellen Allianz zur Unterstützung von Präsident Bouteflika und seiner Politik mit den beiden systemstützenden Parteien FLN und RND (Rassemblement Nationale Démocratique/Nationale Demokratische Sammlung) auszusteigen, die vier MSP-Minister aber nicht aus der Regierung abzuziehen.

			Seit 2011 übt sich der MSP mehr denn je im Spagat zwischen Machterhalt durch Wahrung einflussreicher Posten im System einerseits und oppositioneller Politik und Rhetorik im Parlament andererseits. Während der MSP in der Vergangenheit fast ausschließlich mit den anderen Parteien der Regierungskoalition stimmte, lehnte er 2012 die neuen Medien-, Vereins- und Parteiengesetze ab, in der Hoffnung, durch ein dezidierteres Oppositionsprofil vom Aufschwung der Islamisten in Nordafrika zu profitieren. Nach den Wahlen vom Mai 2012 und dem nicht erwarteten schlechten Abschneiden ließ die MSP-Führung verlauten, die Partei werde sich nicht mehr an der Regierung beteiligen; ehemalige MSP-Minister dagegen hielten sich bedeckt.

			Als einziger der prominenten legalen Islamisten wahrte Abdallah Djaballah, der Vorsitzende der Partei Adala, Distanz zum Regime und stimmte regelmäßig gegen Regierungsvorlagen. Im weniger moderaten islamistischen Spektrum diskreditierte ihn allerdings allein schon die Tatsache, dass er sich am politischen Prozess beteiligt.16 Die Wahlergebnisse vom Mai 2012 zeigen, dass Djaballah die regimekritischen oder regimefeindlichen Islamisten nicht zur Unterstützung seiner Partei mobilisieren konnte.

			Selbst wenn von Wahlmanipulationen zu Ungunsten islamistischer Parteien auszugehen ist, dürfte die reale Stimmenabgabe für islamistische Parteien 2012 nicht überwältigend hoch gewesen sein: Nach den Wahlen protestierten zwar die Parteispitzen, aber es kam nicht zu nennenswerten Kundgebungen der Bevölkerung. Die Mehrheit insbesondere der jungen Wähler ging schlicht nicht an die Urnen; ein Grund hierfür ist, dass legale islamistische Parteien nicht (mehr) als Hoffnungsträger für einen Aufbruch gelten.

			1.4. Die Kontrolle und Instrumentalisierung des religiösen Sektors

			Ein weiterer wichtiger Faktor für Dynamiken innerhalb des islamischen Spektrums ist die offizielle Religionspolitik. Der algerische Staat verfolgt seit gut einem Jahrzehnt eine Politik der zunehmend verstärkten Kontrolle religiöser Orte (Moscheen, Koranschulen), Akteure (Imame, Vereinigungen) und Inhalte (Predigten, Fatwas).17 Gesetzliche Maßnahmen, die als direkte Reaktion auf die Protestbewegungen des Jahres 2011 in Nordafrika und das damit verbundene Erstarken der Islamisten verstanden werden könnten, sind keine ergriffen worden sind.18 Dennoch setzte die algerische Staatsführung ganz offensichtlich auch auf den religiösen Sektor, um Protesten sowie dem Einflussgewinn der Islamisten gegenzusteuern. Im Religionsministerium lobte man im Frühjahr 2012 die mäßigende Wirkung der Imame auf die von den regionalen Entwicklungen „erhitzten Gemüter“.19

			Religiöse Akteure und Institutionen sind 2012 von der Staatsführung auch zur Mobilisierung von Wählern eingesetzt worden. Präsident Bouteflika hatte die Parlamentswahlen vom Mai 2012 zur wichtigen Etappe im von ihm als Reaktion auf den „Arabischen Frühling“ lancierten „Reformprozess“ erklärt.20 Um diesen Prozess zu legitimieren, war eine höhere Wahlbeteiligung als bei den letzten Parlamentswahlen vonnöten. Zu diesem Zweck nutzte die Staatsführung zum einen die Moscheen: Im März 2012 hielt der damalige Religionsminister, Bouabdallah Ghlamallah, die Imame dazu an, die Gläubigen an ihre Pflicht als Bürger zu erinnern. Gleichzeitig sollten sie aber keine konkreten Wahlempfehlungen abgeben.21 Zum anderen spannte die Staatsführung die insbesondere Präsident Bouteflika gegenüber loyalen Sufi-Bruderschaften zur Wählermobilisierung ein22 Die Sufi-Bruderschaften werden von der Staatsführung seit den 1990er Jahren als Gegenpol zum politischen Islam gesellschaftlich gefördert und sind in weiten Teilen des Landes nach wie vor tief in der Gesellschaft verankert. Allerdings spricht wenig dafür, dass eher zum politischen Islam neigende Bevölkerungsgruppen sich stattdessen dem Sufismus zuwenden.23

			Nicht zuletzt nutzte die Staatsführung auch das Mobilisierungspotential der Islamisten. Eine Strategie mit erheblichem Risiko für beide Seiten: Das Regime riskierte einen islamistischen Wahltriumph. Die Islamisten riskierten, mit ihrer Wählermobilisierung zur Legitimierung des Status quo beizutragen – ohne substantiell an Macht zu gewinnen. Mit dem Wahlausgang der Parlamentswahlen des Jahres 2012 erreichte letztlich das Regime seine Ziele: Mit offiziell 42,9 Prozent lag die offizielle Wahlbeteiligung deutlich über derjenigen von 2007 – wobei unklar ist, ob diese offiziellen Zahlen der Realität entsprachen. Grundsätzlich ist von Manipulation der Wahlen auszugehen, gleichzeitig sprechen die bescheidenen Proteste der Bevölkerung nach den Wahlen nicht dafür, dass generelle Tendenzen, wie etwa die relative Schwäche der Islamisten, durch staatliche Manipulation verfälscht wurden.

			2. Die legalen Islamisten: Alter Wein in neuen Schläuchen

			Auf den ersten Blick hatte der „Arabische Frühling“ keinen größeren Einfluss auf das legale islamistische Spektrum Algeriens. Weder ist aus den Parlamentswahlen vom Mai 2012 eine islamistische Partei als Siegerin hervorgegangen, noch sind neue Massenparteien aufgetaucht oder haben Islamisten versucht, mit radikal neuen Forderungen zu punkten. Islamistische Akteure hatten bei den im nordafrikanischen Vergleich „milden“ Protesten gegen das algerische Regime im Frühjahr 2011 kaum eine Rolle gespielt.24 Den Protesten linker und säkularer Kräfte schlossen sie sich nicht an. Selbst bei genauerer Betrachtung sind seit 2011 lediglich kleinere Veränderungen im islamistischen Spektrum festzustellen. Diese betreffen vor allem das Selbstvertrauen, die Bereitschaft untereinander zu koalieren und die Forderung nach einem parlamentarischen politischen System.

			2.1. Trittbrettfahrer mit wenig Erfolg

			Nach Beginn der politischen Umbrüche in Tunesien, Ägypten und Libyen im Januar/Februar 2011 bis zu den Parlamentswahlen im Mai 2012 befanden sich Algeriens Islamisten in Aufbruchsstimmung. Sämtliche legalen Parteien zeigten sich zuversichtlich, von der „islamistischen Welle“ in der Region profitieren zu können – wenn auch aus unterschiedlichen Gründen: Bei den algerischen Muslimbrüdern, deren wichtigste Vertreterin die Partei MSP ist, sprach man von einer „historischen Situation und Chance für unsere Familie“ und setzte darauf, dass die Wahltriumphe der Muslimbrüder in Ägypten, Marokko und Tunesien auf die „algerischen Brüder“ abfärben würden. Die Entwicklungen in der Region, so der damalige Parteichef Bouguerra Soltani im Dezember 2011, würden zeigen, dass die arabische Welt von Islamisten regiert werden möchte.25

			In der MSP-Zentrale, die 2012 aufwändig renoviert wurde, bereitete man sich vor den Wahlen nach eigenen Aussagen darauf vor, eine „grand parti“, eine große, einflussreiche Partei zu werden.26 Der MSP verfügt als einzige islamistische Partei Algeriens über ein ausgedehntes Netz von karitativen und Jugendorganisationen, das sie derzeit rapide ausbaut. Das Programm Jil al-tarjih, „Generation Abwägung“, in das rund 1.600 junge Algerier und Algerierinnen eingebunden sind, hat zum Ziel, zukünftige Führungskräfte hervorzubringen.27 Nicht zuletzt diesen Netzwerken verdankt der MSP seine Vormachtstellung im islamistischen Parteienspektrum.

			Abdallah Djaballah dagegen, dessen Partei Adala nicht den Muslimbrüdern zuzurechnen ist, hoffte, auf andere Weise von den Entwicklungen in der Region zu profitieren: Aufgrund seiner Distanz zum Regime konnte er sich als einzige legale islamistische Alternative zum bestehenden politischen Establishment und damit als algerisches Pendant zu den tunesischen und ägyptischen islamistischen Protestparteien präsentieren. Der Ausgang der Wahlen indes scheint nahezulegen, dass zumindest die Algerier und Algerierinnen, die an die Urnen gingen, Regimenähe stärker honorierten als (Fundamental-)Opposition.

			Bis zu den Wahlen 2012 hofften die legalen islamistischen Parteien in Algerien, von veränderten westlichen Einstellungen gegenüber autoritären Regimen einerseits und islamistischen Akteuren andererseits profitieren zu können. Da diese in Tunesien, Marokko und Ägypten als Motor der Transformationsprozesse und als Partner für westliche Akteure angesehen würden, spüre man auch in Algerien eine größere westliche Aufgeschlossenheit gegenüber islamistischen Akteuren. Dies habe unter anderem den Druck auf das Regime erhöht, auch islamistische Parteien zu legalisieren, hieß es in den algerischen islamistischen Parteizentralen unisono.28 Die Hoffnungen der Islamisten, dass Dynamiken in der Region sowie westlicher Reformdruck in Algerien zu fairen und freien Wahlen und zu einem islamistischen Wahlerfolg führen würden, erwiesen sich indes als trügerisch.

			2.2. Altbekannte Akteure in neuen Konstellationen

			Auch wenn die Zahl der islamistischen Parteien seit 2011 zunahm: Neu im eigentlichen Sinne ist keine dieser Parteien. Bei Adala handelt es sich um eine Abspaltung der Islah-Partei, bei der FC (Front für Wandel) um einen seit längerem bestehenden Dissidentenflügel des MSP. Der Gründer der FAN (Front des neuen Algerien) hatte sich mit der Führung der Islah-Partei zerstritten, und der Vorsitzende der PLJ (Partei für Freiheit und Gerechtigkeit) schließlich war ein Kader der nie legalisierten Wafa-Partei, die Ende der 1990er und Anfang der 2000er Jahre als Sammelbecken für Persönlichkeiten mit Verbindungen zum moderateren Flügel des verbotenen FIS galt.

			Die Spaltungen bestehender Parteien haben unterschiedliche Hintergründe: Im MSP zum Beispiel handelte es sich um persönliche Rivalitäten zwischen dem Parteipräsidenten und einem Herausforderer, dem ehemaligen Industrieminister Abdelmajid Menasra, mit dem 2009  16 der damals 51 MSP-Abgeordneten die Partei verließen. Abdallah Djaballah dagegen hatte 2008 die Islah-Partei verlassen müssen, weil er sich mit seinem konsequenten Kurs der Unabhängigkeit vom Regime innerhalb der Partei nicht durchsetzen konnte. Aus demselben Grund hatte Djaballah 1999 bereits die von ihm gegründete Ennahda-Partei verlassen, die 1999 seine Kandidatur gegen Bouteflika bei den Präsidentschaftswahlen nicht unterstützen wollte.

			Anstrengungen einzelner Akteure des islamistischen Spektrums für einen zumindest wahltaktischen Zusammenschluss aller islamistischen Parteien zu den Parlamentswahlen 2012 scheiterten an persönlichen Animositäten und Ambitionen der Führungspersonen in den einzelnen Parteien. An diesem Verhalten zeigt sich, dass in Algerien eine politische Kultur des „Zaimismus“, das heißt, eine Kultur von traditionellen, charismatischen und letztlich paternalistischen und autoritären Führern fortbesteht. Es dürfte den wahltaktischen Zusammenschluss der Grünen Allianz vereinfacht haben, dass weder die Islah-Partei noch die Ennahda-Partei einen starken Führer haben und überdies im Vergleich zum MSP, der innerhalb der Allianz die Führungsrolle einnahm, politische Leichtgewichte sind. Die Grüne Allianz und Abdallah Djaballahs Adala-Partei dagegen kooperierten selbst bei Protestaktionen nach den Wahlen 2012 nicht. Die Adala-Partei beschloss zusammen mit dreizehn linken und nationalistischen Oppositionsparteien, das neue Parlament zu boykottieren, während die MSP-geführte Grüne Allianz sich entschied, nur die Regierung, nicht aber das Parlament zu boykottieren.29

			Eine neuere Tendenz im legalen islamistischen Spektrum war im Frühjahr 2012 auch die weniger dezidierte rhetorische Abgrenzung gegenüber Akteuren des verbotenen FIS. Der FIS war inzwischen in verschiedene Flügel gespalten, von denen die moderateren dem islamistischen Spektrum, die radikaleren, etwa um Ali Belhadj,30 dem salafistischen Spektrum zuzurechnen sind. Sämtliche islamistische Parteien buhlten 2012 offen um die Stimmen der Basis des Ex-FIS. Zwar riefen bekannte ehemalige FIS-Kader zum Wahlboykott auf, aber der MSP rühmte sich der guten Beziehungen zu den ehemaligen FIS-Kadern wie Abdelkader Boukhamkham und war zuversichtlich, dass diejenigen FIS-Sympathisanten, die doch an die Urne gingen, MSP wählen würden. Die Front für Wandel von Menasra konnte mit der öffentlich erklärten Unterstützung eines prominenten ehemaligen Mitglieds des FIS werben.31 Bis zu den Wahlen 2012 galt Abdellah Djaballah (Adala-Partei) als derjenige, der die ehemaligen FIS-Wähler am ehesten mobilisieren konnte. Nicht nur aufgrund seiner Distanz zum Regime, sondern auch, weil er im Gegensatz zu MSP und der Front für Wandel nicht so sehr die Mittelschichten und kleineren und mittleren Unternehmer anspricht, sondern die wenig privilegierten Schichten; und schließlich auch, weil er sich überdies offensiv dafür einsetzt, ehemaligen FIS-Kadern wieder politische Aktivitäten zu erlauben.32 Da sowohl Menasra als auch Djaballah 2012 nur wenige Parlamentssitze gewannen, ist davon auszugehen, dass ein Großteil der ehemaligen FIS-Sympathisanten die Wahlen boykottierte.

			2.3. Wenig inhaltliche Differenzen und Neuerungen

			Der „Arabische Frühling“ schlug sich in den algerischen islamistischen Wahlprogrammen vor allem in einem Punkt nieder: der Forderung nach einem parlamentarischen System, die von der Forderung nach „einem zivilen anstelle eines militärischen Systems“ begleitet wird. Diese Forderung kann im Kontext der ägyptischen und tunesischen Debatten über das zukünftige politische System und die Rolle der Armee im Staat gesehen werden. In Anlehnung an Ägypten und Tunesien hatten islamistische und nicht islamistische Parteien überdies im Vorfeld der Wahlen – allerdings vergeblich – eine aus Technokraten bestehende Übergangsregierung unter Präsident Bouteflika gefordert, die Wahlen vorbereiten und Verfassungsänderungen auf den Weg bringen sollte.33 Auffallend dabei war, wie dezidiert sämtliche legalen islamistischen Organisationen nicht nur einen gewaltfreien, sondern – wie bereits vor dem „Arabischen Frühling“ – auch einen sanften Systemwechsel verlangten.

			In den Positionen und Programmen der islamistischen Parteien veränderte sich durch die Umbrüche in der Region wenig: Korruptionsbekämpfung, Unabhängigkeit der Justiz, soziale Gerechtigkeit und Diversifizierung der Wirtschaft blieben zentrale Schlagworte. Mit Abstand das detaillierteste Programm legte die Grüne Allianz vor; die anderen islamistischen Parteien waren alle neu und hatten folglich nur wenige Monate Zeit, eine Agenda auszuarbeiten. Dabei zeigen sich zwischen den Parteien, vor allem mit Blick auf den Außenwirtschaftsbereich und auf die Beziehungen zu Europa, gewisse Unterschiede. Hier findet sich am einen Ende des Spektrums die Front des Wandels des ehemaligen Ministers Menasra, die eine relativ marktliberale Agenda vertritt, und die Protektionismus, wie er in den aktuellen Investitionsgesetzen vorherrscht, abbauen und sich an der engen tunesischen und marokkanischen Kooperation mit der Europäischen Union orientieren will.34 Am anderen Ende des Spektrums steht die Adala-Partei, die eine protektionistische, sozialistische wirtschaftliche Agenda verfolgt und schon den bereits bestehenden Abkommen mit der Europäischen Union skeptisch gegenübersteht. Grundsätzlich ist Adala diejenige Partei mit der kämpferischsten Rhetorik; ihr Präsident Djaballah drohte vor der Legislativwahl am 10. Mai 2012 auch immer wieder mit Wahlboykott. Im Großen und Ganzen aber unterscheiden sich die islamistischen Positionen und Programme wenig voneinander; sie heben sich auch nicht stark von den Programmen der eher links zu verortenden Oppositionsparteien wie der Front Sozialistischer Kräfte (FFS) ab. Dezidierte Forderungen einer Islamisierung des Systems, etwa durch eine stärkere Verankerung der Gesetzgebung in der Scharia, finden sich am deutlichsten bei Adala.

			Grundsätzlich betonen alle islamistischen Parteien die Stärkung der Familie und konservative (islamische) Moralvorstellungen. Allerdings unterscheiden sie sich hierbei wenig vom islamisch-konservativen Flügel der Regierungspartei FLN unter dem ehemaligen Premierminister Abdelaziz Belkhadem; dieser teilt nicht nur die gesellschaftspolitischen Vorstellungen der islamistischen Parteien, sondern ist in Bezug auf die Partizipation von Frauen in Parteigremien auch weniger progressiv als die meisten islamistischen Parteien.35 Bei der 2005 erfolgten Modifikation des 1984 verabschiedeten Familiengesetzes, das auf islamischem Recht beruht und Frauen stark diskriminiert, war der FLN federführend und wenig bemüht, mehr als nur kosmetische Verbesserungen zugunsten der Frauen umzusetzen.

			Alle islamistischen Parteien grenzen sich – zumindest in der offiziellen Rhetorik – vom gesellschaftspolitisch noch weitaus konservativeren salafistischen Spektrum ab. Selbst bei der Adala-Partei, die sich gesellschaftspolitisch konservativer als die Parteien der Grünen Allianz gibt, spricht man sich gegen islamischen Kleiderzwang aus. Seit einigen Jahren wird bei den algerischen islamistischen Parteien der Terminus „Partei der richtigen (oder gerechten) Mitte“ häufig verwendet. Inwieweit die offiziellen Parteipositionen und Parteidiskurse die realen Anliegen der Parteikader und vor allem auch der Parteibasis wiedergeben, lässt sich indes nur schwer beurteilen, solange islamistische Akteure aufgrund der Machtverhältnisse nicht in der Lage sind, Gesetze maßgeblich zu gestalten.

			3. Das salafistische Spektrum: Die neue Herausforderung

			Während sich die Stärke der parteipolitisch organisierten Islamisten anhand von Wahlresultaten – selbst wenn diese bis zu einem gewissen Grade manipuliert sein dürften – abschätzen lässt, sind Größe und Einfluss des salafistischen Spektrums Algeriens die große Unbekannte. Offizielle Zahlen oder Schätzungen sind nicht erhältlich. Glaubt man den Eindrücken der algerischen Presse und nimmt man das Straßenbild zum Maßstab, so scheinen sich salafistische Ideologien seit ein paar Jahren stark zu verbreiten.36 Der MSP und die den Muslimbrüdern nahestehende, traditionsreiche Vereinigung der algerischen muslimischen Rechtsgelehrten, die Association des Oulémas Musulmans Algériens, nennen die Salafisten „eine große Herausforderung“, die „aus Saudi-Arabien importiert worden sei“. Der „Arabische Frühling“ und insbesondere der Wahlerfolg der ägyptischen salafistischen Nur-Partei (Partei des Lichts) bei den Parlamentswahlen Ende 2011/Anfang 2012 in Ägypten hätten die algerischen Salafisten gestärkt und ermutigt.37

			An offiziellen staatlichen Stellen dagegen, wie im algerischen Religionsministerium oder beim Hohen Islamischen Rat (Haut Conseil Islamique), der direkt dem Staatspräsidenten untersteht, waren die Gesprächspartner 2012 ausgesprochen zurückhaltend mit Aussagen zum Thema Salafismus; das Phänomen wurde heruntergespielt. Der offiziellen algerischen Politik wurde in der frankophonen nationalen Presse denn auch vorgeworfen, Salafisten in den Moscheen gewähren zu lassen, solange sie sich auf gesellschaftspolitische Angelegenheiten konzentrieren und den politischen Status quo unterstützen würden.38 Dies galt allerdings nur für eine von drei salafistischen Tendenzen, den pietistischen Salafismus (Da`wa-Salafismus). Die beiden anderen Tendenzen, der politische und der militante jihadistische Salafismus, werden vom Staat bekämpft. Gemeinsam ist diesen drei Tendenzen, dass sie eine Rückkehr zu den „Wurzeln des Islam“ anstreben. Dies allerdings mit unterschiedlichen Mitteln.

			3.1. Pietistische Salafisten: Gegen den „Arabischen Frühling“

			Die zahlenmäßig größte Gruppe unter den algerischen Salafisten dürften die apolitischen, pietistischen Salafisten bilden. Gleichzeitig ist es die Tendenz, über die am wenigsten bekannt ist. Hierbei handelt es sich um Individuen und Familien, oft aus der Mittelklasse, die einen äußerst konservativen Islam leben. In immer mehr algerischen Städten existieren inzwischen ganze salafistische Viertel.39 Ihr Ziel, ein Kalifat, wollen die Da`wa-Salafisten über die Re-Islamisierung der Gesellschaft erreichen. Politische Partizipation in einem säkularen Staat lehnen sie genauso ab wie die Gewalt der jihadistischen Salafisten.40 Ihre Haltung zum algerischen Staat ist neutral, sie vermeiden Konflikte mit den staatlichen Autoritäten und werden von diesen auch geduldet. Bislang schlug sich das zivilgesellschaftliche Engagement dieser Salafisten in keinen sichtbaren organisatorischen Strukturen, die über die lokale Ebene hinausgehen, nieder. Dies ist sicherlich auch eine Folge der seit dem Bürgerkrieg restriktiven staatlichen Zulassung religiöser Vereinigungen.41 Die ideologischen Hochburgen der pietistischen Salafisten sind die islamischen Fakultäten der Universität Emir Abdelkader in Constantine sowie der Universität Algier in Caroubier. Ihr derzeit prominentester Vertreter ist Mohamed Ali Ferkous,42 ein Professor für Islamwissenschaften in Caroubier, der auch in zwei verschiedenen Moscheen in Hydra (Stadtteil von Algier) predigt bzw. Imame und Koranschüler unterrichtet. Der gesellschaftliche und damit auch politische Einfluss von Ferkous scheint beachtlich zu sein. 2010 nahm das algerische Innenministerium die Entscheidung, für den biometrischen Pass nur Fotos ohne Bart und ohne Gesichtsschleier zu akzeptieren, unter dem Druck eines von Ferkous ausgesprochenen Rechtsgutachtens (Fatwa) zurück.43 Grundsätzlich richten sich die von Ferkous erstellten Rechtsgutachten nicht gegen den politischen Status quo – trotz seiner Präferenz für ein Kalifat. Im „Arabischen Frühling“ stellte er sich klar auf die Seite des Regimes und publizierte eine Fatwa, die den Opfern von gegen das Regime gerichteten Demonstrationen den Status von Märtyrern abspricht.44 Der von den pietistischen Salafisten verbreitete obrigkeitshörige Diskurs dürfte der Hauptgrund sein, warum die Staatsführung diese salafistische Tendenz in den Moscheen und im Internet gewähren lässt.

			3.2. Politische Salafisten: Mit dem „Arabischen Frühling“

			Im Gegensatz zu den pietistischen Salafisten verfolgen die politischen Salafisten ihre Ziele über dezidiert politische Aktivitäten. Dabei verwenden sie die gleichen Instrumente wie die Muslimbrüder, das heißt, Partizipation, Demonstrationen sowie die Gründung von Vereinen – allerdings werden solche in Algerien nicht legalisiert. Hier können die politischen Salafisten weder legal agieren wie in Ägypten noch sich öffentlich manifestieren wie in Tunesien, wo auch die ähnliche Positionen wie die Salafisten vertretende Befreiungspartei (Hizb al-tahrir) legalisiert wurde.45 Die Repression in Algerien führte dazu, dass sich so gut wie keine politischen Salafisten mit nationaler Ausstrahlung oder nationalem Einfluss mehr finden. Paradigmatisch verkörpert wird diese Richtung des Salafismus seit über zwei Jahrzehnten von Ali Belhadj. Belhadj ist die ehemalige „Nummer zwei“ des verbotenen FIS. Er war der Anführer des salafistischen Flügels der Partei. Den Muslimbrüdern (nicht nur in Algerien) sowie anderen als moderat geltenden islamistischen Parteien werfen die politischen Salafisten vor, den Islam zu stark modernisiert zu haben und mit dem Regime zu kooperieren.46 Im Gegensatz zu bewaffneten Salafisten (oder Jihadisten) rufen sie aber auch nicht zu Gewalt auf. Ob aus Überzeugung oder weil dies in Algerien nicht mehr ungestraft geschehen kann, lässt sich nicht feststellen.

			Den „Arabischen Frühling“ begrüßten die politischen Salafisten in Algerien explizit. Ali Belhadj wurde im Rahmen von Demonstrationen mehrmals für kurze Zeit verhaftet, unter anderem vor der syrischen Botschaft in Algier im Februar 2012.47 Die Umbrüche in der Region ermutigten Algeriens politische Salafisten, sich wieder öffentlich zu manifestieren, wenn auch nur in kleinem Rahmen. Als (nicht legale) Organisation in Erscheinung getreten ist vor allem die Gruppe Renaissance des Enfants des Mosquées d’Alger (Wiedergeburt der Kinder der Moscheen Algiers). Deren Sprecher Abdelfattah Hamadache sowie El-Hachemi Sahnouni, ehemaliges Mitglied des Schura-Rates des verbotenen FIS, riefen im Oktober 2011 die Bevölkerung dazu auf, die Schließung von Geschäften, die Alkohol verkaufen, zu verlangen. Im Juni 2011 hatte Sahnouni einen Zehn-Punkte-Plan für einen friedlichen Weg aus „der algerischen Krise“ präsentiert. Darunter fanden sich widersprüchliche Forderungen wie die Einführung der Scharia als Grundlage aller algerischen Gesetze, die Gleichheit zwischen Mann und Frau sowie die Respektierung individueller und kollektiver Freiheiten. Nicht zuletzt plädierte Sahnouni – im Gegensatz zu allen legalen islamistischen Akteuren – für ein starkes präsidiales System, das dem Präsidenten erlaubt, in aller Freiheit zu regieren.48

			Insgesamt gesehen veränderten sich aber die Diskurse der politischen Salafisten seit dem „Arabischen Frühling“ kaum: Sie konzentrierten sich weiterhin auf die nationale Arena – regierungsfeindlich waren sie schon vor 2011. Belhadj zum Beispiel erhebt sich seit Jahren nach jeder Freitagspredigt und hält flammende Reden zu aktuellen politischen Themen, etwa zur Inkompetenz des Regimes im Umgang mit Naturkatastrophen oder gegen das neue Parteiengesetz.49 Wie bei allen Wahlen seit 1991 riefen ehemalige Kader des FIS auch 2012 zum Wahlboykott auf. Umstritten war die erwähnte Wahlempfehlung des ehemaligen FIS-Kaders El-Hachemi Sahnouni für die Partei Front des Wandels (FC) von Abdelmajid Menasra. Die Person Sahnounis, der einerseits eine Wahlempfehlung zugunsten eines moderaten Islamisten aussprach, sich andererseits im salafistischen Milieu engagiert, zeigt, dass die Grenzen zwischen beiden Tendenzen nicht zwingend rigide sein müssen. Das bereits erwähnte Buhlen der islamistischen Parteiorganisationen um die Basis des Ex-FIS, die zumindest teilweise salafistisch ausgerichtet ist, weist in dieselbe Richtung.

			3.3. Jihadistische Salafisten profitieren vom „Arabischen Frühling“

			Zu den großen Profiteuren des „Arabischen Frühlings“ gehört nicht zuletzt das jihadistische Spektrum Algeriens. Wichtigster Akteur hier ist das Netzwerk Al-Qaida im Islamischen Maghreb (AQIM), eine Benennung, die 2007 eine der bewaffneten Gruppen des algerischen Bürgerkriegs annahm. Die AQIM verlagerte ihren Aktionsradius von Nordalgerien in den algerischen Süden und die Sahelstaaten, wo sie sich zunehmend ausweitete.50 Im Zuge dessen ist es zu einer immer stärkeren Verquickung von militanten Salafisten und Akteuren organisierter Kriminalität gekommen. Ein Auswuchs dieser Verbindung ist zum Beispiel das Geschäft mit Entführungen in Südalgerien und im Sahel, das neben Ausländern auch algerische Funktionsträger betrifft.

			Militante Salafisten profitierten in doppelter Hinsicht vom „Arabischen Frühling“. Erstens haben sich mit der partiellen Destabilisierung Tunesiens, mit der kompletten Destabilisierung Libyens und der damit verbundenen Schwächung Malis seit 2011 die nicht staatlich kontrollierten Räume ausgeweitet, wodurch sich wiederum die Bewegungsfreiheit der Jihadisten vergrößerte. Zweitens ermöglichte die Anarchie in Libyen den Jihadisten, sich mit Waffen aus den Beständen des gestürzten Qaddafi-Regimes zu versorgen.51

			Unklar ist, ob sich nur die Schlagkraft und Sichtbarkeit bewaffneter Akteure mit religiösem Hintergrund oder auch die Zahl der Akteure insgesamt vergrößert hat. Mit Blick auf Algerien lässt sich feststellen, dass ihre Aktivitäten tendenziell zugenommen haben.52 Zudem sind neue Abspaltungen von AQIM in Erscheinung getreten, wie zum Beispiel bei dem Anschlag auf eine Zentrale der Gendarmerie mitten in der südalgerischen Stadt Tamanrasset am 3. März 2012.53 Die Beunruhigung insbesondere der algerischen Regierung über diese Entwicklungen lässt sich am hohen Engagement Algeriens in regionalen Initiativen zur Bekämpfung des Terrorismus sowie an zahlreichen neuen Sicherheitsmaßnahmen auf algerischem Territorium ablesen.54

			4. Die Entwicklungen seit 2013: Defensives Taktieren bei ausbleibendem Machtzuwachs

			Bis 2013 konnten legale islamistische Akteure in Algerien hoffen, auf einer regionalen islamistischen Erfolgswelle mitzureiten.55 Ab 2013 indes verengten eine Reihe von einschneidenden Ereignissen in Staaten des „Arabischen Frühlings“ die Spielräume auch für die legalen Islamisten in Algerien. Gleichzeitig erweiterten verschiedene regionale Entwicklungen den Aktionsradius und die Kooperationsmöglichkeiten für jihadistische Akteure. Zu diesen Ereignissen und Entwicklungen gehörten in erster Linie der Militärputsch in Ägypten gegen den gewählten islamistischen Präsidenten Mursi im Juli 2013 und die danach einsetzende Repression gegen die ägyptischen Muslimbrüder. Aber auch die starke Polarisierung zwischen säkularen und islamistischen politischen Akteuren nach zwei politischen Morden in Tunesien sowie die ab 2013 immer manifesteren Sicherheitsherausforderungen in Tunesien wirkten sich auf das Verhalten politischer Akteure in Algerien aus. Nicht zuletzt hatten die zunehmende Jihadisierung des syrischen Aufstandes und die Entwicklung Libyens zum Trainings- und Rückzugsort für Jihadisten aus dem Maghreb und dem Sahel auch politische und gesellschaftliche Folgen in Algerien.

			4.1. Schulterschluss der legalen Islamisten mit der säkularen Opposition

			Algeriens legale Islamisten reagierten auf das für Muslimbrüder zunehmend ungünstige regionale Umfeld zunächst mit innenpolitischer Zurückhaltung. So äußerten algerische Islamisten zwar harsche Kritik am Vorgehen der ägyptischen Armee und Solidarität mit den ägyptischen Muslimbrüdern in privaten Gesprächen,56 aber bei öffentlichen Kundgebungen zeigten sie mehr Zurückhaltung. Anlässlich des Besuchs des damaligen ägyptischen Außenministers Nabil Fahmi in Algier im Januar 2014 ließ der MSP-Präsident Abderrazak Makri zwar verlauten, die algerische Einladung sei ein strategischer Fehler, hielt sich aber mit Mobilisierungsversuchen zurück.57 Die Grüne Allianz als Block trat so gut wie nicht mehr in Erscheinung.

			Noch 2012 war es durch eine Abspaltung vom MSP zu einer weiteren Fragmentierung des islamistischen Lagers gekommen. Der Minister für Öffentliche Arbeiten, Amar Ghoul, der weiter in der Regierung bleiben wollte, verließ den MSP und gründete eine eigene Partei, die TAJ (Tajammu amal al-jaza’ir/Rassemblement de l’Espoir de l’Algérie/Sammlungsbewegung Hoffnung Algerien). Durch den Rückzug des MSP aus der Regierung befand sich damit ab Herbst 2012 nur noch ein (ehemaliger) Islamist auf einem Ministerposten.

			Der MSP war die einzige islamistische Partei, in der es zwischen 2013 und 2016 zu nennenswerten Veränderungen kam. Diese betrafen mehr die Strategie als das Programm. Nach rund zwei Jahrzehnten, in denen sich die Partei in ihrer nur mäßig erfolgreichen semi-oppositionellen Rolle geübt hatte, schwenkte sie nun auf Oppositionspolitik um. Mit Abderrazak Makri wurde 2013 ein MSP-Präsident gewählt, der nicht zuletzt aufgrund des Unmuts insbesondere unter jüngeren Parteikadern schon länger für eine klare Oppositionslinie plädiert hatte. Gleichzeitig begann der MSP ab 2014 erstmals verhältnismäßig eng mit säkularen oppositionellen Akteuren zu kooperieren.58 Letzteres dürfte nicht zuletzt unter dem Eindruck der Entwicklungen in Ägypten auch der Sorge des MSP geschuldet gewesen sein, dass ein zu hohes eigenes Oppositionsprofil angesichts der zunehmenden Anti-Muslimbrüder-Stimmung in wichtigen Ländern der Region ein Risiko für die Partei darstelle.

			Im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen vom April 2014 schloss sich der MSP, der seit 2012 alle Angebote Präsident Bouteflikas, sich weiterhin an der Regierung zu beteiligen, abgelehnt hatte, dem Boykottlager an. Aus diesem Lager entstand, ebenfalls im Frühjahr 2014, die Nationale Koordination für Freiheit und Demokratische Transition CNLTD (Coordination Nationale pour les Libertés et la Transition Démocratique), zu deren Mitbegründern der MSP und die Partei Adala zählten. Die CNLTD besteht aus einer Reihe kleinerer, mehrheitlich nicht islamistischer Oppositionsparteien sowie einzelnen prominenten politischen Persönlichkeiten. Am ersten großen Treffen der CNLTD im Juni 2014 waren mit Ali Djeddi, Kamel Guemmazi und Abdelkader Boukhamkham auch ehemalige Kader der FIS präsent.59 Vertreten in der CNLTD ist auch die säkulare Partei RCD (Rassemblement Culturel Démocratique/Sammlungsbewegung für Kultur und Demokratie), die seit ihrer Gründung Ende der 1980er Jahre ein politischer Gegenspieler der islamistischen Parteien gewesen war. Diese neue Offenheit der Islamisten gegenüber säkularen Kräften (und umgekehrt) geht nicht zuletzt auf den Personen- und Generationenwechsel an der Parteispitze von MSP (und RCD) zurück.60

			Innerhalb der CNLTD hat der MSP, stärker als Adala, eine sehr sichtbare und umstrittene Position eingenommen. So befremdete der ambitionierte MSP-Präsident die anderen Mitglieder der CNLTD, indem er ohne Absprache mit den Partnern in der CNLTD im Januar 2015 Bereitschaft signalisierte, auf ein Gesprächsangebot der Regierung einzugehen.61 Ein Treffen zwischen Makri und Ahmed Ouyahia, dem Chef des Büros von Präsident Bouteflika, im Juli 2015 führte zu heftigen verbalen Attacken des Adala-Vorsitzenden Djaballah, und zu dessen Drohung, die CNLTD zu verlassen.62 Diese Begebenheiten zeigen, wie leicht es für die Regierung ist, die (islamistische) Opposition zu spalten, und wie schwierig es für (islamistische) algerische Oppositionsparteien ist, sich Kooptationsversuchen des Regimes auf Dauer zu entziehen.

			4.2. Vorschläge der Islamisten für Wege aus der politischen und wirtschaftlichen Krise

			In den Kernpunkten islamistischer Programme und Positionen (Abschnitt 2.3.) hat sich seit 2013 wenig verändert, sieht man von der dezidierten Forderung nach einer zu verhandelnden Transition ab, die nach der Wiederwahl Präsident Bouteflikas 2014 für ein viertes Mandat neu dazugekommen ist. Dabei streben die islamistischen Akteure nach wie vor und explizit keinen abrupten, sondern einen sanften Systemwechsel an. Die demokratische Transition, wie sie die islamistischen Parteien im Rahmen der CNLTD sowie auf ihren eigenen Parteiplattformen verlangen, soll in einem graduellen Prozess erreicht werden, in dessen Rahmen die schon bei der politischen Öffnung Ende der 1980er Jahre gesetzten Ziele umzusetzen sind. Letztlich soll ein in vielen Punkten ähnlicher Prozess in Gang gesetzt werden wie in Tunesien nach 2011, allerdings ohne jegliche Einmischung externer Akteure. Verlangt wird die Etablierung einer breit abgestützten Übergangsregierung sowie eines unabhängigen Organs zur Organisation und Überwachung von Wahlen. Eine neu zu wählende Instanz soll dann eine neue Verfassung erarbeiten, über die in Form eines Referendums die Bevölkerung abstimmen soll. Begleitet wird die Forderung nach einer demokratischen Transition von nicht näher präzisierten Forderungen nach Einhaltung von Menschenrechten, Frauen- und Jugendrechten sowie dem Ausbau von Freiheiten.63 Letztlich bleiben aber viele der Forderungen vage.

			Mit Blick auf aktuelle Entwicklungen im algerischen Machtapparat nehmen islamistische Akteure tendenziell neutralere bzw. distanziertere Positionen ein als andere oppositionelle Akteure. Während die Politik anderer Akteure in der CNLTD sehr stark von der Opposition zu Präsident Bouteflika motiviert ist, wahren die Islamisten Äquidistanz, wenn es um Macht- und Einflusskämpfe innerhalb der Staatsführung, des Militärs und Geheimdienstes geht. Makri ließ verlauten, diese Machtkämpfe im Regime würden an den Fundamenten des derzeitigen Systems nichts verändern.64

			Differenzen wurden aber auch im legalen islamistischen Oppositionslager sichtbar. Dies betraf insbesondere die Sichtweise auf die Politik der islamistischen Partei Ennahda in Tunesien. Zum Beispiel warf der in gesellschaftlichen Fragen konservativere Adala-Präsident Djaballah der tunesischen Ennahda-Parei vor, sie hätte die Scharia über Bord geworfen und daher auch die Wahlen 2014 verloren.65 Dem Präsidenten des MSP dagegen war daran gelegen, seine Partei, die sich schon seit Mitte der 1990er Jahre an Regierungskoalitionen mit nicht islamistischen Akteuren beteiligt hatte, als Vorreiter der Politik Ennahdas in Tunesien und als mindestens so progressiv wie diese darzustellen.66

			Auch in Fragen der gesellschaftlichen Diversität differieren die beiden größten algerischen islamistischen Parteien. So sprach sich Adala-Präsident Djaballah offen gegen die in der Verfassungsänderung von 2016 vorgesehene Offizialisierung der Berbersprache Tamazight aus.67 MSP-Präsident Makri dagegen sprach diesbezüglich vom einzigen positiven Punkt in der neuen Verfassung.68

			Verhältnismäßig wenig Aufmerksamkeit fanden bis Sommer 2015 im islamistischen Lager ökonomische Fragen. Mit der schweren ökonomischen Krise, die sich aufgrund des Ölpreisverfalls abzeichnete, änderte sich dies. Allerdings zeichneten sich die Beiträge der islamistischen Parteien vor allem durch – durchaus treffende – Analysen von verfehlten Politiken der Vergangenheit, Kritik an den von der Regierung ab 2015 getroffenen Gegenmaßnahmen, wie Subventionskürzungen, sowie dramatische soziale Zukunftsszenarien aus. Vorschläge der Islamisten für den Umgang mit den aktuellen ökonomischen Herausforderungen fielen – ähnlich wie bei der säkularen Opposition – mehrheitlich bescheiden aus. So versprachen sich islamistische Politiker eine Verbesserung der wirtschaftlichen Perspektiven durch eine „politische Transition“, ein weniger korruptes System sowie eine wirtschaftliche Diversifizierung.69 Der MSP plädierte nach wie vor für einen freieren Wettbewerb, das heißt, markt- und investitionsfreundlichere Reformen – wobei auch hier kaum konkrete Vorschläge kamen.70 Im Widerspruch dazu stand der einzig konkrete Erfolg, den die islamistischen Parteien im wirtschaftlichen Bereich verbuchen konnten, nämlich im Frühjahr 2015 die Verhinderung der geplanten Liberalisierung des Alkoholgroßhandels, die mit dem Ziel, den florierenden Schwarzmarkt für Alkohol einzudämmen, vom Handelsminister lanciert worden war.

			Angesichts ihrer bescheidenen politischen Einflussmöglichkeiten haben die beiden größten islamistischen Parteien nach 2013 immer wieder versucht, ihre Relevanz zu erhöhen, in dem sie auf lokale Proteste aufsprangen. Dies war besonders augenfällig bei Protesten gegen die Schiefergasexploration im Winter und Frühjahr 2015 im Süden Algeriens. Insbesondere der MSP versuchte, hier über die sozialen Medien mitzumischen.71 Grundsätzlich sind islamistische Akteure zunehmend nicht nur auf Facebook, sondern auch auf Twitter aktiv und äußern sich zu aktuellen innen- und außenpolitischen Fragen. Allerdings scheinen die islamistischen Parteien genauso wie andere Oppositionsparteien weder über soziale Medien noch über klassische Kanäle nennenswerten Einfluss auf lokale Protestdynamiken nehmen zu können. Die meistens sozioökonomisch motivierten Protestbewegungen wollen sich nicht von politischen Parteien vereinnahmen lassen und islamistische Akteure dürften aufgrund der historischen Belastung der 1990er Jahre in solchen Protestbewegungen einen noch schwereren Stand haben als nicht islamistische Oppositionsakteure. Es spricht derzeit auch kaum etwas dafür, dass die breite Masse der algerischen Bevölkerung, wenn die ökonomische Krise spürbarer wird, in einer der bestehenden islamistischen Parteien ihr Heil sehen wird.

			4.3. Jihadistische Salafisten: Großes neues Hinterland

			Auch wenn sich die Rahmenbedingungen innerhalb Algeriens für jihadistische Akteure seit 2013 kaum verändert haben, gehören die algerischen Jihadisten weiterhin zu den großen Profiteuren der Umbrüche in den Nachbarstaaten sowie im Nahen Osten.72 Zum einen haben sich ihre geographischen Spielräume kontinuierlich erweitert, zum anderen ist die Vernetzung mit anderen jihadistischen Gruppen vorangeschritten. Gleichzeitig ist der AQIM mit der terroristischen Organisation „Islamischer Staat“ (IS) eine neue Konkurrenz erwachsen. Die Präsenz und Rekrutierungserfolge des IS auch im Maghreb haben die AQIM unter Druck gesetzt und zu einer verstärkten Anschlagstätigkeit auch in Regionen über den Maghreb und den Sahel hinaus, etwa auf Luxushotels in der Elfenbeinküste und in Burkina Faso 2016, geführt.73

			Zum seit Mitte der 2000er Jahre bestehenden Dreieck Algerien-Mali-Mauretanien ist seit 2013 auch eine Achse Algerien-Tunesien-Libyen hinzugekommen. So hat sich im tunesischen Grenzgebiet zu Algerien die aus der AQIM hervorgegangene Gruppe Uqba Ibn Nafi festgesetzt. Die seit den 2000er Jahren im Norden Algeriens durch militärischen Druck in die Defensive geratenen jihadistischen Zellen haben nun sowohl in Tunesien als auch in Libyen ein neues Hinterland gefunden. Libyen entwickelte sich zur Drehscheibe, zum Trainings- und Rückzugsort sowie zur Basis für Anschläge in Algerien (und Tunesien). So erfolgte der spektakuläre Anschlag auf die südalgerische Gasförderanlage bei In Amenas, der im Januar 2013 von der AQIM-Splittergruppe El-Mourabitoune unter ihrem algerischen Anführer Mokhtar Belmokhtar verübt wurde, von Libyen aus. Auch im März 2016 kam es wieder zu einem versuchten Anschlag auf eine algerische Förderanlage und auch hier gab es angeblich Verbindungen zu Libyen.74

			Der Einfluss des IS sowie die Konkurrenz, die der algerischen AQIM durch diesen erwachsen ist, zeigten sich einerseits in IS-affinen Verlautbarungen einzelner AQIM-Kader sowie in der Abspaltung von AQIM-Zellen, die sich dem IS zugehörig erklärten. So haben im September 2014 in der Kabylei unter dem Namen Jund al-khilafah al-islamiya fi ard al-jazair (Soldaten des islamischen Kalifats auf algerischem Boden) ehemalige AQIM-Kämpfer unter Bezugnahme auf den IS einen französischen Staatsbürger, der eine Bergwanderung machte, entführt und enthauptet. Anderseits provozierte das Auftauchen des IS den AQIM-Anführer Abdelmalek Droukdal 2014 zu Aufrufen an maghrebinische Jihadisten, vor Ort zu kämpfen und nicht nach Syrien zu reisen.75

			Insgesamt gelang es algerischen Jihadisten trotz der für sie günstigen regionalen Rahmenbedingungen aber auch zwischen 2013 und 2016 nicht, innerhalb Algeriens wieder stärker Fuß zu fassen. Vielmehr führte die von Libyen (und Tunesien) ausgehende zunehmende jihadistische Bedrohung zu einem engen Schulterschluss von Sicherheitskräften und Bevölkerung mit Blick auf die Terrorismusbekämpfung.76 Darüber hinaus hatte das Erstarken des jihadistischen Salafismus in Libyen und Tunesien zur Folge, dass die algerische Regierung und Justiz auch gegenüber pietistischen Salafisten eine härtere Gangart anzuschlagen begann.

			4.4. Pietistische und politische Salafisten stärker unter staatlichem Druck

			2013 zeichnete sich in der staatlichen Religionspolitik ein schleichender Paradigmenwechsel ab, der weg von der bisherigen Laissez-faire-Politik führte. Der Paradigmenwechsel manifestierte sich zum einen durch verstärkte und systematischere staatliche Kontrolle religiöser Akteure, Stätten und Inhalte. Zum anderen kam es, trotz weiterhin ambivalenter Signale, zu einem insgesamt weniger toleranten Umgang nicht nur mit politischen, sondern auch mit pietistischen Salafisten.77 Neue Verordnungen betrafen insbesondere auch die Ausbildung von Imamen, die nun sehr viel engmaschiger vom Staat begleitet und kontrolliert wird. 2013 wurde auch ein neues Dekret zur Funktion von Moscheen erlassen, im Bestreben, extremistische Aktivitäten in religiösen Stätten zu unterbinden.78 Überdies kam es 2012/13 zu einer ungewöhnlich hohen Zahl von Umbesetzungen unter den Kadern des Religionsministeriums, sowohl im Ministerium selbst als auch in den vom Ministerium betriebenen Institutionen in den Provinzen.79

			Der Wandel im Religionsministerium dürfte sehr stark Mohamed Aissa, dem im Mai 2014 neu eingesetzten Religionsminister, zuzuschreiben sein. Mit dem 1963 geborenen Mohamed Aissa fand im Religionsministerium nicht nur ein Generationenwechsel statt – sein Vorgänger Ghlamallah war Jahrgang 1934 und 17 Jahre im Amt gewesen –, vielmehr steht seither auch ein religiöser Modernisierer an der Spitze des Ministeriums. Mohamed Aissa hatte sich schon als Abteilungsleiter sowie 2013 als Generalinspekteur im Ministerium einen Ruf als Reformer erarbeitet. Seit 2014 stellte er in zahllosen Interviews die Schlüsselrolle von Imamen bei der Prävention des Jihadismus und bei der Deradikalisierung heraus. Im Oktober 2015 gab er bekannt, dass der Staat notorischen salafistischen Predigern die Lizenz entziehen und fortan nur noch staatlich anerkannte Imame akzeptieren werde.80 Mohamed Aissa gehört nicht nur zu den Förderern sufistischer Strömungen, sondern bezeichnet sich als Minister aller Religionen. Kurz nach seinem Amtsantritt sorgte er mit Aussagen für Aufsehen, er plane, die algerischen Synagogen wieder zu öffnen, und er habe nicht vor, Personen, die während des Ramadans öffentlich Picknicks veranstalten, verhaften zu lassen.81

			Die Tatsache, dass der Staat begonnen hat, das liberale religiöse Spektrum gegenüber dem salafistischen zu stärken, kann nicht nur als Folge der Entwicklungen im Nachbarstaat Tunesien gesehen werden, wo die Regierung die salafistische Organisation Ansar al-sharia gewähren ließ, was dazu führte, dass diese als gesellschaftliche und radikale politische Kraft erstarkte und sich schließlich, als der Staat gegen sie vorzugehen begann, vollends dem Jihadismus zuwandte. Vielmehr traten auch die algerischen Salafisten in der Öffentlichkeit immer offensiver auf. Nach dem Attentat auf die französische Satirezeitschrift Charlie Hebdo im Januar 2015 kam es beispielsweise in Algier zu einer Solidaritätskundgebung von Salafisten mit den Tätern. Eine Schlüsselrolle hierbei spielte Abdelfattah Hamadache, ursprünglich eine führende Persönlichkeit des pietistischen salafistischen Spektrums, der sich aber zunehmend politisiert hat. 2015 rief er in einer Fatwa zur Ermordung des radikal antireligiösen algerischen Schriftstellers Kamel Daoud auf und plädierte dafür, der Organisation Islamischer Staat die Eröffnung einer diplomatischen Vertretung in Algier zu erlauben.82 Mit seinen Versuchen, die Legalisierung einer eigenen salafistischen Partei zu erreichen, ist er – was wenig verwundert – gescheitert. Im März 2016 wurde er für den Aufruf zu Mord an dem Schriftsteller Kamel Daoud zu einer Haftstrafe und Geldbuße verurteilt.83

			Trotz des verstärkten Drucks durch religionspolitische und juristische Maßnahmen kann von einer repressiven Politik gegenüber dem salafistischen Spektrum in Algerien nach wie vor nicht die Rede sein. Dies dürfte weniger auf Sympathien mit den Salafisten zurückgehen als auf die in den Erfahrungen der frühen 1990er Jahre gründende Sorge, dass Repression zur Radikalisierung auch des politischen und pietistischen Spektrums führt. Versuche, auch politischen Salafisten „eine lange Leine zu lassen“ bzw. diese ins System zu kooptieren, gab es folglich weiterhin. Dies zeigt sich besonders deutlich am Umgang der Regierung mit dem ehemaligen Anführer des bewaffneten Flügels des FIS, Madani Mezrag. Mezrag, der sich kaum (mehr) zu religiösen Fragen äußert, sich aber auch nicht vom salafistischen Lager distanziert, wurde im Juni 2014 von Ahmed Ouyahia in seiner Eigenschaft als Leiter des Büros von Präsident Bouteflika empfangen. Im Sommer 2014 und 2015 konnte Mezrag so genannte Sommerlager abhalten, die um politische Schwerpunktthemen wie Palästina (2014) oder die Etablierung der Grundlagen für eine Partei (2015) kreisten. Die Legalisierung der von Mezrag angestrebten FIS-Nachfolge-Partei „Front für Versöhnung und Heil“, deren Name sowohl auf den algerischen Versöhnungsprozess als auch auf den verbotenen FIS anspielt, ist indes von Premierminister Abdelmalek Sellal kategorisch ausgeschlossen worden.84 Als Mezrag in einem privaten Fernsehsender im Herbst 2015 Präsident Bouteflika massiv kritisierte, wurde der Fernsehsender zwar umgehend geschlossen, Mezrag allerdings in keiner Weise belangt.

			Grundsätzlich lässt die Regierung populären Predigern, die extrem konservativ ausgerichtet sind, nach wie vor eine gewisse Freiheit, sich auf privaten Fernsehsendern auszubreiten. Dies gilt besonders für den fast schon zum Popstar mutierten Chemseddine Bouroubi (im Volksmund Cheikh Chemssou genannt), der sich vom Salafismus und saudi-arabischen Wahhabismus distanziert, sich als Vertreter eines algerischen malekitischen Islams versteht und eine tägliche Sendung auf Ennahar TV hat. In seinen Ansichten ist Bouroubi indes oft nicht minder konservativ als diejenigen, die sich als Salafisten definieren. Aber er greift weder die Regierung an noch den revolutionären Mythos des kolonialen Befreiungskrieges, der noch immer zur Legitimation der Systemeliten benutzt wird. Den algerischen Film „Al-Wahrani“ („Der Oraner“/Der aus Oran Stammende) zum Beispiel bezeichnete er unter anderem als satanisch, weil dieser ehemalige antikoloniale algerische Widerstandskämpfer in ein schlechtes Licht rücke.85 Bei den Parlamentswahlen 2012 erklärte Bouroubi mit einer Fatwa das Wählen zur Pflicht. Damit kann er genauso wie der pietistische Salafist Hamadache, der sich 2011 gegen Anti-Regime-Demonstrationen aussprach, als Unterstützer des politischen Status quo gelten. Letztlich zeigen die Fälle Hamadache, Mezrag, Bouroubi und Ferkous, dass der Staat religiös ultra-konservative Akteure gewähren lässt, solange sie ihren religiösen Auslegungen eine nationale algerische Note verleihen und/oder die offizielle politische Linie stützen.

			5. Perspektiven

			Die Umbrüche in einigen Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens seit 2011 führten bis 2016 in Algerien weder zu tiefgreifenden Veränderungen innerhalb des islamistischen Spektrums noch zu einem Machtzuwachs religiöser Akteure. Die politische Kontinuität in Algerien, die in erheblichem Gegensatz zu den politischen Dynamiken in anderen Staaten der Region seit 2011 steht, lässt sich auf mehrere Faktoren zurückführen. Zu nennen sind vor allem vier Faktoren:

			
					die historischen Gewalterfahrungen und die daraus resultierenden Traumata der Bevölkerung.

					das politische System mit seinen undurchsichtigen Machtstrukturen, die nicht einfach zu lokalisieren und damit schwer anzugreifen sind. Zudem verfügt das System über politische Ventile wie beispielsweise eine relativ große Presse- und Meinungsfreiheit.

					die geschickten Regimestrategien, die auf einen fruchtbaren gesellschaftlichen Boden fallen, und nicht zuletzt auch

					der Ölreichtum, den das Regime zumindest bis 2015 einsetzen konnte, um Proteste zu beruhigen.

			

			Kurzfristig ist nicht damit zu rechnen, dass Akteure des islamistischen Spektrums mehr politische Gestaltungsmacht bekommen. 2016 war keine der wichtigen islamistischen Parteien mehr in der Regierung vertreten. Letztlich spielt es für die algerische Innen- und Außenpolitik derzeit kaum eine Rolle, ob sich Islamisten, deren Agenden von denen der Nationalisten kaum zu unterscheiden sind, an der relativ machtlosen Regierung beteiligen. Auch in der Opposition haben Islamisten wenig Vetomacht – selbst wenn alle im Parlament vertretenen Islamisten immer am selben Strick ziehen würden, was derzeit wenig wahrscheinlich ist. Die islamistischen Parteien schienen nach den Parlamentswahlen 2012 genauso gelähmt zu sein wie der Rest des politischen Spektrums. Nach einem kurzen Aufflammen politischer Aktivitäten und öffentlicher Sichtbarkeit unmittelbar vor der Präsidentenwahl von 2014 wirkt 2016 die gesamte Opposition schwächer denn je. Daran hat die aktuelle ökonomische Krise vorläufig noch nichts geändert. Ganz im Gegenteil ist zu beobachten, dass nach Jahren eines nahezu kompletten politischen Stillstands es die Regierung ist, die angesichts der Krise wieder aktiver und entscheidungsfreudiger auftritt, nicht die islamistische Opposition.

			Dennoch sind mittelfristig eine Reihe von Entwicklungen denkbar, die zwar nicht zu einer islamistischen Machtübernahme führen werden, bei denen sich aber das politische Gleichgewicht stärker zugunsten dieser Akteure verschieben könnte. Diese Entwicklungen sind indes alle nur wahrscheinlich, wenn sich die derzeitige ökonomische Krise vertieft.

			
					Erstens könnte ein Kollaps der Staatsfinanzen zu starken Einschränkungen staatlicher Wohlfahrtsleistungen führen, ähnlich wie dies in den 1980er Jahren der Fall war. Damals hatten in erster Linie die massive sozioökonomische Krise und die negativen Rückwirkungen auf die Leistungen des Staates für die Bevölkerung zum Erstarken des FIS beigetragen. Auch wenn sich die Situation vor allem in politischer Hinsicht 2016 anders präsentiert als Mitte der 1980er Jahre im Einparteiensystem, könnten islamistische Akteure von der sozioökonomischen Krise profitieren. Sowohl islamistische als auch salafistische Wohlfahrtsvereinigungen dürften versuchen, das durch einen staatlichen Rückzug entstehende Vakuum im Wohlfahrtsbereich auszufüllen. Allerdings sind die finanziellen Kapazitäten dieser Organisationen ebenfalls beschränkt, da eine externe Finanzierung dieser Organisationen erheblichen Restriktionen unterliegt.

					Möglich ist zweitens eine Politisierung der pietistischen Salafisten. Sollte die wirtschaftliche Krise für die breite Bevölkerung deutlich spürbar werden, dürften die pietistischen Salafisten nicht nur mehr Zulauf haben, sondern ihre Loyalität zum Regime könnte schwinden und die Abgrenzung zum politischen Salafismus schwächer werden. Dies wäre für das Regime eine erhebliche Herausforderung, auch wenn pietistische Salafisten nicht mehr als Imame in Moscheen fungieren. An Universitäten, im öffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft sind sie nach wie vor zu finden und von einer politischen Betätigung sind sie nicht einfach auszuschließen, wenn sie keine FIS-Vergangenheit haben und rein politisch argumentieren. Überdies besteht das Risiko, dass stärkere Repression von sozioökonomischen Protesten gesellschaftlich konservativer Gruppen deren religiöse Radikalisierung fördert und damit politisierten Salafisten Zulauf verschafft.

					Denkbar ist drittens eine taktische oder strategische Kooperation von (politischen) Salafisten und legalen islamistischen Parteien mit dem Ziel, einen stärkeren Machtblock zu bilden. Diese würde dem religiösen Spektrum deutlich mehr Veto- und Mobilisierungsmacht verleihen, wäre aber für die legalen Islamisten riskant, weil es sie vor dem Hintergrund der Ereignisse in den 1990er Jahren angreifbarer machen würde.

					Viertens und nicht zuletzt könnte sich mit dem Ende der Präsidentschaft Bouteflikas, sei es durch ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem Amt aus gesundheitlichen Gründen oder mit Ablauf seines Mandats 2019, das Gleichgewicht zwischen nationalistischen und islamistischen Akteuren verschieben. Dann nämlich, wenn es den aktuellen politischen Eliten nicht gelingt, einen für breite Teile der Bevölkerung akzeptablen Kandidaten für die Nachfolge zu präsentieren. Unter diesen Umständen hätte ein Kandidat aus dem moderaten religiösen Spektrum, der weder zum Establishment gehört noch mit den blutigen Ereignissen der 1990er Jahre in Verbindung gebracht werden kann und der die weitgehend entpolitisierte Jugend und Oppositionsgruppen wie die unabhängigen Gewerkschaften mobilisieren könnte, zumindest die Chance, wichtigster Oppositionskandidat zu werden. Allerdings ist derzeit keine charismatische islamistische Persönlichkeit in Sicht, die ein so breites Spektrum einigen könnte. Ohnehin ist es in Algerien seit der Blütezeit des FIS 1990/91 keiner politischen Kraft mehr gelungen, die gesellschaftlichen und politischen Fragmentierungsdynamiken auszuhebeln und so viel Druck gegenüber den politischen und militärischen Eliten aufzubauen, dass diese sich zu mehr als nur kosmetischen Konzessionen gezwungen sahen.

			

			Letztlich werden die innenpolitischen Entwicklungen in Algerien maßgeblich davon abhängen, wie die wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Bilanz von Staaten der Region mit islamistischen Regierungen, islamistischer Regierungsbeteiligung und/oder einflussreichen islamistisch-salafistischen Organisationen ausfällt. Nur wenn es hier zu Korruptionseindämmung und makroökonomischen Erfolgen, einem hohen Grad an staatlicher Stabilität und Sicherheit für die Bürger und Bürgerinnen sowie einem relativ hohen Maß an politischen und gesellschaftlichen Pluralismus kommen wird, dürften die algerischen Islamisten ebenfalls profitieren. Solange dies nicht der Fall ist, wird die algerische Bevölkerung kaum bereit sein, sich auf die Kosten und Unsicherheiten eines stärker islamisch ausgerichteten politischen Experiments einzulassen.
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			Libyen nach Qaddafi: Islamistischer Aufschwung und Stärkung des religiösen Sektors

			Hanspeter Mattes

			Zusammenfassung

			Die Entwicklung des religiösen Sektors in Libyen durchlief seit dem gewaltsamen Sturz des Qaddafi-Regimes 2011 parallel zum Aufschwung islamistischer Organisationen einen umfassenden Transformationsprozess. Die ideologisch motivierten Angriffe Qaddafis auf die islamische Orthodoxie seit den 1970er Jahren wurden durch den Nationalen Übergangsrat (NTC), seit März 2011 die oberste politische Autorität des post-qaddafischen Libyen, sukzessive zurückgenommen. Der NTC stellte nicht nur die abgeschafften Institutionen wie das Ministerium für islamische Angelegenheiten, die Fatwa-Behörde und das Amt des Großmuftis wieder her, sondern revidierte auch die Kalenderreform Qaddafis, seine Sunna und Hadith ablehnende Islaminterpretation sowie die Entpolitisierung der Imame und Rechtsgelehrten. Zeitgleich wurde die Repression gegenüber religiös motivierten Vereinigungen wie der Muslimbruderschaft, die bislang nur im Untergrund agieren konnte, eingestellt. Die Zulassung von Parteienpluralismus führte schließlich zu einer Ausdifferenzierung der politischen Akteure: Neben die nunmehr offen arbeitende Bewegung der Muslimbrüder und die neu gegründeten islamistischen Parteien mit unterschiedlich stark ausgeprägtem islamischen Referenzrahmen traten die organisatorisch schwer zu fassenden, in unterschiedliche Gruppen und Tendenzen aufgesplitterten Salafisten sowie die eher apolitischen Sufis, die von den Salafisten als „unislamische Heiligenverehrer“ angegriffen werden. Hinzu kommen zahlreiche neu formierte und zahlenmäßig nicht genau zu bestimmende gewaltbereite islamistische Gruppen, die für die Einführung des Kalifats und die volle Anwendung der Scharia inklusive des Strafrechts kämpfen. Alle zusammen ringen seit 2011 um die islamische Deutungshoheit in Libyen. Maßgebend für die künftige Stellung der Religion im Staat werden jedoch nur diejenigen Parteien und Persönlichkeiten sein, die nach dem Ende des Bürgerkrieges, den die islamistischen und nicht islamistischen Akteure seit Frühsommer 2014 bewaffnet ausfechten, die Politik bestimmen. Bereits im Vorfeld ist offenkundig, dass in Libyen der Islam die Religion des Staates und die Scharia Grundlage der Gesetzgebung sein wird; allerdings wird die Auslegung der Scharia auch angesichts politisch sehr aktiver nicht religiöser Parteien wie der Allianz der Nationalen Kräfte von Ex-Premierminister Mahmud Jibril und zivilgesellschaftlicher Vereinigungen – vor allem Frauenorganisationen – eher moderat ausfallen.

			1. Die Islampolitik Qaddafis 1969 bis 2011

			In keinem anderen vom „Arabischen Frühling“ erfassten Staat Nordafrikas gab es im religiösen Bereich so tiefgreifende Veränderungen wie in Libyen. Dies hängt hauptsächlich mit der spezifischen Islampolitik zusammen, die der libysche Revolutionsführer Muammar al-Qaddafi seit Anfang der 1970er Jahre umsetzte und deren Neuerungen nicht nur massive interne Opposition auslösten, sondern ihm auch von Seiten saudischer Rechtsgelehrter den Vorwurf der Ketzerei eintrugen. In Publikationen, die nach dem Sturz des Qaddafi-Regimes im Oktober 2011 erschienen sind und die Herrschaftszeit Qaddafis aufarbeiten, wurde erstmals öffentlich die Frage gestellt, ob Qaddafi wirklich „ein Muslim war“.1 Der neue Mufti des libyschen Staates, Scheich Sadiq al-Ghariani, leugnete dies wegen Qaddafis „religiöser Neuerungen und seiner Verbrechen“ und wollte ihm als „Ungläubigem“ deshalb nach seinem Tod am 20. Oktober 2011 sogar ein ordentliches muslimisches Begräbnis vorenthalten.2

			Was waren diese Neuerungen, die bei den islamischen orthodoxen Rechtsgelehrten (Ulama) in und außerhalb Libyens solche Reaktionen hervorriefen? Die islampolitischen Maßnahmen Qaddafis erfolgten in fünf Phasen,3 wobei die erste Phase 1969/70 noch durchaus das Wohlwollen der libyschen Ulama fand, weil Qaddafi nach den Verwestlichungstendenzen im Königreich Libyen seit der Unabhängigkeit des Landes 1951 bis zum Sturz der Monarchie 1969 mehrere religionskonforme Schritte wie u. a. das Alkoholverbot, das Verbot von Zins und Glücksspiel, die obligatorische Einführung der Almosensteuer Zakat, die Schließung christlicher Kirchen umsetzte und allgemein Maßnahmen zur Stärkung der arabisch-islamischen Identität ergriff. Aus Kontrollgründen verzichtete Qaddafi aber auf die Ernennung eines Ministers für islamische Angelegenheiten, sondern behielt sich und dem militärischen Kommandorat die Entscheidungsgewalt über alle religiösen Aspekte vor.

			Die Entfremdung zwischen Regime und Religionsgelehrten setzte sukzessive in der zweiten Phase (Dezember 1970 bis Mai 1975) ein, weil Qaddafi die auf einer Islamkonferenz in Tripolis im Dezember 1970 ausgesprochenen Empfehlungen der Teilnehmer zur weiteren Verankerung islamischer Werte in Libyen und der Ausrichtung der Gesetzgebung an der Scharia immer stärker als Einengung seiner angestrebten ideologischen Umgestaltung Libyens empfand. Die ursprünglich 1971 zugesagte „Revision der positiven Gesetzgebung im Lichte der Scharia“ mündete Ende 1974 in einen offenen Konflikt mit dem damaligen Großmufti Tahir al-Zawi4 und führte zur „religiösen Revolution“, die Qaddafi in einer Rede am 2. Mai 1975 ankündigte. Diese Rede leitete die dritte Phase (Mai 1975 bis Ende 1978) ein, in der Qaddafi am schärfsten gegen die islamischen Rechtsgelehrten und die orthodoxe islamische Lehre vorging. Er dekretierte im Mai 1975 nicht nur ein vollständiges Redeverbot zu politischen Angelegenheiten für Imame und Ulama, sondern hielt im Sommer 1978 sogar ihre Existenz für überflüssig („Der Koran ist in arabischer Sprache, wir können ihn folglich alle verstehen, ohne dass wir einen Imam brauchen, der ihn uns erläutert“). Zugleich griff Qaddafi massiv das Dar al-ifta’, also die klassische Institution, die religiöse Rechtsgutachten erteilt, an, die mit der von ihm propagierten direkt-demokratischen Volksherrschaft inkompatibel sei. Ebenso wies er Sunna und Hadith, die innerhalb des orthodoxen Islam bei der Rechtsfindung berücksichtigt werden, als „menschengemacht“ zurück und akzeptierte allein den Koran als Wort Gottes. Einzig der Koran sei kein positives Recht und nur die zeitgemäße Neuinterpretation dieses göttlichen Textes könne auf die Fragen der Gegenwart eine Antwort geben. Qaddafi, der sich zunehmend als der „Erneuerer“ (Mujaddid) des Islam im 20. Jahrhundert sah, überspannte allerdings den Bogen der Provokation, als er im Dezember 1978 den in islamischen Ländern üblichen Hijra-Kalender durch den auf den Todestag des Propheten Mohamed bezogenen Kalender ersetzte, weil der Tod des Propheten das Ende jeglicher Prophetie bedeute.

			Die vierte Phase (1979 bis Anfang der 1990er Jahre) war zum einen staatlicherseits durch die Propagierung des „wahren Islam der Volksmassen“ gekennzeichnet, zum anderen war sie eine Phase der eskalierenden Auseinandersetzung des Qaddafi-Regimes mit interner und externer religiöser Opposition: Weder die libyschen Imame und Rechtsgelehrten noch die konservativen Gläubigen trugen diese Neuerungen Qaddafis mit; sie bezahlten ihren Widerstand mit entsprechender staatlicher Repression. Die islamische Orthodoxie im Ausland war ebenfalls nicht bereit, die propagierten Neuerungen hinzunehmen; insbesondere der saudische Klerus reagierte mit dem Ketzereivorwurf.5

			Die fünfte Phase (1992 bis 2011) war von der Auseinandersetzung Qaddafis mit bewaffneten islamistischen Gruppen gekennzeichnet. Die 1990/91 einsetzende Rückkehr der libyschen Jihadisten, die auf Seiten des afghanischen Widerstands und Al-Qaidas erfolgreich gegen die russische Besatzung in Afghanistan gekämpft hatten, verlieh dem Kampf gegen Qaddafis Islampolitik in Libyen eine neue Dynamik. In den Augen der Jihadisten war die Islampolitik Qaddafis ebenfalls Ketzerei. Die in der Regel aus dem religiös konservativ geprägten Ostlibyen stammenden Jihadisten gründeten mehrere Organisationen, darunter als größte die Jama‘a al-islamiya al-muqatila (bekannt als Libyan Islamic Fighting Group/LIFG), angeführt von Abd al-Hakim Belhaj, die vor allem in ihrer Heimatregion (Region zwischen Banghazi und Tobruq) den bewaffneten Kampf gegen das Regime aufnahmen. Der Kampf, der in den Jahren 1994 bis 1996 eskalierte, war ein ungleicher Kampf, weil das Regime mit der ganzen Härte seiner Sicherheitsapparate zurückschlug und über 1.000 gefangengenommene jihadistische Kämpfer, die 1996 im Abu-Slim-Gefängnis in Tripolis revoltierten, massakrierte. In den Folgejahren näherten sich allerdings das Regime und die islamistischen Kampfgruppen unter Führung der LIFG im Rahmen der von Saif al-Islam al-Qaddafi, dem zweitältesten Sohn Qaddafis, eingeleiteten nationalen Versöhnungspolitik einander an. Die massive physische Schwächung der Kampfgruppen ließ innerhalb der LIFG die Einsicht wachsen, dass militärisch der Kampf nicht zu gewinnen ist; dies führte – unter Vermittlung u. a. von Scheich Sadiq al-Ghariani und Dr. Ali al-Sallabi – zur Revision ihrer Gewaltstrategie, die im Jahr 2009 in einem 417-seitigen Dokument6 niedergelegt wurde.

			Die Liberalisierungsmaßnahmen Saif al-Islam al-Qaddafis u. a. im Menschenrechts- und Medienbereich und die nationale Versöhnungspolitik gegenüber den islamistischen Gruppen, die zur Freilassung mehrerer Hundert islamistischer Kämpfer führte, konnte allerdings die anhaltende unterschwellige Unzufriedenheit mit dem politischen System an sich und den Defiziten in den einzelnen Politikbereichen (Bildung, Gesundheit, Arbeitsmarkt, Religion usw.) nicht ausräumen. Die Explosion der politischen Unzufriedenheit im Februar 2011 ist hierfür der Nachweis. Für den 17. Februar 2011 hatten insbesondere Familienangehörige der Opfer des Abu-Slim-Massakers zu Protesten aufgerufen, gegen die wiederum die Sicherheitskräfte blutig vorgingen mit der Folge, dass binnen kurzem die Bevölkerung der Cyrenaika revoltierte7 und sich nach Stürmung der Waffendepots – nunmehr selbst bewaffnet – der Herrschaft des Qaddafi-Regimes entledigen konnten. Die Unterstützung der NATO (auf der Basis der UN-Sicherheitsratsresolution 1973 vom 17. März 2011) und vor allem Katars trug entscheidend dazu bei, dass sich bis August 2011 der Nationale Übergangsrat (National Transitional Council/NTC ) – die legitime Vertretung der Oppositionsbewegung – auch in Tripolitanien und im Fazzan militärisch durchsetzen und die Qaddafi-Herrschaft beenden konnte.8 Bei der „Befreiung von Tripolis“ am 20./21. August 2011 hatten Kampfbrigaden und Milizen, deren Kern von islamistischen Kämpfern gebildet wurde, eine zentrale Rolle gespielt.

			Qaddafi versuchte nach Ausbruch der Proteste im Februar ihre Ausdehnung mit der „islamischen Karte“ zu verhindern. Unter dem Druck der Sicherheitsbehörden erklärten am 24. Februar 2011 siebzig Ulama aus dem Großraum Tripolis, dass „die Abweichung von der Ordnung“ und die Zerstörung von Eigentum im Islam verboten seien. Zugleich riefen sie zum Dialog und zur friedlichen Beilegung des Konflikts auf. Der Effekt dieses erkennbar erzwungenen Aufrufs war indes gering, wie sich überhaupt die Beziehungen zwischen Islamisten und Regime nach Ausbruch der Proteste deutlich eintrübten, weil die Islamisten auf Seiten der Oppositionsbewegung standen. Die ursprünglich vorgesehene Fortsetzung der Versöhnungsgespräche Saif al-Islam al-Qaddafis mit Dr. Ali al-Sallabi und Vertretern der Muslimbrüder zur Freilassung weiterer inhaftierter Islamisten Anfang März 2011 kam deshalb ins Stocken. Die Gesprächsangebote Qaddafis an den Führer (Murshid) der Muslimbruderschaft, Sulaiman Abd al-Qadir, Anfang Juni wurden sogar explizit zurückgewiesen. Gleiches galt für den Pakt, den Saif al-Islam al-Qaddafi Anfang August, als sich die Opposition schon zum Angriff auf Tripolis vorbereitete, den zuvor jahrelang radikal bekämpften Islamisten antrug, um mit ihnen gemeinsam die „säkulare, liberale Opposition“ zu vernichten. Für die islamistischen Gruppen war dieses Angebot das Eingeständnis, dass das Regime am Ende ist.9

			2. Die post-qaddafische Islampolitik in Libyen seit 2011

			Mit dem definitiven Zusammenbruch des Qaddafi-Regimes in Westlibyen im Oktober 2011 wurde die institutionelle Neuordnung Gesamtlibyens möglich. Diese Neuordnung sollte auf der Basis des Zeitplans erfolgen, den der NTC in der provisorischen Verfassungserklärung vom 3. August 2011 niederlegte: also Wahlen zu einer 200-köpfigen Allgemeinen Nationalkonferenz (Parlament) binnen acht Monaten nach der Befreiung Libyens, Ausarbeitung einer neuen Verfassung durch eine von der Allgemeinen Nationalkonferenz einzusetzenden Verfassungskommission und Bildung einer neuen Übergangsregierung innerhalb eines Monats nach dem Sturz der Qaddafi-Herrschaft.

			De facto vollzog sich die exekutive Neuorganisation Libyens in mehreren Etappen, beginnend mit der Gründung des NTC am 5. März 2011, dem bis zu seiner Auflösung im August 2012 nach erfolgter Wahl des Allgemeinen Nationalkongresses (General National Congress/GNC) Mustafa Abd al-Jalil vorsaß, und der Einsetzung einer Übergangsregierung (Transitional Executive Bureau) unter Leitung von Dr. Mahmud Jibril, die allerdings kein Ressort für Religionsangelegenheiten umfasste. Nach dem Rücktritt Jibrils am 23. Oktober 2011, dem Tag der offiziellen Befreiung Libyens vom Qaddafi-Regime, wurde gemäß dem vereinbarten Zeitplan eine neue Regierung gebildet und am 22. November offiziell vorgestellt. Diese neue Regierung unter Premierminister Abd al-Rahim al-Kib sollte sich allen zentralen Politikbereichen zuwenden, darunter auch der Islampolitik; hier sollten insbesondere jene institutionellen und inhaltlichen Defizite beseitigt werden, die in den letzten vier Dekaden durch Qaddafis „religiöse Revolution“ verursacht worden waren. Einzelne Schritte wie die verbindliche Wiedereinführung des Hijra-Kalenders am 28. November 2011, die Neugründung des Religionsministeriums und der Fatwa-Behörde waren einfach umzusetzende Verwaltungsakte; auch andere Problembereiche wie der Streit mit Saudi-Arabien um Pilgerzahlen und Sicherheitsvorschriften erledigten sich mit dem Ende des Qaddafi-Regimes. Problematisch hingegen erwiesen sich der Wiederaufbau des unter Qaddafi nahezu vollständig abgeschafften Koranschulwesens und die Neuordnung der islamischen Hochschulbildung. Der NTC und die Regierung wussten allerdings um die Dringlichkeit dieser Aufgabe, vor allem weil Regierungsmitglieder einen geregelten Koran-bzw. Islamunterricht für notwendig erachteten. Ihrer Auffassung zufolge stärkte nämlich das langjährige Fehlen staatlicher Religionsausbildung den Trend zum Selbststudium. Fehlende Anleitung habe aber diesem Kreis der Autodidakten die Tür für unkontrollierte, extremistische Interpretationen geöffnet; Qaddafi selbst habe letztendlich mit seiner Politik zum Entstehen des religiösen Extremismus beigetragen. Der neu eingesetzte Religionsminister Scheich Abu Faris vertrat offen die These, dass nur guter Religionsunterricht extremistisches Denken verhindere.

			2.1. Die institutionelle Neuorganisation

			Die institutionelle Neuorganisation des religiösen Bereichs bestand in der Hauptsache in der Wiedergründung jener Organe, die im Königreich Libyen 1951 bis 1969 den Religionssektor regelten und nach dem Sturz der Monarchie am 1. September 1969 unter Qaddafi abgeschafft worden waren: Das war zum einen das mit Religionsangelegenheiten befasste Ministerium und zum anderen das Dar al-ifta’, also die Behörde, die zur Erstellung von Rechtsgutachten befugt ist. Im post-qaddafischen Libyen wurden somit diejenigen Institutionen wieder geschaffen, die traditionell in den meisten islamisch-geprägten Staaten den Religionssektor regeln.

			Das Ministerium für Awqaf und islamische Angelegenheiten

			Das Ministerium für Awqaf (religiöse Stiftungen) und islamische Angelegenheiten (kurz: Religionsministerium) wurde mit der Regierungsneubildung im November 2011 geschaffen, ohne dass ein Gesetz die Struktur und Aufgaben des Ministeriums geregelt hätte. Allerdings galten die allgemeinen Grundlagen für die Regierungsarbeit, die bereits von der Regierung Jibril festgelegt wurden, wie u. a. die Rechenschaftspflicht des Ministers und die Einhaltung des Budgets. Das Ministerium übernahm Teile des Direktorats für Awqaf, dem unter Qaddafi die Verwaltung der religiösen Stiftungen und Moscheen oblag, und damit auch Personal des früheren Verwaltungsapparates, das man nicht entlassen wollte/konnte, obwohl ihm Nähe zu Qaddafis Ideologie nachgesagt wurde. Dieser Personenkreis musste als Sündenbock für spätere Defizite der Ministeriumsarbeit herhalten.

			Das Ministerium, das seit Dezember 2011 von Scheich Professor Dr. Hamza Abu Faris geleitet wurde, der allerdings über keine frühere Verwaltungserfahrung verfügte, hatte insgesamt fünf Hauptarbeitsgebiete:

			
					Die Aufsicht über die bestehenden Moscheen und die Sorge für ihren baulichen Erhalt und die Entwicklung eines Moscheeneubauprogrammes. Prinzipiell gehört die Kontrolle dessen, was in den Moscheen passiert, gleichfalls zum Arbeitsauftrag des Ministeriums. Diese Aufgabe wurde allerdings nicht zufriedenstellend wahrgenommen, weil es nach Angaben des Religionsministers etliche extremistische Gruppen gab, die Versammlungsräume in den Moscheen für ihre Zwecke instrumentalisierten. Teilweise hätten – so Minister Abu Faris – die Gruppen mit Waffengewalt die Kontrolle übernommen. Der Minister rief deshalb am 10. Mai 2012 die „aufrechten Libyer“ auf, ihre Moscheen vor der Übernahme durch extremistische Gruppen zu schützen; Gläubige wiederum forderten das Ministerium auf, gegen extremistische Freitagsprediger vorzugehen.10

					Die Verwaltung der religiösen Stiftungen.

					Die Verantwortung für die Durchführung der Pilgerreisen nach Mekka.

					Die Aufsicht über das staatliche Moscheepersonal (Imame, Prediger, Gebetsrufer); die Schulung und Fortbildung der Imame ist Teil der Aufgaben, aber bislang nicht angelaufen. Hingegen setzte Minister Abu Faris am 16. April 2012 die Erhöhung der Gehälter der Imame und Freitagsprediger im Kabinett durch.

					Kontakte und Abstimmung mit denjenigen religiösen Einrichtungen, die anderen Regierungsstellen zugeordnet sind, wie die Einrichtung für religiöse Studien beim Ministerium für Hochschulen, das Sonderkomitee für die Erhebung der Almosensteuer beim Finanzministerium und schließlich das Dar al-ifta’, die Fatwa-Behörde, und die Einrichtung für islamische Mission, die Islamic Call Society,11 die 2011 als unabhängige Institution unter Aufsicht des NTC gestellt wurde.

			

			Scheich Abu Faris bezeichnete im Gespräch trotz der in Libyen vorhandenen finanziellen Mittel die Herausforderungen für das Ministerium als gewaltig, weil vor allem personelle Engpässe (Religionslehrer, Imame) bestünden. Libyen benötige im religiösen Sektor zur Umsetzung der formulierten Arbeitsziele ausländische Hilfe; entsprechende Angebote für die Entsendung von Predigern und Koranschullehrern lägen aus Kuwait, Katar und Tunesien12 vor. Solange aber die instabile Sicherheitslage anhalte, sei die Annahme der Hilfsangebote nicht realistisch. Dies galt auch unter seinem im Oktober 2012 nominierten Nachfolger Abd al-Salam Abu Sa’d. Im Zuge der Verkleinerung des Kabinetts im September 2014 wurde das Religionsministerium als ministerielles Ressort abgeschafft und seine Kompetenzen der neugegründeten General Authority of Endowments and Islamic Affairs (al-Hai´a al-amma lil-awqaf wal-shu’un al-islamiya) übertragen, die dem Premierministerium zugeordnet ist.

			Das Dar al-ifta’: Religiöse Rechtleitung und politische Orientierung

			Die libysche Fatwa-Behörde ist de facto eine Neugründung, obwohl sie formal durch Qaddafi nicht abgeschafft worden war. Qaddafi hatte nach dem Streit mit Großmufti Tahir al-Zawi 1984 und dessen Rücktritt das Amt nicht wiederbesetzt, so dass die Behörde führungslos war und administrativ ausgedünnt wurde. Der NTC belebte noch vor dem Sturz Qaddafis wegen der Bedeutung des Amtes für die religiöse Legitimierung des politischen Handelns das Fatwa-Amt wieder und ernannte bereits im Mai 2011 den wegen seines theologischen Wissens bekannten Rechtsgelehrten Scheich Sadiq al-Ghariani zum Großmufti und damit zur höchsten Autorität und Richter über das, was im Islam erlaubt und was verboten ist. Al-Ghariani wurde in dieser Funktion schnell zum „moralischen Kompass in schwierigen Zeiten“.13 Die ersten Monate musste Scheich al-Ghariani allerdings seine Funktion ohne nachgeordnete Fatwa-Behörde erfüllen, denn das Dar al-ifta’ mit Zuständigkeit für Gesamtlibyen wurde vom NTC erst nach der Eroberung von Tripolis Ende August 2011 formal neu begründet. Das 39 Artikel umfassende Gesetz zur Regelung der internen Struktur, der Qualifikation des Muftis und der Aufgaben der Behörde wurde vom Übergangsrat am 20. Februar 2012 verabschiedet.14 Das in Tripolis angesiedelte Dar al-ifta’15 ist demnach eine unabhängige Behörde mit der Aufgabe der Erstellung von Rechtsgutachten durch den Großmufti, seinen Stellvertreter Scheich Ghaith Mahmud al-Fakhri sowie von ihm ernannte Muftis in den landesweit eingerichteten 15 Zweigstellen der Behörde.16 Die Muftis müssen libysche Staatsbürger sein, ein islamwissenschaftliches Studium absolviert haben und mindestens zwanzig Jahre (Großmufti) bzw. zehn Jahre (Muftis) Berufserfahrung aufweisen. Grundlage für die Erstellung der kostenlosen Fatwas sind gemäß Artikel 11 der Koran und die Sunna sowie die im Lande praktizierten Rechtschulen. Gemäß Artikel 13 obliegt es der Gesellschaft, die Fatwas der Behörde zu respektieren. Antragsteller für Fatwas können die Regierung, aber auch Privatpersonen sein; die Kontaktadresse für erbetene Fatwas ist daraliftalibya@gmail.com. Scheich al-Ghariani machte allerdings am 14. März 2012 in einer Erklärung deutlich, dass das Dar al-ifta’ auch von sich aus aktiv wird und sich zu politischen und wirtschaftlichen Aspekten äußern wird, wenn es dafür einen Anlass sieht. Insofern versteht sich das Dar al-ifta’ als „gesellschaftspolitisches“ Orientierungsorgan: „Its religious duty is to show God’s ruling in all matters relating to politics, economy or prayer and pilgrimage.“17 Großmufti Gharianis Funktion kommt somit einer mit übergeordneter religiöser Legitimität ausgestatteten Wächterfunktion gleich.

			2.2. Der Stellenwert des Islam in offiziellen Verlautbarungen und Dokumenten

			Der NTC positionierte sich seit seiner Gründung im März 2011 mehrfach in religiösen Angelegenheiten und traf auch politische Entscheidungen, die den Handlungsspielraum islamischer und islamistischer Akteure bestimmten. Die wichtigsten religiösen Bestimmungen finden sich in der im August 2011 verabschiedeten und bis heute verbindlichen Verfassungserklärung, in verschiedenen Reden des NTC-Vorsitzenden Mustafa Abd al-Jalil sowie im Parteiengesetz, das der NTC mit Blick auf die Wahl der Allgemeinen Nationalkonferenz im April 2012 verabschiedete.

			Die Verfassungserklärung vom 3. August 2011

			Die Verfassungserklärung (al-I`lan al-dusturi) des NTC vom 3. August 2011 ist bis zur Verabschiedung einer neuen (permanenten) Verfassung das konstitutionelle Grundlagendokument Libyens18 und umfasst sowohl grundsätzliche Aussagen zum Staatsverständnis und den gewährten Rechten und Freiheiten als auch (ab Artikel 17) Angaben zur politischen Organisation in der Übergangsphase; als konstitutioneller Referenzrahmen fungierte die libysche Verfassung vom 7. Oktober 1951, die Grundlage des Königreichs Libyen von 1951 bis 1969 war. Artikel 1 der Verfassungserklärung legt fest, dass der Islam Staatsreligion ist und – dies das Hauptnovum gegenüber der Qaddafi-Ära – die Scharia die Hauptquelle der Gesetzgebung darstellt. In Artikel 6 wird zudem die Diskriminierung eines Staatsbürgers vor dem Gesetz aus Gründen der Religion, wegen der regionalen Herkunft, Stammeszugehörigkeit, Sprache oder dem sozialen Status verboten. In der Zwischenzeit gaben Politiker wie NTC-Vorsitzender Abd al-Jalil und Gruppen, denen diese religionsbezogenen Bestimmungen zu zurückhaltend waren, zu verstehen, welches religiöse Profil sie für Libyen anstreben und welche Bestimmungen sie in der Verfassung aufgegriffen wissen wollen. In diesem Zusammenhang sind auch in den libyschen Medien, vor allem den neu erschienenen Debattenzeitungen wie Mayadin, Kalima, Al-Manara oder Al-Haqiqa, Beiträge erschienen, die für die Wiedereinführung des Kalifats und die Anwendung des islamischen Strafrechts plädieren, was vor allem in europäischen Staaten – zu Recht, wie die Entwicklungen seither zeigten – Befürchtungen über einen erstarkenden Einfluss islamistischer Gruppen in Libyen auslösten.19

			Die Reden von NTC-Präsident Mustafa Abd al-Jalil

			Ist in der Verfassungserklärung der religiöse Bezug noch relativ beschränkt, so präzisierte der NTC-Vorsitzende Abd al-Jalil das angestrebte stärkere islamische Profil Libyens in mehreren Reden. Erstmals äußerte sich Abd al-Jalil öffentlich am 21. August 2011 anlässlich der Einnahme von Tripolis zur Thematik, als er feststellte, dass damit in Libyen „die Herrschaftsepoche Qaddafis“ zu Ende sei und nunmehr die „Epoche des Islam“ (Hiqbat al-islam) beginne. Was darunter genau zu verstehen ist, erläuterte er am 12. September 2011 in seiner ersten öffentlichen Rede auf dem Unabhängigkeitsplatz in Tripolis, als er vor Kämpfern einen demokratischen, „moderat islamischen Staat“ ankündigte. Der Islam solle Hauptquelle der Gesetzgebung sein; später in der Rede bezeichnete er die Scharia als Hauptquelle der Gesetzgebung. Extremistische Ideologien lehnte er ab – dafür sei in Libyen kein Platz.20 In weiteren Erklärungen u. a. am 13., 23. und 24. Oktober 2011 wies Abd al-Jalil auf die Vorbildfunktion der türkischen AKP hin, die als Partei Demokratie und Islam versöhne, und sprach von einer „toleranten Scharia“ als juristischem Referenzrahmen für den Verfassungsgebungsprozess. In diesem Zusammenhang lehnte er alle Gesetze ab, die im Gegensatz zum islamischen Gesetz stehen, und nannte als Beispiel das unter Qaddafi eingeführte Verbot der Polygamie („Any law that violates sharia is null and void legally.“).21 Darüber hinaus kündigte er Scharia-konforme islamische Banken (ohne Zinsgeschäfte) an. Trotz weiterer Reden mit Islambezug (4. und 13. November 2011; 19. März 2012) führte Abd al-Jalil den abgesteckten Referenzrahmen inhaltlich nicht weiter aus.22 Andere Gruppen wie die Generalunion der muslimischen Jugend, die al-Rayah-Stiftung, das Faruq-Zentrum für Da`wa und Wohltätigkeit, die islamistisch ausgerichteten Brigaden sowie seit 2014 die Führungskader der Terrormiliz „Islamischer Staat“ waren hier wesentlich deutlicher.

			Al-Mithaq al-watani al-libi

			Am 4. März 2012 trafen sich verschiedene Gruppen der 17.-Februar-Revolution und Parteienvertreter aus ganz Libyen in Anwesenheit des NTC-Vorsitzenden zu einer Konferenz in Misrata,23 um im Vorfeld des Verfassungsgebungsprozesses ihre Vorstellungen über die künftigen Grundlagen des Staates zu formulieren. Ergebnis war die umfangreiche, 20 Kapitel umfassende Libyan National Charter (al-Mithaq al-watani al-libi), in der ein demokratisches, parlamentarisches Mehrparteiensystem zum Ziel erklärt wird; in zahlreichen Punkten geht die Charta aber auch dezidiert auf religiöse Aspekte ein und ließ angesichts der intensiven Bezugnahme auf den Islam den zukünftigen Verfassungstext erahnen.24 In der Präambel der Charta wurde auf die „antiislamischen Maßnahmen des Tyrannen“ (Qaddafi) verwiesen und auf die Verpflichtung, diese Verfälschungen im Lichte des islamischen Glaubens auszumerzen. Demzufolge soll der Islam die Religion des Staates, die Scharia die Quelle der Gesetzgebung und die Sprache des Korans die Sprache aller Libyer sein; Erziehung soll auf dem Glauben an Gott basieren. In zwei umfangreichen Kapiteln (Kapitel 12: „Religion and creed“; Kapitel 13: „Mosques, religious endowments and zawias“) warb die Charta zwar für eine moderate („middle-of-the-road thought“) Islaminterpretation, diese sollte aber allumfassend sein und alle gesellschaftlichen Bereiche durchdringen. Die Charta schien durchaus die Mehrheitsposition der religiös konservativen Gesellschaft erfasst zu haben, die sich schließlich in verschiedenen islamfreundlichen Regierungsmaßnahmen niederschlug.

			Die Regierungsmaßnahmen

			Es waren die seit 2011 ergriffenen Regierungsmaßnahmen und verabschiedeten Gesetze, die einen ersten Hinweis auf die Verfestigung des islamischen Profils Libyens insbesondere durch die im NTC und der Übergangsregierung vertretenen Islamisten gaben.25 Bei diesen Maßnahmen ging es weniger um die Rücknahme der qaddafischen Kalenderreform Ende November 2011 und die verstärkte Vorbereitung für die Pilgerfahrt oder um die seit Oktober 2011 laufenden Diskussionen zur Wiedereinführung der Polygamie und die im Januar 2012 veranstalteten Workshops zur Einführung islamischer Banken;26 dies waren alles Maßnahmen, die mit den Ankündigungen des NTC-Vorsitzenden Abd al-Jalil korrespondierten. Es ging vielmehr um die Positionierung der islamistischen Parteien und Organisationen für die Wahl zur Allgemeinen Nationalkonferenz und damit indirekt um die Kommission zur Ausarbeitung der zukünftigen Verfassung. In diesem Zusammenhang waren insbesondere die Bestimmungen des Parteiengesetzes wichtig, das den politischen Handlungsspielraum islamistischer Parteien festlegen sollte. In der ursprünglichen Version des Parteiengesetzes Nr. 29/2012 vom 24. April 2012, an dessen Formulierung die liberaleren Mitglieder und Menschenrechtsaktivisten des NTC wesentlichen Anteil hatten, wurde bestimmt, dass die Gründung von Parteien auf religiöser, regionaler, ethnischer Basis verboten ist. Dies löste unter den Vertretern der islamistischen Parteien – darunter die Partei für Gerechtigkeit und Wiederaufbau der Muslimbrüder und die Watan-Partei – massive Proteste aus, weil sie dadurch von der anstehenden Parlamentswahl ausgeschlossen worden wären.27 Der modifizierte und am 2. Mai 2012 verabschiedete Gesetzestext war eine Reaktion auf diese Proteste; die zuvor monierten Gesetzespassagen waren ersatzlos gestrichen worden. Parteien auf religiöser Basis wurden damit zugelassen; allerdings blieben weiterhin zumindest formal Parteien verboten, die mit „bewaffneten Gruppen“ verbunden sind, und solche, die Aktivitäten entfalten, die der Scharia widersprechen.28

			Hinzuweisen ist noch auf drei am 2. Mai 2012 vom NTC verabschiedete Gesetze: Während ein Gesetz die zukünftige Preisung des Qaddafi-Regimes, der Person Qaddafis und seiner Ideologie (einschließlich seiner Islampolitik) mit Gefängnis bestraft und ein weiteres Gesetz alles Vermögen früherer Repräsentanten des Regimes konfisziert, droht ein drittes Gesetz all jenen mit Gefängnis, die „die Revolution des 17. Februar, den Islam und die Autorität des Staates und seiner Institutionen“ beschmutzen.29 Damit wird es vor allem für säkular orientierte Parteien schwierig, den Staat, der den Islam zur Staatsreligion erhoben hat und angibt, Scharia-konform agieren zu wollen, zu kritisieren. Schwierig wird es aber auch, den islamischen Referenzrahmen insgesamt in Frage zu stellen, weil der NTC am 19. Juni 2012 in Erklärung Nr. 7/2012 festlegte, dass im künftigen Verfassungsreferendum nicht über die Bestimmung „Die islamische Scharia ist die Quelle der Gesetzgebung“ abgestimmt werden darf.

			2.3. Die neuen religiösen Akteure: Persönlichkeiten, Parteien, Gruppen

			In der post-qaddafischen Entwicklungsphase Libyens ist es wegen der breiten Zustimmung in der Bevölkerung zur verfassungsmäßigen Verankerung der Scharia als Grundlage der Gesetzgebung für alle Akteure (ob Einzelpersönlichkeiten oder Parteien) opportun, ihre Position zum Islam zu verdeutlichen, wenn sie in Zukunft gesellschaftspolitischen Einfluss ausüben wollen. „Al-Marja`iya al-islamiya“, also der islamische Referenzrahmen, ist deshalb seit Anfang 2012 im Vorfeld der für Juli 2012 anberaumten Parlamentswahl einer der zentralen Begriffe in der politischen Auseinandersetzung Libyens geworden. Der islamische Referenzrahmen wird zwar unterschiedlich ausgefüllt und ist zwangsläufig bei den Muslimbrüdern deutlich rigider als bei liberalen Parteien. Doch letztendlich können auch diese nicht umhin, sich islamisch zu positionieren, wenn sie nicht von vorneherein als säkular-atheistische Partei in der konservativen libyschen Gesellschaft marginalisiert und isoliert werden wollen. Selbst Mahmud Jibril, der für seine säkularen Positionen bekannte erste Leiter (Premierminister) des Exekutivbüros des NTC von März bis November 2011, gründete folglich Mitte Februar 2012 mit der National Forces Alliance (Tahaluf al-quwa al-wataniya) keine „säkulare“ Parteienallianz, sondern nach eigenen Angaben eine „moderat islamische“.30

			Individuelle Persönlichkeiten

			Der staatliche religiöse Kurs Libyens wird seit 2011 von wenigen Personen diskursiv bestimmt. Sie unterscheiden sich allerdings im Wirkungsgrad und bezüglich der Zielgruppe.

			Über den größten Wirkungsgrad verfügt seit seiner Ernennung zum Großmufti durch den NTC im Mai 2011 zweifellos Scheich Sadiq al-Ghariani.31 Scheich al-Ghariani, 1942 geboren, steht der salafistischen Bewegung nahe, ist Autor von 32 Büchern und eine anerkannte religiöse Autorität in Libyen. Seit den 1990er Jahren Professor für islamische Studien an der Universität al-Fatih in Tripolis, wurde er seit 2006 von Saif al-Islam al-Qaddafi als Vermittler zwischen dem Regime und der LIFG herangezogen und war somit aktiv am nachfolgenden Versöhnungsprozess beteiligt. Nach Ausbruch der Proteste gegen das Qaddafi-Regime im Februar 2011 schloss sich Sadiq al-Ghariani, der grundsätzlich die qaddafische Islampolitik ablehnte, dem NTC in Banghazi an, der ihn schließlich im Mai 2011 zum Großmufti des freien Libyen ernannte. Scheich al-Ghariani ist ein politischer Mufti, der mit eigener Fernsehsendung seit Sommer 2011 und mit einer wöchentlichen Predigt in der Murad-Agha-Moschee in Tajura den Gläubigen den Scharia-konformen Weg weist bezüglich dessen, was erlaubt und was verboten ist, und zugleich politische Entwicklungen mit Fatwas und Aufklärungsfaltblättern32 begleitet. So hat Scheich al-Ghariani ganz im Sinne des NTC im März 2012 den Autonomie- und Föderalismusbestrebungen in der Cyrenaika wegen der Spaltungsgefahr für die Nation eine Absage erteilt. „The Cyrenaica autonomy declaration is the beginning of the division of Libya and a move away from the law of god.“33 Die Teilnahme an den für den Institutionenaufbau in Libyen wichtigen Wahlen im Juli 2012 bezeichnete er als „islamische Pflicht und als Recht aller Männer und Frauen“.34 Nach Jahren ohne religiöse Führung im klassischen Sinne gilt Großmufti Scheich al-Ghariani deshalb in Libyen als religiöse Orientierungsinstanz, an deren Fatwas man sich orientiert.

			Ähnliches gilt für den mit Scheich al-Ghariani eng befreundeten Scheich Hamza Abu Faris (geboren 1946), Religionsminister von November 2011 bis Oktober 2012, dessen Öffentlichkeitswirkung trotz gelegentlicher Fernsehauftritte allerdings erst seit seiner Ernennung zum Minister im November 2011 ähnlich umfassend war. Wie Scheich al-Ghariani verfügt auch Scheich Abu Faris dank seiner langjährigen Lehrtätigkeit in Banghazi und Tripolis über ein breitgestreutes Netz von Schülern, die heute in zahlreichen Führungsfunktionen sitzen. Autor mehrerer islamwissenschaftlicher Werke, ist Scheich Abu Faris im post-qaddafischen Libyen gleichfalls eine religiöse Referenzperson, deren Rat und Kommentar eingeholt und gehört wird.

			Religionspolitische Ausstrahlung hat auch Dr. Ali al-Sallabi (geboren 1963),35 der unter Qaddafi acht Jahre im berüchtigten Abu-Slim-Gefängnis inhaftiert war, 1988 nach Saudi-Arabien (Islamstudien) ausreiste und danach in Katar wirkte, wo er enge Beziehungen zu Scheich Dr. Yusuf Qaradawi36 pflegte. Seit Mitte der 2000er Jahre unterstützte er auf Ersuchen Saif al-Islam al-Qaddafis als Vermittler den Versöhnungsprozess mit der bewaffneten islamistischen Opposition. Al-Sallabi kehrte 2011 nach Libyen zurück. In den internationalen Medien wurde er häufig als „prominent and influential islamist cleric“ oder als „spiritual guide“ bezeichnet, der die Zukunft des neuen Libyen maßgeblich beeinflussen wird.37 Die Entwicklungen seit 2012 zeigten allerdings, dass diese Einschätzungen übertrieben waren, denn im Unterschied zu Scheich al-Ghariani beruht die Prominenz von Dr. Ali al-Sallabi eher auf seiner häufigen Präsenz im katarischen Satellitenfernsehsender Al-Jazira als auf seiner religiösen Gelehrsamkeit. Al-Sallabi wird mehr als Politiker und populistischer Redner, weniger als Gelehrter (Alim) wahrgenommen, obwohl er durchaus aufgrund der Vielzahl seiner Publikationen ein Gelehrter ist. Insbesondere seit seiner Parteigründung im November 2011 ist Ali al-Sallabi jedoch in die komplizierten innenpolitischen Auseinandersetzungen involviert.38 Sein religiöser und politischer Einfluss ist dadurch deutlich relativiert worden; von libyschen Kommentatoren wird er als „sinkender Stern“ eingestuft. In der libyschen Öffentlichkeit wird er insbesondere als Gefolgsmann Katars und als Befürworter einer strikten Auslegung der Scharia gesehen, auch wenn er in öffentlichen Auftritten für einen „moderaten Islam“ und „Dialog“ eintritt.39

			Eine weitere Persönlichkeit, die im post-qaddafischen Libyen neben machtpolitischem zumindest über einen gewissen religionspolitischen Einfluss verfügt, ist der frühere LIFG-Emir Abd al-Hakim Belhaj, der von August 2011 bis zu seinem Rücktritt am 14. Mai 2012 Vorsitzender des einflussreichen Militärrates von Tripolis war. Belhaj, der als prominentes Mitglied der sogenannten Katar-Connection40 gilt, verfügt über eine hohe nationale wie internationale Prominenz und eine, wenngleich quantitativ nicht exakt zu bestimmende Gefolgschaft vor allem unter den islamistischen Brigaden, so dass seine religionspolitischen Positionen mit Aufmerksamkeit registriert werden sollten. Auch wenn seine Positionen mangels eigener Schriften nicht im Detail bekannt sind, außer dass er Libyen als einen „islamischen Staat“ definiert, dürfen die Vergangenheit von Belhaj als LIFG-Emir und seine früheren Al-Qaida-Kontakte nicht dazu verleiten, in der Zukunft von ihm ausschließlich „extremistische Positionen“ zu erwarten.41 Der bewaffnete Kampf in den 1990er Jahren, von dem sich die LIFG zudem mit der Revision der Gewaltstrategie 2009 lossagte, richtete sich gegen die qaddafische Islampolitik; mit dem Ende des Qaddafi-Regimes und den Korrektivmaßnahmen des NTC ist der ursprüngliche Anlass für den Kampf entfallen. Heute gelte es, so Belhaj, neue staatliche Institutionen aufzubauen und eine Verfassung auf der Grundlage der Scharia auszuarbeiten. Er selbst will sich im Rahmen der Vaterlandspartei (Hizb al-watan) dafür engagieren,42 die sich in ihrem Programm als politische, nicht als religiöse Partei versteht. Dennoch ist nicht daran zu zweifeln, dass Belhaj in islamistischen Kategorien denkt.

			Die Muslimbruderschaft

			Die libysche Muslimbruderschaft (Jama‘at al-ikhwan al-muslimin) ist die älteste religiös geprägte Organisation in Libyen, die bereits 1949 in der Cyrenaika entstanden ist und seither mehrere Phasen politischer Duldung und Repression durchstand.43 Seit dem Sturz Qaddafis verfügt sie über nie zuvor gekannte öffentliche Handlungsspielräume. Die Muslimbruderschaft, die ideologisch weitestgehend der Linie der ägyptischen Mutterorganisation folgt, stand zwar in Opposition zu Qaddafis Islampolitik, trug aber in der Hoffnung auf reale politische Reformen gemäß Beschluss ihres 8. Nationalkongresses (Januar 2007 in Genf)44 den 2006 eingeleiteten Prozess der nationalen Versöhnung mit. Nach Beginn der Proteste gegen das Regime und der Befreiung der Cyrenaika von der Qaddafi-Herrschaft im Februar 2011 begann umgehend der Ausbau der Organisation.

			Die Muslimbruderschaft gilt nicht nur als die am besten strukturierte und organisierte islamistische Organisation Libyens, sie ist auch diejenige mit der breitesten sozialen und regionalen Basis. Die unter Qaddafi vorhandene regionale Beschränkung vorrangig auf die Cyrenaika, wo die Bruderschaft noch immer sehr stark ist, ist seit dem politischen Umbruch 2011 durch die Rekrutierung neuer Mitglieder in Tripolitanien deutlich ausbalanciert worden. Die Muslimbruderschaft stärkte vor allem im Großraum Tripolis ihren Einfluss: Zum einen vermochte sie es seit September 2011 trotz Gegenreaktionen lokaler Imame zahlreiche Moscheen zu kontrollieren; zum anderen dominierte sie spätestens ab Herbst 2011 auch innerhalb der 17.-Februar-Koalition und dem Lokalrat von Tripolis, der zeitweise (2011/12) von dem Muslimbruder Abd al-Razik Abu Hajar präsidiert wurde, das Geschehen. Vom Erscheinungsbild her sind viele Muslimbrüder nach interner Absprache als solche nicht auf den ersten Blick zu erkennen (rasierter Bart, westliche Kleidung). Exemplarisch gilt das für Nizar Kawan, der 2011/12 die Sprecherfunktion übernahm und als das „junge und liberale Sprachrohr der Bruderschaft in Al-Jazira“ galt.

			Die expandierende Muslimbruderschaft, die sich seit 2011 in vielen Erklärungen populistisch zum Garanten der Revolutionsziele aufschwang und sich für die schnelle Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit im Lande aussprach, hielt nach der Proklamation der Befreiung Libyens vom 17. bis 19. November 2011 in Banghazi ihren 9. Nationalkongress ab. An dieser ersten öffentlichen innerlibyschen Veranstaltung seit Dekaden nahmen über 700 Delegierte teil.45 Haupttagesordnungspunkte waren die Neuwahl des Führers (Murshid) der Muslimbruderschaft,46 der Ausbau der Führungsstrukturen (neben der personellen Erweiterung des Majlis al-shura u. a. die Gründung eines Exekutivkomitees) und die weitere Strategie zur Verankerung der Bruderschaft in der libyschen Gesellschaft, die zukünftige Arbeitsagenda und die Diskussion darüber, ob die Bruderschaft eine Partei gründen soll, um sich besser am politischen Prozess, einschließlich der im Juli 2012 anstehenden Parlamentswahlen (Allgemeine Nationalkonferenz), beteiligen zu können. Diese Diskussion wurde mit dem Beschluss zur Gründung einer eigenständigen Partei, der Partei für Gerechtigkeit und Aufbau (Hizb al-adala wal-bina’) positiv entschieden; zugleich wurde formell beschlossen, dass die Bruderschaft – wie auch die Partei – die Idee bzw. den Aufbau eines „Zivilstaates“ (Dawla madaniya) auf der Basis islamischer Werte unterstützen soll.47 Der 10. Nationalkongress, der im Oktober 2015 in Tripolis stattfand und sowohl die Neuwahl des Majlis al-shura als auch die Wahl von Ahmad al-Suqi als neuem Murshid brachte,48 stand ganz im Zeichen der innerlibyschen Konfrontation (s. u.) und der Positionierung der Bruderschaft zum Dialogprozess, der mehrheitlich unterstützt wurde, ohne indes das Islamisierungsziel aus den Augen zu verlieren.

			Parteien

			Ab Sommer 2011, als sich der Sturz des Qaddafi-Regimes abzeichnete, bis zur Parlamentswahl im Juli 2012 wurden in Libyen rund 140 Parteien und Parteienallianzen gegründet, die sich am politisch-institutionellen Wiederaufbau des Landes beteiligen wollen. Diese Parteien unterscheiden sich zwangsläufig hinsichtlich ihrer Ausrichtung und Programmatik, ihrer sozialen Basis und ihrer regionalen Verbreitung. Nach Ansicht von libyschen Politikern, Journalisten und Vertretern von Nichtregierungsorganisationen ist davon auszugehen, dass neben der von Mahmud Jibril angeführten liberal-islamischen Allianz der Nationalen Kräfte und den bewaffneten Brigaden vor allem die islamistischen Parteien, die mit zu den größten des Landes zählen, den weiteren politischen Kurs mitbestimmen werden. Die drei einflussreichsten islamistischen Parteien,49 die hierbei eine Hauptrolle spielen, sind:

			
					Die Partei für Gerechtigkeit und Aufbau (Hizb al-adala wal-bina’): Die Partei wurde von den Muslimbrüdern nach dem entsprechenden Plazet ihres Nationalkongresses im November 2011 anlässlich einer dreitägigen Veranstaltung mit 1.360 Mitgliedern50 aus achtzehn libyschen Städten am 3. März 2012 in Tripolis formal gegründet. Nach eigenen Angaben soll sie unabhängig von der Bruderschaft agieren und keine Partei sein, die ausschließlich Muslimbrüder sammelt (angestrebt wird, dass 35 Prozent der Mitglieder nicht aus den Reihen der Bruderschaft stammen). Die Übernahme von Führungsfunktionen in beiden Organisationen in Personalunion ist deshalb untersagt. Zum ersten Präsidenten wurde in einer Kampfabstimmung mit 51,5 Prozent der Delegiertenstimmen der aus Misrata stammende ehemalige politische Gefangene Muhammad Sawan gewählt.51 Zugleich wurde das fünfzehn Mitglieder umfassende Exekutivbüro der Partei und das 48-köpfige Oberste Komitee gewählt. Die Partei, „a national, civil party with an Islamic frame of reference“ (so Parteimitglied Salam al-Haram), betont die Scharia als zentrale Rechtsquelle und dasjenige Instrument, mit dem „alle Differenzen im Lande gelöst werden können“. Angesichts einer massiven Werbekampagne gerade auch unter libyschen Frauen stieg die Mitgliederzahl der Partei (glaubhaft) kontinuierlich an; genaue Zahlen wurden aber nicht mitgeteilt.

					Die Vaterlandspartei (Hizb al-watan): Die Vaterlandspartei wurde ursprünglich bereits im April 2011 von Ali al-Sallabi und dem prominenten langjährigen islamistischen politischen Gefangenen Muhammad Busidra unter Mitwirkung von Ali und Abd al-Hakim Belhaj sowie einiger Muslimbrüder als National Gathering for Freedom, Justice and Development (al-Tajammu‘ al-watani min ajli al-hurriya wal-adala wal-tanmiya) formlos gegründet; nach der Proklamation der Befreiung Libyens im Oktober 2011 wurde im November der formale, öffentliche Gründungsschritt vollzogen. Bereits die Namensgebung weist auf die parteipolitischen Bezugspunkte, nämlich die türkische AKP und die ägyptische Freedom and Justice Party der Muslimbrüder, hin. Inhaltlich strebte die Nationale Sammlungsbewegung eine auf der Scharia basierende Verfassung und eine „moderate islamische Demokratie“ an. Nach internen Problemen im Dezember 201152 konsolidierte sich die Sammlungsbewegung im Januar 2012 und beschloss, sich unter dem Namen Vaterlandspartei zu konstituieren. Die Registrierung erfolgte im Mai, nachdem die Partei ihr selbstgestecktes Ziel erreicht hatte, in mindestens 24 libyschen Städten mit Büros oder Repräsentanzen präsent zu sein. Die Partei, die für Parteienpluralismus und Regionalentwicklung eintritt, seit Jahresanfang 2012 auf zahlreichen offenen Veranstaltungen für sich warb und parallel zu den Diskussionen ihr Parteiprogramm53 erstellte, hatte besonders großen Zulauf von jungen Erwachsenen und Frauen, die parteiintern über zwei zentrale Parteikomitees (Frauen- und Jugendkomitee) Einfluss ausüben. Parteikader Imhammad Ghula äußerte im Gespräch mit dem Autor die Auffassung, dass die landesweit präsente Partei nach den Muslimbrüdern über die meisten Mitglieder verfüge. Die genaue Führungsstruktur der Partei, insbesondere die Rolle von Ali al-Sallabi und Abd al-Hakim Belhaj, war anfänglich unklar. Ende Mai 2012 gab Abd al-Hakim Belhaj jedoch offiziell bekannt, dass er den Militärrat Tripolis verlassen habe und zur Übernahme politischer Funktionen bei den Wahlen zur Allgemeinen Nationalkonferenz im Juli 2012 für die Partei antreten werde;54 Anfang Juni 2012 wurde er als Vorsitzender der Partei bezeichnet. Gemäß der im Programm in einem eigenen zweiseitigen Abschnitt formulierten „Al-Marja`iya al-islamiya“ versteht sich die Partei explizit als politische (Hizb siyasi), nicht als religiöse Partei (Hizb dini), plädiert aber dafür, dass der Islam bei allen Entscheidungen als „Rahmen“ (Itar) berücksichtigt wird.55

					Die Umma-Partei (Hizb al-umma): Die im April 2012 gegründete Partei sammelt in ihren Führungsgremien zahlreiche ehemalige LIFG-Kämpfer56 und versuchte, insbesondere unter den Mitgliedern der islamistisch orientierten Brigaden, Unterstützer zu werben. Die soziale Basis und auch die landesweite Präsenz sind dadurch allerdings eingeschränkt. Die Partei, deren Erkennungssymbol ein Baum ist, tritt neben „Würde und Wohlstand für alle Libyer“ (Motto) in der politischen Zielsetzung für ein im Detail nicht näher präzisiertes islamisches Profil auf der Basis der Scharia ein.

			

			Neben diesen drei islamistischen Hauptparteien existieren noch weitere Parteien mit feststellbarem religiösem Bezug, darunter die am 7. Januar 2012 in Banghazi von Khalid al-Warshafani, einem ehemaligen Mitglied der Muslimbruderschaft, gegründete Partei für Reform und Entwicklung (Hizb lil-islah wal-tanmiya); sie war die erste religiös ausgerichtete Parteigründung Libyens, verfügt allerdings nur über eine beschränkte geographische Verankerung. Die Partei tritt für die Anwendung der Scharia ein.

			Zu erwähnen ist ferner die ebenfalls Anfang 2012 gegründete National Front Party (Hizb al-jabha al-wataniya), die den parteipolitischen Zweig der im Oktober 1981 von Muhammad Yusuf al-Maqariyaf gegründeten National Front for the Salvation of Libya (al-Jabha al-wataniya li-inqadh libiya) darstellt. Die NFSL war über Jahre die größte libysche Oppositionsbewegung im Exil und sammelte in ihren verschiedenen Fraktionen auch islamistische Oppositionelle. Sie unterstützte seit Februar 2011 die Protestbewegung und trat 2011/12 in Libyen massiv mit aufklärerischen Publikationen über die Verbrechen des Qaddafi-Regimes in Erscheinung. Politisches Nahziel war die Beteiligung an den Wahlen zur Allgemeinen Nationalkonferenz im Juli 2012 und die Einflussnahme auf den Verfassungsgebungsprozess, um dort „islamische Werte“ zu verankern. Diesem Ziel war die Partei zeitweise nahe gekommen. Sie hatte zwar nur drei Sitze in der Allgemeinen Nationalkonferenz gewonnen, doch wurde am 9. August 2012 auf der ersten Sitzung der Allgemeinen Nationalkonferenz Muhammad Yusuf al-Maqariyaf als Parlamentssprecher und damit als De-facto-Staatsoberhaupt Libyens gewählt.

			Die salafistische Bewegung Libyens

			Nach dem Sturz des Qaddafi-Regimes und der damit wegfallenden Repression nutzten auch die diversen Gruppen der salafistischen Bewegung den neuen Handlungsspielraum zur (Re-)Organisation und Mitgliederrekrutierung sowie zu öffentlichen Aktivitäten. Anders als bei den Muslimbrüdern oder den islamistischen Parteien ist die Zusammensetzung der salafistischen Bewegung Libyens generell wenig transparent.

			Die Salafisten interpretieren Salafismus als Geisteshaltung bzw. als geistige Strömung und stehen von daher festgefügten Organisationsstrukturen abweisend gegenüber. Sie versuchen, durch soziale und kulturelle Arbeit Vorbild zu sein und stützen sich dabei auf ein ausgeprägtes islamisches Referenzsystem; oberstes Prinzip ist die absolute Disziplin gegenüber den religiösen Gesetzen und Pflichten. Ihre „Al-Marja`iya al-islamiya“ ist gleichsam eine Verbotskultur, in der per Fatwa definiert wird, was nicht erlaubt ist. Diese Verbotskultur bestimmt ihr Denken und ihr Verhalten. Gemeinsam ist den salafistischen Gruppen in Libyen die Forderung nach Einführung des Kalifats, die Ablehnung eines auf Volkssouveränität beruhenden demokratischen Systems und von Parteien,57 die Forderung nach absolutem Gehorsam gegenüber der Obrigkeit, zumindest solange diese Scharia-konform handelt, die Forderung nach Einführung der Hadd-Strafen und die Forderung der Verschleierung von Frauen mindestens mit dem Hijab, besser noch mit dem Vollschleier, dem Niqab.58 Sie teilen ferner die Forderung nach strikter Geschlechtertrennung im öffentlichen Raum, insbesondere in den Bildungseinrichtungen, im Gesundheitssektor und im öffentlichen Transportwesen. Charakteristisch ist zudem ihre ablehnende Haltung gegenüber Schiiten und Sufis.

			Nach Angaben libyscher Gesprächspartner gliedert sich die libysche salafistische Bewegung unabhängig von den genannten Gemeinsamkeiten grob in drei Tendenzen:

			
					eine (allerdings minoritäre) libysch-nationalistische Tendenz: Sie vertritt in ihrem Handeln eine Richtung, die ohne externe Referenz auskommt; sie stützt sich vielmehr auf Werke von Großmufti Scheich al-Ghariani und Scheich Muqbil sowie auf die eigene Interpretation von Koran und Sunna. Ihre Mitglieder betreiben Kulturarbeit und missionieren mit Flugblättern59 für ihre Ziele. Sie halten auch Frauen zur Verschleierung an („religiöse Pflicht“).

					eine saudisch orientierte Tendenz: Ihre starke Orientierung auf Saudi-Arabien hängt mit der Pilgerfahrt nach Mekka und sich daran anschließenden längeren Studienaufenthalten ihrer führenden Prediger zusammen. Die Prediger dieser Tendenz folgen eng ihren saudischen Lehrmeistern wie u. a. Muhammad Nasr al-Din al-Albani, Scheich Salam al-Awda, Muhammad Ibn Salah al-Uthaimin und Scheich Abd al-Aziz Ibn Baz; sie sind deutlich intoleranter und rhetorisch aggressiver als die Anhänger der „libyschen Strömung“.

					eine jihadistisch ausgerichtete Tendenz mit hoher Bereitschaft zur Gewaltanwendung gegen Ungläubige (Kuffar), womit de facto alle Nichtgruppenmitglieder und generell alle Nichtmuslime, aber auch die gemäßigten Muslime, die sich nicht an die wortgetreue Auslegung des Korans halten, gemeint sind. Diese Tendenz wird auch als „Salafiya munadila“ (kämpferische Salafisten) bezeichnet; ihre Mitglieder berufen sich auf Scheich Muhammad Bishti, der seinen Widerstand gegen Qaddafis Islampolitik 1985 mit dem Leben bezahlte. Die Grenzen zu den radikalen Mitgliedern der saudischen Tendenz sind fließend. Es waren z. B. Anhänger des radikalen saudischen Salafisten Rabi‘ Ibn al-Hadi al-Madkhali, die am 28. Februar 2012 Gräber auf dem britischen Soldatenfriedhof von Banghazi schändeten.60

			

			Die geographische Verbreitung der Salafisten ist tendenziell im Westen und im Süden Libyens ausgeprägter als in Ostlibyen (Cyrenaika), wo die dynamische Bewegung der Muslimbrüder stärker das Feld besetzt. Abgesehen von den salafistischen Anführern/Predigern, die in der Regel in Saudi-Arabien Studienaufenthalte absolvierten, gilt die große Masse der Salafisten als ungebildet und als leseschwach. Die meisten Salafisten sind denn auch weniger über schriftliches Material zur Bewegung gestoßen als durch Musik- und Videokassetten und wurden durch die rhetorische Überzeugungskraft der Prediger angezogen.

			Islamistische Brigaden und gewaltbereite jihadistische Gruppen

			Im Rahmen des libyschen Bürgerkrieges kam es ab Februar 2011 spontan und landesweit zur Bildung von mindestens 500 bewaffneten Brigaden (arabisch: Katiba, Plural: Kata’ib) im Umfang von jeweils hundert bis tausend Kämpfern, deren Ziel der Sturz Qaddafis war. Sie rekrutierten sich aus Überläufern der qaddafischen Streitkräfte und kampfbereiten jungen Libyern (sogenannte libysche Freiheitskämpfer: Thuwwar). Ihr Organisationsprinzip war entweder die lokale Herkunft oder die ideologische Verortung. Innerhalb der bis heute landesweit präsenten Brigaden bilden diejenigen, die sich für die Durchsetzung religiöser Ziele einsetzen (Kalifat als Staatsform; islamisches Recht inklusive Strafrecht; salafistische Gesellschaftsordnung), eine Sonderkategorie.

			In diese Kategorie islamistischer Brigaden fallen in Westlibyen u. a. die zahlreichen den Muslimbrüdern nahestehenden Brigaden in Misrata, die Zawiya-Märtyrer-Brigade unter dem Kommando des Salafisten Mohammad al-Kilani (Mitglied im GNC; getötet 2014), vor allem aber die islamistischen Brigaden mit über 10.000 Kämpfern in der Cyrenaika. Prominenteste Vertreter der islamistischen Brigaden in der Cyrenaika sind die Ansar al-sharia mit Hauptverbreitungsgebiet in Banghazi und Darna, die seit dem 19. November 2014 auf der UN-Liste terroristischer Organisationen stehen, die Omar-Mukhtar-Brigade, die Rafallah-al-Sahati-Brigade, die Abu Ubaida Ibn Jarra-Brigade, die Abu-Slim-Märtyrer-Brigade, die 17.-Februar-Märtyrer-Brigade sowie die „Brigade des inhaftierten Omar Abdul-Rahman“.

			Die gewaltbereiten jihadististischen Gruppen in Libyen haben einen radikalen Wandel durchgemacht. Die erste Generation der Jihadisten der 1990er Jahre, insbesondere die LIFG, distanziert sich seit den 2000er Jahren von der Gewaltstrategie; sie will seit 2011 die Möglichkeiten nutzen, über Parteiorganisationen politischen Einfluss auszuüben. Im Gegensatz zu ihnen haben die vor allem seit dem Kampf gegen das Qaddafi-Regime 2011 neu gegründeten, gewaltbereiten jihadistischen Gruppen (quasi der „2. Generation“) eine ähnliche Bereitschaft bislang nicht erkennen lassen. Im Unterschied zur LIFG, die gegen die in ihren Augen „religiöse Ketzerei“ Qaddafis ankämpfte, treten die heute aktiven salafistisch-jihadistischen Gruppen für die Errichtung eines Kalifats/islamischen Emirats (u. a. in Barqa)61 ein oder gehen gegen Sufis vor, die in ihren Augen Ungläubige bzw. Ketzer sind, die Heiligenverehrung und damit Götzendienerei (Shirk) praktizieren. Eigenverfasste Texte, die das von diesen Gruppen politisch verfolgte islamische Konzept detaillierter erklären, liegen nicht vor.

			Die Sufi-Bruderschaften, die neben den zur Parteibildung bereiten Islamisten und den Salafisten die dritte religiöse Bewegung in Libyen darstellen, mussten sich seit den 1990er Jahren ebenfalls mehrfach wechselnden Rahmenbedingungen anpassen. Nach anfänglicher Verfolgung wurden sie in der Spätphase der Qaddafi-Herrschaft sogar als Bollwerk gegen den islamistischen Extremismus hofiert und gefördert.62 Die Angriffe salafistisch-jihadistischer Gruppen auf Sufi-Schreine und Moscheen ab Oktober 2011, darunter die Masri-Moschee in Tripolis mit dem Grab von Salim Abu Saif Anfang Oktober 2011, die Nasr-Moschee in Tripolis mit den Gräbern von Saif al-Nasr und Imam Hammad Zwai am 17. Januar 2012, das überregional berühmte Grabmal von Scheich Abd al-Salam al-Asmar in Zliten am 10./11. März 2012, das Mausoleum al-Sha`ab in Dahmani/Tripolis und das Mausoleum von Ahmad al-Zarruq in Misrata am 25. August 2012, stellten allerdings ein Novum dar.63

			Selbst 2016 gibt es weder verlässliche Angaben über die Mitgliederzahl gewaltbereiter bewaffneter libyscher Gruppen noch exakte Angaben über ihre Bewaffnung, ihre regionale Verankerung und ihre Kooperation mit bewaffneten Gruppen außerhalb Libyens wie Al-Qaida.64 In den libyschen Medien oder auf Youtube nachgewiesene Meldungen über isolierte Vorfälle wie das kurzzeitige Hissen der Al-Qaida-Flagge auf dem Gerichtsgebäude in Banghazi am 7. November 2011 oder die Fahrt eines Al-Qaida-Konvois durch Sirt am 23. März 2012 sind wegen der hohen Manipulationsgefahr kein verlässliches Indiz für eine verankerte Präsenz gewaltbereiter Gruppen. Andererseits ist ihre Präsenz auch nicht zu leugnen. Am 6. Juni 2012 verübten Kämpfer der Brigade des inhaftierten Omar Abdul-Rahman einen Anschlag auf das US-amerikanische Konsulat in Banghazi; am 8. Juni demonstrierten rund 300 bewaffnete Mitglieder der Ansar al-sharia mitten in der Stadt ihre Macht und forderten die sofortige Einführung der Scharia;65 am 11. Juni kam es ebenfalls in Banghazi zu einem Anschlag auf einen Konvoi britischer Diplomaten, am 12. Juni zu einem Brandanschlag auf einen Schönheitssalon, am 18. Juni zu einem Anschlag auf das tunesische Generalkonsulat. Auslöser für einen Teil dieser Anschläge 2012 waren externe Anlässe wie die Tötung des libyschen Al-Qaida-Führers Abu Yahia al-Libi durch eine US-Drohne in Pakistan. Auch die Aussage des ehemaligen LIFG-Kämpfers Abd al-Hakim al-Hasidi vom März 2012 über fortbestehende Kontakte zu Al-Qaida66 ist sicherheitspolitisch ernst zu nehmen, selbst wenn keinerlei Nachweise darüber vorliegen, welchen Umfang das involvierte Personenkontingent hat.

			Eine weitere Destabilisierung der ohnehin prekären Sicherheitslage Libyens durch gewaltbereite salafistisch-jihadistische Gruppen wurde von libyschen Gesprächspartnern im Sommer 2012 allerdings eher ausgeschlossen. Es wurde darauf verwiesen, dass ab Juli 2012 das neu gewählte Parlament (Allgemeine Nationalkonferenz) und die demokratisch legitimierte Regierung zur weiteren Stabilisierung der Lage beitragen werden, vor allem auch weil die gut honorierten Arbeitsplätze innerhalb der neu aufzubauenden Sicherheitsorgane ihre Sogwirkung entfalten werden. Dass dieser Eindruck trog, zeigte sich spätestens im Herbst 2012, als sich die Anzeichen einer Bipolarisierung zwischen islamistischen und nicht islamistischen Akteuren verfestigten, und mit dem Angriff von Kämpfern der Ansar al-sharia auf das US-Konsulat in Banghazi67 am 11. September 2012, der zum Tode des US-Botschafters Chris Stevens und drei weiteren US-Bürgern führte und das Fanal für weitere Gewaltaktionen bildete. Auch zeigte sich immer deutlicher der missionarische Eifer der jihadistischen Gruppen. Alle Personen, die nicht ihrer Islaminterpretation folgen, gelten für sie als Ungläubige. Auf das Konto der islamistischen Brigaden gehen deshalb seit Anfang 2012 neben über mindestens 500 von Rache geleiteten Morden an Ex-Qaddafi-Sicherheitsoffizieren auch die zahlreichen politischen Morde an Menschenrechtsaktivisten und Frauenrechtlerinnen (wie Hamida al-Hadi al-Asfar, Salwa Bugaghis, Intisar al-Hasairi), Abgeordneten (wie Fariha al-Barkawi) und Journalisten (wie Izzedine Qassad) oder liberalen Imamen, die den Kurs der Islamisten öffentlich kritisierten und ablehnten. Aufrufe des Großmuftis und der Association of Libya’s Ulema (Rabitat Ulama’ Libiya), die Morde und Selbstjustiz zu beenden, verhallten ungehört, was zeigt, dass die Autorität der Rechtsgelehrten nicht weit reicht.

			3. Die religionspolitischen Entwicklungen seit 2013

			3.1. Die politischen Rahmenbedingungen

			Das in der provisorischen Verfassungserklärung formulierte politische Ziel einer Mehrparteiendemokratie68 wurde im Sommer 2011 von der Euphorie über den sich abzeichnenden Sieg über das autoritäre Qaddafi-Regime getragen. Die islamistischen Brigaden, die einen wesentlichen Anteil am Sieg der „libyschen Revolution“ hatten, waren jedoch einer anderen Staats- und Gesellschaftskonzeption verpflichtet. Es kam folglich unausweichlich zu einer Polarisierung zwischen islamistischen und nicht islamistisch orientierten Gruppen. Ergebnis dieser Polarisierung war ein anhaltender Circulus vitiosus der Gewalt, weil die islamistischen Akteure die in der provisorischen Verfassungserklärung festgelegte demokratische-plurale Entwicklung zu verhindern suchten und die dabei von ihnen eingesetzte Gewalt wiederum Gegengewalt provozierte.

			Die islamistischen Abgeordneten im am 12. Juli 2012 gewählten 200-köpfigen Allgemeinen Nationalkongress (General National Congress/GNC)69 versuchten trotz fehlender Mehrheitsverhältnisse im Oktober 2012 einen islamistischen Premierminister, den Muslimbruder Mustafa Abu Shaqur, durchzusetzen, was aber misslang. Im November 2012 wurde – wenngleich mit knapper Mehrheit gewählt – Ingenieur Abd al-Rahman Kib neuer Premierminister. Die islamistischen Abgeordneten schafften es aber trotz Gegenmobilisierung durch die eher säkular ausgerichteten „liberalen“ Abgeordneten70 mittels Gewaltandrohung oder Gewalteinsatz (wie die kurzfristige Entführung von Premierminister Zaidan im Oktober 2013), zahlreiche in ihren Augen „antiislamistische“ Gesetzesmaßnahmen zu verhindern oder Gesetze in ihrem Sinne zu beeinflussen. Vier Beispiele seien aufgeführt:

			
					Der liberal ausgelegte Gesetzentwurf zur Regelung der Gründung zivilgesellschaftlicher Vereinigungen,71 den das Ministerium für Kultur und Zivilgesellschaft Ende 2012 vorlegte, wurde blockiert, weil die Gründung von zivilgesellschaftlichen Vereinigungen von den islamistischen Gruppen als „westliches Modell“ und damit der „islamischen Ordnung fremd“ eingestuft wurde. Das Gesetz ist bis heute nicht verabschiedet.

					Die Diskussion um das sogenannte Politische Isolationsgesetz, mit dem ehemalige Funktionäre des Qaddafi-Regimes von der Übernahme politischer und administrativer Funktionen im „revolutionären Libyen“ ausgeschlossen werden sollten, mündete Anfang des Jahres 2013 in einen Gesetzentwurf, der von nationalen wie internationalen Nichtregierungsorganisationen wegen der zu scharfen Kriterien (Gültigkeit rückwirkend bis 1969; Einbeziehung jeglicher Staatstätigkeit) kritisiert wurde. Unter Einsatz bewaffneter islamistischer Brigaden, die das Parlamentsgebäude in Tripolis belagerten, wurde das Gesetz in einer an Schärfe kaum mehr zu überbietenden Form am 5. Mai 2013 jedoch verabschiedet.72 Die Umsetzung des Gesetzes erzwang zahlreiche Rücktritte, darunter so prominente wie den des GNC-Präsidenten Muhammad al-Muqaryaf,73 zwölf weiterer Deputierten des GNC und des damals amtierenden Luftwaffenchefs Brigadegeneral Saqr al-Jurushi. Der einhellige Tenor außerhalb der islamistischen Akteure lautete denn auch: „Isolation law harms Libya’s democratic transition.“74 Nach der institutionellen Spaltung Libyens (s. u.) setzte zumindest das im Juni 2014 neu gewählte 200-köpfige Parlament (House of Representatives/HoR) das Isolationsgesetz im Februar 2015 außer Kraft,75 während der GNC, der sich im Sommer 2014 weiterhin als im Amt befindlich erklärte und dem HoR jegliche Legitimität absprach, an dem Gesetz festhält.

					Die Brigaden engagieren sich seit 2012 massiv für ihre Eigeninteressen, wobei es zu einer seltenen Koalition von „revolutionären“ und islamistischen Brigaden kam. Die politische Hauptforderung bestand in einer angemessenen Vertretung der „Revolutionäre“ (Thuwwar) in politischen Gremien; dies gelang mit der erzwungenen Nominierung von Oberst Juwail von der Zintan-Brigade als Verteidigungsminister in der Regierung Kib. Zur Durchsetzung ihrer Interessen bildeten die Brigaden zunächst regionale Zusammenschlüsse (in Banghazi, Misrata), denen im April 2012 die Gründung eines nationalen Gremiums, des „Nationalen Rates der Thuwwar“ folgte. Dessen erfolgreich durchgesetzte Hauptforderungen, von denen nicht zuletzt die islamistischen Brigaden profitierten, waren: Erstens keine Bestrafung für Handlungen, die während des Krieges zum „Schutz der Revolution“ begangen wurden; die Amnestie erfolgte mit Gesetz Nr. 38 vom 2. Mai 2012. Zweitens Entschädigungszahlungen für verletzte Kämpfer; diese Forderung erfüllte das 2013 verabschiedete Pensionsgesetz. Drittens eine angemessene Vertretung in politischen Gremien; diese Forderung blieb wegen der politischen Entwicklung ab 2014 allerdings unerfüllt.

					Die islamistischen Brigaden, insbesondere jene, die sich auf Initiative von GNC-Präsident Nuri Abu Sahmain im Libya Revolutionaries Operations Room (LROR)76 zusammengeschlossen hatten, verhinderten mit der kurzzeitigen Entführung von Premierminister Zaidan am 10. Oktober 2013 die geplante Debatte zur Auflösung des LROR, der von zahlreichen nicht islamistischen Abgeordneten als „terroristisch“ eingestuft wurde.

			

			Aber auch außerhalb des politischen Raums und der Gesetzgebungsverfahren, wo islamistische Brigaden besonderen Druck ausübten, nahm die Auseinandersetzung zwischen islamistischen und nicht islamistischen Akteuren immer gewaltförmigere Ausmaße an. Die Polarisierung zwischen islamistischen und nicht islamistischen Akteuren verstärkte sich deutlich im Laufe des Jahres 2014. Es zeichnete sich ein Übergewicht der Islamisten ab, so dass sich ab Jahresbeginn 2014 in der libyschen und internationalen Presse Berichte häuften, in denen die Islamisten als die „neuen Machthaber Libyens“ bezeichnet wurden.77

			Die Konfrontation verschärfte sich, als sich die Niederlage islamistischer Parteien und Einzelpersönlichkeiten im Wahlprozess konkretisierte. Obwohl die libysche Bevölkerung eher religiös konservativ eingestellt ist, lehnt sie die von den Islamisten angestrebte Wiedereinführung der Scharia, das Vormundschaftsprinzip für Frauen, die Geschlechtertrennung im öffentlichen Raum oder auch den Verschleierungszwang mehrheitlich ab. Bei den Wahlen zum GNC im Juli 2012, den Wahlen zur 60-köpfigen Verfassungskommission78 im Februar 2014, den Gemeinderatswahlen im Frühjahr und Frühsommer 2014 und auch bei den Wahlen zum neuen Repräsentantenhaus (House of Representatives/HoR) am 25. Juni 2014 erhielten die islamistischen Parteien und Kandidaten deshalb längst nicht die erwartete Stimmenzahl; statt der erhofften Mehrheit waren sie stets in der Minderheit. Die Durchsetzung des Islamisierungsanspruches konnte folglich nur dann noch gelingen, wenn mittels Druck und Intervention der islamistischen Brigaden Zwang bei der Besetzung politischer Führungspositionen79 und Druck auf den Gesetzgebungsprozess ausgeübt wurde. Dem Verlust der Mehrheit im neugewählten HoR, in dem Islamisten nur 25 der gewählten 188 Abgeordneten stellten, begegneten sie, indem sie die Legitimität des HoR nicht anerkannten und den GNC wieder aktivierten, obwohl dessen Mandat ausgelaufen war. Unter Führung des früheren GNC-Präsidenten Nuri Abu Sahmain erklärten 55 islamistische Deputierte des ehemaligen GNC am 23. August 2014 dessen Rekonstitution und ernannten eine eigene „Regierung der nationalen Errettung“. Damit wurde die institutionelle Zweiteilung Libyens eingeleitet.80 Es gab fortan

			
					zwei Parlamente: erstens das international anerkannte, aus den Wahlen am 25. Juni 2014 hervorgegangene HoR mit Sitz in Tobruq, und zweitens den im August 2014 reaktivierten Ex-GNC in Tripolis.

					zwei Regierungen: erstens die weiterhin amtierende nationale Regierung von Abdallah al-Thinni in Tobruq, und zweitens die am 6. September 2014 vom GNC eingesetzte Regierung der nationalen Errettung von Omar al-Hasi (bzw. seinem Nachfolger Khalifa al-Ghwill ab April 2015) in Tripolis.

					zwei Streitkräfte (Streitkräfte der „Operation Karama“ und jene der „Operation Fajr“) und zwei Generalstabschefs (mit jeweiligem Sitz in Tobruq bzw. Tripolis).

			

			Dieser Schritt der Zweiteilung fiel umso leichter, als bereits am 16. Mai 2014 die libysche Armee unter dem von der Regierung Al-Thinni eingesetzten Oberkommando des Generals Khalifa Haftar, unterstützt von säkular orientierten „revolutionären“ Brigaden in Banghazi, mit der Operation Karama (Operation Würde)81 den Kampf gegen die islamistischen Brigaden und die jihadistischen Gruppen aufnahm. Konkretes Ziel war, die „terroristischen Jihadisten“ auszuschalten und ihren Einfluss auf die politischen Entscheidungsprozesse zu beenden. Im Visier der militärischen Aktionen der Operation Karama war vor allem die von Mohamed al-Zahawi angeführte Ansar al-sharia, die in Banghazi große Teile der Stadt kontrollierte; schließlich sollte in ganz Libyen die Herrschaft der islamistischen Brigaden gebrochen werden. Nach der „Befreiung der ostlibyschen Städte“ (neben Banghazi vor allem Darna und Ajidabiya) sollte laut strategischer Planung General Haftars der Kampf nach Westlibyen getragen werden und dort insbesondere die in Misrata beheimateten islamistischen Milizen entwaffnet und zerschlagen werden.

			Die islamistischen Brigaden schlossen sich als Gegenreaktion im Juli 2014 in der „Operation Fajr“ (Operation Morgenröte),82 im Banghazi Revolutionaries Shura Council und im Tripoli Revolutionaries Shura Council zusammen und leisteten den Streitkräften der Operation Karama in Banghazi, aber auch in Tripolitanien erbitterte Gegenwehr. Radikale Imame wie Abd al-Basit Abu Ghwila riefen in Predigten explizit die Jugendlichen dazu auf, sich der Operation Fajr anzuschließen, und hatten mit diesen Aufrufen Erfolg.83 Die Operation Fajr vertrieb die säkularen Brigaden (u. a die Zintan) aus Tripolis und festigte damit die islamistische Herrschaft; die Brigaden der Operation Fajr eroberten zudem den Internationalen Flughafen von Tripolis und etablierten sich ab August 2014 als Streitkräfte des reaktivierten GNC und der von ihm eingesetzten Parallelregierung Al-Hasi in Tripolis.

			Ergebnis der erbitterten Kämpfe zwischen beiden Lagern, die auch als „zweiter libyscher Bürgerkrieg“ bezeichnet werden, war ab Sommer 2014 nicht nur ein drastischer Anstieg der Todesopfer unter kämpfenden Einheiten/Brigaden und der Zivilbevölkerung besonders in Banghazi und Tripolis,84 sondern auch eine territoriale Aufsplitterung Libyens in unterschiedlich kontrollierte Herrschaftsbereiche: Der Osten Libyens und die Region des Jabal Nafusa in Westlibyen gerieten unter Kontrolle der Operation Karama, Tripolitanien, Teile von Banghazi und große Teile des Fazzan wiederum unter Kontrolle der Operation Fajr.

			Diese Aufteilung prägt die Lage bis heute (Stand Mai 2016), weil sich die neuen politischen Strukturen, die in einem von den Vereinten Nationen vermittelten Dialogprozess festgelegt wurden, bislang erst zögerlich durchsetzen. Seit September 2014 versuchte der UN-Sonderbeauftragte für Libyen, der spanische Diplomat Bernadino Leon, die Konfliktparteien an einen Tisch zu bekommen, um die politische Konfrontation zu überwinden und Libyen zu stabilisieren. Nach zähen Verhandlungen und vielfältigen Verhandlungsrunden im In- und Ausland einschließlich zahlreicher ausländischer Vermittlungsbemühungen konnte unter Bernadinos Nachfolger, dem im November 2015 ernannten deutschen Diplomaten Martin Kobler, am 17. Dezember 2015 im marokkanischen Skhirat von Vertretern des HoR und des GNC das Libyan Political Agreement85 unterzeichnet werden. Dieses längst nicht von allen Abgeordneten des HoR und des GNC befürwortete Grundlagendokument sah neue Institutionen, darunter einen neunköpfigen Präsidentschaftsrat als kollektives Staatsoberhaupt (Vorsitz: Fayez al-Sarraj) und eine gleichfalls von Fayez al-Sarraj geleitete Regierung der nationalen Einheit (Government of National Accord) mit Sitz in Tripolis vor. Die bisherigen Regierungen in Tobruq und Tripolis sollten aufgelöst und ihre Aufgaben von der neuen Einheitsregierung übernommen werden. Als neues Parlament sollte der bisherige (antiislamistische), in Tobruq sitzende HoR fungieren, während ein aus Mitgliedern des (islamistischen) GNC in Tripolis gebildeter Staatsrat die Rolle einer zweiten Kammer übernehmen sollte. Das Abkommen von Skhirat hat damit den Gegensatz zwischen antiislamistischen und islamistischen Kräften nicht überwunden, sondern nur in eine neue institutionelle Konstellation überführt. Kritik gab es folglich vor allem auf Seiten der Regierung in Tobruq, wo der Leiter der Informationsabteilung Umar al-Quwairi die ablehnende Haltung auf den Punkt brachte: „Die Lösung des gegenwärtigen Konflikts ist der Kampf gegen den Terrorismus (der islamistischen Brigaden); dies ist eine militärische Aufgabe und keine politische. Wir brauchen keine Regierung der nationalen Einheit, in der Vertreter der Muslimbrüder sitzen. Die Muslimbrüder sind die Mutter aller terroristischen Gruppen. Ihr Platz ist nicht in der Regierung, sondern im Gefängnis.“86 Diese Ansicht ist allerdings extrem parteiisch, denn weder al-Sarraj noch die meisten der designierten Minister sind bislang auffällig „islamistisch“, so dass die Regierung al-Sarraj eher dem Druck der islamistischen Akteure zu widerstehen hat, soll sich die Entwicklung von 2012 nicht wiederholen.

			Auch wenn sich Fayez al-Sarraj am 30. März 2016 von Tunesien aus kommend nach Tripolis begab und dort in der Marinebasis Abu Sitta sein Büro aufschlug und die Amtsgeschäfte aufnahm, bleibt der Weg zur Befriedung Libyens nicht zuletzt wegen der ungelösten Konfrontation zwischen Islamisten und Antiislamisten schwierig und langwierig. Nagelprobe ist die anstehende Verabschiedung der neuen Verfassung, die auch das Verhältnis zwischen Staat und Religion und das Gewicht der Scharia für die Gesetzgebung zu regeln hat. Als Hauptaufgabe gilt zudem der Kampf gegen die Terrormiliz Islamischer Staat (IS), die sich seit Frühsommer 2015 im zentrallibyschen Sirt festgesetzt hat und den Verkehrsfluss zwischen West- und Ostlibyen stark behindert.

			3.2. Institutionenvakuum und Ausbreitung der Terrormiliz Islamischer Staat

			Die seit Frühsommer 2014 ausgebrochenen Auseinandersetzungen zwischen der Operation Karama und der Operation Fajr verschärften die Sicherheitslage in Libyen drastisch, weil die Konzentration auf die Kämpfe in Banghazi (Operation Karama versus Ansar al-sharia) und in Tripolitanien (Operation Fajr versus Zintan/Warshafana/Operation Karama) die Konsolidierung der radikal-islamistischen Brigaden in Darna sowie ab Herbst 2014 die Festsetzung der Terrormiliz Islamischer Staat (IS) erlaubte. Am 3. Oktober 2014 erklärte der Shura-Rat der „Jugend des Islam“87 seine Gefolgschaft gegenüber dem IS-Kalifen Abu Bakr al-Baghdadi und proklamierte das „Wilaya Barqa“. Die Jihadisten des IS konnten ihre Präsenz metastasenartig seit Frühjahr 2015 von Darna aus nach Banghazi, Ajidabiya und ab Frühsommer 2015 nach Sirt ausweiten und ihr Terrorregime ausbauen.88 Der Direktor des libyschen Zentrums für Studien und Entwicklung, Snoussi Baskiri, sprach nach Auswertung militärischer Unterlagen deshalb im März 2016 davon, dass die Terrormiliz IS die bedeutendste Terrororganisation in Libyen sei, gefolgt von den Ansar al-sharia und AQIM.89

			Weder die Operation Karama in der Cyrenaika noch die Angriffe islamistischer Brigaden aus Misrata auf die IS-Einheiten in Sirt konnten der Terrormiliz bislang solche Verluste beifügen, die sie zur Kapitulation gezwungen hätten. Der bislang einzige Erfolg war die Verdrängung der IS-Kämpfer aus Darna Ende April 2016 durch rivalisierende jihadistische Kämpfer des Shura Council of the Mujahidin of Darna mit Verbindungen zu Al-Qaida und die Einengung ihres Handlungsspielraums in Banghazi durch Kräfte der Operation Karama. Zudem verstärkten sich ab Juni 2016 die Anti-IS-Operationen zur „Befreiung von Sirt“, die aber bislang über eine Einkesselung der Stadt nicht hinauskamen. Es war die Zivilbevölkerung, die am meisten zu Schaden kam und aus den Kampfgebieten verdrängt wurde. Die Hinrichtungen von 21 ägyptischen Kopten (Februar 2015) und 86 eritreischen Christen (Juni 2015), von gefangengenommenen Soldaten der Operation Karama oder Kämpfern aus Misrata, Bombenanschläge auf gegnerische Installationen, die Zerstörung der Telefonkommunikation zwischen Tripolitanien und der Cyrenaika in Sirt im August 2015 und die provokative Eröffnung des Al-Battar-Medienzentrums Ende August 2015 demonstrierten die Fähigkeit und das Vertrauen der Terrormiliz in ihre eigene Stärke.

			In dieser Situation der militärischen Ohnmacht gegenüber der IS-Präsenz ist es seit August 2015 zu Überlegungen von Seiten des HoR, des Armeechefs Khalifa Haftar und der Regierung in Tobruq gekommen, mittels einer ausländischen Militärintervention den Kampf gegen den IS zu forcieren.90 „Vorbild“ waren die Luftschläge der Luftwaffe Ägyptens und der VAE gegen IS-Stellungen in Darna und Sirt im Februar 2015 nach der Ermordung der ägyptischen Kopten. Die neu diskutierte Operation sollte, mit einem Mandat der Arabischen Liga versehen, bis zu 40.000 Soldaten und bis zu 1.000 Kampfflugzeuge mobilisieren. Innerarabische Widerstände (z. B. auf Seiten Algeriens), aber auch der UNSMIL und des UN-Sicherheitsrates sowie generelle Zweifel am Erfolg einer solchen Intervention ließen die Umsetzung scheitern. Der IS seinerseits feierte in Facebook die „Niederlage“ der arabischen Anti-IS-Koalition.91

			Die ausländische Militärintervention ist allerdings noch nicht definitiv ad acta gelegt, denn abgesehen von mehreren gezielten Luftschlägen der US-Luftwaffe gegen IS-Trainingscamps (z. B. Zerstörung eines Camps bei Sabratha am 19. Februar 2016 mit über 40 Toten) und IS-Führungskader (z. B. Tötung des IS-Anführers Abu Nabil al-Anbari am 13. November 2015 in der Umgebung von Darna) erwägt auch die Regierung der nationalen Einheit zur Unterstützung der geplanten innerlibyschen Bodenoffensive gegen den IS eine beschränkte ausländische Stabilisierungsmission. Die Regierung in Tobruq wie auch der ägyptische Präsident al-Sisi wünschen vor allem eine Aufhebung des 2011 gegen Libyen verhängten Waffenembargos, damit der Kampf gegen den IS besser vorangetrieben werden kann. Das Problem jihadistischer Gewalt in Libyen ist aber selbst bei einer zukünftigen Zerschlagung der Terrormiliz nicht beseitigt, denn zahlreiche weitere jihadistische Gruppen und gewaltbereite islamistische Brigaden von den Ansar al-sharia bis hin zum Shura Council of the Mujahidin of Darna sind weiterhin präsent und kämpfen für ihre jeweilige Vision eines „islamischen Staates“.92

			3.3. Fortsetzung der Islamisierungstendenzen

			Die Islamisierungstendenzen, die sich 2011 ankündigten, setzten sich in Libyen seither kontinuierlich fort. Die Hauptverfechter dieser Islamisierung waren die islamistischen Abgeordneten im GNC, Gruppen wie Ansar al-sharia und salafistische Imame. Aber auch der Großmufti und andere Mitglieder des Dar al-ifta´ engagierten sich entsprechend. Sie wiederholten mantraartig die Forderung, dass die Scharia die einzige Quelle der Rechtsprechung sein dürfe und dass in der Verfassung die Souveränität Gott und nicht dem Volke gebühre. Sie setzten mit Gesetz Nr. 5-2012 durch, dass Fatwas des Dar al-Ifta´ nicht Gegenstand von Diskussionen in der Presse sein dürfen. Sie trieben die Diskussion um die Einführung des Islamic Banking voran und brachten die Zentralbank dazu, seit 2013 entsprechende Workshops zur Schulung der Bankangestellten zu organisieren; sie waren es auch, die zusammen weiteren Verbündeten ein Netzwerk von islamistisch ausgerichteten Radio- und Satelliten-Fernsehsendern aufbauten, um die Bevölkerung entsprechend zu beeinflussen; zu diesen Sendern gehören in erster Linie der via Nilesat ausstrahlende Fernsehsender Tanasuh, der im Sommer 2013 vom Großmufti eingerichtet wurde, sowie der Sender Al-Nabaa TV, der nach nicht offiziell bestätigten Berichten Abd al-Hakim Belhaj gehören soll und in Banghazi die Brigaden des Banghazi Revolutionaries Shura Council gegen General Haftar unterstützt. Fortgesetzt wurde trotz der Kämpfe das Moscheebauprogramm, für das in Tripolis das in der Regierung Al-Hasi weiterhin fortbestehende Religionsministerium verantwortlich ist. Sukzessive wurde auch von den Ansar al-sharia und anderen Gruppen die Geschlechtertrennung in Hospitälern und Universitäten umgesetzt; so im April 2014 an der Universität Sirt und Darna; ferner wurden strikte Kleidungsvorschriften für Studentinnen erlassen und beginnend in Mizdah männliche Ärzte aus gynäkologischen Abteilungen verbannt. Der Großmufti lieferte mit einem Fatwa vom April 2013, in dem er Koedukation als unmoralisch diffamierte, die Grundlage für die Geschlechtertrennung im Bildungswesen. Großmufti Sadiq al-Ghariani, der sich zunehmend salafistisch gebärdete, forderte im Oktober 2013 zudem den Gesichtsvollschleier für Lehrerinnen, wenn sie Jungen unterrichten; im April 2013 sprach er sich gegen die Heirat von Libyern mit Ausländerinnen aus und im Mai 2013 verbot er per Fatwa den Import von „sündiger Damenunterwäsche“. Zudem gibt es Hinweise, dass insbesondere die Koranschulen, die unter der Kontrolle radikaler Imame stehen, eine deutliche quantitative Ausdehnung erfuhren.93

			Ein seit 2012 anhaltendes Operationsziel salafistischer Gruppen war die Zerstörung von Sufischreinen (Maraboutgräbern) und Gebäuden, die als „unheilig“ eingestuft wurden. Der Höhepunkt der Zerstörungswelle, die selbst so prominente Gebäude wie die Qaramanli-Moschee oder die frühere osmanische Religionsschule in Tripolis erfasste, lag dabei im Jahr 2014, doch gab es auch nachfolgend noch Dutzende von Übergriffen: Am 10. Februar 2016 zerstörten beispielsweise IS-Kämpfer einen Friedhof im Süden von Banghazi; am 3. April 2016 zerstörten Salafisten das Grabmal von Scheich Rabi‘ al-Mudkhali im Zentrum von Misrata. Das Fatwa des Großmuftis vom 28. August 2012, dass die Zerstörung von Grabmälern „keine gesetzlich abgesicherte Tat“ sei, sowie die Aufrufe von Premierminister Zaidan im August 2013 an die Bevölkerung, ihre „historischen Stätten“ zu schützen, blieben de facto folgenlos.

			Die politische Bipolarisierung seit 2014 führte zudem dazu, dass sich insbesondere Großmufti Sadiq al-Ghariani mit politisch motivierten Fatwas eindeutig gegen General Haftar wandte und sich offen gegen die antiislamistische Operation Karama aussprach. Al-Ghariani warf General Haftar vor, er würde das Land spalten; die Einheiten der Operation Karama seien „Abweichler vom Kurs der 17.-Februar-Revolution, Vandalen, Diebe und Unruhestifter“; die Brigaden der Operation Fajr seien hingegen „Brigaden des Rechts“. In einem Fatwa vom 9. Juni 2014 erklärte er, alle Soldaten, die im Kampf gegen Islamisten fallen, würden als „Nicht-Muslime“ sterben; alle „wahren Revolutionäre“ rief er auf, mit „eiserner Faust“ gegen die „Verbrecher der Operation Karama“ zu kämpfen.94 Im August 2014 lobte er folglich auch den Sieg der Operation Fajr in Tripolis über die nicht islamistischen Brigaden95 und erklärte sich mit dem im Juli 2014 rekonstituierten GNC solidarisch.

			Das Parlament in Tobruq und die Regierung Al-Thinni debattierten ab Herbst 2014 über die Ablösung des aus ihrer Sicht nicht mehr tragbaren Großmuftis. Am 9. November 2014 erklärte das Parlament (House of Representatives) nach einer entsprechenden Abstimmung Großmufti Sadiq al-Ghariani für abgesetzt und das Dar al-ifta´ für aufgelöst.96 Die Absetzung und die Auflösung des Dar al-ifta´ blieben jedoch folgenlos, weil der Großmufti in Tripolis, also außerhalb der Reichweite des Parlaments und der Regierung Al-Thinni agiert. Die Regierung in Tobruq schuf daraufhin eine eigene Fatwa-Behörde (Höchster Rat für Fatwas) unter Vorsitz von Ahmad Abd al-Hafiz. Sadiq al-Ghariani setzte seine Agitation gegen General Haftar fort, zuletzt in einem Fatwa vom 9. März 2016.97 Allerdings lehnte er den laufenden Dialogprozess nicht gänzlich ab, sondern befürwortete ihn „innerhalb bestimmter Grenzen“; so sollte al-Ghariani zufolge der GNC und nicht das Parlament die führende Rolle spielen. Da dies nicht der Fall war, nahm er gegenüber der seit Januar 2016 designierten Regierung der nationalen Einheit unter Premierminister Fayez al-Sarraj eine kritische Position ein und drohte mit „Jahren des Jihad“.98 Zugleich positionierte er sich trotz seiner salafistischen Grundüberzeugung seit Sommer 2015 gegen die Terrormiliz IS, die er als „Krebsgeschwür“ bezeichnete; mit Bezug auf die Hinrichtungen des IS meinte er, „der Islam habe nichts mit Köpfe abschneiden zu tun“, und rief die Operation Fajr dazu auf, den Kampf gegen den IS aufzunehmen.

			4. Perspektiven

			Die weitere politische Entwicklung Libyens ist wegen der vielen Variablen schwerlich im Detail vorauszusagen. Abzusehen ist aber, dass sich angesichts ausländischen Drucks und innerlibyscher Kriegsmüdigkeit eines Großteils der Bevölkerung der Prozess der Institutionenbildung auf der Basis des am 17. Dezember 2015 in Skhirat abgeschlossenen Libyan Political Agreement und die Bemühungen um die Bildung der Regierung der nationalen Einheit fortsetzen werden, auch wenn über den Zeitrahmen, an dessen Ende ein positives Ergebnis erzielt werden könnte, keine Angaben gemacht werden können.

			Neben den nicht islamistischen politischen Akteuren, die von den Unterstützern der Operation Karama bis zur Allianz der Nationalen Kräfte reichen, werden auch die islamistischen Parteien in den Fortgang der Institutionenbildung und die 2016 anstehende Ausarbeitung der neuen libyschen Verfassung eingebunden sein. Der islamische Charakter Libyens wird – sowohl in der Verfassung und in den Gesetzen als auch im öffentlichen Leben insgesamt – nach den langen Jahren abweichender qaddafischer Islampolitik wieder gestärkt werden. Dies ist zum einen der generell konservativen islamischen Gesellschaft Libyens geschuldet, zum anderen ist diese Entwicklung aber auch dem politischen Engagement der seit 2011 entstandenen islamistischen Parteien und der seither offen agierenden Muslimbruderschaft sowie dem veränderten Medienumfeld, in dem islamistische Medien massiv präsent sind, geschuldet. Der Bezug zur „Al-Marja`iya al-islamiya“ wird mehrheitlich allerdings kein extremistischer sein wie jener der Ansar al-sharia oder des IS, weil die islamistischen Parteien wie die Vaterlandspartei nur für eine „gemäßigte Islamisierung“ des gesetzlichen Regelwerks plädieren; zudem wirken die bestehenden nicht islamistischen Parteien, in erster Linie die liberal ausgerichtete Allianz der Nationalen Kräfte von Mahmud Jibril, und zivilgesellschaftliche Vereinigungen (Frauen- und Menschenrechtsvereinigungen), die sich angesichts islamistisch-salafistischer Aktivitäten seit 2012 zunehmend mobilisieren, hier bremsend. So wird es mit großer Wahrscheinlichkeit keine Einführung des islamischen Strafrechts, keinen Schleierzwang, keine Geschlechtertrennung im öffentlichen Raum und auch keine neue Vormundschaftsregelung für Frauen geben. Solche Maßnahmen sind – so mehrfach libysche Gesprächspartner – in Libyen nicht durchsetzbar. Gewaltbereite salafistische Gruppen werden allerdings weiterhin versuchen, ihre islamischen Staats- und Gesellschaftskonzeptionen, die sich um Kalifat und Hadd-Strafen drehen, aufzuzwingen, auch wenn sie keine Mehrheiten für sich mobilisieren. Sie können jedoch den trotz Abschluss des Libyan Political Agreement immer noch sehr komplizierten Transformationsprozess erschweren und verzögern sowie die Sicherheitslage verschlechtern.

			Außenpolitisch wird sich die Abstimmung insbesondere mit Tunesien und Algerien, aber auch mit Ägypten und der Türkei fortsetzen, die nach 2011 ausgebaut wurde. Unter sicherheitspolitischen Gesichtspunkten wird sich vor allem die Kooperation mit Algerien und Tunesien verstärken, weil das Problem transnational agierender Terrororganisationen und das Problem der instabilen Sahelzone, das sich durch die massive Präsenz der salafistisch-jihadistischen Gruppe Ansar Eddine in Nordmali seit 2012 drastisch verschärfte, nur durch grenzüberschreitende Zusammenarbeit in den Griff zu bekommen ist. Libyen steht hier – auch wenn die zukünftige afrikapolitische Orientierung des Landes noch nicht ausformuliert ist – in besonderer Verantwortung, weil die militärische Ausrüstung der Ansar Eddine zum größten Teil aus libyschen Waffendepots stammt, die 2011 während des libyschen Bürgerkriegs geplündert worden waren. Die notwendige Eindämmung der von Libyen ausgehenden Waffenproliferation sowie der grenzüberschreitenden Aktivitäten der Salafisten und der terroristischen AQIM- und IS-Gruppen stärkt zugleich die Zusammenarbeit mit der Europäischen Union, die ihrerseits ein Interesse an stabilen Verhältnissen in Nordafrika und der Stabilisierung der Sahelzone hat und mit strategischen Überlegungen auf die betroffenen Staaten zugegangen ist.
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					60|	Vgl. Middleeastonline, 3.3.2012 (Islamist mob desecrates British war graves in Libya’s Benghazi).

				

				
					61|	Vgl. z. B. die erste Demonstration mehrerer Hundert Salafisten zugunsten eines islamischen Staates in Darna am 20.9.2011.
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			Islamisten und der „Arabische Frühling“ in Marokko: Der Kontinuität verschrieben?

			Ferdinand Eibl und Dörthe Engelcke (aktualisiert von Sigrid Faath)

			Zusammenfassung

			Akteurskonfigurationen und Machtverhältnisse im politischen Feld weisen in Marokko trotz des „Arabischen Frühlings“ eine große Kontinuität auf. Seit ihrem Wahlsieg im November 2011 und dem guten Abschneiden bei den Kommunal- und Regionalwahlen im September 2015 hat die islamistische Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD) die Vormachtstellung der Monarchie ein weiteres Mal anerkannt und verfolgt, ihrem Wahlkampfmotto getreu, eine „Moralisierung von Politik“. Bekräftigt durch den Wahlsieg der Islamisten bildeten sich lokale Komitees, welche die von der Partei propagierte moralisch-konservative Werteordnung umzusetzen versuchen. Andererseits modifiziert sich seit dem Wahlsieg des PJD die Parteistruktur. Zum einen wächst die Mitgliederzahl, zum anderen ändert sich die Klientel. Neben innerparteilichen Veränderungen im PJD zeichnet sich seit dem „Arabischen Frühling“ eine Fragmentierung des breiten islamistischen Spektrums in Marokko ab, eine Entwicklung, die vom König unterstützt wird. Seit 2011 wurden beispielsweise salafistische Prediger von König Mohamed VI. begnadigt und aus der Haft entlassen. Salafistische Parteigründungen wurden erwogen, aber bislang nicht umgesetzt; etliche Salafisten engagieren sich in neu gegründeten religiösen Vereinigungen, einige traten in bestehende islamistische Kleinstparteien ein. Die Salafisten sind allerdings zersplittert und spielen deshalb politisch eine untergeordnete Rolle. Der gewaltbereite, jihadistische Salafismus stellt trotz wiederkehrender Anschlagsdrohungen keine akute Bedrohung dar. Die islamistische Vereinigung Gerechtigkeit und Wohlfahrt, Jama`at al-adl wal-ihsan, ist nach wie vor nicht legalisiert. Die Organisation schließt eine Partizipation am politischen Leben zwar nicht kategorisch aus, sie weigert sich jedoch konstant, die religiöse Legitimität der marokkanischen Monarchie anzuerkennen; sie ist somit, abgesehen von radikal-salafistischen Gruppen, die einzige weitverzweigte und gut strukturierte Organisation, die in Opposition zum Regime steht. Aufgrund ihrer politischen Isolation wird sie jedoch auch in Zukunft die Monarchie nicht ernsthaft gefährden können. Der König wird weiterhin die marokkanische Politik bestimmen und die Kontinuität der innen- und außenpolitischen Orientierung Marokkos garantieren.

			1. Marokko zwischen Wandel und Kontinuität

			In Marokko führten die Massenproteste seit Februar 2011 im Unterschied zu Tunesien und Ägypten nicht zum Sturz des Staatsoberhaupts und zu einer politischen Neuordnung. Bereits wenige Wochen nach den ersten Massenprotesten am 20. Februar 2011 kündigte der König Mohamed VI. in seiner Rede vom 9. März 2011 eine umfassende Verfassungsreform an.1 Damit setzte sich der König selbst sehr früh an die Spitze der Reformbewegung und konnte eine Intensivierung der Protestbewegung vermeiden. Zudem ermöglichte ihm dieser Schritt, eine potentielle Allianz zwischen politischen Parteien und der Protestbewegung zu unterbinden.

			Die Verfassungsreform, über die 72,6 Prozent der Wahlberechtigten in einem Referendum abstimmten, wurde am 1. Juli 2011 mit 97,6 Prozent der abgegebenen Stimmen angenommen. Die neue Verfassung stärkt die Rolle des Parlaments und des Premierministers, garantiert jedoch zugleich wichtige exekutive und religiöse Vorrechte des Königs. Die Position des Königs als „Führer der Gläubigen“ und somit als religiöses Oberhaupt des Staates bleibt auch weiterhin bestehen. In der neuen Verfassung gilt die Person des Königs als „unantastbar“, wenn auch nicht mehr als „heilig“ wie in der vorherigen Verfassung. Verteidigungs- und Außenpolitik bleiben Prärogative des Königs. Der vage formulierte Verfassungstext ermöglicht es dem König, von ihm als strategisch erachtete Politikfelder maßgeblich zu beeinflussen. Obwohl die Exekutivgewalt des Königs formal eingeschränkt wurde, bleibt der autoritäre Charakter des monarchischen Systems insgesamt erhalten.2

			Im Zuge der Verfassungsreform wurde auch eine vorgezogene Neuwahl des Parlaments opportun. In den Parlamentswahlen, die am 25. November 2011 stattfanden, gewann die islamistische Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung PJD (Parti pour la Justice et le Développement) ein Viertel der Sitze und wurde größte Fraktion im Parlament. Der neuen Verfassung entsprechend wurde Abdelilah Benkirane als Generalsekretär der stärksten Partei vom König zum Premierminister ernannt. Somit ging der „Arabische Frühling“ auch in Marokko mit einem Bedeutungszuwachs islamistischer Akteure einher und verstärkte damit, nach dem Wahlsieg der islamistischen Partei Ennahda in Tunesien und der Partei der Muslimbruderschaft in Ägypten, einen regionalen Trend, der islamistische Parteien nach Jahrzehnten politischer Exklusion in Regierungsverantwortung brachte. Obwohl die nationalen Protestbewegungen keinen spezifisch islamistischen Charakter aufwiesen,3 sind Islamisten zweifelsohne die eigentlichen Gewinner des politischen Umbruchs im Nahen Osten und Nordafrika. Für den marokkanischen Fall lässt sich zudem festhalten, dass die wesentlichen Akteure vor und nach dem Umbruch gleich geblieben sind.

			Das islamistische Spektrum Marokkos ist weiterhin gespalten. Während der PJD formell in das politische System eingebunden ist, operiert die islamistische Organisation Jama‘at al-adl wal-ihsan (Gemeinschaft für Gerechtigkeit und Wohltätigkeit) weiterhin illegal, wird aber staatlicherseits weitestgehend toleriert. Inspiriert von den Wahlsiegen der Salafisten in Ägypten gab es jedoch auch in Marokko seit 2011 Bestrebungen im salafistischen Spektrum, sich politisch zu betätigen und eine Partei zu gründen.

			Aus der Sicht der Monarchie stellte die Regierungsübernahme des PJD vorerst das Ende eines erfolgreichen Kooptationsprozesses dar. Die Monarchie setzte damit eine bisher altbewährte Machterhaltungsstrategie der Fragmentierung und partiellen Eingliederung von Akteuren des islamistischen Spektrums fort.4 Der PJD versucht seither wiederum, seinem islamistischen Profil entsprechend, bestimmte Politikfelder zu prägen und thematisch zu besetzen. Dabei stieß die Partei bisweilen an die Grenzen des institutionellen Rahmens des monarchischen Systems. Im Folgenden soll in Anbetracht der weitgehend unveränderten Akteurskonstellation im religiös-politischen Feld zunächst die historische Genese und die Positionen der Akteure skizziert und im Anschluss daran die Entwicklungen der islamistischen Akteure seit 2011 detaillierter beschrieben werden.

			2. Die Entwicklung islamistischer Akteure bis 2011

			Seit der Unabhängigkeit von Frankreich 1956 verstand es das Königshaus, politische Macht religiös zu legitimieren und die zentrale politische Rolle der Monarchie symbolisch zu untermauern.5 Die Neuerfindung von Tradition6 ging einher mit einer Monopolisierung religiöser Symbolik und der Transformation religiöser Symbolik in politische Macht. Neben der Kooptation von gesellschaftlichen Schlüsseleliten und der Kontrolle über den Repressionsapparat stellt religiöse Legitimität die dritte Säule des marokkanischen Autoritarismus dar.7 Die Monarchie wird als Garant der nationalen und territorialen Einheit dargestellt. Das Fortbestehen des Staates wird somit direkt an das Fortbestehen der Monarchie geknüpft.

			Das zentrale Konzept in diesem Zusammenhang ist die so genannte Führerschaft der Gläubigen (Imarat al-mu’minin). Diese macht den marokkanischen König aufgrund seiner Abstammung, die auf den als Prophet verehrten Religionsgründer des Islam, Mohamed, zurückgeführt wird, zum geistigen Oberhaupt des marokkanischen Volkes. Infolgedessen besitzt der König die Deutungshoheit über alle nicht säkularisierten Rechtsfelder wie beispielsweise das islamische Familienrecht. Zudem legt er alleine die Ziele und Inhalte staatlicher Religionspolitik fest, deren landesweite Verbreitung durch staatliche Religionsgelehrte (Ulama) sichergestellt wird.8 Diese religiöse Legitimation der marokkanischen Monarchie bewirkte, dass sich eine islamistische Opposition vergleichsweise spät entwickelte und sie den Fortbestand der Monarchie nie ernsthaft gefährden konnte. Zum einen konnten islamistische Bewegungen die Monarchie nicht einfach religiös delegitimieren. Zum anderen war die islamistische Opposition selbst gespalten: Einige Akteure erkannten die religiös-politische Stellung der Monarchie an, andere nicht. Dies stellt bis heute die entscheidende Konfliktlinie innerhalb des islamistischen Spektrums dar.

			2.1. Die Gemeinschaft für Gerechtigkeit und Wohlfahrt (Jama‘at al-adl wal-ihsan)

			Auf der einen Seite steht die Jama‘at al-adl wal-ihsan (im Folgenden: al-Adl wal-ihsan),9 die seit ihrer Gründung die religiöse Legitimität der Monarchie nicht anerkennt. Der Gründer der Bewegung war der im Dezember 2012 verstorbene Abdessalam Yassine, der als Sufi und islamischer Gelehrter die Rolle des spirituellen Führers (Murshid) innehatte und bis heute die zentrale Referenzperson der Bewegung ist. Obwohl es keine offiziellen Zahlen gibt, wird die Gemeinschaft weithin als größte islamistische Organisation Marokkos angesehen. Yassine sah das monarchische Regime (Makhzan) als korrumpiert und damit als das zentrale Entwicklungshindernis Marokkos an.10 Das daraus resultierende Spannungsverhältnis zwischen Monarchie und der Gemeinschaft fand unter anderem in den Briefen Ausdruck, die Yassine an König Hassan II. und an dessen Nachfolger auf dem Thron seit 1999, König Mohamed VI., adressierte. Beide Monarchen forderte er in diesen Briefen zur geistigen und politischen Umkehr auf. Der Hausarrest Yassines, der 2000 endete, trug wesentlich zu einer Popularisierung und Ausbreitung der Bewegung bei.11

			Dabei ist es wichtig zu unterstreichen, dass die Bewegung primär als religiöse und nur sekundär als politische Bewegung agiert. Die Islamisierung der Gesellschaft durch Predigen und religiöse Belehrung (Da‘wa) zielt darauf ab, eine muslimische Gemeinschaft zu rekonstruieren, die sich am Vorbild des Propheten orientiert. In dieser Gemeinschaft sollen sowohl Aspekte des islamischen Rechts als auch mystische, sufische Praktiken in einem originären Gesellschaftsprojekt miteinander verbunden werden.12 Angestrebt wird die Schaffung einer islamischen Moderne als Gegenprojekt zur westlich säkularen Gesellschaftsordnung, die in ihrer Dimension einen panislamischen Anspruch hat. Die Organisation lehnt dabei Gewalt als Mittel der Durchsetzung ihrer Ziele kategorisch ab.

			Das politische Projekt von al-Adl wal-ihsan orientiert sich am Konzept des Kalifats, an dessen Spitze jedoch bei al-Adl wal-ihsan nicht eine Einzelperson, sondern ein Entscheidungsgremium stehen soll. Parlamentarismus und demokratische Regierungswechsel durch Wahlen und politische Parteien werden durch das in der Religion verankerte Konzept der Konsultation (Schura) islamisch legitimiert.13 Gesetzgebung und Politik sind durch den Rahmen des islamischen Rechts (Scharia) normativ begrenzt. Innerhalb dieses Rahmens ist Pluralismus möglich, jedoch gibt es keinen Raum für gleichwertige, säkulare Gesellschaftsprojekte.

			Organisatorisch weist die Gemeinschaft eine Doppelstruktur auf. Auf der einen Seite stehen rein religiöse Aktivitäten, die vor allem darauf abzielen, die Lehre Yassines in der Bevölkerung zu verbreiten. Besondere Bedeutung kommt dabei den „Familien“ zu, die auf der lokalen Ebene als kleinste Organisationseinheiten agieren und einen engen Kontakt mit der Bevölkerung gewährleisten. Bei den regelmäßigen Treffen der Familien stehen Koran-Lesungen und religiöse Erziehung, basierend auf Yassines Werk „Der prophetische Ansatz“ (al-Minhaj al-nabawi), im Vordergrund. Finanziert wird die Bewegung nach eigenen Angaben aus Spenden von Mitgliedern und Sympathisanten.

			Auf der anderen Seite steht die politische Arbeit. Nach dem missglückten Versuch, Anfang der 1980er Jahre als Partei legalisiert zu werden,14 ist die Partizipation am institutionellen politischen Prozess aufgegeben worden. Al-Adl wal-ihsan ist somit illegal tätig, die Aktivitäten der Vereinigung werden jedoch vom Regime weitgehend geduldet. Einem Kooptationsversuch von Seiten der Monarchie widersetzte sich die Bewegung Anfang der 1990er Jahre.15 Im Zuge der Liberalisierungspolitik in den 1990er Jahren schuf die Organisation 1998 einen „politischen Zirkel“, der sich speziell politischen Fragen widmet. Damit besitzt die Organisation eine embryonale Parteistruktur, die im Falle einer politischen Partizipation aktiviert werden könnte.

			2.2. Die Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD)

			Im Gegensatz zu al-Adl wal-ihsan erkennt der PJD16 die religiöse und politische Vormachtstellung der Monarchie klar an. Die Partei geht historisch auf die islamistische Jugendbewegung Vereinigung der islamischen Jugend Marokkos (Jam‘iyat al-shabiba al-islamiya al-maghribiya) von Abdelkarim Muti zurück, die sich in den 1970er Jahren vor allem in Opposition zur linken Studentenbewegung formierte.17 1981 spaltete sich davon eine Gruppe um Abdelilah Benkirane ab, um sich von den Gewaltaktionen der Vereinigung um Muti zu distanzieren. Ende der 1980er Jahre äußerte die Gruppe um Benkirane erstmals ihr Interesse, eine politische Partei zu gründen. Nach dem gescheiterten Kooptationsversuch von al-Adl wal-ihsan griff der damals amtierende König Hassan II. auf die Gruppe um Benkirane zurück, um eine islamistische Strömung ins politische System zu integrieren.18 Die Eingliederung der Islamisten war in beiderseitigem Interesse erfolgt: Die 1996 von der Gruppe um Benkirane gegründete Vereinigung Mouvement de l’Unicité et de Réforme (MUR; Bewegung für Einheit und Reform) strebte nach legaler Anerkennung, um sukzessive ihren Einfluss auf politischer Ebene auszubauen. Der König zielte mit dieser Eingliederung von gemäßigten, Gewalt ablehnenden Islamisten auf eine Eindämmung radikaler Islamisten ab. Allerdings wurde ihnen die Gründung einer eigenen Partei zunächst untersagt. Vielmehr mussten sie sich in die seit den 1960er Jahren legalisierte, aber kaum politisch aktive, religiös-konservative, königstreue Partei MPDC19 eingliedern, die zu diesem Zeitpunkt nur noch als Rumpfpartei existierte. 1998 erfolgte die Umbenennung der Partei MPDC in PJD.

			Im Zuge der Eingliederung in die Partei MPDC wurden die religiösen Aktivitäten der Islamisten in die Vereinigung MUR20 ausgelagert, die seitdem für die Bekehrungsarbeit auf der Graswurzelebene zuständig ist. So sind religiöse und politische Aktivitäten zwar formal getrennt – beide sind jedoch essentielle Bestandteile des Gesamtprojekts des PJD.

			Seit ihrer ersten Teilnahme an Parlamentswahlen 1997, damals unter dem Label MPDC, verbesserte die islamistische Partei ihr Wahlergebnis konstant. In der Frühphase war der PJD sehr darauf bedacht, als nicht zu dominant im politischen Prozess wahrgenommen zu werden. So trat die Partei 1997 und 2002 nur in einer begrenzten Zahl von Wahlbezirken an, um die Anzahl ihrer Abgeordneten von vorneherein zu limitieren.21 Die wachsende Popularität des PJD ist vor allem das Ergebnis einer geschickten und effektiven Parteiorganisation.22 Aufgrund ihrer politischen Praxis auf kommunaler Ebene galten PJD-Mitglieder – im Gegensatz zu Mitgliedern anderer Parteien – als nicht korrupt.23 Ein weiteres wichtiges Unterscheidungsmerkmal von anderen Parteien, das die Glaubwürdigkeit der Partei zusätzlich erhöhte, war die gut funktionierende parteiinterne Demokratie und ein hohes Maß an Ämterzirkulation innerhalb der Partei. Wählersoziologisch ersetzte der PJD die Sozialistische Union der Volkskräfte (USFP) als Volkstribun in den urbanen Zentren Marokkos, wo der PJD besonders bei jungen Marokkanern der Mittelschicht erfolgreich für sich warb.24

			Im Gegensatz zu anderen islamistischen Parteien, wie beispielsweise die Freedom and Justice Party der ägyptischen Muslimbruderschaft, verzichtete der PJD bisher auf die Verteilung von materiellen Gütern während des Wahlkampfes.25 Statt elektoralem Klientelismus versuchten sich die Kandidaten des PJD als erfolgreiche Manager zu profilieren, die vor allem ökonomische Probleme lösen können.26

			Ideologisch ist der PJD eine moderate islamistische Partei, insofern sie Gewalt als Mittel der Politik klar ablehnt. In den 2000er Jahren verglichen führende PJD-Mitglieder häufig ihre Partei mit den christdemokratischen Parteien in Europa oder der türkischen AKP.27 Der PJD bekennt sich öffentlich zu allen prozeduralen Prozessen der Demokratie wie Gewaltenteilung und Regierungswechsel durch Wahlen. Als etablierter Akteur im politischen System versucht die Partei, ihre politischen Ziele innerhalb des existierenden institutionellen Rahmens zu erreichen.

			In Bezug auf das Verhältnis von Politik und Religion lässt sich feststellen, dass mit fortschreitender Teilnahme am politischen Prozess religiöse Themen im politischen Diskurs der Partei abnahmen. Die Partei vertritt in ihrem Diskurs eine moralische Werteordnung, die sich zwar aus religiösen Quellen ableitet, mit diesen allerdings nicht deckungsgleich ist. Folglich findet sich im Programm des PJD auch keine Forderung nach der Einführung der Scharia. Ideen und Gesellschaftsvorstellungen außerhalb des islamischen Rechts sind deshalb prinzipiell möglich, wenn auch für die Partei politisch problematisch. Der PJD verfolgt das Ziel einer Moralisierung des politischen Lebens und nicht einer Islamisierung der Gesellschaft.28 Bekehrungsarbeit und die Verbreitung religiöser Inhalte fallen in den Aufgabenbereich der Vereinigung MUR. Diese bereitet die moralisch-religiöse Grundlage vor, auf der dann die Partei ihr politisches Programm aufbaut. Da bis dato die meisten PJD-Mitglieder auch Mitglieder der Vereinigung MUR sind, kann diese als eine Art moralische Kaderschmiede der Partei angesehen werden.

			Individuelle Freiheitsrechte sieht der PJD als von Gott garantiert an. Homosexualität oder Nichteinhalten des Fastengebots während des Ramadan werden im privaten Raum toleriert. Im öffentlichen Raum hingegen setzt der PJD sich für die Einhaltung einer konservativen Werteordnung ein, die sich aus dem religiösen Referenzrahmen der Partei speist.

			2.3. Die Salafisten

			Seit den 1970er Jahren gewann der Salafismus in Marokko durch ein Netz von Koranschulen zunehmend an Bedeutung. 1976 gründete der Prediger Mohamed Ibn Abd al-Rahman al-Maghraoui eine Vereinigung zur Verbreitung des Korans und der Sunna, die sich rasch ausbreitete und der religiösen Erziehung widmete. 2001 standen etwa hundert Koranschulen in dreißig verschiedenen Städten unter der Leitung al-Maghraouis und seiner Vereinigung.29 Die Anhänger der Jama‘at al-tabligh wal-da‘wa (Gemeinschaft für Verkündung und Mission) um den Prediger Bachir El Younssi, die 2012 bewies, dass sie zehntausend Anhänger mobilisieren kann, lehnen eine Vermengung von Religion und Politik ab und geben an, auch keine Beziehungen zu islamistischen Organisationen zu unterhalten, die sich politisch betätigen.30

			Die Monarchie unterband die Ausbreitung des Salafismus nicht, sondern verstand diesen in den 1980er Jahren zunehmend als Chance, den politischen Islam zu schwächen. Vor dem 11. September 2001 wurde der Salafismus von Seiten der Monarchie zwar als radikal hinsichtlich seiner Zielsetzung und Interpretation der Religion eingeordnet, aber er galt als apolitisch und wurde damit als ungefährlich betrachtet. Dies änderte sich mit den Anschlägen von Al-Qaida am 11. September 2001 auf Ziele in New York und Washington und mit den Anschlägen 2003 und 2007 in Casablanca.

			Nachdem Marokko von Al-Qaida bis Anfang der 2000er Jahre lediglich als Rückzugs- und Organisationsbasis genutzt wurde, wurde das Königreich mit dem Anschlag am 16. Mai 2003 in Casablanca nunmehr selbst zum Ziel islamistischer Terroranschläge. Ausgeführt wurde der Anschlag 2003 von Mitgliedern der Islamischen Kämpfenden Marokkanischen Gruppe (Groupe Islamique Combattant Marocain/GICM), die sich vor allem aus früheren Afghanistan-Kämpfern zusammensetzte und Al-Qaida nahestand. Die Selbstmordattentäter stammten – wie auch beim zweiten Anschlag 2007 – aus Sidi Moumen, einem Slum in den Vororten von Casablanca. Seitdem gilt Marokko als erhöht anschlagsgefährdet, wobei das massive und bisweilen willkürliche Durchgreifen der Sicherheitskräfte nach den Attentaten die Gefahr terroristischer Anschläge minderte.

			Es lassen sich zwei Strömungen innerhalb des marokkanischen Salafismus unterscheiden: Eine Strömung, die um Koranschulen organisiert ist und für eine wortgetreue Interpretation der islamischen Quellen steht, Gewalt jedoch ablehnt und sich ausschließlich der „Mission“ (Da‘wa) widmet; ihre Anhänger werden deswegen auch als Da‘wa-Salafisten bezeichnet. Auf der anderen Seite steht die salafistisch-jihadistische Tendenz, die sich an Al-Qaida orientiert und Gewalt gegen „Ungläubige“ als legitim betrachtet. Beide Strömungen sahen vor 2011 jegliche Partizipation am politischen Prozess als unislamisch an und lehnten diese folglich ab.

			3. Die Entwicklungen unmittelbar nach Beginn des „Arabischen Frühlings“ 2011

			3.1. Die Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD)

			Seit dem Wahlsieg im November 2011 interpretiert die Partei die neue Verfassung und die darin verankerten Kompetenzen defensiv und erkennt somit die Vormachtstellung der Monarchie einmal mehr an. Die Praxis der Souveränitätsministerien – Ministerien, die direkt dem König unterstehen – setzte sich auch in der neuen Regierung fort. Bereits während der Regierungsbildung erkannte Abdelilah Benkirane das Religionsministerium als Teil des königlichen Kompetenzbereichs an.31 Der Religionsminister, Ahmed Toufiq, blieb folglich im Amt. Ahmed Toufiq gehört der Boutchichiya an, einem der wichtigsten Sufi-Orden des Landes, und ist für seine moderate und reformerische Haltung bekannt.

			Die Politik der Technokraten setzte sich in der neuen Regierung vom Januar 2012 fort. Fünf Minister der neuen Regierung gehörten keiner Partei an. Das Verteidigungsministerium sowie das Generalsekretariat der Regierung wurden unter anderem mit Technokraten besetzt, was als Niederlage für den PJD interpretiert werden kann. Zudem wurde Fouad Ali El Himma, ein ausgesprochener Gegner des PJD, zum königlichen Berater ernannt; er gestaltete zudem die Regierungsbildung maßgeblich mit.32 Der Handlungsspielraum des PJD war deutlich begrenzt.

			Ihrem Wahlkampfmotto entsprechend verfolgte die Partei seit der Übernahme der Regierungsgeschäfte das Ziel einer Moralisierung der Politik. So strebte sie u. a. die Einführung islamischer Banken an; diese sollen die bestehenden Geschäftsbanken nicht ersetzen, sondern lediglich ergänzen.33 Zudem forcierte der PJD eine Diskussion über „saubere Kunst“. Die Partei bemühte sich in diesem Zusammenhang darum, einen neuen Wertekanon für die staatliche Filmförderung einzuführen. In Zukunft sollten laut PJD-Funktionär Bilal Talidi nur noch Filme gefördert werden, die „die marokkanische Werteordnung nicht verletzen“.34 Mit dieser Moralisierung der Politik ging auch eine Personalisierung von Korruption und Missständen einher. Seit ihrem Regierungsantritt deckte die Partei beispielsweise einige kleinere Korruptionsskandale auf.35 Schuld an Korruption, so die PJD-Führung, seien jedoch unmoralische Einzelpersonen und nicht die strukturelle Beschaffenheit des politischen Systems mit den königlichen Patronagenetzwerken an der Spitze des Staates.

			Die Situation der Freiheits- und Menschenrechte blieb trotz der Regierungsübernahme des PJD weitestgehend unverändert.36 Marokkanische Sicherheitskräfte setzten in der Handhabung der andauernden sozialen Proteste weiterhin vor allem auf Repression. Zudem untersagte der Minister für Kommunikation Mustapha Khalfi im Februar 2012 die Einfuhr der französischen Wochenzeitschrift Le Nouvel Observateur und der französischen Zeitschrift Le Pèlerin, weil die Magazine Gottes- und Prophetendarstellungen abdruckten.37 Es muss allerdings hinzugefügt werden, dass auch alle vorherigen nicht islamistischen Regierungen immer wieder aus religiösen Gründen Zensur übten, was darauf schließen lässt, dass dies auch auf Anordnung des Regimes erfolgte.

			Seit dem Wahlsieg des PJD wurden außerdem verstärkt auf lokaler Ebene Komitees gegründet, die sich, bekräftigt durch den Wahlsieg der Islamisten, verpflichtet sehen, an der gesellschaftlichen Basis eine moralisch-konservative Werteordnung umzusetzen.38 So wurden beispielsweise Frauen, die in dem Dorf Ain Leuh in der Atlasregion als Prostituierte arbeiteten, gezwungen, das Dorf zu verlassen.39 In Kenitra und Salé hielten die Komitees Proteste vor Restaurants ab, die jüngst eine Alkohollizenz erworben hatten.40 Wer genau hinter der Organisation dieser lokalen Zusammenschlüsse stand, ist nicht bekannt. Einige Beobachter vermuteten Mitglieder der PJD-nahen Vereinigung MUR oder Salafisten hinter der Organisation dieser Komitees. Auch wenn es unklar bleibt, wer diese Komitees organisierte, so spiegeln diese ein Klima der Moralisierung wider, das durch die programmatischen Akzente des PJD auf nationaler Ebene zumindest indirekt unterstützt wurde. Bezeichnenderweise leitete der PJD keine Maßnahmen ein, um die Aktivitäten der Komitees zu unterbinden. Lahcen Daoudi, PJD-Mitglied und seit 2012 amtierender Minister für Hochschulwesen, bezeichnete im Frühjahr 2012 die Komitees als „vorübergehend“ und als „positives Phänomen“, solange die Regierung die Korruptionsbekämpfung noch nicht selbst vollkommen unter Kontrolle hätte.41

			Auf zivilgesellschaftlicher Ebene führte diese Moralisierung der Politik zu einer stärkeren Polarisierung zwischen islamistischen und säkularen Parteien, Vereinigungen und Bürgern. Diese Polarisierung spitzte sich nach dem Selbstmord der minderjährigen Amina Filali im März 2012 zu. Das Mädchen wurde nach einer Vergewaltigung zur Heirat mit ihrem Peiniger genötigt, was durch verschiedene Bestimmungen im Straf- und Familienrecht ermöglicht wird. Frauen- und Menschenrechtsorganisationen fordern seitdem eine Reform der verschiedenen Gesetzestexte.42 Die PJD-Familienministerin, Bassima Hakkaoui, reagierte zögerlich auf die Forderungen und stilisierte den Fall zu einem sozialen und gesellschaftlichen Problem, das nicht durch rechtliche Reformen zu lösen sei. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass es nach Hakkaouis Ansicht keine religiöse Legitimation für diese Gesetzestexte gibt. Ob die unterschiedlichen Artikel reformiert werden oder nicht, hängt ihr zufolge nicht von deren Konformität mit dem islamischen Recht ab, sondern lediglich davon, ob eine Verletzung internationaler Konventionen vorliege oder nicht. „Wir werden prüfen, ob der Artikel die Menschenrechte verletzt, nicht, ob er die Scharia verletzt“, erklärte Hakkoui.43

			Darüber hinaus modifizierte sich seit dem Wahlsieg des PJD 2011 die Parteistruktur. Zum einen lässt sich ein Zuwachs an Mitgliedern beobachten, zum anderen änderte sich die Klientel der Partei.44 Die neuen Mitglieder der Partei sind mehrheitlich nicht mehr gleichzeitig Mitglieder der Vereinigung MUR. Vor allem Beamte und Mitarbeiter in den nun vom PJD geführten Ministerien sind der Partei beigetreten. Das zweistufige Auswahlverfahren, welches angehende PJD-Parteimitglieder ursprünglich durchlaufen mussten,45 wurde nach dem Wahlsieg gelockert. Da seitdem lediglich das Ausfüllen eines Aufnahmeantrags nötig ist, um Parteimitglied zu werden, ist es für die Partei allerdings schwierig geworden, die Integrität der Parteibasis zu garantieren.46 Falls folglich neuen Mitgliedern korruptes oder ineffizientes Verhalten unterstellt wird, könnte dies negativ auf die Partei zurückfallen, deren guter Ruf bislang auf Effizienz und Integrität fußte.47 Diese Entwicklung wertete Lahcen Daoudi in seiner Eigenschaft als Mitglied des Generalsekretariats des PJD 2012 als „die momentan größte Herausforderung“ für die Partei.48 Durch die relativ stark verankerte interne Demokratie der Partei wird jedoch eine gewisse Kontinuität des Mitgliederprofils der Kandidaten gewährleistet. Kandidaten müssen vor ihrer Nominierung einen komplexen Auswahlprozess mehrerer Wahlgänge und offener Diskussionsrunden durchlaufen, in denen Stärken und Schwächen der Amtsanwärter offen diskutiert werden. Dieser Prozess garantiert, so der PJD-Funktionär Bilal Talidi, dass nur Parteimitglieder mit den notwendigen Qualitäten und breiter Unterstützung in der Partei zur Wahl aufgestellt und Opportunisten somit frühzeitig ausgesiebt werden.49

			Insgesamt betrachtet scheint es möglich, dass der PJD in Zukunft einen ähnlichen Prozess der Notabilisierung durchlaufen könnte, wie die Linkspartei USFP nach ihrem Wahlsieg 1998.50 Damals änderte die USFP – ähnlich wie jüngst der PJD – die Rekrutierungspraxis. Dieser Prozess der Notabilisierung führte zur Schwächung und Fragmentierung der USFP. Der Fall von Samir Abdelmoula, einem reichen Geschäftsmann und früheren Bürgermeister Tangers, der vor der Parlamentswahl im November 2011 zum PJD übertrat,51 bekräftigt die Annahme, dass die Regierungserfahrung des PJD ähnlich verlaufen könnte wie die der USFP. Der Fall von Abdelmoula zeigt auch, dass sich die traditionell eher schwache Beziehung zwischen PJD und Geschäftswelt intensiviert. Die Annäherung wird zusätzlich durch die liberale Wirtschaftsrhetorik der Partei begünstigt. So gab der einflussreiche Textilfabrikant Karim Tazi beispielsweise vor der Parlamentswahl im November 2011 seine Unterstützung für den PJD bekannt.52

			Die veränderte Parteistruktur hatte Auswirkungen auf das Verhältnis zwischen der Vereinigung MUR und dem PJD. Seit der ersten Teilnahme an Wahlen 1997 konnte der PJD seinen politischen Diskurs und seine politischen Handlungsmargen gegenüber der Vereinigung MUR ausbauen. Dies geschah sowohl durch die Erschließung neuer materieller Ressourcen und eine zunehmende Institutionalisierung der Partei als auch durch wachsende Wählerunterstützung. Dies ermöglichte der Partei, pragmatischere und häufig moderatere Positionen – notfalls auch gegen die Zustimmung der Vereinigung MUR – zu vertreten.53 Dieser Prozess der Arbeitsteilung bei gleichzeitig enger Anbindung an die Partei setzte sich fort und bestätigte sich auf dem 5. MUR-Kongress im August 2014.

			3.2. Al-Adl wal-ihsan

			Es wird seit 2011 darüber spekuliert, ob al-Adl wal-ihsan in naher Zukunft am offiziellen politischen Leben teilnehmen könnte, was von einigen Führungsmitgliedern der Bewegung selbst nicht kategorisch ausgeschlossen wird. „Eine politische Partei zu gründen ist unser Recht“, sagt Omar Aharchane, seit dessen Gründung 1989 Mitglied des politischen Zirkels von al-Adl wal-ihsan.54 Die Bewegung weigerte sich jedoch bislang stets, mit dem Regime den Rahmen ihrer politischen Partizipation und die roten Linien im Vorfeld zu verhandeln. „Die Gründung einer Partei sollte lediglich ein administrativer Prozess und kein politischer Akt sein“, so Aharchane.55 Aufgrund dieser starren Haltung und der Tatsache, dass die Bewegung weiterhin die religiöse Legitimität des Königs nicht anerkennt, ist die grundsätzliche Erlaubnis zur politischen Partizipation bisher auch nicht erteilt worden.

			Al-Adl wal-ihsan nahm 2011 an den Protesten der Bewegung des 20. Februar teil und positionierte sich somit einmal mehr als einzige verbleibende islamistische Regimeopposition – im Gegensatz zum PJD, der die Proteste zumindest offiziell nicht unterstützte. Al-Adl wal-ihsan bildete bis zum Rückzug im Dezember 2011 das Rückgrat der Bewegung des 20. Februar. Als Gründe für den überraschenden Rückzug führte al-Adl wal-ihsan die zunehmende Stagnation und die divergierenden Interessen innerhalb der Bewegung des 20. Februar an. So kam es nach der Rede des Königs vom 9. März 2011, in der eine grundlegende Verfassungsreform angekündigt wurde, vermehrt zu Auseinandersetzungen über das weitere Vorgehen zwischen den unterschiedlichen Gruppierungen der Bewegung des 20. Februar. Al-Adl wal-ihsan forderte damals, die Proteste zu intensivieren und offen den Sturz des Regimes zu fordern, was von vielen anderen Teilnehmern speziell nach der Verfassungsreform als zu radikal angesehen und abgelehnt wurde.56 Diese radikale Positionierung von al-Adl wal-ihsan gegenüber der Monarchie ist letztlich der Hauptgrund für die fortdauernde politische Isolation der Organisation.

			In welcher Form al-Adl wal-ihsan in Zukunft am politischen Prozess teilnimmt, wird vermutlich nicht wie bisher von ideologischen Gesichtspunkten, sondern vom politischen Kontext abhängen.57 Falls es dem PJD gelingen sollte, sein politisches Programm umzusetzen und sich genügend Freiräume für politisches Handeln zu erarbeiten, könnte dies al-Adl wal-ihsan ermutigen, ihre bereits vorhandene Parteistruktur zu aktivieren.

			Al-Adl wal-ihsan ging davon aus, dass der PJD durch die Regierungsbeteiligung seine Glaubwürdigkeit verlieren wird.58 Aus dieser Perspektive erscheint es weiterhin rational, wenn sich al-Adl wal-ihsan nicht am politischen Prozess beteiligen will. Die Vereinigung wird erst recht nach dem Tod ihres Führers Yassine im Dezember 2012 versuchen, ihre Rolle als kompromissloser Außenseiter und damit einzige wahre Opposition Marokkos weiter auszubauen.

			3.3. Die Salafisten

			Das islamistische Feld durchläuft einen weiteren Fragmentierungsprozess, der vom Regime forciert wird. So ist beispielsweise im März 2012 eine seit 2008 verbotene kleine islamistische Partei, die 2005 gegründete Partei der islamischen Gemeinde (Hizb al-umma), wieder legalisiert worden. Im April 2011 war bereits der bekannte salafistisch-jihadistische Prediger Mohamed al-Fizazi59 von König Mohamed VI. begnadigt und aus der Haft entlassen worden. Im Frühjahr 2012 wurden mit Hassan al-Kettani, Mohamed Abdelwahab al-Rafiki (alias Abou Hafs) und Omar al-Haddouchi drei weitere salafistisch-jihadistische Prediger, die nach den Attentaten vom 16. Mai 2003 zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt worden waren, begnadigt und aus der Haft entlassen. Zudem wurde dem in Saudi-Arabien im Exil lebenden salafistischen Prediger Mohamed Ibn Abd al-Rahman al-Maghraoui die Rückkehr nach Marokko gestattet.

			Seitdem wird immer wieder spekuliert, ob es zu einer Parteigründung durch Salafisten kommen könnte. Die Salafisten bilden jedoch keine homogene Gruppe, die eine geschlossene Position vertritt, was ihre politische Organisation merklich erschwert. Vielmehr gibt es unterschiedliche lokale Gruppen, die meist an einen bekannten Prediger gebunden sind.60 Einige der jüngst begnadigten Salafisten-Prediger, wie al-Rafiki und al-Kettani, äußerten sich bisher zögerlich zu einer möglichen eigenen Parteigründung.61 Anders verhält es sich im Fall von Mohamed al-Fizazi. Der in Tanger lebenden Prediger äußerte vermehrt seine Absicht, eine politische Partei gründen zu wollen. Al-Fizazi betonte jedoch, dass es sich zwar um eine islamistische, nicht jedoch um eine salafistische Partei handeln werde. Al-Fizazi bekräftigt dabei immer wieder, dass Wandel nur innerhalb des bestehenden Systems möglich sei, und bekennt sich zur Monarchie. „Die Gründung einer Partei zielt darauf ab, diejenigen, die noch nicht politisch aktiv sind, einzubinden“, so Mohamed al-Fizazi.62

			Die politische Eingliederung der Salafisten wird auch von der kleinen, 2005 gegründeten islamistischen Partei Erneuerung und Tugend PRV (Parti de la Renaissance et de la Vertu/Hizb al-nahda wal-fadila) vorangetrieben. Der PRV spekuliert darauf, Salafisten in die eigene Partei einzugliedern und damit die Parteibasis zu erweitern. Die Partei versucht, eine Nische im islamistischen Spektrum zu füllen, indem sie sich bemüht, religiösen Gelehrten eine Plattform zu bieten. Die Eingliederung der Salafisten wäre deshalb von strategischer Bedeutung für die Partei. Der Generalsekretär der Partei, Mohamed Khalidi, gilt als besonders königstreu und war als früheres Mitglied der Partei MPDC schon an der Eingliederung der Islamisten des heutigen PJD ins politische System beteiligt. Es wurde deshalb darüber spekuliert, ob die Eingliederung der Salafisten eine koordinierte Bemühung zwischen dem Regime und dem PRV darstellt. Khalidi meinte hierzu:63 „Die Salafisten müssen sich organisieren. Es ist gefährlich, wenn sie nicht organisiert sind. Wir wissen ja gar nicht, wer sie sind.“ Experten gehen davon aus, dass der König auf die altbewährte Strategie des Divide-et-impera zurückgreift und das islamistische Feld zu spalten versucht. „Die Monarchie will vermeiden, dass die Bewegung al-Adl wal-ihsan als einzige islamistische Opposition wahrgenommen wird und treibt deshalb die Gründung einer salafistischen Partei voran“, so der Politologe und Islamismus-Experte Mohamed Darif.64

			Salafistisch-jihadistische Gruppen stellten in Marokko bis 2011/12 eine Ausnahme dar. Die Anschläge auf ein bei Touristen beliebtes Café in Marrakesch im April 2011, bei dem 14 Menschen getötet wurden, zeigen jedoch, dass salafistisch-jihadistische Gruppen auch nach den Anschlägen von 2003 in Casablanca und den Verhaftungen in ihren Reihen immer noch aktiv sind. Die marokkanische Regierung machte für die Anschläge 2003 die Gruppen Jama‘at al-sira al-mustaqima (Gruppe „Der aufrichtige Weg“), gegründet von dem Afghanistankämpfer al-Miloudi al-Zakariya, und al-Jama`a al-salafiya al-jihadiya (Salafistisch-jihadistische Gruppe) verantwortlich. Von beiden hieß es, sie stünden Al-Qaida nahe.

			Im April 2012 geriet speziell der PJD-Justizminister Mustapha Ramid ins Visier jihadistischer Salafisten. Eine Gruppe, die sich „Einheit und Jihad“ nannte, schickte dem Minister Morddrohungen. Die Gruppe stellt den islamischen Charakter des PJD in Frage, weil die Partei sich unter anderem nicht für ein allgemeines Alkoholverbot in Marokko eingesetzt habe. Sicherheitsexperten stuften die Gruppe jedoch als ungefährlich ein, da sie ausschließlich virtuell aktiv sei.65

			4. Die Entwicklungen seit 2013

			Die Entwicklungen seit 2013 folgen weitgehend dem oben beschriebenen Muster und zeichnen sich folglich durch große Kontinuität aus. Dies schließt Akzentuierungen wie im Bereich der staatlichen Religionspolitik, u. a. beim Kampf gegen religiösen Extremismus und bei der „Modernisierung des Islam“, oder Anpassungsprozesse wie jener innerhalb der Vereinigung al-Adl wal-ihsan nach dem Tod ihres Gründers Abdessalam Yassine im Dezember 2012 nicht aus.

			4.1. Der Ausbau des staatlichen institutionellen Rahmens

			Der institutionelle Rahmen, mit dem König Mohamed VI. den religiösen Sektor reguliert, ist seit 2012 durch intensivierte Maßnahmen in bestehenden Einrichtungen und Neugründungen wie insbesondere das Institut Mohamed VI. zur Ausbildung von Imamen, Mourchidines und Mourchidates (religiösen Unterweisern und Unterweiserinnen), in der Presse oft auch oft als „Imam-Akademie“ bezeichnet, ausgebaut worden.66 Hauptzielsetzung der eingeleiteten Maßnahmen war es, gegen religiösen Extremismus und Terrorismus vorzugehen. Es sollte vor allem der Einfluss gewaltbereiter Personen und Gruppen auf jüngere Menschen gebrochen werden; dass dieser Einfluss zum Problem geworden war, zeigte sich in der hohen Bereitschaft junger Marokkaner und Marokkanerinnen, dem Aufruf der Terrororganisation „Islamischer Staat“ zum Kampf in Syrien zu folgen.

			Religionsminister Ahmed Toufiq wies in seiner Rede vor dem UN-Sonderkomitee für Terrorismusfragen am 30. September 2014 explizit auf zwei Schwachstellen hin, die der Staat zu beseitigen habe: zum einen die ungenügende Schulung und Kompetenz des religiösen Personals und zum anderen die Defizite an religiöser Infrastruktur und der vom Staat bereitgestellten Ausbildungseinrichtungen. Je unzureichender die Ausbildung und das Verständnis religiöser Texte, je mangelhafter die religiöse Infrastruktur, desto einfacher können Extremisten ihre radikale Islaminterpretation verbreiten. Aus diesem Grund verstärkte sich der staatliche Zugriff auf den Religionssektor in Marokko seit 2012 signifikant:67 2014 wurde in Gegenwart des Königs vom Religionsministerium ein Plan zur Verbesserung der materiellen und personellen Ausstattung der Moscheen auf lokaler Ebene vorgestellt und im Juli 2014 vom König per königlichem Dekret den Imamen jegliches parteipolitische oder gewerkschaftliche Engagement untersagt. Im März 2015 wurde die seit Mai 2014 gebaute „Imam-Akademie“ in Rabat fertiggestellt.68 Sie umfasst 1.000 Ausbildungsplätze für marokkanische und ausländische Imame (überwiegend aus der Sahelregion), wobei die Lehre darauf ausgerichtet ist, einen toleranten, der modernen Welt gegenüber offenen Islam zu verbreiten.

			Im Juni 2015 wurde zudem die Qaraouiyine-Universität in Fes, die älteste marokkanische religiöse Ausbildungsstätte, direkt dem König unterstellt und damit dem Einfluss des parteipolitisch besetzten Hochschulministeriums entzogen. Im April 2015 hatte der König bereits angeordnet, die Präsenz von weiblichen Religionsgelehrten in den staatlichen Religionsräten deutlich zu erhöhen, und verfügt, dass sich zusätzlich ausgebildete Mourchidates um die religiöse Unterweisung von Frauen und Mädchen kümmern sollen. In diesem Zusammenhang erfuhr auch das bereits 2010 gegründete Forschungszentrum zu Fragen der Frau im Islam (CERFI) eine Aufwertung. Das CERFI hat den Auftrag, sich für eine frauenfreundliche Koraninterpretation einzusetzen. Als jüngste Maßnahme zur Reform des religiösen Diskurses wurde von König Mohamed VI. im Februar 2016 die Reform des religiösen Unterrichts an den Schulen und der entsprechenden Lehrbücher angestoßen; sie soll sicherstellen, dass in den Curricula nur noch die tolerante und moderate Islaminterpretation verbreitet wird.69

			4.2. Die Folgen des modifizierten politischen Rahmens

			Die im Juli 2011 modifizierte marokkanische Verfassung löste wegen der darin enthaltenen Stärkung u. a. der politischen und bürgerlichen Freiheiten einschließlich des Rechts auf Gründung von Parteien und Vereinigungen (Artikel 5 und 12) sowohl bei den marokkanischen Salafisten als auch bei den Schiiten einen Impuls zur Gründung eigener Parteien bzw. Vereinigungen aus.

			Insbesondere den Salafisten wurde dieser Schritt erleichtert, weil der König im November 2011 und April 2012 mehrere prominente Salafistenprediger amnestierte, nachdem diese ein Bekenntnis zur Gewaltfreiheit abgelegt und ihre Bereitschaft bekundet hatten, sich in das bestehende politische System zu integrieren. Zu diesen Predigern zählten beispielsweise Mohamed al-Fizazi, Mohamed Abdelwahab al-Rafiki und Hassan al-Kettani, die nach den Anschlägen von 2003 verhaftet und zu langjährigen Haftstrafen verurteilt worden waren. Einige amnestierte Salafisten diskutierten über eine eigene Parteigründung; Rivalitäten der einzelnen Prediger untereinander vereitelten dies. Einige Salafisten traten in bestehende, allerdings sehr kleine Parteien ein, die sich ihnen gegenüber speziell geöffnet hatten und sie zum Eintritt animierten wie die Partei für Erneuerung und Tugend (PRV) und die Partei Demokratische und soziale Bewegung (MDS). Die meisten amnestierten Salafisten schlossen sich Vereinigungen an oder gründeten neue und konzentrieren sich auf die Predigt- und Missionsarbeit.

			Die kleine, von Driss Hani angeführte marokkanische schiitische Gemeinde, die bislang eher im Geheimen existierte, um insbesondere salafistischer Kritik zu entgehen, manifestierte sich nach der Verfassungsmodifikation 2011 deutlich stärker als zuvor in der Öffentlichkeit. In Tanger, einem der Zentren der Schiiten in Marokko, formierte sich am 19. Januar 2012 die erste schiitische Vereinigung al-Khatt al-risali und ersuchte Anfang 2013 um Legalisierung. Unter dem Druck und der Gegenagitation der Salafisten70 wurde ihr diese allerdings verweigert. Nach der interreligiösen Konferenz in Marrakesch (25. bis 27. Januar 2016), auf der König Mohamed VI. explizit als „Kommandeur aller Gläubigen“ in Marokko auftrat und sich als Garant der religiösen Freiheiten in Marokko bezeichnete,71 unternahmen die Schiiten indes einen neuerlichen Anlauf, weil sie die Aussage des Königs als „ermutigend“ einstuften.72 In Tetuan gründeten sie im April 2016 unter Führung von Abdou Chougrani die Vereinigung der progressiven Botschafter (al-Rissaliyun al-taqaddumiyun) und bereiten derzeit den Antrag auf Legalisierung vor. Auch diesmal liefen PJD-Politiker wie Mhamed Hilali und Vertreter des MUR gegen die Gründung Sturm und warnten vor der schiitischen Invasion und der Spaltung der religiösen Einheit Marokkos. Meint es der König mit seinem Bekenntnis ernst, dürfte dieses Mal die Legalisierung der schiitischen Vereinigung durch das Innenministerium eigentlich nicht verweigert werden.

			4.3. Der PJD – weiterhin populär

			Der PJD scheint nach seinem Sieg bei den Wahlen zur 1. Kammer des Parlaments im November 2011 in der Wählergunst weiter hoch zu stehen. Indizien hierfür sind neben punktuellen Umfragen zur Zufriedenheit mit der Regierungsführung vor allem die Ergebnisse der Kommunal- und Regionalwahlen vom 5. September 2015, die auch als Test für die Zufriedenheit der Bevölkerung mit der Arbeit der seit Januar 2012 amtierenden Regierung Benkirane73 galten. Bei beiden Wahlen erhielt der PJD absolut die meisten Stimmen (Kommunalwahl: 1.558.814 Stimmen; Regionalwahl: 1.672.178 Stimmen von rund insgesamt jeweils 7,7 Millionen abgegebenen Stimmen).

			Die Kommunal- und Regionalwahlen waren unter zweierlei Gesichtspunkten von Bedeutung: Zum einen offenbarten sie den Bedeutungsverlust früher wichtiger Parteien wie der linken USFP oder der religiös-konservativen, arabisch-nationalistischen Istiqlal-Partei. Als Folge dieses Bedeutungsverlusts verstärkte sich die Bipolarisierung der Parteienlandschaft. Sie wird seither dominiert von der islamistischen PJD (Parteisymbol: eine Lampe) auf der einen und der eher säkularen Partei für Modernität und Authentizität PAM (Parteisymbol: ein Traktor) auf der anderen Seite.

			Zum anderen zeichnete sich ein gespaltenes Wählervotum ab. Während der PJD hauptsächlich in den Städten gewählt wurde, neigte die Landbevölkerung eher dem PAM zu; in den marokkanischen Medien hieß es, „die Lampe“ erleuchtet die Stadt, während „der Traktor“ das Land bestellt. Der PJD stellt folglich seit den Kommunal- und Regionalwahlen von 2015 in nahezu allen größeren Städten (wie Rabat, Salé, Casablanca, Mohammedia, Kenitra, Tanger, Tetouan, Fes, Meknes, Marrakesch) die Bürgermeister, während der PAM die ländlichen Kommunen kontrolliert. Dank einer geschickten Koalitionsstrategie gelang es dem PAM trotz seines zweiten Platzes und zum Unmut des siegreichen PJD, in fünf der zwölf übergeordneten Regionen Marokkos in den Regionalräten den Präsidenten zu stellen, während der PJD nur zwei Regionalräten vorsitzt.74 Der PJD forderte daraufhin – allerdings erfolglos – die Veränderung des Wahlrechts, um sicherzustellen, dass zukünftig die siegreiche Partei in den Kommunen und Regionen (wie bei der Legislativwahl) automatisch den Vorsitz erhält.

			Der PJD ging aus den Parlamentswahlen am 7. Oktober 2016 als Wahlsieger hervor. Der PJD-Generalsekretär Abdelilah Benkirane wurde mit der Regierungsbildung beauftragt.

			4.4. Vielschichtige extremistische Aktivitäten

			Im Unterschied zur Vereinigung al-Adl wal-ihsan, die nach dem Tode ihres charismatischen Gründers und langjährigen Führers Abdessalam Yassine am 13. Dezember 2012 trotz der umgehenden Wahl von Mohamed Abbadi als neuer Führer der Vereinigung an religiöser und politischer Dynamik verlor,75 verzeichnet die extremistische islamistische Strömung in den letzten Jahren einen deutlichen Aufschwung. Dieser Aufschwung lässt sich konkret an der Anzahl der vom Bureau Central d’Investigation Judiciaire (BCIJ), dem „marokkanischen FBI“, ausgehobenen jihadistischen Terrorzellen festmachen; ein weiterer Beleg für diesen Aufschwung ist die hohe Zahl junger Marokkaner und Marokkanerinnen, die nach Syrien ausgereist sind, um vor allem auf Seiten der Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS) zu kämpfen.

			In Marokko gab es zwar schon Anfang der 2000er Jahre erste lose, von gewaltbereiten Salafisten gegründete Netzwerke und Miniterrorzellen wie jene der Salafiya Jihadiya, die für die blutigen Anschläge von Casablanca im Mai 2003 und in Marrakesch vom April 2011 verantwortlich war. Nach Beginn der politischen Umbrüche in Nordafrika und dem Nahen Osten 2011 bildeten sich jedoch in Marokko zahlreiche neue Terrorzellen und es gründeten sich schließlich Sympathisantengruppen des IS.76 Es kam nur deshalb nicht zu Anschlägen, weil sie rechtzeitig vom Inlandsgeheimdienst DGED und dem BCIJ aufgedeckt wurden.77 Seit 2002 wurden insgesamt 152 Terrorzellen ausgehoben, davon seit 2013 jährlich etwa 30 Zellen. Eines der größeren mit dem IS sympathisierenden Netzwerke, das Ende April 2016 im nordmarokkanischen Nador aufgedeckt wurde, plante Angriffe auf Sicherheitseinrichtungen und wollte ein „Rif-Emirat“ ausrufen. Ende Mai sprach das BCIJ von etwa 300 bis 500 IS-Sympathisanten, die in schlafenden Zellen auf zukünftige Einsätze warteten. Hinzu kommen die rund 1.500 jungen Marokkaner, die seit 2012 nach Syrien ausgereist sind, um auf Seiten des IS zu kämpfen. Die Rückkehr dieser kampferprobten Jihadisten nach Marokko wird von den Sicherheitsbehörden als hoher Bedrohungsfaktor eingestuft.78 Der Kampf gegen die Attraktivität des Jihadismus bzw. die Maßnahmen zur Deradikalisierung des religiösen Diskurses haben folglich vor dem Hintergrund der feststellbaren Gewaltbereitschaft dieser Gruppen und ihrer anhaltenden Attraktivität höchste Priorität in Marokko.

			5. Perspektiven

			Der „Arabische Frühling“ nahm in Marokko einen spezifischen Verlauf. Es ist weder zu einer grundlegenden Neukonfiguration des politischen Feldes noch zu einem Sturz des Königs bzw. der Monarchie gekommen. Trotz der Neugründung mehrerer salafistischer Vereinigungen und dem Eintritt einiger amnestierter Salafisten in bestehende kleine Parteien wie PRV und MDS sind die islamistischen Akteure in Marokko weitestgehend auch nach 2011 dieselben geblieben. Dennoch vollzieht sich auch in Marokko ein zunehmender Elitenwandel, in dessen Verlauf islamistische Eliten im politischen System an Bedeutung gewinnen und eine zunehmende Bereitschaft zeigen, sich in staatliche Strukturen zu integrieren. Im Gegensatz zu Tunesien sind in Marokko Islamisten jedoch nicht „an die Macht gekommen“, wie in der westlichen Presse häufig fälschlicherweise behauptet wird, sondern sie „leiten die Regierungsgeschäfte“, was einen fundamentalen Unterschied darstellt.79 Das Verhältnis zwischen anhaltend dominanter Monarchie und islamistischer Regierungspartei PJD hat sich nicht grundlegend verändert. Der PJD erkennt auch weiterhin die Vormachtstellung des Königs an.

			Die wirklichen Neuerungen im islamistischen Feld sind parteiinterner Art. Seit dem Wahlsieg des PJD 2011 durchläuft die Partei einen Wandlungsprozess. Die Mitgliederzahlen sind stark gestiegen und die Mehrheit der neuen Mitglieder sind nicht mehr wie zuvor auch Mitglieder der PJD-nahen Vereinigung MUR. Den neuen Mitgliedern werden allerdings zumindest teilweise opportunistische Motive unterstellt, was sich, falls sich dies mittelfristig bewahrheitet, negativ auf die Parteibasis auswirken kann. Es gibt deshalb Grund zu der Annahme, dass die Partei einen ähnlichen Notabilisierungsprozess durchlaufen könnte wie die sozialistische Partei USFP in den 1990er Jahren.

			Die Vormachtstellung der Monarchie ist durch den „Arabischen Frühling“ nicht gefährdet worden. Der Versuch des Regimes, den Einfluss der Vereinigung al-Adl wal-ihsan durch Öffnung und Kooptation der Salafisten einzudämmen, wird vermutlich an der numerischen Bedeutungslosigkeit und der heterogenen Natur der salafistischen Gruppen scheitern. Es ist dennoch davon auszugehen, dass al-Adl wal-ihsan vor allem nach dem Tod ihres Gründers Abdessalam Yassine politisch isoliert bleiben wird und deshalb auch in Zukunft die Monarchie nicht ernsthaft gefährden kann. Die enge Anbindung Marokkos an den Westen und Europa bei gleichzeitiger Offenheit für Beziehungen zu wichtigen Drittstaaten wie China, Russland oder ausgewählte westafrikanische Staaten wird deshalb auch in Zukunft die marokkanische Außenpolitik prägen. Innenpolitisch zeigte die Verfassungsreform 2011, dass der König auch weiterhin die zentrale Gestaltungsfigur der marokkanischen Politik bleiben wird.

			Hinweis zur Aktualisierung des Beitrags durch Sigrid Faath: Abschnitt 4 wurde neu verfasst; Abschnitt 5 (Perspektiven) wurde im Hinblick auf die Entwicklungen seit 2013 inhaltlich angepasst bzw. fortgeschrieben. Die Zusammenfassung und die Abschnitte 1, 2 und 3 wurden jeweils geringfügig verändert, um den Beitrag aus der Perspektive des ersten Halbjahres 2016 verständlich zu gestalten.
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			Tunesiens Islamisten nach dem Sturz Ben Alis: Zwischen moderater Rhetorik und radikalen Positionen

			Dirk Axtmann

			Zusammenfassung

			Im Zuge der politischen und gesellschaftlichen Öffnung nach dem Ende des Ben-Ali-Regimes am 14. Januar 2011 konnten sich islamistische Akteure wieder bzw. neu formieren. Die islamistische Ennahda-Partei wurde bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung am 23. Oktober 2011 stärkste Kraft, indem sie sich als moralisch integre Alternative zum alten Regime präsentierte. Die von Inkompetenz und autoritären Tendenzen geprägte Phase der Koalitionsregierung, die Ennahda von 2011 bis 2014 mit zwei weiteren, sehr kleinen Parteien bildete, wie auch Positionen einzelner Ennahda-Vertreter während der Verfassungsdiskussion widersprachen allerdings dem öffentlichen Bekenntnis der Partei zu Demokratie, Menschenrechten und Gleichberechtigung der Geschlechter. Die Periode ab 2011 war auch vom Verfall der staatlichen Autorität im Religionsbereich geprägt, etwa durch die extralegale Übernahme von Hunderten von Moscheen durch islamistisch-salafistische Imame. Salafistische Gruppen, mit denen Ennahda personell und ideologisch eng verbunden ist, belasten seit 2011 das öffentliche Leben durch ihr aggressives Auftreten gegenüber politisch Andersdenkenden. Erst mit der zunehmenden Verwicklung einzelner salafistischer Gruppen in Gewaltakte und Terrorismus ab 2013 grenzte sich die Ennahda-Führung deutlicher von diesen Gruppen ab. Auf Druck der säkularen Zivilgesellschaft stimmte Ennahda der Bildung einer parteipolitisch unabhängigen „Technokratenregierung“ im Januar 2014 zu und beschleunigte die Verabschiedung der neuen Verfassung, die am 10. Februar 2014 in Kraft treten konnte. Andere islamistische Parteien und Gruppen verfügen nur über geringen nationalen Rückhalt. Bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 wurde Ennahda nur zweitstärkste politische Kraft hinter der 2012 als säkulare Alternative zu Ennahda gegründeten Partei Nidaa Tounes. Das Wahlergebnis zeigte jedoch das weiterhin vorhandene Mobilisierungsvermögen der Partei. Seit Frühjahr 2016 ist Ennahda schließlich wieder stärkste Partei im Parlament, nachdem Nidaa Tounes sich spaltete. Das Regierungsbündnis, das Ennahda und Nidaa Tounes nach der Wahl eingingen, verstärkte die bestehenden Spannungen zwischen Ennahdas Parteispitze und salafistischer Basis. Auf dem 10. Parteitag Ennahdas im Mai 2016 wurde eine stärkere funktionale Abgrenzung zwischen Ennahda als politischer Partei und Ennahda als sozialer und religiöser Bewegung, die sich der Mission widmet, beschlossen, um diese Spannungen zu überwinden. Die Schlagfähigkeit gewalt- und kampfbereiter (jihadistischer) salafistischer Gruppen bestätigten auf tragische Weise die Attentate von Bardo und Sousse im Jahr 2015 und die fortgesetzten zahlreichen Anschläge gegen die tunesischen Sicherheitskräfte. Die islamistischen Akteure beeinflussen anhaltend Politik und Gesellschaft in Tunesien.

			1. Die Situation islamischer Akteure vor 2011

			Religiöse Institutionen, Vereinigungen und Stiftungen sowie islamistische Organisationen unterlagen in Tunesien sowohl unter Präsident Habib Bourguiba von 1957 bis 1987 als auch unter Präsident Zine El Abidine Ben Ali von 1987 bis 2011 einer strengen Kontrolle. Der Kontrollanspruch des Staates hing eng mit dem Modernisierungsanspruch der Staatsführung und, im Fall von Habib Bourguiba, mit dessen distanziertem Verhältnis zur Religion zusammen. Diese Situation entsprach zugleich dem autoritären Charakter des politischen Systems und, damit einhergehend, dem nur in geringem Maß gestatteten politischen und zivilgesellschaftlichen Pluralismus.

			Ab der zweiten Hälfte der 1980er Jahre verschärfte sich das Verhältnis zwischen der Staatsführung und den Islamisten, insbesondere mit der Bewegung der islamischen Tendenz, die sich nach der erfolgreichen Islamischen Revolution in Iran 1979 öffentlich manifestierte. Im Zuge der kontrollierten Liberalisierung nach der Machtübernahme durch Präsident Ben Ali am 7. November 1987 konnte die Bewegung der islamischen Tendenz, die sich 1989 in Ennahda,1 eigentlich Bewegung Ennahda (Bewegung der Erneuerung) umbenannte, ohne legalisiert zu sein, in verschiedenen Schichten der Gesellschaft Strukturen aufbauen. Mit der Radikalisierung von Ennahda ab 1990 nahm die staatliche Repression gegen islamistische Gruppen massiv zu. Ennahda-Anhänger und andere Islamisten wurden zu Tausenden inhaftiert oder ins Exil gedrängt. Der religiöse Bereich blieb staatlich kontrolliert und verwaltet. Die Aufsicht über die Moscheen und das Moscheepersonal wurde 1994 dem neu gegründeten Religionsministerium übertragen. Die Prediger (Imame) sowie der Mufti der Republik, der vom Staatspräsidenten ernannt wird, sind Staatsangestellte.2

			2. Alte und neue islamistische Akteure nach dem 14. Januar 2011

			Mit dem 14. Januar 2011 änderten sich radikal die Rahmenbedingungen für das politische Handeln islamischer Akteure. Einige islamistische Gruppierungen, darunter Ennahda, knüpften an alte Organisationsstrukturen an, die teilweise im Untergrund aktiv geblieben waren. Die Legalisierung der islamistischen Akteure vollzog sich im Kontext einer rapiden Pluralisierung des politischen Lebens. Zwischen dem 14. Januar 2011 und den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung am 23. Oktober 2011 wurden mehr als 110 Parteien legalisiert. Die Anzahl der legalen Parteien beläuft sich Mitte 2016 auf ca. 200 Parteien. Neben Ennahda befanden sich unter den neu legalisierten Parteien etwa 30 weitere Parteien, die in ihren Programmen, Traktaten und Äußerungen ein islamistisches Weltbild erkennen lassen.3

			2.1. Die Ennahda-Partei

			Die Ennahda-Partei ist die historisch am weitesten zurückreichende und mit Blick auf ihre Mobilisierungskraft, ihren Organisationsgrad und ihren politischen Einfluss bedeutendste islamistische politische Kraft Tunesiens. Die Bilanz von Ennahda als stärkste Partei in der 2011 bis 2014 amtierenden Koalitionsregierung, der „Troika“, gebildet aus Ennahda und den zwei kleinen, aus dem linken Spektrum stammenden Parteien Ettakatol und Congrès pour la République (CPR; Kongress für die Republik),4 wird heute von vielen politischen Beobachtern in Tunesien extrem kritisch gesehen und insbesondere mit Nepotismus, Inkompetenz in der Regierungsarbeit und einer fahrlässig nachsichtigen bis ermutigenden Politik gegenüber radikal-islamistischen Salafisten und Jihadisten in Verbindung gebracht. Durch teilweise doppelte Diskurse zu Themen wie Menschenrechten oder Frauen und die bis heute nicht überzeugend vollzogene Abgrenzung von Teilen ihrer radikal-salafistischen Basis unterstellen viele säkular orientierte Teile der tunesischen Bevölkerung der Partei eine versteckte Agenda. In dieser Wahrnehmung stellen der (zumeist) moderate Diskurs der Ennahda-Parteiführung, der Eintritt der Partei in wechselnde Koalitionen nach den Wahlen 2011 und 2014, die Abgabe der Regierungsverantwortung an ein Technokratenkabinett und die Verabschiedung der neuen Verfassung im Konsens mit der demokratischen Opposition im Januar 2014 letztlich pragmatisch-opportunistische Konzessionen dar mit dem Ziel, langfristig die politische und gesellschaftliche Realität Tunesiens entsprechend einer islamistischen Islaminterpretation umzugestalten.

			Die Entwicklung von Ennahda 1981 bis 2011

			Ideell und soziologisch nahm die Ennahda-Bewegung ihren Anfang in den späten 1960er Jahren. Die Bewegung politisierte sich unter dem Eindruck der iranischen Islamischen Revolution von 1979 und der starken Präsenz linker Kräfte an den Universitäten und in der Gewerkschaftsbewegung des Landes. Als politische Organisation bildete sich die Vorläuferorganisation von Ennahda im Jahr 1981 durch den Zusammenschluss von mehreren islamistischen Gruppen unter dem Namen Bewegung der islamischen Tendenz.

			Auf ihrem Kongress von 1984 lehnte die Bewegung der islamischen Tendenz Gewalt offiziell ab und sprach sich für die Teilnahme der Bewegung am politischen Leben des Landes innerhalb eines demokratischen, pluralistischen politischen Systems aus. Zu den damals formulierten politischen Zielen der Organisation zählten die Regelung der Wirtschaft nach islamischen Grundsätzen sowie die Islamisierung des öffentlichen Lebens. In diesem Zusammenhang wurde die Einführung einer „modernisierten“ Variante der Scharia gefordert sowie eine Reform des Personalstatuts vom 13. August 1956, das als nicht konform mit den Bestimmungen der Scharia gewertet wurde. Die Trennung von Religion und Politik wurde explizit abgelehnt.

			Ennahda-Vertreter betonen heute einseitig dieses legalistische Auftreten der Organisation in den 1980er Jahren.5 Unterschlagen wird von ihnen indessen oft, dass damals, parallel zu dieser „strategischen“ moderaten und legalistischen Positionierung,6 ein versteckt operierender Flügel der Partei die bestehende staatliche und gesellschaftliche Ordnung in Frage stellte und auch nicht vor der Anwendung von Gewalt zurückschreckte. Angesichts dieser Radikalisierung eines Teils der Bewegung der islamischen Tendenz und des wachsenden Einflusses, den die Bewegung seit den 1980er Jahren an Schulen und Universitäten verzeichnen konnte, verschlechterten sich die Beziehungen mit der Staatsführung. Diese stand zu jener Zeit zunehmend hilflos vor der doppelten Herausforderung aus Wirtschaftskrise und ungelöster Nachfolgefrage für den alterskranken Präsidenten Habib Bourguiba. Sprengstoffanschläge auf vier Touristenhotels in der Region um Sousse und Monastir am 2. August 1987 führten ab dem 1. September 1987 zu Schauprozessen, in deren Verlauf mehrere Todesurteile verhängt und Ennahda-Führer („Emir“) Rachid Ghannouchi zu lebenslanger Haft verurteilt wurde.

			Im Zuge der kontrollierten Liberalisierung nach der Machtübernahme durch Präsident Ben Ali am 7. November 1987 wurde Rachid Ghannouchi im Mai 1988 begnadigt und die Organisation tilgte durch ihre Umbenennung in Bewegung der Erneuerung (Ennahda) am 29. Januar 1989 einen eindeutigen Bezug zum Islam aus dem Parteinamen und folgte damit einer Bestimmung des neuen Parteiengesetzes von 1988. Im Vorjahr hatte die Partei zusammen mit anderen legalisierten Oppositionsparteien an den Verhandlungen zum „Nationalpakt“ teilgenommen, der eine verbindliche Grundlage für parteiliche Aktivitäten in Tunesien bilden sollte. Die Teilnahme an der Unterzeichnung des Nationalpakts und schließlich auch die Legalisierung von Ennahda scheiterten indessen an der Ablehnung des Pakts durch die Partei wegen der darin enthaltenen Festschreibung des liberalen Personenstandsrechts vom 13. August 1956.

			Das gute Abschneiden von Ennahda-Vertretern bei den Parlamentswahlen vom 2. April 1989 führte der Staatsführung eindrücklich das Mobilisierungspotential der Bewegung vor Augen. Ennahda-Vertreter errangen auf unabhängigen Listen nach offiziellen Angaben 13,7 Prozent, in einigen Wahlkreisen bis zu 30 Prozent der Stimmen. Aufgrund der angewandten Mehrheitswahl nach Liste in Verbindung mit Wahlmanipulationen errangen Ennahda-Vertreter jedoch keine Mandate. Das tunesische Innenministerium lehnte in der Folge den Legalisierungsantrag der Islamisten am 7. Juni 1989 endgültig ab.

			Ab 1989 gewann innerhalb von Ennahda der gewaltbereite Flügel in dem Maße die Oberhand, wie die staatliche Unterdrückung zunahm. Die Wochenzeitung von Ennahda, Al-Fajr (Morgenröte), veröffentlichte Aufrufe zur Rebellion der Bevölkerung gegen die Staatsführung, und Parteiführer Rachid Ghannouchi forderte aus dem Ausland dazu auf, in Tunesien eine „islamische Herrschaft“ zu errichten. Unter dem Eindruck eines von der Regierung am 18. Mai 1991 aufgedeckten „islamistischen Komplotts“ und des sich ab 1992 zuspitzenden Konflikts der Staats- und Militärführung mit Islamisten in Algerien, wurden in den folgenden Jahren in Tunesien Hunderte von Islamisten zu langjährigen Haftstrafen verurteilt. Sofern sie nicht ins Ausland geflohen waren, wie Ennahda-Führer Rachid Ghannouchi, verbüßten sie die Strafe in tunesischen Gefängnissen wie u. a. die Führungskader Hamadi Jebali und Ali Laarayedh, die nach dem Machtwechsel innerhalb der Partei wieder Führungsrollen übernahmen und unter der Troika-Regierung 2011 bis 2014 hohe Regierungsämter innehatten.7

			Die exilierte Ennahda-Führung um Rachid Ghannouchi befand sich ab 1991 zum größten Teil im Londoner Exil und pflegte ab 1993/94 einen moderateren Diskurs, der vor allem die Forderung nach Achtung der Menschenrechte und einer Pluralisierung des politischen Lebens in Tunesien umfasste. Dieser Diskurswechsel erfolgte nach Einschätzung einiger Analysten vor allem aus taktischen Erwägungen wegen der schwindenden Akzeptanz eines islamistischen politischen Projekts in Nordafrika, nachdem es in Algerien zu einer bewaffneten Konfrontation zwischen Staatsführung und Islamisten und schließlich 1992/93 zum Ausbruch eines Bürgerkrieges gekommen war.

			Die Ennahda-Partei seit 2011

			Am 30. Januar 2011, kaum zwei Wochen nach der Flucht des tunesischen Präsidenten Ben Ali außer Landes am 14. Januar 2011, kehrte Rachid Ghannouchi aus dem Londoner Exil zurück und wurde auf dem Flughafen Tunis-Carthage von rund tausend Anhängern begeistert empfangen. Die Legalisierung der Partei erfolgte am 1. März 2011.

			Die Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung vom 23. Oktober 2011 bescherten Ennahda einen deutlichen Wahlerfolg. Mit gut 1,5 Millionen Stimmen wurde Ennahda zur stärksten politischen Kraft in Tunesien und gewann 89 von 217 (43 Prozent) der Mandate in der Verfassunggebenden Versammlung. In der Folge bildete Ennahda eine Koalitionsregierung mit der Partei CPR, präsidiert von Moncef Marzouki, sowie Ettakatol, präsidiert von Mustapha Ben Jaafar. Das Bündnis eröffnete den Weg zur Wahl von Mustapha Ben Jaafar zum Präsidenten der Verfassunggebenden Versammlung am 22. November 2011 sowie von Moncef Marzouki zum Übergangspräsidenten Tunesiens am 12. Dezember 2011. Hamadi Jebali, Generalsekretär der Ennahda-Partei, wurde am 24. Dezember 2011 zum Premierminister ernannt. Parteimitglieder übernahmen zentrale Ressorts, etwa das Außen- und das Bildungsministerium, und besetzten alle wichtigen Ministerien mit ihren Kadern.

			Im Rahmen der noch unüberschaubaren, im Entstehen begriffenen Parteienlandschaft trugen 2011 mehrere Faktoren zum Ennahda-Wahlsieg bei: Das waren neben ihrem bereits hohen Bekanntheitsgrad zweifellos der Wille der Wähler zu einem deutlichen Bruch mit der Ben-Ali-Herrschaft, aber auch das gut vermarktete Image der Partei als „saubere Kraft“, die in ganz besonderem Maße unter dem alten Regime gelitten hatte. Der Wahlsieg war zugleich untrennbar verbunden mit der effektiven Verankerung von Ennahda in allen Regionen des Landes und ihren logistischen und materiellen Vorteilen gegenüber ihren Konkurrenten. Diese Vorteile beruhten auf der Mobilisierung einer ungezählten Schar von Helfern und Aktivisten und auf den Überweisungen und Spenden der Mitglieder, jedoch vermutlich ebenso auf auswärtiger Unterstützung aus den Golfstaaten, namentlich aus dem Emirat Katar. Diese Art der Fremdfinanzierung wird allerdings von Ennahda bestritten und ist im Einzelnen schwer nachweisbar.8 Hinzu kamen strategische Fehler der säkularen Parteien, die im Wahlkampf einseitig Ennahda bekämpften, ohne ihrerseits ein überzeugendes eigenes Profil zu haben.

			Bei den Wahlen zum Einkammerparlament am 26. Oktober 2014 erlitt Ennahda deutliche Einbußen gegenüber den Wahlen von 2011 und wurde nur noch zweitstärkste Partei hinter der 2012 gegründeten Partei Nidaa Tounes (Ruf Tunesiens) von Béji Caid Essebsi, der im Dezember 2014 zum neuen Staatspräsidenten gewählt wurde. Seit dem 6. Februar 2015 bildet Ennahda zusammen mit den säkularen Parteien Nidaa Tounes, Afek Tounes (Horizonte Tunesiens) und der Union Patriotique Libre (Freie Patriotische Union) eine Koalitionsregierung unter dem parteilosen Premierminister Habib Essid und begnügte sich mit einem Ministeramt (Ressort Arbeit und berufliche Ausbildung) und drei Staatssekretärsposten. Im Februar 2015, als es an die Regierungsbildung ging, war Nidaa Tounes noch stärkste Fraktion im Parlament; seither riss der parteiinterne Zwist nicht ab; es kam zu Parteiaustritten und zur Parteispaltung, so dass seit Frühjahr 2016 Ennahda die stärkste Fraktion im Parlament stellt, gefolgt von Nidaa Tounes.

			Die Ennahda-Führung verweist seit den Wahlen 2014 auf ihre Konsensbereitschaft. Zugleich versichert Ennahda der am 6. Februar 2015 eingesetzten Regierung unter Premierminister Habib Essid kontinuierlich ihre Unterstützung. Als ein Höhepunkt dieses staats- und koalitionstragenden Diskurses bemühte Ennahda-Präsident Ghannouchi im Januar 2016 auf dem – von internen Flügelkämpfen überschatteten – Parteitag von Nidaa Tounes das Bild, wonach „Ennahda und Nidaa Tounes die beiden Flügel Tunesiens“ bilden und daher ihre Koalition fortsetzen sollten.9

			Ideologische Ausrichtung der Partei seit 2011

			In unzähligen Interviews und Stellungnahmen nach dem politischen Umbruch vom 14. Januar 2011 betonten Repräsentanten von Ennahda, darunter Parteipräsident Rachid Ghannouchi, Hamadi Jebali (Premierminister 2011 bis 2013) und Samir Dilou (Minister für Menschenrechte und Regierungssprecher 2011 bis 2014), die Vereinbarkeit des Islam mit Demokratie und Pluralismus, Rechtsstaatlichkeit sowie Frauen- und Minderheitenschutz. Mit Blick auf die Frage der Verschleierung von Frauen im öffentlichen Leben etwa verweist Ghannouchi auf die Freiheit des Einzelnen; er schließt staatlichen Druck zur Verschleierung ebenso aus wie ein Verschleierungsverbot, das faktisch unter dem alten Regime praktiziert wurde. Generell lehnt die Ennahda-Führung Zwang und Gewalt als Mittel der Politik in ihren offiziellen Verlautbarungen ab; Christen und der kleinen jüdischen Gemeinde wird die freie Religionsausübung in Tunesien zugestanden.10

			Auf der anderen Seite präsentiert sich Ennahda in ihrer Programmatik wie in persönlichen Gesprächen mit ihren Repräsentanten als bürgerlich-konservative Partei mit islamischer Referenz. Der spezifisch „islamische“ Charakter des Gesellschaftsprojekts der Partei bleibt vage, wenn die offiziellen Dokumente der Partei und Äußerungen ihrer Repräsentanten als Maßstab genommen werden. Bei der Lektüre des vor den Wahlen 2011 veröffentlichten Parteiprogramms fällt zwar der in der Präambel als auch in verschiedenen Politikbereichen kontinuierlich präsente Bezug auf den Islam auf; dies gilt besonders für die Bereiche Familien-, Wirtschafts- und Außenpolitik. Der Islam erscheint in diesem Zusammenhang allerdings vor allem als moralischer Referenzrahmen, der die „neue“ Politik gegenüber dem alten Regime abgrenzen soll. Laut Parteipräsident Rachid Ghannouchi gibt „der gemäßigte politische Islam dem Menschen seinen Wert wieder. […] Politik und Wirtschaft ohne Religion öffnen Tür und Tor für mafiöse Verhaltensweisen“.

			Reichlich Anschauungsmaterial für das Spannungsverhältnis, das zwischen dem formalen Bekenntnis Ennahdas zu Demokratie, Pluralismus und Grundrechten und der zugleich angestrebten stärkeren Rolle der Religion in Politik und Gesellschaft besteht, bot der Verfassungsgebungsprozess. Anfang des Jahres 2012 zirkulierte ein offiziöser, von der Ennahda-Führung nie formell vorgestellter Verfassungsentwurf in den sozialen Netzwerken, in dem der Scharia eine zentrale Rolle bei der Gesetzgebung zugewiesen wurde. Ennahda-Präsident Ghannouchi entschied jedoch im März 2012, es sei nicht notwendig, dass in der Verfassung die Scharia als Quelle der Gesetzgebung genannt werde, solange Artikel 1 der bisherigen Verfassung weiterhin zur Anwendung komme. Danach sei Tunesien ein islamischer Staat und der Islam sei Staatsreligion. Das sei, so Ghannouchi, ausreichend.11

			Am 1. August 2012 brachte die Ennahda-Fraktion den Entwurf für einen Verfassungsartikel in die Grundrechtekommission der Verfassunggebenden Versammlung ein, in dem anstelle der Gleichberechtigung der Frau deren „Komplementarität“ zum Mann postuliert wurde.12 Es ist bezeichnend für den verharmlosenden Diskurs Ennahdas, dass Parteipräsident Ghannouchi im Interview anmerkte, die Komplementarität der Frau zum Manne – ebenso wie die des Mannes zur Frau – könne nicht negiert werden; dies stelle die prinzipielle Gleichberechtigung der Geschlechter nicht in Frage.13 Diese Formulierung, die die Gleichberechtigung der Geschlechter ausgehöhlt hätte, scheiterte im August 2012 am massiven Widerstand der säkularen Zivilgesellschaft. Artikel 21 der Verfassung vom 27. Januar 2014 sichert heute allen Bürgern und Bürgerinnen „die gleichen Rechte und Pflichten“ zu.

			Ein anderes Einfallstor für die mögliche religiöse Aushöhlung der Grundrechte bestand darin, dass Ennahda parallel zum Verfassungsgebungsprozess die gesetzliche Fixierung von weit interpretierbaren Straftatbeständen betrieb. Am 1. August 2012 brachte die Ennahda-Fraktion letztlich vergeblich einen Gesetzentwurf in die Verfassunggebende Versammlung ein, wonach Verstöße gegen die „heiligen Werte“ der Religion und die Verletzung religiöser Gefühle in Schrift, Ton oder Bild mit bis zu zwei Jahren Haft, im Wiederholungsfall mit bis zu vier Jahren Haft bestraft werden können. Die öffentliche Kritik des damaligen Ennahda-Kulturministers Mehdi Mabrouk an einer Kunstausstellung im Juni 2012, wonach diese gegen religiöse Gefühle verstoße, und die folgenden Übergriffe von Salafisten gegen die Ausstellung lassen die möglichen Auswirkungen eines entsprechenden Gesetzes im Kulturbereich erahnen. Auch wenn dieser Gesetzentwurf 2012 nicht verabschiedet wurde, belegt die Bestätigung des erstinstanzlichen Urteils gegen zwei Blogger durch das Berufungsgericht Monastir im gleichen Jahr den Trend zu einer stärkeren Islamisierung der Rechtsprechung auch innerhalb der bestehenden Gesetze. Beide Blogger waren im März 2012 für die Veröffentlichung von Karikaturen des Propheten Mohammed zu sieben Jahren Haft wegen „Angriffs auf die Moral und Störung der öffentlichen Ordnung“ verurteilt worden. Dass die neue Verfassung von 2014 zwar einerseits die Meinungsfreiheit garantiert, andererseits aber in Artikel 6 dem Staat als „Hüter der Religion“ aufgibt, „das Heilige vor Angriffen“ zu schützen, macht heute nicht wenige Menschenrechtsaktivisten besorgt.

			Die Ennahda-Führung hat seit 2013 unter dem Eindruck der um sich greifenden terroristischen Aktivitäten islamistischer Gruppen ihren islamistischen Diskurs in den nationalen Medien, gegenüber ausländischen Beobachtern und den inländischen Partnern immer weiter gemäßigt, bis zu dem Punkt, dass sich der Beobachter heute fragen muss, was abgesehen von einer Werteorientierung eigentlich noch das spezifisch „Islamische“ im Programm der Partei sein soll. Dennoch verbleiben Unterschiede im Diskurs der Partei nach außen und dem Diskurs mit der eigenen, vielfach salafistisch geprägten Basis. Es bleibt letztlich der Eindruck eines Diskurses, der gegenwärtig darauf abzielt, Gesprächspartner mit Blick auf die Orientierungen der Partei zu beruhigen, indem das Bild einer gemäßigten, konservativ-bürgerlichen Partei islamischer Ausrichtung vermittelt wird.

			Als Ghannouchi 2012 nach dem Verhältnis von Religion und Politik befragt wurde, lehnte er eine Trennung der beiden Bereiche ab, da dies einen „Kampf gegen die Religion“ darstelle.14 Die auf dem 10. Parteitag im Mai 2016 nach langen parteiinternen Diskussionen angenommene Resolution, die eine Trennung der politischen Arbeit und der Predigt-/Missionsarbeit vorsieht, ist eine rein funktionale Trennung, die keine Trennung von Religion und Politik beinhaltet. In seinem im Juni 2015 erschienenen Buch mit dem Titel „Die Demokratie. In Richtung der Verwurzelung zeitgenössischer Konzeptionen“15 spricht sich Rachid Ghannouchi klar gegen eine solche Trennung von Religion und Politik aus und verweist auf den Propheten Mohamed, der Führer der Glaubensgemeinschaft, der Streitmacht und aller anderen Angelegenheiten des Gemeinwesens gewesen sei.

			Offizieller Diskurs und Spannungen zwischen Parteiführung und (salafistischer) Basis

			Führende Ennahda-Vertreter traten in den Jahren 2011 bis 2013 offensiver als in den Folgejahren für eine Stärkung der religiösen Komponente im öffentlichen Leben ein. Diese offensive Periode fiel zusammen mit einer Phase der übertriebenen Duldsamkeit bis hin zu stillschweigender Ermutigung gegenüber dem zunehmend aggressiven Auftreten von gewaltbereiten salafistischen Gruppen während der Troika-Regierung. Gewaltbereite salafistische Gruppen machten seit Jahresbeginn 2012 durch eine Reihe von provokanten, gewalttätigen Aktionen von sich reden. Die Frage der Abgrenzung zwischen Ennahda und radikalen salafistischen Gruppen ist bis heute politisch umstritten und trägt zu einer politischen Kultur des Misstrauens in Tunesien bei. Viele Vertreter der Opposition und politische Beobachter deuten die duldsame Haltung der Ennahda-Führung gegenüber den zunehmend gewaltbereiten Salafisten als Komplizität oder sogar als aktive Unterstützung. Befragt zu den Gesetzesübertretungen salafistischer Gruppen, neigen Vertreter von Ennahda dazu, diese Übertretungen zu verharmlosen und auf die fehlende religiöse Freiheit unter dem alten Regime zurückzuführen. Zugleich verweisen sie auf das junge Alter der Salafisten und ihre daher rührende Manipulierbarkeit. Sie betonen zudem die Notwendigkeit, die Salafisten einzubeziehen und im Gespräch mäßigend auf sie einzuwirken und nicht wie das alte Regime mit staatlicher Gewalt zu reagieren.16

			Die fehlende Abgrenzung der Ennahda-Führung zu gewaltbereiten salafistischen Gruppen hing eng damit zusammen, dass etwa 50 Prozent der Parteibasis den Ideen der Salafisten nahestehen. Dieser Teil der Parteibasis lehnt zwar im Unterschied zu jihadistischen Salafisten in ihrer Mehrheit politische Gewalt ab. Sie tritt jedoch, stärker als es der aktuelle Diskurs der Parteiführung reflektiert, für eine aktive Rolle des Staates bei der Islamisierung des öffentlichen Lebens und letztlich für die Scharia als zentrale Quelle des tunesischen Rechts ein.17 In der Troika-Regierung (2011 bis Januar 2014) hatten die Salafisten insbesondere in Bildungsminister Moncef Ben Salem und Religionsminister Noureddine Khademi, die ihnen sehr nahestehen, Unterstützer.

			Unter dem Druck der öffentlichen Meinung ging die Ennahda-Regierung schließlich ab Sommer 2013 nach den Morden an den Oppositionellen Chokri Belaid (6. Februar 2013) und Mohamed Brahmi (25. Juli 2013) auf Distanz zu den sich radikalisierenden salafistischen Gruppen. Die Regierung von Premierminister Laarayedh stufte die jihadistisch-salafistische Gruppe Ansar al-sharia (Anhänger der Scharia), die mit den Morden an den beiden säkularen Oppositionspolitikern in Verbindung gebracht wurde, am 27. August 2013 als terroristische Vereinigung ein.18 Die politischen Morde rüttelten zugleich die politische Klasse auf und öffneten im Januar 2014 den Weg für die Bildung eines Technokratenkabinetts unter Premierminister Mehdi Jomaa und die konsensuelle Annahme der neuen Verfassung im Januar 2014. Im Zuge des Wahlkampfs für die Legislativwahlen 2014 wurden Vertreter des salafistischen Ennahda-Flügels, etwa Sadok Chourou und Habib Ellouze, aus der ersten Reihe der Partei genommen.

			Der Kurs der Annäherung Ennahdas an die säkularen Parteien, der im Februar 2015 in die Bildung der Regierungskoalition mit den bürgerlichen, wirtschaftsliberalen Parteien Nidaa Tounes, Afek Tounes und der Union Patriotique Libre mündete, vollzog sich nicht ohne Spannungen. Der 10. Parteitag, dessen groß inszenierte Auftaktveranstaltung in Tunis am 20. Mai 2016 stattfand und dessen Arbeitssitzungen in Hammamet bis 22. Mai 2016 fortgesetzt wurden, sollte deshalb hauptsächlich dazu dienen, diese Spannungen abzubauen. Die stärker ausgeprägte funktionale Trennung von Ennahda als politischer Partei und Ennahda als der Verbreitung des Islam verbundene Bewegung, die als Vereinigung an der zivilgesellschaftlichen Basis für die Ausbreitung der von Ennahda vertretenen Werte und Ideen sorgt, soll gemäß Beschluss auf dem Parteitag im Laufe des Sommers 2016 formal umgesetzt werden. Der Parteitag bestätigte erwartungsgemäß mit überwältigender Mehrheit Rachid Ghannouchi in seinem Amt als Parteipräsident. Das verabschiedete neue Statut Ennahdas erlaubt dem Präsidenten der Bewegung für das Amt des Parlamentspräsidenten, des Regierungschefs oder des Staatspräsidenten zu kandidieren.

			Ghannouchi drückte auf dem Parteitag seine Linie durch, so u. a. auch hinsichtlich der Befugnisse des an sich höchsten Gremiums der Ennahda-Bewegung, des Shura-Rats (Majlis al-shura). Die Delegierten sprachen sich in einer ersten Abstimmung für die direkte Wahl der Mitglieder des Exekutivbüros durch den Shura-Rat aus, womit die Befugnisse des Parteipräsidenten beschnitten worden wären. Nach Drohungen Ghannouchis, seine Kandidatur für die Parteipräsidentschaft zurückzuziehen, wenn keine andere Formel gefunden werde, einigten sich die Delegierten darauf, dass dem Parteipräsidenten das Vorschlagsrecht für die 33 Mitglieder des Exekutivbüros eingeräumt wird. Der Shura-Rat stimmt über die einzelnen Vorgeschlagenen ab; es ist die absolute Mehrheit erforderlich, damit die Aufnahme in das Exekutivbüro vom Rat abgesegnet ist. Dem Shura-Rat wurde zudem das Recht zugestanden, einzelnen Mitgliedern des Exekutivbüros oder dem Exekutivbüro insgesamt das Vertrauen zu entziehen.

			Die Frage des Umgangs mit Vertretern des alten Regimes ist ein weiterer zentraler Diskussionspunkt in der Partei. Während die radikalere Basis bislang eher für einen strikten Ausschluss der Vertreter des alten Regimes aus dem politischen Leben eintrat, plädiert die Parteiführung für einen konzilianten Kurs, um die Koalitionsfähigkeit Ennahdas zu erhalten. Die Partei sieht sich derzeit (noch) nicht imstande, ohne Koalitionspartner zu regieren; an der Regierung will sie auf jeden Fall beteiligt bleiben, da nur so der politische Einfluss gesichert werden kann.

			2.2. Andere Parteien mit dezidiert religiöser Referenz

			Neben Ennahda bestehen heute 15 bis 20 weitere Parteien, die in besonderer Weise die „islamische Identität“ Tunesiens betonen. Einige Gruppierungen verfügen wie Ennahda über eine zum Teil jahrelange Oppositionserfahrung unter dem alten Regime. Andere Gruppierungen gründeten sich erst nach dem Machtwechsel 2011.

			Abgesehen von der Betonung des Islam stellt sich die Gruppe heterogen dar. Unter den gemäßigten Parteien befinden sich in dieser Gruppe arabisch-nationalistische und wirtschaftsliberale Parteien, aber auch solche mit sozialdemokratischer Ausrichtung. An ihren extremeren Rändern im salafistischen Spektrum existieren klar antidemokratische und hinsichtlich ihrer Religionsinterpretation ultrakonservative Parteien. In vielen Fällen bestanden und bestehen enge persönliche Beziehungen zwischen den im Folgenden genannten Parteien und Ennahda. Gerade im salafistischen Spektrum sind die Beziehungen zu Ennahda sowohl von strategischer Annäherung als auch von periodischer Abgrenzung und Rivalität um die „Deutungshoheit“ des (politischen) Islam geprägt.

			Von der Partei CPR zur Partei „Bewegung Tunesien des Willens“

			Der CPR (Congrès pour la République/Kongress für die Republik) wurde am 25. Juli 2001 von einer Gruppe um Moncef Marzouki, dem ehemaligen Präsidenten der Tunesischen Liga für Menschenrechte (1989 bis 1994), gegründet. Die Partei wurde am 8. März 2011 legalisiert.

			Der CPR bildete bis zum Machtwechsel 2011 zunächst einen vor allem in der tunesischen Diaspora in Europa aktiven, programmatisch heterogenen Zusammenschluss von Sozialdemokraten und arabischen Nationalisten. Parteigründer Moncef Marzouki unterstrich in Interviews wiederholt den säkularen Charakter der Partei. Zugleich bildeten eine Reihe von CPR-Führungsmitgliedern wie u. a. Mohamed Abbou, Abderraouf Ayadi, Samir Ben Amor einen Ennahda nahestehenden Flügel.

			In der Phase des politischen Übergangs nach dem Sturz Präsident Ben Alis näherte sich der CPR weiter Ennahda an. Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung vom 23. Oktober 2011 erhielt der CPR 8,7 Prozent der Wählerstimmen und errang damit 29 der 217 Sitze. Der CPR und die kleinere Ettakatol-Partei erklärten sich zur Bildung einer Koalitionsregierung unter der Führung Ennahdas bereit.

			Nach Marzoukis Wahl zum Übergangspräsidenten am 12. Dezember 2011 wurde der CPR durch mehrere Abspaltungen geschwächt. Aufgrund von Äußerungen islamistisch-extremistischer Natur (u. a. Forderung nach der Verankerung des Jihad in der neuen Verfassung) wurde CPR-Generalsekretär Abderraouf Ayadi 2012 aus der Partei ausgeschlossen. Ayadi gründete daraufhin eine eigene Partei, die Bewegung Wafa (Treue). Im Februar 2013 trat Generalsekretär Mohamed Abbou ebenfalls aufgrund parteiinterner Differenzen aus dem CPR aus und rief die Partei Demokratische Strömung (Courant Démocratique) ins Leben. Zwei CPR-Abgeordnete, Abdelaziz Koti und Dhamir Manai, schlossen sich 2012 der neu gegründeten säkularen Sammlungsbewegung Nidaa Tounes an. Der CPR und seine Abspaltungen konnten bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 nicht mehr an den Erfolg von 2011 anknüpfen: CPR und Demokratische Strömung errangen mit jeweils zwei Prozent der Stimmen vier bzw. drei Mandate; die Bewegung Wafa blieb mit 0,7 Prozent der Stimmen ohne Mandate. Ursächlich hierfür dürfte das fehlende eigenständige Profil in der Troika-Regierung gewesen sein, ebenso wie die stärkere Polarisierung der Parteienlandschaft zwischen Ennahda und Nidaa Tounes.

			Im Präsidentschaftswahlkampf 2014, der stark vom Gegensatz zwischen Säkularen und Islamisten und der Terrorismusgefahr geprägt war, umwarb Moncef Marzouki das islamistische Wählerpotential und suchte selbst den Schulterschluss mit radikalen Salafisten. Die radikalen Salafisten, so das Argument Marzoukis, sollten auf diese Weise in das demokratische System integriert werden. Die Ennahda-Partei, die offiziell keinen Präsidentschaftskandidaten aufstellte, half Marzouki, Wähler auf lokaler Ebene überall im Land zu mobilisieren.19 Jene 1,1 Millionen Stimmen (33 Prozent), die Marzouki im ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen vom 23. November 2014 auf sich vereinte, entsprachen quantitativ und von der regionalen Konzentration her den Stimmen, die Ennahda, der CPR und die Partei Demokratische Strömung vorher bei den Parlamentswahlen errungen hatten. In der Stichwahl gegen den Nidaa-Tounes-Präsidentschaftskandidaten Béji Caid Essebsi am 21. Dezember 2014, in der Marzouki zusätzlich den Gegensatz „Nord-Süd“ betonte, konnte Marzouki 1,4 Millionen Stimmen (44 Prozent) mobilisieren.

			Bereits unmittelbar nach dem zweiten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen kündigte Marzouki die Gründung einer neuen Sammlungsbewegung an. Im Dezember 2015 traten CPR-Kader der neuen, von Moncef Marzouki initiierten Sammlungsbewegung Tounes Al-Irada (Harak tunis al-irada/Bewegung Tunesien des Willens) bei. Die von Marzouki betriebene Fusion beider Parteien über den Weg der Selbstauflösung des CPR rief jedoch den Widerstand einer Minderheit von CPR-Kadern hervor.20 Es ist fraglich, ob es der neu gegründeten Bewegung in künftigen Wahlen ohne die Unterstützung durch Ennahda gelingen kann, an den Achtungserfolg von Marzouki bei den Präsidentschaftswahlen 2014 anzuknüpfen. Inhaltlich dürfte die Partei versuchen, sich als Sammelbecken sozial benachteiligter Wähler zu positionieren. Auch Themen wie die Aufarbeitung der Vergangenheit und die dauerhafte Ausgrenzung der ehemaligen Eliten des Ben-Ali-Regimes, für die der CPR bzw. Marzouki in der Vergangenheit deutlicher als Ennahda plädierte, dürften weiterhin zentral sein.

			Von der Volkspetition zur Partei Strömung der Liebe

			Die Partei Strömung der Liebe (Courant de l’Amour/Tayyar al-mahabba) ging 2013 aus der Volkspetition für Freiheit, Gerechtigkeit und Entwicklung (kurz: Volkspetition)21 hervor. Das gute Abschneiden der Volkspetition gehörte zu den großen Überraschungen der Wahlen vom 23. Oktober 2011. Mit einem populistischen, auf die Erwartungen ärmerer Wählerschichten im Landesinnern zugeschnittenen Wahlkampf errangen die unabhängigen Listen der Volkspetition landesweit 6,7 Prozent der Stimmen. Die Volkspetition hatte u. a. die Einführung eines kostenlosen Gesundheitssystems und eine Arbeitslosenunterstützung von 200 Tunesischen Dinar (circa 100 Euro/2011) im Monat gefordert. Mit 26 Mandaten wurde die Volkspetition drittstärkste Kraft in der Verfassunggebenden Versammlung hinter Ennahda und CPR. Der Erfolg der Volkspetition war nicht vom finanziellen Engagement und den publizistischen Möglichkeiten ihres Initiators zu trennen, dem Millionär Hechmi Hamdi. Hamdi, der sich selbst als „linken Islamisten“ bezeichnet, lebt seit 1989 im Londoner Exil. Er war in den 1980er Jahren Mitglied der Bewegung der islamischen Tendenz, aus der Ennahda hervorging, bevor er sich später mit der Exilführung Ennahdas überwarf. Seit etwa 2001 näherte sich Hamdi dem alten Regime an und plädierte vor den Präsidentschaftswahlen von 2004 für die neuerliche Kandidatur von Präsident Ben Ali. 1999 gründete Hamdi in London den Fernsehsender Al-Moustaqilla (Der Unabhängige), der ihm bis heute einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf die Wählermeinung in Tunesien sichert.

			Nach den Wahlen 2011 spaltete sich die Fraktion der Volkspetition im Parlament. Der kleinere Teil ihrer Abgeordneten fand sich ab 2013 in der Strömung der Liebe zusammen. Bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 errang die neue Partei jedoch lediglich 1,2 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen und erhielt zwei Mandate.22 Abgesehen von der überstürzten Neuaufstellung der Partei kann dieser Misserfolg auch darauf zurückgeführt werden, dass der Wahlkampf 2014 v. a. durch den Antagonismus zwischen Ennahda und Nidaa Tounes geprägt war. Nicht zuletzt erwuchs der Partei mit der Union Patriotique Libre v. a. in den ärmeren Stadtvierteln der Großstädte eine Konkurrenz.

			Die Strömung der Liebe verfolgt wie vorher die Volkspetition eine klar islamistische Agenda. Hechmi Hamdi kritisierte ab 2012 Ennahda für ihren Verzicht auf die Integration der Scharia in die neue tunesische Verfassung. Die Abgeordneten der Partei Hamdis gehörten zu den wenigen, die am 26. Januar 2014 beinahe geschlossen gegen die neue Verfassung stimmten.23 Weiterhin argumentiert die Strömung der Liebe wie ihre Vorgängerorganisation linkspopulistisch und tritt für eine aktive Rolle des Staates in der Wirtschaft ein.

			Jenseits ihrer (links-)islamistischen Ausrichtung ist die Strömung der Liebe bislang die einzige politische Kraft des Landes, die sich dezidiert als in den strukturschwachen Regionen des Landesinneren verankerte Organisation präsentiert. Hiervon kann die Partei trotz ihres schwachen Abschneidens bei den Parlamentswahlen 2014 in Zukunft v. a. in ihren Kernregionen Sidi Bouzid, Kairouan und Siliana profitieren. Das gute Abschneiden des Parteigründers Hechmi Hamdi, der im ersten Gang der tunesischen Präsidentschaftswahl 2014 5,7 Prozent der Stimmen gewann, zeigt außerdem, dass der begabte Populist Hamdi jenseits der engeren Anhängerschaft der Partei Wähler mobilisieren kann. Hamdi sucht weiterhin eine Position in der politischen Landschaft Tunesiens: Ende des Jahres 2015 schwankte Hamdi wechselweise zwischen der Forderung nach einer Allparteienregierung und der nach vorgezogenen Wahlen. In jüngerer Zeit trat Hechmi Hamdi darüber hinaus mit antischiitischen Äußerungen hervor.24

			Islamistische Kleinstparteien

			Eine Reihe von zehn bis fünfzehn Kleinstparteien und Gruppierungen können ebenfalls dem islamistischen Spektrum zugerechnet werden. Den meisten Kleinstparteien fällt allenfalls lokale Bedeutung zu. Personell sind sie oft Ennahda verbunden bzw. teils aus ihr hervorgegangen oder sie stehen in Konkurrenz zu Ennahda.

			Diese Splittergruppen manifestierten sich mit wenigen Ausnahmen in erster Linie durch ihre Wahlteilnahme. Sie gewannen bei den Wahlen vom 23. Oktober 2011 zusammen etwa 76.000 Stimmen (1,9 Prozent).25 2014 fielen den islamistischen Kleinstparteien etwa 50.000 Stimmen (1,3 Prozent) zu; angetreten waren 2014: Partei El Amen (Hizb al-iman/Partei des Glaubens), Partei Volkspetition (Parti de la Pétition Populaire; sie ist nicht zu verwechseln mit der Partei Strömung der Liebe), Parti de la Réforme et du Développement (Partei Reform und Entwicklung), Parti de la Construction Nationale (Partei des nationalen Aufbaus), Parti de l’Équité et du Développement (Hizb al-adala wa al-tanmiya/Partei der ausgleichenden Gerechtigkeit und Entwicklung), Parti de la Justice et du Développement (Hizb al-adl wa al-tanmiya/Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung), Mouvement Démocratique pour la Réforme et de l’Édification (Demokratische Bewegung für Reform und Aufbau), Mouvement de la Jeunesse Nationale Tunisienne (Bewegung der nationalen tunesischen Jugend), Parti de l’Ouverture et de la Fidélité (Partei der Öffnung und der Treue), Parti Al-Nour pour la Démocratie et le Développement (Partei des Lichts für Demokratie und Entwicklung), Parti Islamique Tunisien (Islamische Partei Tunesiens), Parti de la Dignité et de l’Égalité (Partei Würde und Gleichheit), Parti Tunisien de la Nation (Tunesische Partei der Nation), Parti Tounes Zitouna26 (Partei Ölbaum Tunesien).

			Eine Reihe von lokalen Listen, die Namensbestandteile enthalten, die eine islamistische oder salafistische Nähe signalisieren wie beispielsweise „karama“ (Würde), „asala“ (Authentizität), „nur“ (Licht), „iman“ (Glaube), „islah“ (Reform), „bina“ (Aufbau, Errichtung), „rafah“ (Prosperität), waren ebenfalls dem islamistischen Spektrum zuzurechnen.

			Salafistische Parteien

			Die exakte Abgrenzung salafistischer Gruppen von anderen islamistischen Gruppierungen ist schwierig, weil die Übergänge fließend sind und letztlich alle Islamisten für die Einführung der Scharia plädieren. Salafistische Gruppierungen lehnen vom Prinzip her die Demokratie und damit einhergehende Konzepte wie Volkssouveränität, Wahlen und Parteien ab. Sie treten stattdessen für eine Organisation des Gemeinwesens entsprechend der – letztlich konstruierten – Vorstellung einer islamischen Urgemeinde und ein Kalifat ein; dies entspricht auch dem Ziel des tunesischen Zweigs der Befreiungspartei (Hizb al-tahrir),27 die enge Beziehungen zu den insbesondere seit 2011 in der Öffentlichkeit aktiv gewordenen salafistischen Vereinigungen und Parteien unterhält.

			Trotz der Ablehnung eines demokratischen Systems strebte die Befreiungspartei und ein Teil der tunesischen salafistischen Bewegung seit 2011 die Anerkennung als Partei an. 2011 verweigerte die Übergangsregierung unter Béji Caid Essebsi der Befreiungspartei und anderen salafistischen Organisationen die Zulassung als Partei unter Verweis auf die in ihren Statuten formulierte antirepublikanische und einseitig religiöse Orientierung.28 Nach dem Regierungsantritt der Troika-Regierung registrierten sich die genannten Organisationen als Partei auf der Grundlage des von der Troika-Regierung verabschiedeten liberaleren Dekrets zur Regelung der Parteizulassung vom 24. September 2011.29

			Die Befreiungspartei baute seit 2011 ihre Öffentlichkeitsarbeit in Tunesien aus und ist äußerst präsent.30 In der öffentlichen Wahrnehmung wird die Partei hauptsächlich mit ihrem Sprecher Ridha Belhadj assoziiert. Die Organisation wurde in Tunesien 1973 als Sektion der in den 1950er Jahren in Saudi-Arabien und Jordanien gegründeten Mutterorganisation aufgebaut. Demokratie und Pluralismus werden als „unislamisch“ abgelehnt; die Errichtung eines Kalifats sowie die Einführung der Scharia werden öffentlich propagiert. Entsprechend ihrer Ablehnung der Demokratie warben Vertreter der Partei vor den Parlamentswahlen 2014 in einigen Regionen für einen Wahlboykott. Die Partei kritisiert überdies den Kapitalismus und plädiert für die Abkehr vom Tourismus und ausländischen Investitionen. Mit Blick auf die Position der Frau lehnt die Partei das Personalstatut vom August 1956 ab, das den Tunesierinnen eine im regionalen Vergleich unerreichte Fülle an Rechten einräumt. Im Unterschied zu den 1980er Jahren verfolgt die Befreiungspartei ihre Ziele seither auf friedlichem Wege.

			Auch wenn zwischen der Befreiungspartei ideologische Überschneidungen zumindest mit Teilen von Ennahda bestehen, grenzte sie sich in den letzten Jahren von Ennahda ab. Im Frühjahr 2012 warf die Befreiungspartei der Troika-Regierung Opportunismus gegenüber den „kolonialistischen“ und „ungläubigen“ Europäern und den USA vor und kritisierte, dass sich Ennahda nicht entschiedener für eine Stärkung des Islam im Alltag engagiere. Die Befreiungspartei lehnte vehement das Vorgehen des am 6. Februar 2015 neu eingesetzten Religionsministers Othman Battikh gegen selbsternannte salafistische Imame und generell gegen Imame, die wie der Imam Ridha Jaouadi in Sfax radikale (salafistische) Positionen vertreten, ab. In einem Kommuniqué vom 27. Oktober 2015 nannte die Befreiungspartei die Absetzung des Imams der Moschee Sidi Lakhmi in Sfax, Ridha Jaouadi, eine „Kriegserklärung an den Islam“. In der Folge kündigte die Regierung von Premierminister Essid am 28. Oktober 2015 an, ein Verbotsverfahren wegen Angriffs auf die Staatssicherheit und Aufrufs zur Gewalt gegen die Befreiungspartei einzuleiten.31 Zu einem entsprechenden Verfahren kam es in der ersten Jahreshälfte 2016 allerdings nicht. Der vierte jährliche Kongress der Partei, geplant für den 4. Juli 2016 in Tunis, wurde vom Innenminister verboten. Die Befreiungspartei ging vor Gericht und hatte Erfolg; das Verwaltungsgericht entschied zugunsten der Partei, dennoch verhinderte der Gouverneur von Tunis das Betreten des geplanten Veranstaltungsortes und das Treffen kam nicht zustande.

			Zu den salafistischen Parteien, die sich ab 2012 unter den erleichterten Bedingungen offiziell registrieren ließen, zählen die Reformfront (Front de la Réforme/Jabhat al-islah), die Partei Al-Rahma (Barmherzigkeit), die Partei der Authentizität (Parti de l’Authenticité/Hizb al-asala) und die Partei Tounes Zitouna (Ölbaum Tunesien).32 Mit Ausnahme der Partei Tounes Zitouna und der Partei der Authentizität nahmen die Parteien entsprechend ihrer salafistischen Ideologie an den Parlamentswahlen 2014 nicht teil.33 Sie mobilisieren zahlenmäßig und lokal sehr begrenzte Teile jener ultrakonservativen salafistischen Szene, die im Unterschied zu den salafistisch-jihadistischen Gruppen den Staat nicht mit Waffen bekämpfen. In einigen Fällen bestehen persönliche Beziehungen zwischen den genannten salafistischen Parteien und Ennahda.34 Rachid Ghannouchi soll 2012 Teile der Salafisten ermutigt haben, sich in Form von Parteien zu organisieren und innerhalb des politischen Systems zu agieren.35

			2.3. Der Aufschwung einer „islamistischen Zivilgesellschaft“ seit 2011

			Seit Januar 2011 erlebte die tunesische Zivilgesellschaft einen fulminanten Aufstieg, sowohl was ihre Handlungsfreiheit als auch die gesellschaftliche und politische Bedeutung ihrer Aktivitäten angeht.36 Die Legalisierung von Tausenden von Vereinigungen spiegelte beeindruckend die Pluralisierung des öffentlichen Lebens, ja die Aneignung des öffentlichen Raums durch die Zivilgesellschaft wider.37 Im Zuge dieser Entwicklung entstand auch eine nunmehr legal operierende, eng mit der Ennahda-Partei verflochtene „islamistische Zivilgesellschaft“. Deren Aufstieg war Folge wie Vorbedingung für den Aufstieg von Ennahda zur bestorganisierten politischen Organisation Tunesiens. Parallel zu dieser legal operierenden islamistischen Zivilgesellschaft entstanden nach 2011 illegale, milizartig organisierte und gewalttätige Gruppierungen. Vom Aufkommen dieser Gruppierungen, die von der Duldung durch die Troika-Regierung ab 2011 profitierten, führt eine direkte Linie zum Aufschwung des Terrorismus ab 2013.

			Die Einschätzung der islamistischen Zivilgesellschaft für die politische Entwicklung des Landes bleibt mehrdeutig und ist selbst Gegenstand ideologisch motivierter Diskussionen. Säkulare politische Organisationen beklagen die enge Verbindung zwischen der islamistischen Zivilgesellschaft und Ennahda. In dieser Wahrnehmung verzerrt diese Verbindung den politischen Wettbewerb zugunsten von Ennahda; die islamistische Zivilgesellschaft sei demnach letztlich Teil eines von Ennahda gesteuerten Plans und diene der reaktionären (islamistischen) Durchdringung der tunesischen Gesellschaft. Kritisch zu bewerten sind tatsächlich die teilweise unklaren finanziellen und logistischen Beziehungen zwischen Ennahda und den ihr nahestehenden Vereinigungen, andererseits die zum Teil engen Beziehungen, die zwischen legalen islamistischen Vereinigungen und illegalen, radikal-islamistischen bis hin zu im bewaffneten Kampf aktiven jihadistischen Gruppen bestanden und bestehen. Andererseits erfüllen Ennahda nahestehende Vereinigungen, etwa im Menschenrechtsbereich, auch Brückenfunktionen hin zu säkularen Vereinigungen. Die Polarisierung der tunesischen Zivilgesellschaft in einen säkularen und einen islamistischen Flügel, die aktuell stark die politische Kultur und die Konsolidierungschancen eines demokratischen Systems in Tunesien belastet, könnte daher mittelfristig an Bedeutung verlieren.

			Die enge Verzahnung zwischen Zivilgesellschaft und Ennahda förderte seit 2011 wesentlich die politische Durchschlagskraft der islamistischen Bewegung. Die schwierige Erfahrung der Troika-Regierung, das Erstarken jihadistischer terroristischer Gruppen ab 2013 und schließlich die politische Allianz mit der Partei Nidaa Tounes seit Januar 2015 haben dazu geführt, dass Ennahda die enge Verzahnung politischer und gesellschaftlicher, missionarischer Aktivitäten formal überdenkt. Die stärkere formal-funktionale Unterscheidung zwischen Ennahda als „Partei“ und Ennahda als „Bewegung“ mit dem Ziel „Mission“ (des politischen Islam) wurde demzufolge eines der zentralen Themen auf dem 10. Parteitag im Mai 2016 und soll deswegen in eine funktional-organisatorische Trennung der Aufgabenbereiche münden.

			Islamistische Verbände und Vereinigungen

			Die politische Aktion von islamistischen Parteien, insbesondere von Ennahda, wird von einem dichten Netz von Vereinigungen, Stiftungen und lokalen Wohltätigkeitsorganisationen flankiert. Es sind Hunderte mit Zehntausenden Mitgliedern und einer Vielfalt an Rekrutierungsmustern, Aktivitäten und Zielen. Sie organisieren und mobilisieren der islamistischen Bewegung nahestehende Aktivisten in allen Landesteilen; sie tragen die spezifischen Werte des politischen Islam in die Gesellschaft und wirken als Transmissionsriemen in bestimmte Berufsgruppen hinein.

			Die Liberalisierung des öffentlichen Raums nach dem 14. Januar 2011 erlaubte Ennahda vereinzelt, an gesellschaftliche Einflusskanäle der 1980er Jahre anzuknüpfen. Parallel zum Aufstieg der islamistischen Bewegung in den 1980er Jahren wirkte ab 1985 die islamistisch orientierte Union Générale Tunisienne des Étudiants (UGTE; Allgemeine tunesische Studentenunion) auf die politisch aufgewühlte Studentenschaft jener Jahre ein. Während der kurzen Liberalisierungsphase nach dem Machtantritt von Präsident Ben Ali am 7. November 1987 wurde die UGTE zugelassen, um 1991 unter dem Vorwurf, zur Vorbereitung eines politischen Umsturzes Waffen gehortet zu haben, wieder verboten zu werden. Insbesondere die jüngere Generation von Ennahda-Führungskräften wie beispielsweise Samir Dilou, Abdelkrim Hamrouni und Abdellatif Mekki, aber auch Samir Ben Amor von der Partei CPR, durchliefen einen Teil ihrer politischen Sozialisierung in der UGTE. Seit 2011 spielt die wieder zugelassene UGTE, die im März 2015 ihren sechsten Kongress abhielt, eine bedeutende Rolle im universitären Bereich, wenngleich sie nicht die dominante studentische Organisation ist und einen starken Konkurrenten in der linksgerichteten Union Générale des Étudiants Tunisiens (UGET; Generalunion tunesischer Studenten) hat.

			In der Gewerkschaftsbewegung versuchte Ennahda nach 2011 bislang mit geringem Erfolg Fuß zu fassen. Damit entglitt der Partei zugleich einer der mächtigsten und mobilisierungskräftigsten Bereiche zivilgesellschaftlichen Engagements. Am 26. August 2013 konstituierte sich eine Dissidenzbewegung innerhalb des eher links stehenden Gewerkschaftsverbands Union Générale des Travailleurs Tunisiens (UGTT; Generalunion tunesischer Arbeiter) als Organisation Tunisienne du Travail (OTT; Tunesische Organisation der Arbeit). Diese Fraktion hatte seit Ende 2011 vehement die ablehnende Haltung der UGTT gegenüber der Regierung der Troika kritisiert. Ab 2013 näherte sich die OTT unter ihrem Generalsekretär Lasaad Abid den milizartig strukturierten Ligen zum Schutz der Revolution an. Der Einfluss der OTT in der gewerkschaftlichen Bewegung reicht bei weitem nicht an den Einfluss der UGTT heran. Seit 2014 machen eher Spartengewerkschaften innerhalb der OTT von sich reden, etwa jene der ultrakonservativen und der islamistischen Bewegung nahestehenden bzw. zuzurechnenden Imame. Diese kritisierten insbesondere Religionsminister Othman Battikh und seinen 2015 eingeleiteten Kurs zur strengeren Kontrolle der Predigten und der Aktivitäten an den Moscheen. Mit der Absetzung Battikhs als Religionsminister im Januar 2016 war eine ihrer Forderungen erfüllt worden.

			Seit 2011 bestanden zum Teil Parallelen zwischen den angekündigten Zielen von Vereinigungen der islamistischen Zivilgesellschaft und jenen anderer parteipolitischer Ausrichtung. Dies galt insbesondere in den Bereichen Demokratieförderung und Menschenrechte. 2011 stellten die Ennahda nahestehenden Vereinigungen Chahed (Augenzeuge) und Oufiya (Wort halten) zusammen 2.000 von 13.800 insgesamt auf nationaler Ebene akkreditierten Wahlbeobachtern. Bei den Wahlen 2014 stellten weitere islamistische Vereinigungen mit Nähe zu Ennahda Wahlbeobachter auf wie u. a. die netzwerkartig strukturierte Vereinigung „Ziviler Pol“ (s. u.). Mit Blick auf die geplante Dezentralisierung, die 2017 durch die Abhaltung von Kommunalwahlen konkretisiert werden soll, engagiert sich die im März 2015 gegründete Beobachtungsstelle für die Arbeit in Stadtverwaltungen und Stadtplanung (Observatoire National du Travail Municipal et de la Planification Urbaine) unter ihrem Präsidenten Skander Rekik, der 2011 eine nicht sehr erfolgreiche islamistische Partei gegründet hatte, auf lokaler Ebene für die Wahrung islamistischer Interessen.

			Unter den der islamistischen Bewegung nahestehenden Diskussionsplattformen nimmt das „links-islamistische“ Forum Jahedh eine Sonderstellung ein. Das 1990 durch den Ennahda-Dissidenten Salaheddine Jourchi gegründete Institut profilierte sich als ein islamistischen Positionen nahestehendes, jedoch unabhängig von Ennahda agierendes Forum zur Diskussion über die aktuellen Herausforderungen der islamischen Welt. Jourchi wurde am 26. Februar 2016 von Staatspräsident Essebsi in das Höchste Komitee für Menschenrechte und Freiheiten (Comité Supérieur des Droits de l’Homme et des Libertés Fondamentales) berufen.38

			Der 2013 gegründete Zivile Pol für Entwicklung und Menschenrechte (Pôle Civil pour le Développement et les Droits de l’Homme) gewann zunehmend an Bedeutung. Der „Pol“ widmet sich nach eigenen Angaben vor allem dem Schutz der Menschenrechte und der Förderung der lokalen Demokratie. Geleitet wird das Netzwerk von mehreren Hundert in allen Regionen des Landes aktiven lokalen Vereinigungen von der Ennahda-Abgeordneten Jamila Ksiksi Debbech. Der „Pol“ stellt auf lokaler Ebene ein nicht zu vernachlässigendes Instrument der Mobilisierung und Heranführung jüngerer Menschen an Ennahda dar. Vor den Wahlen 2014, insbesondere vor den Präsidentschaftswahlen vom 23. November 2014, rief der „Pol“ massiv zur Stimmabgabe auf. Die etwa 3.500 Wahlbeobachter aus den Reihen des „Pol“ von insgesamt rund 30.000 akkreditierten nationalen Beobachtern bei den Präsidentschaftswahlen 2014 unterstreichen das Mobilisierungspotential des Netzwerks auf lokaler Ebene.39

			Im Bereich der Demokratieförderung und Menschenrechte deutet sich in jüngerer Zeit eine Annäherung zwischen Teilen der islamistischen und der restlichen Zivilgesellschaft an. Gespräche mit Vereinigungen, die seit 2011 in diesem Bereich vor allem unter Jugendlichen landesweit tätig waren, legen nahe, dass Berührungsängste in der Zusammenarbeit zwischen jüngeren Kadern und gemäßigten Sympathisanten von Ennahda an Bedeutung verlieren.40 Seit Ende 2014 mahnten bei mehreren Gelegenheiten sowohl säkulare als auch den Islamisten nahestehende Vereinigungen Verbesserungen der Menschenrechtslage insbesondere im Strafvollzug an, die sich im Zusammenhang mit der Bekämpfung terroristischer Gruppen verschlechtert hatte. Zu diesen Organisationen gehörten eher links und säkular orientierte Menschenrechtsgruppen wie die Ligue Tunisienne des Droits de l’Homme (LTDH; Tunesische Liga der Menschenrechte) und die Association Tunisienne des Femmes Démocrates (ATFD; Tunesische Vereinigung demokratischer Frauen),41 aber auch die Ennahda nahestehenden Vereinigungen Chahed (Augenzeuge), Insaf (Gerechtigkeit), die Association pour la Justice et la Réhabilitation (AJR; Vereinigung für Gerechtigkeit und Rehabilitierung), die Association El Karama pour les Prisonniers Politiques (Vereinigung „Würde“ für politische Gefangene), die Organisation Tunisienne de Réformes Pénales et Sécuritaires (Tunesische Organisation für Reformen des Strafrechts und des Sicherheitssektors) oder die Vereinigung Liberté et Équité (Freiheit und ausgleichende Gerechtigkeit).

			Islamistische lokale Wohltätigkeits- und Entwicklungsorganisationen

			In der Tradition der Muslimbruderschaft setzte Ennahda bei der Ausweitung ihres gesellschaftlichen Einflusses seit 2011 auf den Aufbau eines Netzes von Wohltätigkeitsvereinigungen (jam‘iyat khairiya) und Entwicklungsvereinigungen (jam‘iyat al-tanmiya); diese beiden Kategorien zusammen bilden seit 2011 die größte Einzelgruppe unter den neu registrierten Vereinigungen. Ihre Gesamtzahl belief sich Mitte 2015 auf etwa 4.000, das sind 22,3 Prozent der legalen Vereinigungen.42 Viele dieser Vereinigungen entstanden im Umfeld von Moscheen, wo sie teilweise soziale Dienstleistungen wie Kindergärten oder Einrichtungen zur Unterstützung von Schülern anbieten.

			Aus demokratietheoretischer Sicht erwies sich der Aufschwung der Wohltätigkeitsvereinigungen seit 2011 in mehrfacher Hinsicht als problematisch. Die Organisationen sicherten in vielen Regionen des Landes einer ultrakonservativen, kaum mit den Prinzipien der Demokratie zu vereinbarenden Ausrichtung des Islam eine dominante Position im öffentlichen Raum. Angesichts der organisatorischen Schwäche konkurrierender politischer Partien sicherten diese Vereinigungen der Ennahda-Partei seit 2011 einen strukturellen politischen Wettbewerbsvorteil. Vor den Wahlen von 2011 und 2014 trugen sie u. a. zur Mobilisierung der Bevölkerung für die islamistische Bewegung bei. Schwierig nachweisbar ist der Vorwurf, dass Wohltätigkeitsvereinigungen vor den Wahlen 2011 und 2014 Stimmenkauf zugunsten von Ennahda betrieben hätten.

			Wohltätigkeitsvereinigungen trugen seit 2011 zur Aushöhlung der Autorität des tunesischen Staates bei, etwa durch die Einrichtung von extralegalen Bildungseinrichtungen (Kindergärten und Koranschulen) und durch die Übernahme von Moscheen durch selbsternannte Prediger. Besonders schwer wiegt der heute vielfach von Experten untermauerte Vorwurf, einzelne Wohltätigkeitsvereinigungen hätten zur Etablierung von Rekrutierungsnetzwerken für den internationalen Terrorismus beigetragen.43 Die Regierung des parteipolitisch unabhängigen Premierministers Mehdi Jomaa (29. Januar 2014 bis 6. Februar 2015) sollte gegen diese Wohltätigkeitsorganisationen vorgehen; am 18. August 2014 verfügte die Regierung Jomaa den vorübergehenden Stopp der Aktivitäten von 157 insbesondere salafistischen Wohltätigkeitsvereinigungen in mehreren Landesteilen; zur Umsetzung kam es nicht: Kamel Jendoubi, der zuständige Minister für die Beziehungen zu den Verfassungsinstanzen, der Zivilgesellschaft und den Menschenrechtsorganisationen, wies erneut im April 2016 auf das dringend zu lösende Problem der „über 157 Vereinigungen“ hin, die unter dem Verdacht stehen, Beziehungen zu terroristischen Gruppen zu unterhalten.

			Salafistische Predigtorganisationen

			Eine Reihe von salafistischen, formal Gewalt ablehnenden Gruppen versuchten nach 2011 die öffentliche Meinung im Sinne ihrer ultrakonservativen Lesart des Islam zu beeinflussen. Für diese Gruppen ist typisch, dass sie um einzelne Prediger entstanden. Diese Gruppen bzw. ihre Prediger treten meist mit provokativen Forderungen zur Umgestaltung der tunesischen Gesellschaft an die Öffentlichkeit. Beispiele für solche Vereinigungen sind die Zentristische Vereinigung für Sensibilisierung und Reform, die Tunesische Front der islamischen Vereinigungen, die Vereinigung für Altruismus und die Verbreitung des Islam oder die Vereinigung Haus des Friedens für wohltätige Zwecke und Scharia-Studien. Ein den Salafisten nahestehendes Ennahda–Führungsmitglied, der ehemalige Religionsminister unter der Troika-Regierung, Noureddine Khademi, bekannt für seine Nähe zu salafistischen Positionen, präsidiert eine von ihm neu gegründete und am 1. März 2016 zugelassene Vereinigung, die sich Tunesisches internationales Zentrum für die Ziele der Scharia und der Wahrheitsdoktrin (Centre Tunisien et International des Objectifs de la Charia et de la Doctrine de la Réalité) nennt und sich der Verbreitung der Scharia widmen will.

			Illegale und gewalttätige islamistische Gruppen

			Ab Sommer 2011 wurde die politische und gesellschaftliche Atmosphäre durch Übergriffe gewalttätiger Gruppen auf Angehörige der politischen Opposition und Gewerkschafter belastet. Es wurde deutlich, dass diese Gruppen Ennahda nahestanden und die Regierung der Troika diese Gruppen zumindest tolerierte. Erst unter dem wachsenden Druck der Opposition und der Zivilgesellschaft nach den politischen Morden an Chokri Belaid (6. Februar 2013) und Mohamed Brahmi (25. Juli 2013) ging die Regierung Ali Laarayedh ab Sommer 2013 vereinzelt härter gegen diese Gruppen vor.

			Ligen zum Schutz der Revolution

			Eine erste Gruppe illegaler Vereinigungen, die Ligen zum Schutz der Revolution (Ligues de Protection de la Révolution), ging ursprünglich aus den Nachbarschaftskomitees hervor, die sich nach dem Machtwechsel am 14. Januar 2011 bildeten. Die Ligen, die sich im Laufe des Jahres 2012 zum Teil in der Nationalen Liga zum Schutz der Revolution organisierten, griffen zunehmend als Schlägertruppe innenpolitische Gegner der Regierungspartei Ennahda an. Zu diesen Gegnern zählten insbesondere die Gewerkschaft UGTT. Die Ligen zum Schutz der Revolution werden auch mit der Ermordung von Lotfi Nagdh, dem Koordinator der Partei Nidaa Tounes in Tataouine, am 18. Oktober 2012 in Verbindung gebracht. Das Verwaltungsgericht Tunis suspendierte am 12. März 2013 in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Dekrets 2011–88 die Aktivitäten der Dachorganisation für einen Monat.44 Die Entscheidung wurde jedoch unter der Regierung der Troika nicht durchgesetzt. Die Regierung von Premierminister Mehdi Jomaa strengte die Auflösung der Ligen durch das Verwaltungsgericht Tunis an; ein entsprechendes Urteil erging auch am 26. Mai 2014. Es bleibt jedoch angesichts einer erneut am 30. Mai 2015 organisierten Protestaktion der Ligen fraglich, wie wirksam dieses Urteil ist und ob es nicht eher aus Selbstschutz zu einer nur vorübergehenden Einstellung von besonders öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten kam.

			Jihadistische Salafisten

			Trotz seines effektiven Unterdrückungsapparats war das Regime von Präsident Ben Ali nicht völlig vor den Angriffen radikal-islamistischer Gruppen gefeit. Dies zeigte die Aufdeckung der sogenannten Soliman-Gruppe Anfang 2007. Im Januar 2011 umfasste die salafistische Szene zwischen 6.000 bis 12.000 Personen; nach dem Machtwechsel profitierten um 1.800 Personen von der am 18. Februar 2011 verkündeten Generalamnestie. Davon gehörten nach Expertenmeinung zunächst wenige Dutzend Personen jener radikalen salafistischen Strömung an, die auf den Sturz des tunesischen Staates hinarbeitet und sich dem bewaffneten Kampf verschrieben hat.45 Diese jihadistischen Salafisten organisierten sich in einer Vielzahl von Gruppen ohne eine zentralisierte, landesweite Organisation. Sie rekrutieren ihre Mitglieder vor allem in den sozialen Problembezirken der Großräume Tunis und Sfax unter jungen Männern im Alter zwischen siebzehn und dreißig Jahren. Oft in prekären wirtschaftlichen Verhältnissen lebend, sind diese leicht manipulierbar und unterliegen in ihren Gruppen vielfach einer „Gehirnwäsche“ mit Blick auf die Übernahme einfacher und schematischer Glaubenssätze. Weitere lokale Zentren salafistischer Aktivität bestehen in den Regionen Bizerte, Kebili, Sidi Bouzid und Tataouine. Die in der Folge bekannteste unter den jihadistischen Gruppierungen, die Ansar al-sharia (Anhänger der Scharia),46 wurde im April 2011 gegründet. Der Führer der nicht legalisierten, aber zeitweise geduldeten salafistischen Vereinigung war der 1965 geborene Seifallah Ben Hassine (alias Abou Iyadh). Dieser war in den 1990er Jahren Mitglied des bewaffneten Arms von Ennahda und in den 2000er Jahren u. a. im Umfeld von Al-Qaida in Afghanistan aktiv. Ben Hassine soll nach bislang unbestätigten Berichten am 14. Juni 2015 in Libyen bei einem US-amerikanischen Luftangriff ums Leben gekommen sein.

			Ansar al-sharia und andere Gewalt propagierende Gruppe prägten ab 2011 zunächst mit provozierenden öffentlichen Aktionen das öffentliche Leben Tunesiens und machten lautstark auf ihre rückwärtsgewandte, Gewalt bejahende Deutung des Islam aufmerksam. Zu diesen Aktionen gehörten Störungen des öffentlichen Lebens und von kulturellen Veranstaltungen, die als „unislamisch“ proklamiert wurden, ferner Demonstrationen und Sit-ins, die Bedrohung von Journalisten und Intellektuellen und die Terrorisierung einzelner Städte und Stadtviertel. Unter der Vielzahl von Aktionen im Zeitraum 2011 bis 2013 ragt u. a. die zeitweise Besetzung der geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität Manouba im Februar 2012 oder der Angriff auf die US-Botschaft am 12. September 2012 heraus. Eine Großveranstaltung von Ansar al-sharia im Mai 2012 in Kairouan versammelte mehrere Tausend Anhänger. Mehrere Hundert der etwa 5.000 Moscheen des Landes wurden durch gewaltbereite Salafisten „übernommen“ und salafistische Prediger ohne gesetzliche Grundlage eingesetzt.

			Trotz des Aufschwungs jihadistischer Gruppen traf die Ideologie in der tunesischen Mehrheitsgesellschaft insgesamt auf geringen Widerhall. Hier hat die relativ tolerante religiöse Tradition des Landes zu einer gewissen Immunisierung der Bevölkerung gegenüber einem radikal-islamistischen Diskurs geführt. Auch konservativ-religiöse Milieus scheinen weitgehend immun gegen salafistische Gruppen zu sein. Die gesellschaftliche und politische Durchschlagskraft, die jihadistisch-salafistische Gruppen gleichwohl seit 2011 entwickeln konnten, hängt neben dem Unzufriedenheitspotential marginalisierter Bevölkerungsgruppen in der Peripherie der Städte damit zusammen, dass die konsensorientierte tunesische Gesellschaft über keine ausgeprägte Tradition der Zivilcourage und des zivilen Widerstands verfügt. Sie weist damit wenig Widerstandskräfte gegen sehr entschieden agitierende Akteure auf. Zugleich ist der Aufschwung salafistischer Gruppen nicht denkbar ohne den Niedergang des tunesischen Sicherheitsapparats seit 2011. Eng damit verbunden war die stillschweigende Duldung, in Teilen auch aktive Unterstützung der salafistischen Gruppen durch die seit Winter 2011 regierende Troika-Regierung. Säkular orientierte Parteien und Menschenrechts- und Frauenorganisationen sowie religiös-liberal orientierte Bürger sahen sich dadurch in ihrer Wahrnehmung bestärkt, dass sich Tunesien in einem Kulturkampf zwischen Islamismus und Modernität befindet. In dieser Wahrnehmung erscheinen Ennahda und die jihadistischen Salafisten als zwei Spielarten eines übergreifenden Projekts der Neugestaltung von Gesellschaft und Politik unter (radikal-)islamistischen Vorzeichen.

			Die Beziehungen zwischen der Regierungspartei Ennahda und der salafistischen Bewegung blieben zwischen 2011 und 2013 zwiespältig. Auf die bestehenden personellen Berührungspunkte, teils auch die ideologischen Überschneidungen zwischen Ennahda und salafistischen Gruppen wurde bereits hingewiesen.47 Diese persönliche Verbindung wurde etwa deutlich durch die Präsenz von Sadok Chourou, der als Vertreter der salafistischen Strömung unter den Ennahda-Abgeordneten in der Verfassunggebenden Versammlung galt, bei dem ersten Kongress der Ansar al-sharia im Mai 2011 in Sidi Bouzid.48 Auf der anderen Seite traten ab Frühjahr 2012, nach dem offiziellen Verzicht von Ennahda auf die Erwähnung der Scharia in der künftigen tunesischen Verfassung, Spannungen zwischen Ennahda und der salafistischen Bewegung auf. Am 13. Februar 2012 gab Innenminister Ali Laarayedh die Aushebung einer terroristischen Gruppe bekannt, die in Verbindung zu Al-Qaida im Islamischen Maghreb gestanden habe. Deutlicher ging Ennahda auf Distanz zur salafistischen Bewegung nach den Morden an den Oppositionspolitikern Chokri Belaid und Mohamed Brahmi 2013. Ansar al-sharia wurde mit den Morden in Verbindung gebracht, und am 27. August 2013 stufte die Regierung Ali Laarayedh die Gruppe als terroristische Vereinigung ein.

			Der tunesische Terrorismus erlebte nach den politischen Morden des Jahres 2013 eine weitere Eskalation insbesondere durch die wachsenden Angriffe auf Sicherheitskräfte und das Militär. Neben Ansar al-sharia war die mit Al-Qaida im Islamischen Maghreb zusammenhängende terroristische Gruppe Uqba Ibn Nafi im Grenzland zu Algerien dafür verantwortlich. Diese Gruppe, die sich sowohl aus Algeriern und Tunesiern rekrutiert, wurde v. a. am 16. Juli 2014 durch die Ermordung von 14 Soldaten in der Region Kasserine bekannt.

			Enge Beziehungen zwischen tunesischen jihadistischen Gruppen bestehen auch mit der terroristischen Organisation Islamischer Staat (IS). Rekrutiert vor allem über soziale Netzwerke und radikale Prediger in den Moscheen, haben sich geschätzte 3.000 Tunesier in Syrien dem IS angeschlossen. Die Tunesier bilden damit die größte Einzelgruppe unter den ausländischen Mitgliedern des IS. Auch wenn die Regierung Laarayedh 2014 die Ausreise junger Tunesier insbesondere in Länder wie die Türkei erschwerte, erwies sich die Durchlässigkeit der Grenze mit Libyen als problematisch. Ab Herbst 2012 setzte sich die Gruppe Ansar al-sharia stärker in Libyen fest und vermittelte von dort aus junge Tunesier nach Syrien.49

			Nach der phasenweisen Duldsamkeit der von Ennahda dominierten Regierungen gegenüber jihadistisch-salafistischen Gruppen 2011 bis 2013 konnten die tunesischen Sicherheitsbehörden seit 2014 zunehmend konsequenter gegen terroristische Gruppen vorgehen. Zahlreiche Waffenleger und terroristische Zellen wurden seither aufgedeckt. Dennoch ist die Anschlagsgefahr unvermindert hoch, wie besonders spektakuläre Anschläge im März und Juni 2015 sowie erneut im März 2016 zeigten. Zu den Anschlägen am 18. März 2015 auf Besucher des Bardo-Museums in Tunis mit 24 Toten und am 26. Juni 2015 auf ein Hotel in Sousse mit 38 Toten bekannte sich eine tunesische Gruppe, die sich dem IS angeschlossen hatte. Beim Überfall eines Kommandos von in Libyen ausgebildeten Tunesiern auf die südtunesische Grenzstadt Ben Guerdane am 7. März 2016 kamen 45 Menschen ums Leben. Dem Kommando gelang es, über mehrere Stunden das Zentrum der Stadt zu besetzen, bevor es von Militär und Gendarmerie überwältigt werden konnte.

			3. Veränderungen bei staatlichen Institutionen und der staatlichen Religionspolitik

			Die Weiterentwicklung des rechtlichen und institutionellen Rahmens der Religion im „neuen Tunesien“ wurde nach 2011 sehr kontrovers zwischen Islamisten – allen voran Ennahda – und Säkularen diskutiert. Irritierende Äußerungen mit Blick auf den zukünftigen religiösen Charakter des Staates, wie sie politische Repräsentanten Ennahdas vor und nach dem Wahlsieg 2011 tätigten,50 ließen eine stärker religiöse Ausrichtung des Staates, insbesondere über die in Diskussion befindliche neue Verfassung, befürchten. Diese Befürchtungen wurden durch einen von der Ennahda-Führung nie offiziell vorgestellten Verfassungsentwurf bestätigt, der Anfang 2012 zirkulierte. Ennahda-Präsident Ghannouchi entschied jedoch am 25. März 2012, es sei nicht notwendig, dass in der Verfassung die Scharia als Quelle der Gesetzgebung genannt werde, solange Artikel 1 der bisherigen Verfassung weiterhin zur Anwendung komme. Nach diesem sehr weitgefassten Artikel ist Tunesien „[…] ein freier Staat, unabhängig und souverän; seine Religion ist der Islam, seine Sprache Arabisch und seine Staatsform die Republik.“ Mit der Beibehaltung dieses Artikels, der in Tunesien gerade von Säkularen besonders hochgehalten wurde, entschärfte Ennahda in dieser frühen Phase des Verfassungsgebungsprozesses vorübergehend einen möglichen Konflikt mit den Koalitionspartnern Ettakatol und CPR sowie den Oppositionsparteien in der Verfassunggebenden Versammlung. Auch ein Verfassungsentwurf, der im Dezember 2012 der Öffentlichkeit vorgestellt wurde und in der vorliegenden Form eine Aushöhlung der Grundrechte unter religiösen Vorzeichen erlaubt hätte, scheiterte am erheblichen Widerstand der säkularen Opposition.

			Die Verfassung von 2014 bildet in mehrfacher Hinsicht ein Dokument des Kompromisses zwischen den Säkularen und Islamisten. Mit Blick auf die im Verfassungsgebungsprozess drohende Vermengung zwischen Staat und Religion ist positiv festzuhalten, dass die neue tunesische Verfassung einen umfangreichen, internationalen Standards entsprechenden Katalog an Grundrechten enthält. Dieser legt u. a. die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Gewissensfreiheit fest. Artikel 2 unterstreicht den zivilen Charakter des Staates und das Prinzip der Volkssouveränität. Allerdings bestimmt Artikel 6 den Staat als „Hüter der Religion“, der u. a. „das Heilige vor Angriffen“ schützt. Artikel 39 beauftragt den Staat, sich für die Festigung der „arabisch-muslimischen Identität“ des Staates einzusetzen. Aus beiden Artikeln können sich in der Praxis Spannungen mit der parallel ebenfalls garantierten Meinungsfreiheit ergeben.51

			Artikel 6 der neuen Verfassung gibt dem Staat auf, die politische Neutralität der Moscheen zu garantieren, die Werte der Mäßigung und der Toleranz zu verbreiten, Aufrufe zu Takfir (d. h. die von salafistischen Predigern geübte Praxis, andere Muslime für ungläubig zu erklären) sowie die Aufstachelung zu Hass und Gewalt zu bekämpfen. Diese Bestimmungen spiegeln zum Teil die Erosion der staatlichen Autorität im Bereich der Religion wider. Ab 2011 entglitten etwa 500 der insgesamt 5.000 Moscheen des Landes der staatlichen Kontrolle. Diese Moscheen waren nach der Absetzung der vor dem Machtwechsel 2011 ernannten Imame von zumeist salafistischen Imamen ohne staatliche Legitimation und Qualifikation übernommen worden. Die Übernahme von Moscheen durch salafistische Gruppen wurde unter der Ennahda-Regierung nach 2011 toleriert.

			Die Islamisten streben seit 2011 die Ausweitung der Kontrolle über die religiöse Infrastruktur und damit auch über die ehemals prestigeträchtige religiöse Hochschule und Moschee Zitouna in Tunis an. Die religiöse Hochschule, die seit 1958 in das staatliche Bildungssystem integriert ist, war durch eine Entscheidung im Mai 2012 als umfassende islamische Bildungseinrichtung formal erneut gestärkt worden. Die zwischen 2011 bis 2012 erfolgten Stellenneubesetzungen zeigten, dass die Zitouna-Hochschule nicht als moderne theologische Fakultät, die auf der Basis international anerkannter wissenschaftlicher Kriterien Forschung betreibt, erhalten bleiben sollte. Vielmehr soll sie ein Instrument im Dienste einer fundamentalistischen Religionsinterpretation werden.52 Das bislang gültige Gesetz zur Organisation der Moscheen aus dem Jahr 1988 harrt bis heute seiner Überarbeitung. Ein im Dezember 2013 vorab bekannt gewordener Gesetzesentwurf des damals unter Kontrolle der Ennahda stehenden Religionsministeriums sah eine Kompetenzausweitung der Imame auf Kosten des staatlichen Einflusses vor. Dieser Entwurf kam jedoch weder unter der Regierung der Troika noch unter den Folgeregierungen ins reguläre Gesetzgebungsverfahren. Unmittelbar nach dem Attentat von Sousse am 26. Juni 2015 kündigte Premierminister Essid die Schließung der nicht unter der Autorität des Staates stehenden Moscheen an. Deren Zahl bezifferte Essid zu diesem Zeitpunkt mit 80. Seither schwanken die Angaben. Offenkundig ist, dass die staatliche Kontrolle längst nicht alle Moscheen erfasst und radikale Imame auch weiterhin predigen.53

			4. Islamistischer Aufschwung und seine Folgen für die Außenbeziehungen

			Fünf Jahre nach dem politischen Umbruch vom Januar 2011 überwiegt, bei leichten Schwerpunktverlagerungen im Detail, Kontinuität in Bezug auf die Grundsatzentscheidungen der Außenpolitik, die Wahl der ausländischen Partner und die Kooperationsinstrumente. Dies gilt trotz des Aufschwungs, den der politische Islam seit 2011 genommen hat. Dagegen stieg mit dem seit 2013 um sich greifenden Terrorismus und der fortgesetzt instabilen Lage in Libyen die strategische Bedeutung Tunesiens insbesondere für Europa, weil Tunesien gleichzeitig zum „Entsendeland“ und Anschlagsziel von jihadistischen Terroristen geworden ist. Auf europäischer Seite wird Tunesien zudem eine normative Bedeutung zugemessen; es gilt im Vergleich mit anderen Staaten, die 2011 einen Machtwechsel erlebten, als relativ positives Beispiel für einen demokratischen Umbau des Systems. Die dafür maßgebliche Rolle der säkularen tunesischen Zivilgesellschaft wurde im Herbst 2015 durch die Verleihung des Friedensnobelpreises an das „Quartett des Nationalen Dialogs“, bestehend aus Gewerkschaftsverband UGTT, Unternehmerverband UTICA, Menschrechtsorganisation LTDH und der tunesischen Anwaltskammer ONAT, unterstrichen.

			Die Länder der Europäischen Union als die mit Abstand wichtigsten politischen und wirtschaftlichen Partner Tunesiens nehmen in der tunesischen Außenpolitik auch seit dem politischen Umbruch eine bedeutende Stellung ein, zumal sich die europäischen Staatsführungen seit 2011 als wohlwollende Unterstützer erwiesen. Wegen des transparenten Ablaufs der Wahlen vom 23. Oktober 2011 wurde die starke Position der Islamisten in der neuen Regierung aus der Sicht der Europäischen Union nicht als Hemmnis für die weitere Intensivierung der Kooperation angesehen, was die häufigen wechselseitigen Besuche von Politikern belegen.54 Zugleich wurde insbesondere in Frankreich das Auftauchen salafistischer Gruppen und die mit ihrem Erstarken zusammenhängende Verschlechterung des gesellschaftlichen Klimas sehr wohl kritisch gesehen. Die wirtschaftliche Stagnation Tunesiens, die gemeinsame Gefährdung durch den Terrorismus und die Risiken der illegalen Einwanderung in die Europäische Union führten zu einem anhaltend hohen Engagement der Europäischen Union und einzelner europäischer Staaten in Tunesien. Zur Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung wurden seit 2011 erhebliche finanzielle und technische Mittel bereitgestellt. Am 19. November 2012 wurde das Assoziierungsabkommen mit der Europäischen Union aus dem Jahr 1995 in den Rang einer „privilegierten Partnerschaft“ erhoben. Im Oktober 2015 nahmen die Europäische Union und tunesische Regierung Verhandlungen zu einem umfassenden und vertieften Freihandelsabkommen auf. Eine neue Mobilitätspartnerschaft, im März 2014 zwischen Tunesien und zehn Staaten der Europäischen Union geschlossen, sieht eine erleichterte Visaerteilung wie auch eine erleichterte Rückführung von Flüchtlingen vor.

			Die Beziehungen Tunesiens zu den USA sind ebenfalls traditionell eng. Wie die Europäer unterstützten auch die USA den politischen und wirtschaftlichen Wandel seit 2011. Die Belastung der Beziehungen wegen der Stürmung der US-amerikanischen Botschaft in Tunis durch Salafisten am 14. September 2012 war nur vorübergehend. Angesichts der gewachsenen und fortbestehenden Terrorgefahr intensivierte sich die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich mit den USA parallel zu jener mit Algerien. US-Präsident Obama erklärte im Mai 2015 Tunesien sogar zu einem „major non-NATO ally“.

			Ohne in ideologische Handlungsmuster zu verfallen, betont die tunesische Außenpolitik heute, wie vor 2011, die arabisch-islamische Identität des Landes und das tunesische Engagement für die palästinensische Sache. Seit ihrem Regierungsantritt im Dezember 2011 bemühte sich jedoch die Ennahda-dominierte Regierung, die Beziehungen zu den Golfstaaten sowie zur Türkei auszubauen. Insbesondere Katar und Saudi-Arabien spielten in den Jahren 2011 bis 2014 eine kritische Rolle in Bezug auf die tunesische Innenpolitik: Im Fall Katars durch die einseitige Unterstützung Ennahdas, im Fall Saudi-Arabiens durch die Förderung jihadistisch-salafistischer Gruppen. Besonders eng gestalten sich heute die Beziehungen Tunesiens zum Nachbarn Algerien wegen der gemeinsamen terroristischen Bedrohung durch die Gruppe Uqba Ibn Nafi im Grenzgebiet beider Länder.

			5. Perspektiven und Polarisierungstendenzen

			Der politische Aufstieg Ennahdas und anderer islamistischer Gruppen nach dem politischen Umsturz vom 14. Januar 2011 und die Wahlen von 2011 und 2014 belegen, dass ein bedeutender Teil der tunesischen Wähler für einen politischen Diskurs empfänglich ist und bleibt, der die arabisch-islamische Identität des Landes betont. Dieser Aufschwung ist vor dem Hintergrund einer spätestens seit dem Jahr 2000 spürbaren Hinwendung der tunesischen Gesellschaft zu ostentativer Frömmigkeit zu sehen. Diese äußerte sich zum Beispiel in der stärkeren Achtung des Fastens im Ramadan oder auch in einer Zunahme der Verschleierung von Frauen. Diese Tendenz war eine wesentliche Vorbedingung dafür, dass jene Parteien, die das arabisch-islamische Erbe besonders betonen, 2011 mit Abstand die meisten, nämlich rund 1,9 Millionen Wähler mobilisierten.55 Ennahda wurde 2011 mit 1,5 Millionen Stimmen stärkste politische Kraft. Dagegen erreichten die zentristischen und eher säkularen und religiös liberalen Parteien zusammen lediglich knapp über eine Million Stimmen.56

			Nach den schwierigen Erfahrungen mit der Ennahda-geführten Troika-Regierung und im Kontext des um sich greifenden Terrorismus mobilisierte das islamistische Lager um Ennahda bei den Wahlen vom 26. Oktober 2014 mit 1,2 Millionen Wählern57 etwa 700.000 Wähler weniger als 2011. Ennahda wurde mit 947.000 Stimmen aber immer noch zweitstärkste Kraft hinter der Partei Nidaa Tounes. Diese erst 2012 gegründete Partei hatte es vermocht, zumindest für die Wahlen 2014 eine heterogene Wählerschaft von Bürgerlich-Säkularen bis Linken, dem modernistischen Erbe des Landes, das für viele von Habib Bourguiba, dem ersten Präsidenten der Republik Tunesien verkörpert wird, anzusprechen. Nidaa Tounes gewann 1,27 Millionen Stimmen. Zusammen mit kleineren Parteien kam dieses modernistische Lager auf 1,4 Millionen Wähler.58 Ein drittes, sozialdemokratisch bis kommunistisches Lager konnte 2014 gerade einmal 320.000 Stimmen auf sich vereinen.59

			Die 947.000 Stimmen, die Ennahda 2014 gewann, verweisen auf eine immer noch bemerkenswerte Mobilisationskraft von Ennahda in nahezu allen Regionen des Landes. Das dürfte der Partei auch bei den mehrfach verschobenen, jetzt auf Frühjahr 2017 terminierten Kommunalwahlen zugutekommen. Die islamistische Partei Strömung der Liebe kann wahrscheinlich bei den nächsten Wahlen wie in der Vergangenheit auf erhebliche Stimmengewinne in ihren Hochburgen in Zentraltunesien hoffen, aber kaum noch darüber hinaus. Den weiteren rund fünfzehn Kleinstparteien, die besonders die islamisch-arabische Identität betonen, kann auf der Grundlage der Wahlergebnisse von 2014 kaum nennenswertes nationales Mobilisierungspotential attestiert werden.

			Für ein mögliches Wiedererstarken Ennahdas bei kommenden Wahlen sprechen mehrere Umstände: Zum einen der Umstand, dass Ennahda durch die Bildung einer Koalitionsregierung mit Nidaa Tounes ein Stück weit ihr politisches Scheitern der Jahre 2011 bis 2014 vergessen machen kann. Zum anderen spricht für den Wiederaufstieg von Ennahda bei den kommenden Wahlen das Fehlen eines alternativen Politikentwurfs anderer Parteien. Ferner kann Ennahda von der innerparteilichen Krise bei Nidaa Tounes profitieren, die zu Parteiaustritten und zur Spaltung der Partei führte, so dass Nidaa Tounes seit Frühjahr 2016 nur mehr über 56 Deputierte im Parlament verfügt und Ennahda mit ihren 69 Deputierten somit zur stärksten Fraktion wurde. Der ehemalige Generalsekretär von Nidaa Tounes, Mohsen Marzouk, gründete zudem eine neue Partei, die Bewegung Projekt Tunesien (Mouvement du Projet de la Tunisie/MPT); dies bedeutet bei Wahlen, dass auch das Risiko für eine erneute Zersplitterung der bürgerlichen Stimmen gestiegen ist.

			Allerdings kann in Zukunft die Ende 2015 durch den ehemaligen Präsidenten Moncef Marzouki gegründete Sammlungsbewegung Tounes al-Irada (Tunesien des Willens) auch im islamistischen Lager zu einer stärkeren Stimmenzersplitterung beitragen. Moncef Marzouki hatte im Präsidentschaftswahlkampf 2014, der stark vom Gegensatz zwischen Säkularismus und Islamismus und der Terrorgefahr geprägt war, besonders das islamistische und speziell das radikalere salafistische Wählerpotential umworben.

			Dennoch dürfte Ennahda die dominierende Kraft unter den islamistischen Akteuren in Tunesien bleiben. Schließlich kann sich bei den nächsten Wahlen die um sich greifende Politikverdrossenheit und Wahlenthaltung gerade unter jungen Tunesiern und Tunesierinnen zugunsten von Ennahda auswirken. Es ist durchaus denkbar, dass vor allem säkulare, bürgerliche Wähler nicht zur Wahl gehen oder einen weißen Stimmzettel abgeben. Während bei den Wahlen 2011 noch 4,1 Millionen Wähler zur Urne gingen, waren es nämlich bei den Parlamentswahlen 2014 lediglich noch 3,6 Millionen Wähler.
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					4|	Ettakatol (Forum), die Kurzbezeichnung für die Partei Forum Démocratique pour le Travail et les Libertés (FDTL; Demokratisches Forum für Arbeit und Freiheiten); CPR, Congrès pour la République (Kongress für die Republik).
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					16|	Im Gegensatz zur Duldsamkeit der Ennahda-dominierten Regierung bei Gesetzesübertretungen von Salafisten ordnete der Ennahda-Innenminister Laarayedh die Sicherheitskräfte an, hart gegenüber Protestierenden aus dem nichtislamistischen Spektrum, etwa Gewerkschaftsvertreter und Linke, vorzugehen. So z. B. am 25.2.2012 bei der Demonstration des Gewerkschaftsverbands UGTT oder am 25.3.2012 bei einer Demonstration im Zentrum von Tunis, wo sich Künstler und Salafisten gegenüberstanden. Während die Polizei rüde gegen die nicht islamistischen Demonstranten vorging, duldete sie, dass mehrere Salafisten im Zentrum von Tunis auf dem Platz des 14. Januar eine schwarze salafistische Flagge auf dem Monument der großen öffentlichen Uhr hissten.
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					20|	Die CPR-Führungsmitglieder Samir Ben Amor und Abdelwahab Maater bezeichneten die geplante Selbstauflösung des CPR als „Putsch“, der durch eine Minderheit von Führungspersonen, insbesondere dem Marzouki-Vertrauten Imed Daimi, ohne Abhaltung eines hierfür allein beschlussfähigen Kongresses betrieben wurde; vgl. Businessnews, Tunis, 16.2.2016 (Abdelwaheb Maater: Al-Irada ne peut réussir qu’en assassinant le CPR), http://www.businessnews.com.tn/abdelwaheb-maatar--al-irada-ne-peut-reussir-quen-assassinant-le-cpr,520,62511,3 (letzter Abruf: 15.5.2016).
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					22|	Ein anderer Teil der ehemaligen Volkspetition, der als Partei der Volkspetition bei den Wahlen 2014 antrat, errang 0,15 Prozent der Stimmen und keine Mandate.

				

				
					23|	Von den verbliebenen Abgeordneten der Verfassunggebenden Nationalversammlung stimmten am 26.1.2014 für die Annahme. Von den zwölf Abgeordneten, die gegen die Annahme der Verfassung stimmten, waren 2011 neun auf den Listen der Volkspetition gewählt worden, zwei auf den Listen des CPR, ein Abgeordneter von Ennahda. Von den vier Abgeordneten, die sich der Stimme enthielten, waren je einer auf den Listen von CPR, Volkspetition, Ennahda sowie von der Partei Al-Moubadara (Die Initiative) gewählt worden; http://majles.marsad.tn (letzter Abruf: 15.5.2016).

				

				
					24|	Anlässlich der Diskussionen in der Regierung über den Abschluss eines Tourismusabkommens mit Iran warnte Hechmi Hamdi vehement vor dem Einfluss Irans in der arabischen Welt. Vgl. Tunisie Numérique, Tunis, 19.1.2016 (Hechmi Hamdi dit sa haine envers l’Iran), http://www.tunisienumerique.com/tunisie-hechmi-hamdi-dit-sa-haine-envers-liran/279537 (letzter Abruf: 15.5.2016).

				

				
					25|	Für die Wahlen vom 23.10.2011 zählen hierzu die rund 23.000 Stimmen für die von dem ehemaligen Ennahda-Dissidenten Abdelfattah Mourou und dem Publizisten Slaheddine Jourchi lancierten unabhängigen Listen, außerdem die rund 53.000 Stimmen, die auf folgende Parteien und Listen enfielen: Alliance Nationale pour la Paix et la Prospérité (Nationale Allianz für Frieden und Wohlstand); Parti Al-Amana (Partei Treue); Parti de la Dignité et de l’Égalité (Partei Würde und Gleichheit); Mouvement Tunisien de l’Action Maghrébine (Tunesische Bewegung Maghrebinische Aktion); Parti de la Justice et du Développement (Hizb al-adl wal-tanmiya/Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung), die nicht identisch ist mit der Parti de l’Équité et du Développement (Hizb al-adala wal-tanmiya); Parti de la Dignité et du Développement (Partei der Würde und der Entwicklung); Rencontre Réformatrice Démocratique (Demokratisch-reformerische Begegnung); Parti de l’Unité et de la Réforme (Partei Einheit und Reform); Parti de la Réforme et du Développement (Partei Reform und Entwicklung).

				

				
					26|	Vgl. Kurzprofil der Partei Tounes Zitouna im Anhang.

				

				
					27|	Vgl. Kurzprofil im Anhang.

				

				
					28|	Die Öffnung der Parteienlandschaft in den ersten Monaten nach dem Machtwechsel vom 14.1.2011, u. a. auch die Legalisierung von Ennahda, erfolgte auf der Grundlage einer liberaleren Handhabung des Parteiengesetzes vom 3.5.1988.

				

				
					29|	Im Unterschied zum Parteiengesetz von 1988 sieht das Dekret von 2011 nur die Registrierung einer Partei beim Amt des Premierministers vor. Das Parteiengesetz sieht die Möglichkeit vor, diese Registrierung abzulehnen, wenn die Partei nach ihren Statuten erkennbar die Demokratie oder die republikanische Staatsform ablehnt, zu Hass aufstachelt oder undemokratisch organisiert ist. Auch wenn die genannten Parteien nicht erkennbar Gewalt verherrlichten, erfolgte ihre Registrierung trotz ihrer offen antidemokratischen Grundorientierungen.

				

				
					30|	Diese Wahrnehmung gründet sich vor allem darauf, dass sich die Partei eher als andere salafistische Gruppierungen zu Fragen der Tagesaktualität äußert. Ihre programmatischen Vorstellungen wurden immer wieder publikumswirksam in Pressekonferenzen entwickelt. Die Vorstellungen bezüglich der Rechte von Frauen im Rahmen eines zukünftigen Kalifats wurden auf einem Kongress am 10.3.2012 in der nördlichen Vorstadt von Tunis zur Feier des internationalen Frauentages mit rund 400 Teilnehmerinnen diskutiert; vgl. Réalités, Tunis, Nr. 1368, 15.–21.3.2012, S. 19 (Journée de la femme, version Hizb Attahrir: „Seul le califat est susceptible de garantir nos droits“). Vgl. das Kurzprofil der Partei im Anhang.

				

				
					31|	Das Parteiendekret von 2011 sieht gestufte Sanktionen für den Fall vor, dass Parteien gegen die Prinzipien der Demokratie verstoßen, öffentlich zum Hass aufrufen oder verbotenerweise Finanzmittel aus dem Ausland erhalten. Diese Sanktionen können über die zeitweise Suspendierung von Parteiaktivitäten bis hin zum Verbot der Partei reichen. Ein Parteienverbot wird auf Anrufung des Premierministeramts durch das Verwaltungsgericht Tunis (Tribunal de Première Instance) ausgesprochen.

				

				
					32|	Vgl. die Kurzprofile zu diesen Parteien im Anhang.

				

				
					33|	Die Namensgleichheit etwa der Reformfront und der Authentizitäts-Partei mit einigen lokalen unabhängigen Listen bei den Wahlen 2014 macht es möglich, dass Mitglieder dieser Parteien als unabhängige Kandidaten antraten; im Einzelfall ist dies jedoch schwer nachzuweisen. Gesichert ist, dass sich auf den unabhängigen Listen „Das Volk will“ (Al-Shaab yourid) in mehr als zehn der 27 Inlandswahlkreise Salafisten mit Vertretern der mittlerweile gerichtlich verbotenen Ligen zum Schutz der Revolution (Ligues de Protection de la Révolution) präsentierten. Diese Listen gewannen nach Angaben der Wahlbeobachtungsmission der Europäischen Union in Tunesien 2014 insgesamt 4.800 Stimmen (0,14 Prozent der Stimmen).

				

				
					34|	So war etwa der Präsident der Partei Al-Rahma, Said Jaziri, in den 1990er Jahren Ennahda-Mitglied.

				

				
					35|	So die Einschätzung des Islamismus-Experten Allaya Allani im Interview mit dem Autor, 20.5.2012.

				

				
					36|	Vgl. in diesem Zusammenhang den Länderbeitrag Tunesien in: Faath, Sigrid (Hrsg.): Nordafrikas säkulare Zivilgesellschaften. Ihr Beitrag zur Stärkung von Demokratie und Menschenrechten, Sankt Augustin/Berlin 2016.

				

				
					37|	Die Zahl der legalen Vereinigungen stieg von knapp 10.000 auf 18.140; Zahlenangaben des Zentrums für Vereinigungen in Tunis (Centre d’Information, de Formation, des Études et de Documentations sur les Associations/Centre IFEDA). Das Centre IFEDA hat die Aufgabe, Daten von zivilgesellschaftlichen Vereinigungen zu sammeln, zu dokumentieren und zu veröffentlichen. Es stützt sich dabei v. a. auf die Veröffentlichungen der Registrierungsangaben im Amtsblatt der Tunesischen Republik. Obwohl den Daten des Centre IFEDA auch nur Näherungscharakter zukommt, werden diese Angaben von verschiedenen Experten als plausibel bestätigt (u. a. Gespräch des Autors mit Kamel Jendoubi, beigeordneter Minister beim Regierungschef zuständig für die Beziehungen mit der Zivilgesellschaft, 30.7.2015, und mit Myriam Kéfi, zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit des Centre IFEDA, 30.7.2015).

				

				
					38|	Vgl. den Webauftritt des Forums: http://www.jahedhforum.org/web/ (letzter Abruf: 15.5.2016).

				

				
					39|	Vgl. http://fr.allafrica.com/stories/201411230487.html (letzter Abruf: 15.5.2016).

				

				
					40|	In diese Richtung verweisen etwa Gespräche des Autors mit Ghazoua Ltaief (Association Sawty) am 3.8.2015 und mit Imed Zwawi vom Forum for Youth Empowerment am 2.8.2015.

				

				
					41|	Zu diesen Vereinigungen ausführliche Darstellungen im Länderbeitrag Tunesien, in: Faath (2016), a. a. O. (Anm. 36).

				

				
					42|	Wohltätigkeitsorganisationen bildeten unmittelbar nach dem politischen Umsturz im Januar 2011 bis Dezember 2012 mit 1.130 neu registrierten Vereinigungen die Kategorie mit dem größten Anteil (22,6 Prozent) an den Neugründungen. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der legalisierten Vereinigungen stieg bis Mitte 2015 auf insgesamt 2.270 (12,5 Prozent aller registrierten Vereinigungen). Vereinigungen in der Kategorie „Entwicklung“ (tanmiya) bildeten mit 935 Vereinigungen die Kategorie mit dem drittgrößten Anteil an den nach 2011 neugegründeten Vereinigungen. Vereinigungen dieser Kategorie stellen Mitte 2015 mit 1.772 offiziell registrierten Vereinigungen 9,8 Prozent aller Vereinigungen. In absoluten Zahlen bilden nach Kriterien des Centre IFEDA heute Vereinigungen zur „Entwicklung von Schulen“, die unter Präsident Ben Ali stark gefördert wurden, trotz ihres seit 2011 gesunkenen Anteils immer noch die größte Einzelgruppe unter den Vereinigungen (4.664 Vereinigungen/25,6 Prozent). Es folgen: Vereinigungen im Bereich Kultur und Kunst (3.075/16,9 Prozent); die erwähnten Wohltätigkeitsorganisationen (2.270/12,5 Prozent) und Entwicklungsorganisationen (1.772/9,8 Prozent), Sportvereine (1.730/9,5 Prozent), wissenschaftliche Vereinigungen (1.313/7,2 Prozent) und Vereinigungen von Freunden bestimmter Institutionen („associations amicales“, 855/4,7 Prozent). Erst dann folgen Vereinigungen zur Vermittlung staatsbürgerlicher Werte (512/2,8 Prozent), zum Umweltbereich (391/2,2 Prozent), Jugendorganisationen (337/1,9 Prozent) und Vereinigungen zum Bereich Rechte (303/1,7 Prozent). Angaben nach Centre IFEDA bzw. Foundation for the Future: Études sur les organisations de la société civile en Tunisie. Rapport final, Amman, Januar 2013, S. 11.

				

				
					43|	Interviews mit Kamel Jendoubi, beigeordneter Minister beim Regierungschef zuständig für die Beziehungen mit der Zivilgesellschaft (30.7.2015), Allaya Allani (Islamismus-Experte, 27.7.2015), Asma Nouira (Politikwissenschaftlerin, Observatoire Tunisien de la Transition Démocratique, 4.8.2015).

				

				
					44|	Das Dekret 2011–88 vom 24.9.2011 als neuer legaler Rahmen für zivilgesellschaftliche Aktivitäten betont den Schutz zivilgesellschaftlicher Vereinigungen vor staatlicher Intervention. Dennoch sieht das Dekret die Möglichkeit vor, die Aktivitäten von Vereinigungen einzuschränken oder ganz zu unterbinden. Dies ist für den Fall möglich, dass Vereinigungen die Prinzipien von Rechtsstaat, Demokratie, Pluralismus, Transparenz und Menschenrechten nicht achten (Artikel 3). Vereinigungen dürfen nicht zu Hass oder Diskriminierung auf religiöser, geschlechtlicher und regionaler Grundlage aufrufen oder Parteien im Wahlkampf unterstützen (Artikel 4). Im Gegensatz zur Gesetzeslage vor 2011 ist ein Verbotsverfahren gegen eine Vereinigung nach dem Dekret von 2011 an ein Gerichtsverfahren auf Initiative des Generalsekretärs der Regierung (Verwaltungschef des Premierministeramts) gekoppelt und sieht progressiv sich verschärfende Maßnahmen vor, beginnend mit der Suspendierung der Aktivitäten bis hin zur Auflösung (Artikel 45).

				

				
					45|	Interviews des Autors mit den Politikwissenschaftlern und Islamismus-Experten Allaya Allani, 11.3.2012, und Hamadi Redissi, 13.3.2012.

				

				
					46|	Vgl. das Kurzprofil im Anhang.

				

				
					47|	Interviews des Autors mit Hamadi Redissi und Asma Nouira, 13.3.2012.

				

				
					48|	Auch bei dem sechswöchigen Sit-in von „Bärtigen“ vor dem Sitz des nationalen Fernsehens ab dem 24.2.2012 mit dem Ziel, eine „Reinigung“ des öffentlichen Fernsehens zu erzwingen, sollen Vertreter von Ennahda und Salafisten de facto in einer Aktionsgemeinschaft gehandelt haben. Auch in anderen Bereichen, u. a. an den Universitäten, ist eine Zusammenarbeit zwischen Salafisten und Ennahda zu erkennen. Vgl. Businessnews, Tunis, 4.3.2012 (Tunisie – Sit-in des nahdhaouis et des salafistes pour l’épuration du secteur de l’information). Im Interview mit der Zeitung Le Quotidien, Tunis, 15.3.2012, S. 8–9 verweist Seifallah Ben Hassine, Präsident der Vereinigung Ansar al-Sharia, darauf, dass bei Wahlen der Studentenvertreter in die wissenschaftlichen Räte der Fakultäten salafistische Studenten in jenen Fakultäten, in denen sie eher schwach vertreten seien, für die Studentenvertreter der Ennahda stimmen würden.

				

				
					49|	Vgl. hierzu Ratka, Edmund/Roux, Marie-Christine: Djihad statt Demokratie. Tunesiens marginalisierte Jugend und der islamistische Terror, in: KAS-Auslandsinformationen. Sankt Augustin/Berlin, Nr. 1, 2016, S. 68–87.

				

				
					50|	In diesem Zusammenhang ist auf die Äußerung des damaligen Ennahda-Generalsekretärs und späteren Regierungschefs Hamadi Jebali hinzuweisen, der am 13.11.2011, drei Wochen nach dem Wahlsieg von Ennahda, von der bevorstehenden Ankunft eines „sechsten Kalifats“ sprach.

				

				
					51|	Vgl. hierzu den Beitrag von Ostry, Hardy: Eine Verfassung für alle Tunesier. Neue Verfassung setzt Hoffnungsschimmer – Herausforderungen bleiben; in: KAS-Auslandsinformationen, Sankt Augustin/Berlin, Nr. 5, 2014; S. 50–65.

				

				
					52|	Seit 2012 führt die Zitouna zum ersten Mal seit 1958 wieder Schüler ab zwölf Jahren zu einem spezialisierten Abitur, das den Zugang zu einem Theologiestudium an der Einrichtung erlaubt. Beim Ausbau des Bildungsangebots setzte die Regierung der Troika neben dem Eigenvermögen der Zitouna auf die Mobilisierung privaten Kapitals. Vgl. hierzu La Presse de Tunisie, Tunis, 8.5.2012 (Redémarrage des cours dans la grande mosquée. Qui contrôle la Zitouna?).

				

				
					53|	So hat in Sfax der Imam der Moschee al-Salam, Fathi Rebaï, in seiner Freitagspredigt am 29.4.2016 zur Tötung von Homosexuellen aufgerufen. Das entsprechende Video der Predigt kursierte daraufhin im Internet; vgl. z. B. Kapitalis, 2.5.2016 (Sfax: un imam appelle à faire exécuter les homosexuels), http://kapitalis.com/tunisie/2016/05/02/sfax-un-imam-appelle-a-faire-executer-les-homosexuels/ (letzter Abruf: 15.5.2016).

				

				
					54|	Um nur die hohe Besuchsdichte zwischen deutschen und tunesischen Entscheidern in den letzten fünf Jahren zu illustrieren: Besuch von Premierminister Jebali in Berlin (14.3.2012); der deutsche Außenminister Westerwelle reiste am 8./9.1.2012 nach Tunis; der tunesische Außenminister Abdesselam hielt sich am 5./6.2.2012 in Berlin auf. Besuch der Familienministerin Schröder am 7.3.2012. Bundestagspräsident Lammert reiste Anfang Februar 2014 anlässlich der Feierlichkeiten zur Verabschiedung der neuen Verfassung nach Tunesien. Am 23./24.1.2015, einen Monat nach der erfolgreich verlaufenen Präsidentschaftswahl in Tunesien, besuchte Außenminister Steinmeier das Land, und vom 27.–29.4.2015 stattete Bundespräsident Johannes Gauck dem Land einen Besuch ab; im September 2015 besuchte Premierminister Essid Berlin. Am 19.1.2016 kam der tunesische Außenminister Khemaies Jhinaoui zu Konsultationen nach Berlin. Am 1.3.2016 besuchte schließlich der deutsche Innenminister de Maizière Tunesien im Rahmen einer Maghrebreise.

				

				
					55|	Die Zahl ergibt sich, wenn zu den rund 1,5 Millionen Stimmen für Ennahda noch jene geschätzt 50.000 bis 100.000 Wähler hinzugezählt werden, die aufgrund der Unübersichtlichkeit der Wahlzettel ihr Kreuz falsch, nämlich jeweils rechts von dem für Ennahda vorgesehenen Feld, gesetzt haben (Schätzung basierend auf Xavier Noc, Wahlexperte in der Wahlbeobachtungsmission der Europäischen Union in Tunesien, September bis Oktober 2011). Hinzuzurechnen sind ferner rund 270.000 Stimmen der Volkspetition sowie geschätzte 76.000 Stimmen für kleinere islamistische Parteien und Listen. Von diesen 76.000 Stimmen fielen 23.000 an die von Ennahdha-Mitglied Abdelfattah Mourou und dem Ennahdha-Dissidenten Slaheddine Jourchi initiierten unabhängigen Listen „Weg des Heils“ (Tariq al-salama) und 53.000 an die folgenden Parteien und Listen: Alliance Nationale pour la Paix et la Prospérité, Parti Al-Amana, Parti de la Dignité et de l’Égalité, Mouvement Tunisien de l’Action Maghrébine, Parti de la Justice et du Développement (Hizb al-adl wa al-tanmiya), Parti de la Dignité et du Développement, Rencontre Réformatrice Démocratique, Parti de l’Unité et de la Réforme, Parti de la Réforme et du Développement.

				

				
					56|	Hierunter zählen für 2011 CPR (350.000 Stimmen), Ettakatol (280.000 Stimmen), Parti Démocratique Progressiste (Demokratische Fortschrittspartei; 160.000 Stimmen), das Parteienbündnis Pôle Démocratique Moderniste (Demokratischer modernistischer Pol; 113.000 Stimmen), Afek Tounes (76.000 Simmen), Parti des Travailleurs (Arbeiterpartei; 58.000 Stimmen).

				

				
					57|	Zu den 947.000 Stimmen für Ennahda kommen hinzu: die Stimmen des CPR (69.794 Stimmen) und der aus dem CPR hervorgegangenen Demokratischen Strömung (Courant Démocratique; 66.396 Stimmen), der ebenfalls aus dem CPR hervorgegangenen Bewegung Wafa (23.704 Stimmen), die 40.778 Stimmen der Strömung der Liebe (vormals Volkspetition) sowie die ca. 50.000 Stimmen von islamistischen Kleinstparteien.

				

				
					58|	Hierzu zählen die Parteien Nidaa Tounes (1,27 Millionen Stimmen), Al-Moubadara (45.000 Stimmen), Afek Tounes (103.000 Stimmen), Mouvement Destourien (11.000 Stimmen).

				

				
					59|	Zu diesem Lager werden die linke Sammlungsbewegung Front Populaire (125.000 Stimmen), ferner Ettakatol (25.000 Stimmen), Alliance Démocratique (43.000 Stimmen), die Koalition Union pour la Tunisie (27.000 Stimmen), Parti Républicain (56.000 Stimmen) und der Mouvement du Peuple (46.000 Stimmen) gerechnet.

				

			

		


		
			Die Ausbreitung der Terrormiliz „Islamischer Staat“ in Nordafrika

			Sigrid Faath unter Mitarbeit von Hanspeter Mattes

			Die Terrormiliz „Islamischer Staat“1 (IS) stellt in den nordafrikanischen Staaten und dem angrenzenden Sahelraum seit 2015 ein zunehmendes sicherheitspolitisches Problem dar. Die Einnahme der tripolitanischen Küstenstadt Sirt im Juni 2015, der Anschlag auf die russische Passagiermaschine über der Halbinsel Sinai am 7. November 2015, der Anschlag auf die Präsidentengarde in Tunis am 13. November 2015 oder die Anschläge in der malischen Hauptstadt Bamako Anfang des Jahres 2016 sind einige der spektakuläreren Indizien für die Ausbreitung von Gruppen, die sich zum IS bekennen und zu terroristischen Aktionen bereit sind. Die Ausbreitung des IS in Nordafrika und im Sahelraum und die Tendenzen des IS, sich in Libyen festzusetzen, beunruhigen nicht nur die nordafrikanischen Staatsführungen, sondern auch die europäischen Staaten, in denen der IS mit der Propagierung terroristischer Methoden und seinen Anwerbungsstrategien für den bewaffneten Kampf ebenfalls erfolgreich war. Die Anschläge am 22. März 2016 im Flughafen und in einer Metrostation in Brüssel wurden beispielsweise von jungen Männern durchgeführt, die sich zum IS bekannten. Seit es im April 2016 Meldungen gab, dass der IS in Europa befindliche „Schläferzellen“ in Nordafrika zum Einsatz bringen will, um dort den bewaffneten Kampf („Jihad“) zu unterstützen,2 intensivierten sich die Diskussionen vor allem in Frankreich, Großbritannien, Italien und den USA über eine ausländische Militärintervention in Libyen zur Bekämpfung der dortigen Ableger des IS. Die ägyptische Staatsführung unter Präsident al-Sisi und die Vereinigten Arabischen Emirate fordern bereits seit Anfang des Jahres 2015 einen solchen Schritt, um zu verhindern, dass sich der IS in Libyen festsetzt, Institutionen und Strukturen aufbaut und von Libyen aus die Destabilisierung der anderen nordafrikanischen Staaten vorantreibt.

			In allen Staaten Nordafrikas sind zweifellos Gruppen (Zellen) des IS präsent; die Brutalität ihrer Vorgehensweise sorgt für eine hohe Medienaufmerksamkeit. Diese mediale Präsenz verdeckt die Tatsache, dass IS-affiliierte Gruppen nur einen Teil der bewaffneten, zum Kampf bereiten Gruppen darstellen, die gegen staatliche Sicherheitskräfte und für einen auf den Grundlagen des religiösen Rechts, der Scharia, stehenden „islamischen Staat“ ihrer Religionsinterpretation in Nordafrika kämpfen. Bewaffnete Aktionen und der Einsatz terroristischer Mittel sind folglich in Nordafrika nicht nur Kennzeichen jener Gruppen, die sich gegenwärtig zum IS bekennen.

			1. Das islamistische Gewaltumfeld in Nordafrika

			Nach der „Islamischen Revolution“ in Iran 1979 hatten islamistische Gruppen in Nordafrika und dem Nahen Osten Auftrieb; sie weiteten Anfang der 1980er Jahre ihre Aktivitäten zur Ausbreitung islamistischen Gedankengutes deutlich aus und traten offener auf. Nicht alle Gruppen setzten allerdings auf offene Aktivitäten, ein Teil war überzeugt, dass nur durch den bewaffneten Kampf Erfolge erzielt werden können. Die bewaffnete Gruppe um Mustafa Bouiali in Algerien, die in den Jahren 1982 bis 1987 Anschläge gegen Polizeieinrichtungen verübte, war Vorreiter dieses bewaffneten Kampfes gegen die etablierten Regime in Nordafrika. Die zunächst nur punktuellen bewaffneten Aktivitäten in nordafrikanischen Staaten verbreiteten sich großräumig, als Anfang der 1990er Jahre zahlreiche sogenannte „arabische Afghanen“ vom Kampf in Afghanistan nach Ägypten, Libyen und Algerien zurückkehrten. Die Libyan Islamic Fighting Group (LIFG), ägyptische Jihad-Gruppen oder die Groupes Islamiques Armés (GIA) in Algerien waren in den 1990er Jahren die Hauptvertreter jener Gruppen, die den bewaffneten Kampf gegen die aus ihrer Sicht „unislamischen Unrechtsregime“ aufnahmen.

			Die staatlichen Bekämpfungsmaßnahmen waren insofern erfolgreich, als die bewaffneten Gruppen aufgerieben und ihre Mitglieder zu langjährigen Haftstrafen verurteilt wurden; staatliche Angebote zur „Versöhnung“, vorausgesetzt ein Strategiewechsel und ein öffentliches Bekenntnis gegen Gewalt erfolgte, spaltete und schwächte die Gruppen. Die länderspezifischen Bedingungen hatten jedoch zur Folge, dass von Land zu Land die Anzahl bewaffneter islamistischer Gruppen und ihr Handlungsspielraum und ihre Mobilisierungskraft unter jungen Menschen unterschiedlich ausfielen.

			Ägypten

			Die vor allem in den 1990er Jahren aktiven Jihad- und Jama`a-islamiya-Gruppen revidierten 2003 ihre Gewaltstrategie. Danach beruhigten sich die bewaffneten Auseinandersetzungen zur Durchsetzung eines „islamischen Staates“. Nach dem Sturz von Präsident Husni Mubarak im Februar 2011 und zunächst liberaleren innenpolitischen Rahmenbedingungen schlossen sich gewaltbereite Islamisten hauptsächlich in der von Ahmad Ali Attia angeführten Organisation „Soldaten Ägyptens“ (Ajnad misr) und in der Gruppe Ansar bait al-maqdis, die besonders viele Anhänger auf der Halbinsel Sinai hat, zusammen. Sie nahmen mit zahlreichen Anschlägen auf Sicherheitskräfte den Kampf für einen „islamischen Staat“ auf.3 Die Zuspitzung der machtpolitischen Auseinandersetzungen zwischen den Muslimbrüdern, deren Kandidat 2012 zum Staatspräsidenten gewählt worden war, der Armee und nicht islamistischen Akteuren hatte wiederum Auswirkungen auf die Gewaltbereitschaft islamistischer Gruppen. Nach dem Sturz Präsident Mursis durch das Militär im Juli 2013 weitete sich der bewaffnete Widerstand von Gruppen militanter Muslimbrüder gegen die Sicherheitskräfte aus und ließ die Bilanz von Opfern auf beiden Seiten nach oben schnellen.

			Algerien

			In Algerien zog Präsident Bouteflika mit dem 1999 eingeleiteten nationalen Versöhnungsprozess einen Schlussstrich unter die „schwarze Dekade“ blutiger Auseinandersetzungen zwischen bewaffneten Islamisten und Sicherheitsorganen. Nur eine Minderheit, die sich 1998 als Groupe Salafiste pour la Prédication et le Combat (GSPC; Salafistische Gruppe für Predigt und Kampf) von den Groupes Islamiques Armés (GIA; Bewaffnete islamische Gruppen) abspaltete und im Januar 2007 die Gruppe Al-Qaida im Islamischen Maghreb (AQIM) gründete, kämpft seither von Algerien aus für einen auf der Scharia basierenden „islamischen Staat“ im Maghreb.4 Die Tatsache, dass sich die AQIM-Jihadisten auf den Kampf in Algerien konzentrierten und Möglichkeiten zum bewaffneten Engagement in Algerien vorhanden waren, trug mit dazu bei, dass nach 2011 kaum junge Algerier bereit waren, in den Jihad nach Syrien zu ziehen. Mit rund 250 Algeriern, die nach Syrien ausreisten, ist das algerische Kontingent im maghrebinischen Vergleich am kleinsten. Der IS seinerseits war deshalb immer wieder verärgert über das Zögern der Algerier, sich seinen Kampfgruppen anzuschließen.5

			Libyen

			In Libyen setzte Anfang der 1990er Jahre der Kampf libyscher Afghanistanveteranen gegen die als unislamisch deklarierte offizielle Religionspolitik von Staatsoberhaupt Muammar al-Qaddafi ein. Der Kampf wurde brutal niedergeschlagen. Die überlebenden Führer der Libyan Islamic Fighting Group (LIFG) willigten Mitte der 2000er Jahre ein, den bewaffneten Kampf aufzugeben. Als Gegenleistung und nach dem Versprechen, sich nicht politisch zu betätigen, wurden sie aus der Haft entlassen. Mit Beginn der Kämpfe gegen das Qaddafi-Regime ab Februar 2011 reaktivierten sie sich aber schnell und nahmen im militärischen und politischen Kampf eine führende Rolle ein. Die LIFG hatte allerdings nicht mehr wie früher das Monopol, den bewaffneten Kampf für einen „islamischen Staat“ zu führen. Nach 2011 gründeten sich Hunderte von islamistischen Brigaden einschließlich der libyschen Ansar al-sharia, die gleichfalls für den Aufbau eines auf der Scharia basierenden Staates kämpfen und jeweils eigene Interessen verfolgen.6

			Marokko

			In Marokko sind bislang bewaffnete islamistische Gruppen am wenigsten institutionell verankert. Dennoch bewiesen die bestehenden losen Netzwerke oder Miniterrorzellen wie beispielsweise die Salafiya Jihadiya, dass sie zu Terroranschlägen wie in Casablanca am 16. Mai 2003 (41 Tote) oder Marrakesch am 28. April 2011 (17 Tote) fähig sind. Insgesamt wurden nach Angaben des marokkanischen Inlandsgeheimdienstes, der Direction Générale des Études et de la Documentation (DGED), vom Februar 2016 seit 2002 von den Sicherheitsorganen 152 islamistische Terrorzellen mit über 2.670 Personen im Alter zwischen 16 und 40 Jahren ausgehoben. Seit 2011 sind die Sicherheitsbehörden über die hohe Zahl an jungen Erwachsenen, darunter auch zahlreiche Frauen, beunruhigt, die in Syrien auf Seite jihadistischer Oppositionsgruppen am Kampf gegen das Assad-Regime teilnehmen wollen;7 die DGED bezifferte die Zahl der marokkanischen Jihadisten Anfang 2016 auf mindestens 1.500.

			Tunesien

			In Tunesien, wo erste islamistische Gewaltakte von Mitgliedern der Ennahda-Vorläuferorganisation „Bewegung Islamische Tendenz“ in den 1980er und zu Beginn der 1990er Jahren ausgeführt wurden,8 ist es wegen der massiven Repression unter Präsident Ben Ali bis zum Machtwechsel Januar 2011 nur noch zu vereinzelten bewaffneten Auseinandersetzungen mit islamistischen Gruppen gekommen.9 Seit der unkontrollierten Öffnung der politischen Handlungsspielräume, die sogar zur Legalisierung von Parteien führte, die offen für die Abschaffung der Republik und die Ausrufung eines Kalifats eintreten,10 bildeten sich auch schnell bewaffnete Gruppen, denen sich Kampfwillige aus Algerien, Nordmali und Libyen anschlossen. Die besonders im Grenzland zu Algerien (Region Jebel Chaambi) aktiven Gruppen, darunter als größte die Uqba-Ibn-Nafi-Brigade, kämpfen für die Errichtung eines „islamischen Staates“. Daneben gab es seit 2011 in ganz Tunesien eine Proliferation gewaltbereiter Islamisten, die sich in Organisationen wie der Ansar al-sharia oder der Al-Jazara-Gruppe zusammenschlossen.11 Speziell die tunesische Ansar al-sharia unter ihrem im Sommer 2013 nach Ostlibyen geflüchteten Führer Abu Iyad ist sowohl in den Sturm auf die US-Botschaft in Tunis im September 2012 als auch in die Ermordung der beiden linksgerichteten Politiker Choukri Belaid am 6. Februar 2013 und Mohamed Brahmi am 25. Juli 2013 verwickelt.

			In dieses nordafrikanische militante Umfeld stieß seit Sommer 2014 die Terrormiliz „Islamischer Staat“.

			2. Die Expansion der Terrormiliz „Islamischer Staat“ in Nordafrika

			Die im Kampf gegen den syrischen Präsidenten Assad führende Terrormiliz „Islamischer Staat in Irak und Syrien“ (ISIS), die sich seit der Ausrufung des „Kalifats“ durch ihren Führer Abu Bakr al-Baghdadi am 29. Juni 2014 nur noch „Islamischer Staat“ (IS) nennt, bemühte sich seit Juli 2014 verstärkt um die territoriale Ausdehnung ihres Einflussgebietes. Das „jihadistische Staatsbildungsprojekt“ (Volker Perthes)12 sollte sich nicht mehr nur auf den Irak und Syrien beschränken, sondern mittelfristig auch außerhalb dieses Kernraumes dem Kalifat weitere Verwaltungs- bzw. Regierungsbezirke, „Wilayate“, erschließen. Primäres Ziel der von Abu Bakr al-Baghdadi alias „Kalif Ibrahim“ angeführten IS-Jihadisten war es deshalb, vor allem in Nordafrika und Asien neue Jihadisten zu rekrutieren sowie auch dort jihadistische Strukturen aufzubauen.

			2.1. Rekrutierung

			Dem IS ist es nach den politischen Umbrüchen in Nordafrika 2011 schnell gelungen, erfolgreich neue Mitglieder für seine in Syrien und Irak kämpfenden Einheiten zu gewinnen, wobei mehrere Faktoren für die Attraktivität und den Zulauf zum IS verantwortlich waren.

			Die Gründe für die Anfälligkeit der überwiegend jungen Erwachsenen (18 bis 25 Jahre) für die IS-Propaganda werden intensiv in den lokalen Medien der Maghrebstaaten diskutiert.13 Mehrere Gründe werden für die Attraktivität des IS und seine extremistischen Parolen verantwortlich gemacht; dazu zählenu. a. fehlendes Geschichtsbewusstsein und identitäre Entwurzelung; fehlende persönliche Zukunftsperspektiven; psychische Probleme; fehlendes Gruppengefühl und fehlende religiöse Bildung.14 Nach Ansicht von Jawhar Ben Mbarek, Leiter der säkularen tunesischen Vereinigung Doustourna, spielen auch die finanziellen Versprechen des IS und die „Bereitstellung weiblicher Jihadistinnen“ für die Befriedigung der sexuellen Bedürfnisse bei der Entscheidung, sich für den IS engagieren zu wollen, eine nicht unbeträchtliche Rolle.15 Dies erklärt, warum der IS gerade auch unter jungen Frauen massiv für sich wirbt.16 Als falsch haben sich Berichte herausgestellt, die behaupten, die Mehrzahl der maghrebinischen IS-Kämpfer sei vor dem Anschluss an den IS im kleinkriminellen Milieu aktiv gewesen; dies trifft nur auf 5 bis 10 Prozent zu. Untersuchungen aus Marokko zeigen zudem einen Zusammenhang zwischen voranschreitender gesellschaftlicher Modernisierung und einer steigenden, religiös begründeten Ablehnung dieses als „westlich“ empfundenen Weges. Der „Takfirismus“, also die Ablehnung der Anderen, die nicht dem eigenen „wahren“ (religiösen) Weg folgen, arabisch als „Takfir“ bezeichnet, erscheint hier als Reaktion auf eine als „dekadent“ bewertete Entwicklung17 und ist ein mobilisierendes Element zugunsten der jihadistischen Gruppen einschließlich des IS, die den Takfir gegenüber ihren Feinden praktizieren und damit deren Tötung legitimieren.

			2.2. Organisation

			Zum Aufbau der nordafrikanischen IS-Präsenz wendet der IS eine dreifache Strategie an:18 Die erste Strategie besteht in der Anwerbung bereits bestehender islamistischer gewaltbereiter Gruppen, die nach entsprechender „Missionierung“ des IS dem „Kalifen“ die Treue schwören. Exemplarisch für diese Strategie ist die im Sinai operierende Gruppe Ansar bait al-maqdis, die sich Anfang November 2014 dem IS anschloss. Auch in Libyen war diese Strategie erfolgreich, wo sich z. B. die Ansar-al-sharia-Gruppen in Sirt, Ajidabiya und Banghazi dem IS anschlossen und damit zur schnellen Ausbreitung der Terrormiliz in Libyen beitrugen.

			Die zweite Strategie umfasst die Neurekrutierung von IS-Jihadisten über die massiv betriebene „Mission“. Die Disposition von jüngeren Männern und Frauen für den IS und einen Einsatz in Syrien/Irak ist insbesondere in Marokko, Tunesien und Libyen signifikant ausgeprägt. Allein in Tunesien wurden von den Sicherheitsbehörden seit 2012 rund 9.000 Tunesier und Tunesierinnen an der Ausreise nach Syrien/Irak gehindert; von Januar bis Mai 2016 sollen es laut Angaben des tunesischen Innenministeriums 1.877 Personen gewesen sein.

			In manchen nordafrikanischen Regionen fühlen sich besonders viele Personen von der jihadistischen Ideologie angesprochen. Nach Angaben des marokkanischen Auslandsnachrichtendienstes DGED vom Dezember 2014 stammen die meisten marokkanischen IS-Sympathisanten aus dem nordmarokkanischem Rif-Gebirge mit dem Schwerpunkt Tanger, besonders dessen Stadtteil Béni Makada, Fnideq; Martil, Tetuan und El Hoceima (mit allein über 35 Prozent der ausreisenden IS-Sympathisanten). In Tunesien stammen überproportional viele IS-Kämpfer aus dem nordtunesischen Bizerte, aus Kairouan, aus den Armenvierteln von Tunis (in erster Linie Cité Ettadhamen) sowie aus der tunesisch-libyschen Grenzstadt Ben Guerdane. In Libyen stellte bereits in der Vergangenheit die ostlibysche Cyrenaika mit Schwerpunkt auf der Stadt Darna den Großteil der Afghanistankämpfer („libysche Afghanen“), ab 2003 der Kämpfer für den Einsatz im Irak und seit 2011 der Kämpfer für den IS. Eine zufriedenstellende Erklärung für dieses Phänomen der regionalen Schwerpunkte gibt es bislang allerdings nicht.

			Die dritte Strategie sieht die Entsendung erfahrener IS-Jihadisten aus Syrien/Irak in die neuen Missionsgebiete bzw. in die außerhalb des syrisch-irakischen Kernraumes neu gegründeten „Wilayate“ vor. Seit 2012 gab es einen kontinuierlichen Zustrom von kampfbereiten Islamisten sowohl aus den Maghrebstaaten, Ägypten, den Golfstaaten, aber auch aus Europa und asiatischen Staaten nach Syrien und Irak, wo sie zugunsten des IS oder Gruppierungen wie der Nusra-Front kämpften oder noch kämpfen und Kampf- und Organisationserfahrung sammelten.19 Die IS-Führung kommandierte seit Herbst 2014 zur Verwaltung und Sicherung bereits bestehender „IS-Wilayate“ oder zur Vorbereitung neuer „IS-Wilayate“ in Nordafrika zahlreiche bewährte IS-Kämpfer, die aus diesen Ländern stammten, in ihre Heimatregionen ab. Zur Übernahme von Führungsaufgaben wurden aber auch erfahrene ortsfremde Jihadisten u. a. aus Jemen oder Saudi-Arabien abgestellt. Da innerhalb dieser Strategie Libyen als Ausgangspunkt bzw. als „Einfallstor“ für die Gründung weiterer „IS-Wilayate“ dienen soll, finden sich folglich die meisten dieser entsandten Jihadisten gegenwärtig in Libyen. Dort hielten sich Mitte Februar 2015 nach Angaben von Oberst Ahmad al-Mismari aus dem Generalstab der libyschen Armee zusätzlich zu den libyschen Jihadisten rund 4.000 ausländische Jihadisten aus Tunesien, Marokko, dem Jemen, Saudi-Arabien, Irak, Sudan und Mali sowie Nordnigeria auf. Der libysche Außenminister Muhamad al-Dairi sprach Ende 2015 sogar von 6.000 ausländischen Jihadisten.

			2.3. Widerstand gegen den IS durch rivalisierende Gruppen

			Der IS-Herrschaftsanspruch in Nordafrika rief islamistischen Widerstand hervor. Insbesondere diejenigen islamistischen Gruppen, die wie zahlreiche der islamistischen Brigaden aus Misrata, der libyschen Hochburg der Muslimbruderschaft, weiterhin autonom bleiben wollen, sowie AQIM und die Gruppen, die sich AQIM angeschlossen hatten, setzen den Expansionsbestrebungen des IS bewaffneten Widerstand entgegen und weisen den IS-Kalifatsanspruch zurück. Die Folge ist ein anhaltender „intra-islamistischer Bruderkampf“.20

			Auf übergeordneter Ebene zeigt sich dieser am deutlichsten in der Rivalität zwischen Al-Qaida und IS. Al-Qaida-Führer Ayman al-Zawahiri übte seit 2014 mehrfach deutlich Kritik am IS und warf ihm u. a. ein falsches Kalifatsverständnis vor. Zuletzt äußerte er seine Kritik prominent am 13. Januar 2016 in einem 25-minütigen Video.21 Lokale Al-Qaida-Führer wie Yahia Abu Humam, „Emir“ des „Emirats Region Sahara“, verbreiten in ihrem Einflussbereich diese Al-Qaida-Kritik am IS und weisen die Legitimität des IS-Kalifats kategorisch zurück.22

			Parallel zu den Bekämpfungsmaßnahmen der staatlichen Sicherheitsorgane nahm in den nordafrikanischen Staaten seit 2014 der Widerstand islamistischer Gruppen gegen die vorrückende Präsenz der IS-Jihadisten unterschiedliche Formen an.23 Am stärksten ausgeprägt erwies sich der Widerstand gegen den IS bislang in Libyen, wo sich u. a. in der Region Sirt Einheiten der islamistischen „Operation Fajr“ (Morgenröte), die der Muslimbruderschaft nahestehen, dem Vormarsch der IS-Jihadisten entgegenstellen; selbst der frühere LIFG-Führer Ali Belhaj rief auf einer Versammlung mit islamistischen Gruppen in Algerien Anfang März 2015 zum Kampf gegen den „gemeinsamen Feind Daish“ auf. In der libyschen Staat Darna konnten zwar mit dem IS rivalisierende Jihadisten des Darna Mujahidin Shura Council im Juni 2015 die IS-Verbände aus dem Stadtkern vertreiben, nicht jedoch aus dem Umland, wo sie sich verschanzt haben und weiterhin Darna bedrohen.24

			Aber auch in Tunesien entbrannte ein Kampf um das Terrain. So bezeichnete das Ennahda-Führungsmitglied Habib Ellouze noch vor der Proklamation des IS-Kalifats bereits im Juli 2014 den IS wegen seiner Attraktivität als „Katastrophe“ und mahnte Gegenmaßnahmen an. Der im algerischen Untergrund lebende AQIM-Führer Abdelmalek Droukdel rief zusammen mit dem Al-Qaida-Gruppenführer Luqman Abu Sakhr Anfang Oktober 2014 alle Gefolgsgruppen auf, die im tunesischen Grenzland um den Jebel Chaambi kämpfende Uqba-Ibn-Nafi-Brigade „auszurotten“.25 Die Brigade war bislang Teil von AQIM, erklärte aber im September 2014 ihre Gefolgschaft gegenüber dem IS und wurde damit aus AQIM-Sicht zum Verräter.

			Die Rivalität zwischen Al-Qaida und IS löste bei Analysten die berechtigte Befürchtung aus, dass beide Gruppen durch spektakuläre Aktionen ihre Schlagkraft und Verankerung unter Beweis stellen wollen, nicht zuletzt auch, um damit ihre Chancen zur Rekrutierung neuer Kämpfer zu erhöhen.26 Die von El-Mourabitoune, einem Al-Qaida-Ableger, durchgeführten Anschläge in der malischen Hauptstadt Bamako u. a. im November 2015 und im März 2016 sowie in der Hauptstadt von Burkina Faso, Ouagadougou, im Januar 2016 mit Dutzenden von Toten reihen sich in diese Logik ein.27 Auch die neuerdings von AQIM lautstark vorgebrachten Aufrufe zur Befreiung der beiden in Nordmarokko liegenden spanischen Enklaven Ceuta und Melilla von Fremdherrschaft zielen darauf ab, gegenüber dem IS an Statur zu gewinnen.28

			Nach jüngeren Informationen scheint die Feindschaft zwischen Al-Qaida und IS allerdings nicht in Stein gemeißelt. Tunesische Analysten sehen Anzeichen, dass sich das Spannungsverhältnis zwischen AQIM und IS abmildert, weil mit der zunehmenden Rückkehr von Jihadisten aus Syrien innerhalb von AQIM eine Art „Rebranding“ stattfindet. Der verblassende Al-Qaida-Stern soll durch eine Annäherung an den IS aufgefangen werden, der im Kampf um den Aufbau eines auf der Scharia basierenden Staates nun nicht mehr als Gegner, sondern als Verbündeter gesehen wird – zumindest zeitweilig. Der IS scheint ebenfalls zur Verbesserung seiner Position in Libyen zu einer Annäherung an AQIM bereit zu sein; der IS soll im Januar 2016 AQIM und den libyschen Muslimbrüdern in einem Geheimpapier eine fusionierte Führung in Form eines gemeinsam zu bildenden Rates (Majlis al-shura) vorgeschlagen haben.29

			3. Die Präsenz des „Islamischen Staates“ in Nordafrika 2016

			Die Ausbreitung des IS in Nordafrika begann nahezu unmittelbar nach der Ausrufung des „Kalifats“ von Abu Bakr al-Baghdadi Ende Juni 2014 und erfasste sukzessive Ägypten und die Maghrebstaaten, wenngleich in unterschiedlicher Intensität und Ausprägung. Spätestens seit Sommer 2015 sprechen die Sicherheitsorgane von einer „gesamtmaghrebinischen Präsenz“.30

			3.1. Ägypten: Die Halbinsel Sinai im Zentrum des Kampfes

			Die seit etwa Februar 2011 aktive und im April 2014 von den USA und der ägyptischen Regierung als Terrororganisation eingestufte, Al-Qaida nahestehende Jihadistengruppe Ansar bait al-maqdis schwor am 14. November 2014 gegenüber dem IS den Treueeid. Mit diesem Schritt erklärte Ansar bait al-maqdis auch die Halbinsel Sinai zum „Wilaya Sinai“. Allerdings waren nicht alle Mitglieder der Gruppe mit diesem Kurs einverstanden; insbesondere der militärische Kommandeur der Gruppe, Hisham al-Ashmawy M. Ibrahim, blieb gegenüber Ayman al-Zawahiri loyal und wird seither von der ägyptischen Armee als der gefährlichste Al-Qaida-Kämpfer im Lande angesehen.

			Ziel der Ansar bait al-maqdis ist der Kampf für einen nicht näher beschriebenen, auf der Scharia gründenden islamischen Staat. Seit dem Sturz des islamistischen Präsidenten Mursi im Juli 2013 durch die Armee nahm die Kampfintensität zu. Die ursprünglich rund 1.000 Kämpfer der Ansar bait al-maqdis, in der Mehrheit Sinai-Beduinen, aber auch Ägypter aus dem Kernland und Ausländer,31 verzeichneten seit 2013 im Kampf mit der ägyptischen Armee schwere Verluste. Die staatlichen Medien berichten regelmäßig über getötete „Takfiristen“.32 Auch wenn die Ansar bait al-maqdis als ägyptischer IS-Zweig durch die massiven Gegenmaßnahmen deutlich geschwächt wurde, so ist die Gruppe immer noch fähig, durch ihre Anschläge auf der Halbinsel Sinai und im Niltal zur anhaltenden Destabilisierung Ägyptens beizutragen.33 Der Anschlag auf die im Badeort Hurghada am Roten Meer gestartete russische Passagiermaschine am 9. Januar 2016 mit über 220 Toten belegt die Fähigkeit der Gruppe, auch außerhalb des Kernaktionsraumes Sympathisanten zu werben und für IS-Ziele einzusetzen. Dieser Sachverhalt zeigt zudem, dass eine reine Sicherheitsstrategie zur Bekämpfung des IS wie auch anderer islamistischer bewaffneter Gruppen schnell an Grenzen stößt.34

			3.2. Algerien: Der Fehlschlag des IS-Ablegers Jund al-khilafah al-islamiya

			In Algerien hinterließ die Ausrufung des „Kalifats“ durch den IS ebenfalls Spuren bei den bewaffneten Gruppen des Landes. Von den etwa 800 AQIM-Kämpfern spaltete sich am 27. August 2014 eine wenige Dutzend Mitglieder umfassende Gruppe von Jihadisten unter Führung des ehemaligen „Emirs für Zentralalgerien“, Khaled Abu Sulaiman alias Abdelmalek El Gouri, von AQIM ab und schloss sich dem IS an. Die Gruppe um Abu Sulaiman war damit der erste IS-Ableger im Maghreb. Die abgespaltene Gruppe konstituierte sich unter dem Namen Jund al-khilafah al-islamiya fi ard al-jaza’ir (Soldaten des islamischen Kalifats auf algerischem Boden). Am 22. September 2014, also knapp einen Monat nach ihrer Gründung, machte sie mit der Entführung und der einen Tag später vollzogenen Enthauptung des französischen Bergtouristenführers Hervé Gourdel in der Kabylei international Schlagzeilen. Diese Aktion, die von Abu Sulaiman als Vergeltungsakt für die französische Unterstützung der internationalen Anti-IS-Allianz bezeichnet wurde, löste umfassende Operationen der algerischen Streitkräfte aus, in deren Verlauf bis Sommer 2015 die Gruppe fast vollständig aufgerieben wurde; Abu Sulaiman selbst wurde am 22. Dezember 2014, sein Nachfolger Brahim Kerza am 20. Mai 2015 und dessen Stellvertreter Rabah Tarfi am 10. April 2015 erschossen.

			Die Bedrohung Algeriens durch den IS wird von Armeeoffizieren allerdings immer noch als real eingestuft, zumal der IS am 14. Juli 2015 in einem Video Algerien mit einem Blutbad im „Kampf für den wahren Islam“ drohte35 und Anfang März 2016 Angriffe auf Erdöleinrichtungen (von libyschem Territorium aus) ankündigte.36 Der personelle Nachschub für den IS hält weiterhin an, wofür die kontinuierlich veröffentlichten Nachrichten der algerischen Sicherheitsorgane über ausgehobene Rekrutierungszellen und verhaftete IS-Sympathisanten ein Indiz sind.37 Anfang Mai 2016 bezifferte der Generalstab der algerischen Armee die Anzahl der insgesamt verbliebenen Terroristen in Algerien auf 304 Kämpfer, davon 73, die sich zum IS bekennen.38 Mitglieder rekrutiert der IS in Algerien vor allem in den überfüllten Gefängnissen und unter Jugendlichen. Trotz aller Gegenmaßnahmen des Religionsministeriums sind zudem noch längst nicht alle Moscheen unter strikter staatlicher Kontrolle,39 so dass einzelne Prediger immer noch in den Moscheen für den IS Mission betreiben können.

			Es gibt ferner Meldungen, dass sich weitere Teilgruppen von AQIM losgesagt und dem IS zugewendet haben. Dazu gehören z. B. die Skikda-Brigade in Nordostalgerien und die Humat al-da`wa al-salafiya in Tlemcen, die beide im Mai 2015 zum IS übertraten, die Gruppe Serriyat al-ghuraba aus dem ostalgerischen Constantine, die sich Mitte Juli 2015 dem IS anschloss, und die Al-Ansar-Brigade in Zentralalgerien, die sich seit September 2015 zum IS bekennt.

			Die in Südalgerien und im Sahelraum operierende Gruppe El-Mourabitoune schloss sich am 13. Mai 2015 dem IS an. El-Mourabitoune war 2013 als Zusammenschluss des El-Moulathamoune-Bataillons unter dem AQIM-Führer Mokhtar Belmokhtar und der malischen MUJAO gegründet worden. Mokhtar Belmokhtar selbst vollzog allerdings nicht den Wechsel zum IS; er bekundete am 15 Mai 2015 öffentlich seine fortgesetzte Loyalität zu AQIM und zu Al-Qaida-Führer Ayman al-Zawahiri.40

			Die algerischen Sicherheitsorgane nehmen diese Gruppenbildungen und die von ihnen ausgehende Gefahr sehr ernst, vor allem weil es angesichts der langen algerisch-libyschen Grenze und der Verfestigung der IS-Strukturen in Libyen vielfältige grenzüberschreitende IS-Kooperations- und Unterstützungsmaßnahmen gibt. Speziell in den algerischen Südprovinzen stationierte die algerische Armee deshalb seit Ende 2015 mehrere neu gebildete und im Terrorkampf geschulte Sondereinheiten.41 Zugleich laufen auf nationaler Ebene zusätzliche Maßnahmen zur Reform des religiösen Diskurses an, um vor allem die junge Bevölkerung gegen extremistische Ideen zu immunisieren.

			3.3. Libyen: Der Nukleus der expandierenden IS-Präsenz

			Der IS fasste nach der Proklamation des IS-Kalifats Ende Juni 2014 in Libyen schnell Fuß. Die Existenz zahlreicher seit 2011 neu entstandener jihadistischer Gruppen42 in der Cyrenaika (arabischer Name: Barqa) mit Schwerpunkt in der Region Darna und das Vakuum staatlicher Strukturen43 begünstigten maßgeblich seine Ausbreitung, so dass es 2016 IS-Gebiete auch in anderen Landesteilen (s. u.) gibt. In Libyen existieren derzeit die größten IS-Territorien außerhalb des Kernraumes Syrien/Irak.44 „Missionare“ von „Kalif“ al-Baghdadi waren ab Juli 2014 in Ostlibyen unterwegs und warben für ein „Wilaya Barqa“ – mit Erfolg, denn am 3. Oktober 2014 gab in Darna der Shura-Rat der Jugend des Islam, der nach seiner Gründung 2013 umgehend eine eigene Religionspolizei aufgestellt und eine islamische Strafgerichtsbarkeit eingeführt hatte, als erste Gruppe gegenüber dem IS-Kalifat ein Treubekenntnis ab. Das vom Shura-Rat der Jugend des Islam kontrollierte Territorium sei ab sofort als „Wilaya Barqa“ Teil des IS-Kalifats.

			Al-Baghdadi bestimmte Anfang November 2014 den Jemeniten Abu al-Bar’a al-Azdi zum ersten Gouverneur des „Wilaya Barqa“, der wiederum im Einvernehmen mit al-Baghdadi den aus Saudi-Arabien stammenden Abu Habib al-Jazrawi zum Mufti bestellte. Infolge der Kämpfe, die auch unter den Kommandeuren zahlreiche Tote forderten,45 kam es seither zu mehreren Neubesetzungen. Anfang März 2016 wurde in libyschen Medien der rotbärtige Abu Omar al-Shishani als oberster IS-Führer genannt.46 Diese Internationalisierung setzte sich fort, weil die libyschen Jihadisten, zum Teil Rückkehrer aus Syrien/Irak, zum Teil übergetretene Mitglieder der libyschen Ansar al-sharia, seit Herbst 2014 auch Zulauf aus Tunesien und Marokko, aber auch aus Ägypten und Saudi-Arabien sowie aus dem Sahel erhielten. Ihre Anzahl wurde vom US-Außenministerium im Februar 2016 mit etwa 5.000, vom libyschen Außenminister Dairi bereits Ende 2015 mit etwa 6.000 Mann angegeben, wobei die Anti-IS-Intervention in Syrien die Verlagerung der IS-Jihadisten nach Libyen begünstigt habe.47

			Diese Jihadisten sollten zunächst die Gründung weiterer „IS-Wilayate“ (Tripolis, Fazzan) vorantreiben und dann das vom IS entwickelte „Strategische Konzept von Libyen als dem Einfallstor für den IS in ganz Nordafrika“48 umsetzen. Diesem Ziel ist der IS ein deutliches Stück nähergekommen, seit er sich ab Februar 2015 von Darna aus schnell ausbreitete. Inzwischen gibt es IS-Kampfgruppen im Großraum von Banghazi, dem südlich davon liegenden Ajidabiya sowie in der zentrallibyschen Küstenstadt Sirt. Zugleich gibt es Ausbildungscamps in der Umgebung der westlibyschen Stadt Sabratha49 und angeblich auch mehrere Schläferzellen im Großraum Tripolis.

			Diese Expansion und die Herrschaftsausübung des IS in den besetzten Gebieten zog seit Herbst 2014 eine Spur der Gewalt nach sich. Anschläge wie jener auf das Hotel Corinthia in Tripolis am 27. Januar 2015, bereits mehrfache Angriffe auf Ölinstallationen wie zuletzt Anfang 2016 in Sidra, Selbstmordanschläge auf Sicherheitsorgane der Regierung in Tobruq und der Regierung in Tripolis sowie die Hinrichtung von Andersgläubigen und angeblichen Spionen zeugen von der Gefährlichkeit der IS-Jihadisten.50 Die Selbstmordattentate wie jenes von Tobruq am 30. Dezember 2014, von Qubba am 20. Februar 2015 mit über 40 Toten oder auf die Polizeiakademie von Zliten am 7. Januar 2016 mit mindestens 65 Toten wurden allerdings nicht von libyschen, sondern von tunesischen IS-Jihadisten ausgeführt. Medial unterstützt wird der IS bei der Bekanntmachung seiner Attentate von dem IS-eigenen „Battar-Medienbataillon“, das auch die Ermordung von 21 ägyptischen Kopten in Sirt Mitte Februar 2015 (IS-Video vom 15. Februar) sowie von mindestens 30 äthiopischen Christen Mitte April 2015 (IS-Video vom 21. April) in Szene setzte.51

			Die Expansion des IS in Libyen und die dort zahlreich verübten Anschläge führten auch international zu Befürchtungen, dass sich Libyen zu einem „neuen Somalia“ bzw. einem „zweiten Syrien“ vor der Haustür Europas,52 zu einer längerfristig ganz Europa bedrohenden Terrorhochburg entwickelt. Die ergriffenen Gegenmaßnahmen müssen ihre Wirksamkeit allerdings erst noch beweisen. Wenig wirksam waren jedenfalls die von der ägyptischen Luftwaffe als Vergeltung für die Ermordung der Kopten geflogenen Luftangriffe auf IS-Stellungen bei Darna und Sirt im Februar 2015. Die libysche Regierung in Tobruq kündigte ihrerseits Gegenmaßnahmen der unter dem Kommando von General Khalifa Haftar stehenden Libyan National Army53 an. Die anhaltend hohe Präsenz der Ansar al-sharia in der Cyrenaika und die weitgehend ungehinderte Bewegung von IS-Konvois in Libyen lassen allerdings an der Effektivität der ergriffenen Maßnahmen zweifeln. Den islamistischen Brigaden aus Misrata, die der Muslimbruderschaft nahestehen und gegen den IS eingestellt sind, gelang es ebenfalls nicht, die Einnahme von Sirt im Juni 2015 und nachfolgend von Ben Jawad durch IS-Kräfte zu verhindern. Durch Heiraten von IS-Kämpfern mit Libyerinnen lokaler Stämme sichern sich diese zudem zunehmend sozial ab („Schutzschild Stamm“), so dass Bekämpfungsmaßnahmen deutlich erschwert werden. Die seit Anfang 2016 laufende Gegenoffensive der libyschen Streitkräfte, der Brigaden aus Misrata und der vom Präsidialrat aufgestellten Präsidialgarde brachte dennoch nach teilweise blutigen Kämpfen erste Erfolge: Der IS konnte im April 2016 aus der Umgebung von Darna und aus Teilen von Banghazi vertrieben und die IS-Kämpfer im Juni 2016 in Sirt eingekesselt werden. Der neuen Regierung der nationalen Einheit unter Premier Fayez al-Sarraj, die mit aller Härte gegen die Terrormiliz vorgehen will,54 wurde zudem im Kampf gegen den IS weitere ausländische Hilfe zugesagt.

			3.4. Marokko: Rekrutierungsreservoir für Jihadisten

			In Marokko bildeten sich bislang keine verfestigten IS-Strukturen und im Terrain operierende IS-Jihadistengruppen heraus. Das bedeutet jedoch nicht, dass es keine IS-Bedrohung gibt. Die Zahl der IS-Sympathisanten ist hoch,55 genauso wie die Zahl der nach Syrien, aber auch nach Libyen ausgereisten Freiwilligen, um sich dort dem IS anzuschließen. So wurden allein im Januar 2016 von algerischen Sicherheitskräften rund 550 junge Marokkaner aufgegriffen, die auf dem Weg nach Libyen waren, um sich dort IS-Verbänden anzuschließen.56 Ein erstes Trainingscamp für kampfbereite Neuzugänge in der Nähe der südmarokkanischen Stadt Tan-Tan wurde im Februar 2016 rechtzeitig vor Inbetriebnahme entdeckt. Der IS selbst drohte wegen der dezidierten Bekämpfung von IS-Zellen in Marokko erstmals im November 2015 „verheerende Anschläge“ an.57 Es folgten Morddrohungen gegen Politiker/innen wie die Frauen- und Menschenrechtsaktivistin Khadija Rouissi, Anschlagsdrohungen zum Neujahr 2016 und die Verbreitung mehrerer antimarokkanischer Videos im Januar 2016. Es blieb jedoch bis jetzt bei Drohungen. Das im März 2015 eingerichtete und mit der Terrorbekämpfung beauftragte Zentralbüro für Kriminaluntersuchungen (Bureau Central d’Investigation Judiciaire/BCIJ), das auch als „marokkanisches FBI“ bezeichnet wird, gibt fast wöchentlich Meldungen heraus, dass erneut eine IS-Zelle, ein IS-Finanzierungsring oder eine IS-Waffenwerkstatt ausgehoben worden sei.58 Vereitelt wurde Ende Februar 2016 u. a. der Selbstmordanschlag eines 16-jährigen IS-Mitgliedes auf das Parlament in Rabat; Anfang März 2016 wurde in El-Jadida eine zehnköpfige IS-Zelle ausgehoben, die – ein besorgniserregendes Novum – einen Anschlag mit biologischen Waffen plante.59 Als besondere Bedrohung werden gegenwärtig vom BCIJ zudem jene marokkanischen IS-Jihadisten eingestuft, die unter dem Druck der internationalen Anti-IS-Allianz den Kampfplatz Syrien verlassen, um in ihrem jeweiligen Heimatland für den IS zu kämpfen. Ähnliches gilt für Libyen, wo das US-Verteidigungsministerium im Falle einer Militärintervention rund 3.500 aus den Maghrebstaaten stammende Jihadisten „nach Westen“ (Tunesien, Algerien, Marokko) aufbrechen sieht, um die IS-Verbände dort zu stärken. Dementsprechend wachsam und personell aufgestockt ist die marokkanische Grenzpolizei.

			3.5. Tunesien: Strategisches Ziel des IS

			Die Präsenz des IS in Tunesien ist eng mit der Präsenz der militanten islamistischen Gruppe Ansar al-sharia verbunden. Die Ansar al-sharia wurde nach dem Sturz des Ben-Ali-Regimes von Saifallah Ben Hassine alias Abu Iyadh im April 2011 gegründet. Sie wuchs schnell auf etwa 1.000 Kämpfer an und radikalisierte sich spätestens seit ihrer Nationalkonferenz in Kairouan im Mai 2012.60 Die Ansar al-sharia in Tunesien hat nicht nur die Zerstörungsaktionen von mindestens 40 Gräbern verehrter Marabouts und Moscheen im Zeitraum 2012/13, sondern auch den Sturm auf die US-Botschaft in Tunis im September 2012 zu verantworten. Sie war darüber hinaus an der Ermordung der beiden linksgerichteten Politiker Choukri Belaid (Februar 2013) und Mohamed Brahmi (Juli 2013) beteiligt. Die beiden politischen Morde führten dazu, dass Ansar al-sharia auf in- und ausländischen Druck hin im August 2013 von der tunesischen Regierung zur terroristischen Organisation erklärt wurde. Etliche Mitglieder entzogen sich der daraufhin einsetzenden polizeilichen Verfolgung durch Flucht ins benachbarte Libyen, wie der Ansar-al-sharia-Führer Ben Hassine (Abu Iyadh), oder nach Syrien, wo sie sich dem IS anschlossen.

			Nach der Proklamation des IS-Kalifats war die Ansar al-sharia im Juli 2014 mit die erste jihadistische Gruppe außerhalb Syriens, die sich Abu Bakr al-Baghdadi unterstellte. Im Juli 2014 gab die seit 2012 hauptsächlich im westtunesischen Bergland um den Jebel Chaambi aktive Uqba-Ibn-Nafi-Brigade, die von algerischen AQIM-Mitgliedern unterstützt wurde,61 ihre Abspaltung von AQIM und ihren Anschluss an den IS bekannt. Die im Frühjahr 2015 neu gegründete IS-Gruppe Ajnad al-khilafa fi-ifriqiya (Soldaten des Kalifats in Afrika) hat ihre Hauptkampfzone in den Gebirgszügen Jebel Mghila und Sammama, die in den westtunesischen Gouvernoraten Kasserine und Sidi Bouzid liegen.Tunesien ist offensichtlich wegen der anhaltenden innenpolitischen Instabilität neben Libyen das zweite bevorzugte IS-Operationsgebiet. Der IS will seinen mittelfristigen Plänen zufolge in Tunesien das „Wilaya Ifriqiyah“ gründen.62

			Neben den zwei großen Anschlägen von Bardo (18. März 2015) und Sousse (26. Juni 2015) mit ihren katastrophalen Auswirkungen auf den Tourismus in Tunesien sowie dem Anschlag auf die Präsidentengarde in Tunis (13. November 2015), die vom IS reklamiert wurden, kommt es seither landesweit zu zahlreichen kleineren bewaffneten Operationen. Die Durchführung der Anschläge wird durch anhaltende umfangreiche illegale Waffenlieferungen aus Libyen erleichtert. Mit den Anschlägen sollte auch Schlagkraft demonstriert werden, um weitere Kämpfer anzuziehen. Die tunesischen Sicherheitsbehörden konnten bislang wegen des hohen Zulaufs zu terroristischen Netzwerken trotz der Aushebung zahlreicher „takfiristischer“ Zellen die Sicherheitslage nicht unter Kontrolle bringen. Der Angriff eines aus Libyen kommenden 50-köpfigen IS-Kommandos auf die grenznahe tunesische Kleinstadt Ben Guerdane63 am 7. März 2016, der von der tunesischen Armee nur mit Mühe zurückgeschlagen werden konnte, zeigte, dass die tunesische Armee dringend auf internationale Unterstützung angewiesen ist.

			4. Die staatlichen Bekämpfungsstrategien

			Die Staatsführungen der nordafrikanischen Länder reagierten auf die gestiegene Bedrohung durch bewaffnete und zur Gewaltanwendung bereite islamistische Gruppen jeweils mit einem Bündel von Maßnahmen, dessen Einzelkomponenten sich allerdings von Land zu Land unterscheiden. Dominierend sind eindeutig die sicherheitspolitischen Gegenmaßnahmen von Polizei, Armee und Nachrichtendiensten, die von gesetzgeberischen und verschiedenen religionspolitischen Maßnahmen begleitet werden.

			Die sicherheitspolitischen Maßnahmen bestanden in allen nordafrikanischen Staaten im personellen Ausbau der Sicherheitsorgane (Armee, Polizei, Inlandsgeheimdienste) und der Verbesserung ihrer Ausrüstung. Die Präsenz der Sicherheitsorgane in besonders gefährdeten Landesteilen wurde erhöht. Hauptziel war und ist das Aufspüren von Terrorzellen bzw. deren Bekämpfung.

			Im gesetzgeberischen Bereich wurden vor allem die Antiterrorismusgesetze verschärft. In Marokko steht mit Inkrafttreten der neuen Bestimmungen seit Januar 2015 u. a. terroristische Bandenbildung, illegales militärisches Training oder die öffentliche Rechtfertigung von terroristischer Gewalt unter Strafe. Inzwischen gab es mehrfach Verurteilungen wegen terroristischer Bandenbildung mit Haftstrafen zwischen zwei und vier Jahren. In Ägypten wurde im Februar 2015 vom Parlament ein neues Antiterrorismusgesetz verabschiedet, das u. a. die rechtlichen Hürden zur Verhängung der Todesstrafe herabsetzte und die Sicherheitsdienste mit weitreichenden Handlungsbefugnissen ausstattete. In Algerien trat Anfang März 2015 das neue Gesetz zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorfinanzierung in Kraft. In Tunesien wurde nach dem Anschlag von Sousse im Juni 2015 das zuvor über eineinhalb Jahre im Parlament debattierte Antiterrorgesetz unter dem Druck der Ereignisse verabschiedet; auch dieses Gesetz enthält verschärfte Regelungen.

			Vielfältige Gegenmaßnahmen gab es schließlich in Algerien und Marokko sowie in Ägypten im Bereich der staatlichen Religionspolitik. Zielsetzung der religionspolitischen Maßnahmen ist es, die moderate Religionsinterpretation zu stärken bzw. extremistische Auffassungen zurückzudrängen. Auswirkungen sind in diesem Bereich allerdings erst mittelfristig zu erwarten. Es wurden nicht nur die religiösen Hochschulen wie die Azhar in Kairo und die entsprechenden Religionsministerien aktiv, sondern auch die Staatsspitzen selbst.

			So forderte der ägyptische Präsident Abdelfattah al-Sisi am 28. Dezember 2014 die „Erneuerung des religiösen Diskurses“64 und hielt die Religionsgelehrten der Azhar und den Großmufti dazu an, gegen „fehlleitende Interpretationen“ vorzugehen. Mit speziellen Konvois unternimmt das ägyptische Religionsministerium zudem im Frühjahr 2016 u. a. auf der Halbinsel Sinai den Versuch, mit theologischen Gesprächsangeboten extremistisches Gedankengut einzudämmen.

			In Marokko untersagte König Mohamed VI. bereits Anfang Juli 2014 mit einem königlichen Dekret (Dahir) den Imamen jegliche parteipolitische und gewerkschaftliche Mitgliedschaft und gab Impulse zur weiteren Reform der Ausbildung von Imamen. Das im Frühjahr 2015 in Rabat neu gegründete Institut Mohamed VI. für die Imam-Ausbildung soll hier eine zentrale Rolle spielen. Im Februar 2016 wurden zudem das Erziehungs- und das Religionsministerium vom König beauftragt, eine Revision der religionsbezogenen Lehrprogramme und Lehrbücher für alle Bildungseinrichtungen vorzubereiten, um einen toleranten und moderaten Islam zu fördern.65 Zugleich wurde – ähnlich wie in Algerien und Tunesien – in den Medien eine Kampagne mit dem Tenor gestartet, dass der IS „nicht den Islam repräsentiert“ und der „Kampf in Syrien kein Jihad ist“.

			In Algerien stellte der seit Mai 2014 amtierende Religionsminister Mohamed Aissa ein neues Programm zur Schulung von Imamen vor. Seither sind in Algerien auch etwa 300 weibliche „religiöse Unterweiserinnen“ (Mourchidates) aktiv, um speziell Mädchen und junge Frauen über den „falschen Jihad“ in Syrien aufzuklären. Im September 2015 legte das algerische Außenministerium im Namen der Regierung schließlich ein umfangreiches Programm zur Deradikalisierung von extremistischen Gruppen vor.66

			In Tunesien steht offiziell seit 2014 die Wiederherstellung der staatlichen Kontrolle über die Moscheen und die Imame im Mittelpunkt; die Nutzung von Moscheen zur Verbreitung einer islamistisch-salafistischen Religionsinterpretation und zur Werbung für den Jihad soll unterbunden werden. Die Umsetzung erwies sich indes als schwierig, weil zahlreiche islamistische Imame vehement gegen diese staatliche Einflussnahme protestierten und auch die an der Regierung beteiligte islamistische Ennahda-Partei nicht für ein konsequentes Durchgreifen eintritt.67

			Ein seit 2015 besonders sicherheitsrelevantes und wachsendes Problem ist die erwartete Rückkehr von maghrebinischen IS-Jihadisten aus Syrien in ihre Herkunftsländer. Diese Rückkehrmöglichkeit löste in den Maghrebstaaten kontroverse Diskussionen über den Umgang mit rückgekehrten Jihadisten aus. Die Vorschläge reichen dabei von „Strafverfolgung und Inhaftierung“ (so eher die Vertreter der Sicherheitsorgane) bis hin zu „ungehinderter Rückkehr zu ihren Familien“ (so eher Vertreter des islamistischen Spektrums). Während Algerien und Marokko zur Strafverfolgung tendieren und in Algerien bereits einige zurückgekehrte Jihadisten zu Gefängnisstrafen zwischen fünf und 20 Jahren verurteilt wurden, ist der Kurs Tunesiens weniger klar, weil vor allem die Regierungskoalitionspartei Ennahda mit Blick auf ihre islamistische Unterstützerklientel bremst; diffus wird von nicht näher ausgeführten „juristischen Schritten“ gesprochen.68 Etwa 250 marokkanische und rund 500 tunesische Jihadisten sollen inzwischen aus unterschiedlichen Motiven in ihre Herkunftsländer zurückgekehrt sein; Zahlen zu algerischen Rückkehrern liegen nicht vor. Die Rückkehr erfolgte teils ohne, teils nach Kontaktaufnahme mit den Sicherheitsbehörden. Während die marokkanischen Rückkehrer für fünf bis 15 Jahre inhaftiert wurden,69 blieben die tunesischen Rückkehrer bislang bis auf Einzelfälle unbehelligt und wurden sogar von radikalen Predigern und Mitstreitern freudig erwartet.70

			Beunruhigung löst bei den Sicherheitsbehörden insbesondere die quantitative Dimension des Problems aus; schließlich sind allein seit 2011 bis Januar 2016 je nach Quelle 2.800 bis 3.000 Tunesier und 2.000 Marokkaner nach Syrien ausgereist,71 von denen heute die meisten auf Seiten des IS kämpfen und unter dem Druck der Anti-IS-Allianz entweder in ihr Heimatland zurückkehren oder in andere nordafrikanische „IS-Wilayate“ ausweichen. Besonders problematisch wird die Situation für die tunesischen Sicherheitsorgane dann, wenn die momentan in Libyen lebenden und dort ausgebildeten tunesischen IS-Kämpfer unter dem Druck internationaler Militäroperationen in Libyen geschlossen nach Tunesien ausweichen würden. In Tunesien wird nach den Erfahrungen des Ben-Guerdane-Angriffs vom März 2016 befürchtet, dass die tunesischen Sicherheitsorgane eine großdimensionierte Invasion von Jihadisten trotz Verstärkung der Grenzanlagen und einer erhöhten Truppenpräsenz im Grenzgebiet nicht abwehren könnten.72 Die Lage in Südtunesien ist folglich angespannt und die Gerüchte über die bevorstehende Gründung eines „IS-Wilayats“ in der Region Ben Guerdane oder Sidi Bouzid wollen nicht verstummen.

			5. Internationale Gegenmaßnahmen

			Internationale Gegenmaßnahmen sind insbesondere seit Sommer 2015 von europäischen Regierungen und den USA lediglich als Option für Libyen ins Gespräch gebracht worden, weil dort das Machtvakuum die Ausbreitung und Festsetzung des IS besonders begünstigte. Zwei Vorgehensweisen, um einen internationalen Einsatz zu legitimieren, standen seither im Mittelpunkt der Überlegungen:

			In der ersten Variante sollte zunächst die innerlibysche Konfliktkonstellation zwischen der Regierung in Tobruq und der Regierung in Tripolis durch einen Dialogprozess und die Bildung einer „Regierung der nationalen Einheit“ überwunden werden. In diesem Sinne nahm der UN-Sondergesandte für Libyen, seit 4. November 2015 als Nachfolger des Spaniers Bernadino Leon der deutsche Diplomat Martin Kobler, und die UN-Stabilisierungsmission für Libyen (UNSMIL)73 eine zentrale Rolle bei der Vermittlung dieses Dialogprozesses ein. Am 17. Dezember 2015 wurde in Skhirat (Marokko) ein „Politisches Dialogabkommen“74 unterzeichnet. Dieses Abkommen begründete einen neunköpfigen Staatsrat unter der Präsidentschaft des aus Tripolis stammenden Politikers Fayez al-Sarraj, dessen Aufgabe die Bildung einer Einheitsregierung war, die am 16. Mai 2016 proklamiert wurde. Von dieser Einheitsregierung wird implizit erwartet, dass sie für den Kampf gegen den IS ausländische Staaten um militärischen Beistand bittet, um völkerrechtliche Probleme zu vermeiden, die unweigerlich bei einer Intervention ohne UN-Billigung oder ohne nationale Zustimmung entstehen würden. Bis Mitte Juni 2016 war dieses Beistandsersuchen von der libyschen Einheitsregierung jedoch noch nicht offiziell formuliert worden.

			In der zweiten Variante wird eine Militärintervention westlicher Staaten gegen die IS-Bedrohung in Libyen auch ohne libysche oder UN-Zustimmung erwogen. Die Intervention sollen dabei die Luftstreitkräfte der NATO-Staaten USA, Großbritannien, Frankreich und Italien durchführen.75 Angesichts der zahlreichen offenen Fragen76 in Zusammenhang mit dieser Option blieb sie bislang Theorie.

			Mit Einzelaktionen, in die Nato-Staaten verwickelt sind, begann allerdings bereits der militärische Kampf gegen den IS in Libyen.77 So gibt es seit Anfang 2016 Berichte über französische, britische und US-amerikanische Spezialkräfte, die vor allem im Großraum Banghazi operieren und die gegen den IS gerichteten Operationen der Libyan National Army unterstützen. Die US-amerikanische Luftwaffe ihrerseits zerstörte am 19. Februar 2016 in der Umgebung der westlibyschen Stadt Sabratha in einer gezielten Aktion ein IS-Trainingscamp. Mit dieser Aktion, bei der 63 überwiegend tunesische IS-Jihadisten einschließlich des tunesischen IS-Kommandeurs Noureddine Chouchane getötet wurden, sollte laut offizieller Darstellung eine kurz bevorstehende Aktion des IS in Südtunesien vereitelt werden.78 Die antiislamistisch eingestellte libysche Regierung in Tobruq begrüßte diesen Schritt und kritisierte einmal mehr den Fortbestand des UN-Waffenembargos, der die Libyan National Army in ihrem Kampf gegen die jihadistischen Gruppen in Libyen behindere. Die islamistisch orientierte Regierung in Tripolis wiederum wie auch islamistische Gruppen in den Nachbarstaaten, darunter die Ennahda-Partei in Tunesien, verurteilten die Operation und stuften jegliche Militärintervention als unangemessen ein. Auch die Staatsführungen in Algerien und Tunesien stehen einer Militärintervention, UN-sanktioniert oder nicht, ablehnend gegenüber, obwohl auch sie bislang kein plausibles Konzept zur Zurückdrängung des IS vorgelegt haben.

			6. Perspektiven

			Das Phänomen IS wird mit großer Wahrscheinlichkeit auch im Jahr 2017 die politische Agenda der nordafrikanischen Staaten bestimmen. Noch findet der IS Anhänger; die schwierige sozioökonomische Lage vieler junger Erwachsener in Nordafrika – als eines der Motive für die Attraktivität des IS – kann beispielsweise von der Organisation, solange sie materiell etwas bieten kann, ausgenutzt werden, um den Zulauf zu sichern. In Staaten wie Libyen und Tunesien, in denen der Staat und seine Institutionen nicht auf dem gesamten Territorium präsent und ordnungsstiftend sind, ist es dem IS gelungen, sein Zellennetzwerk sukzessive auszubauen und sich zu verankern. Durch terroristische Anschläge auf Mitglieder der Sicherheitsorgane und auf zivile Ziele zeigen die IS-Gruppen Präsenz und demonstrieren Stärke, wodurch vor allem neue Mitglieder geworben werden sollen. Die Anschläge dienen aber auch dazu, vermehrt Angst unter der Bevölkerung zu schüren, um als Folge dieser Angst die Bereitschaft zur „Unterwerfung“ unter IS-Diktat oder zur „Allianz“ und „Kooperation“ mit dem IS zu erreichen.

			Die Staatsführungen und die Teile der Gesellschaft, die den IS und andere jihadistische Gruppen bekämpfen und gegen islamistische Radikalisierungstendenzen vorgehen wollen, werden fortfahren, über die geeigneten Maßnahmen zu diskutieren. Abgesehen von sicherheitspolitischen Reaktionen waren die Vorschläge bislang jedoch sehr allgemeiner Art. Während z. B. der algerische Premierminister Abdelmalek Sellal nebulös von einer notwendigen „globalen Reaktion“ gegen den IS sprach,79 der Präsident der tunesischen islamistischen Ennahda-Partei Rachid Ghannouchi den IS nur mit „Demokratie“ für besiegbar hält,80 wollen andere das Sufitum als Gegengewicht zum islamistischen Extremismus stärken. Manche Politiker wiederum optieren zwar für mehr Diversität und Pluralität in den Medien, wollen jedoch gleichzeitig, dass im Internet die Webseiten mit jihadistischer Propaganda gesperrt werden. Verschiedene Pädagogen halten nur eine grundlegend reformierte Schule, die kritisches Denken lehrt, für den Schlüssel zum (langfristigen) Sieg über radikale Interpretationen der Religion und über den „Obskurantismus“81 jihadistischer Gruppen.

			Politiker und Sicherheitsexperten in Nordafrika sind sich indessen einig, dass der aus pragmatischen Gründen bislang dominierende sicherheitspolitische Ansatz (mit oder ohne ausländische Unterstützung) nicht ausreicht, um dem Phänomen des religiösen Extremismus zu begegnen. So wie die Empfänglichkeit für religiös-extremistische Interpretationen und die Bereitschaft, sich jihadistischen Gruppen anzuschließen, vielfältige Ursachen hat, die nicht nur im Individuum alleine, sondern auch im gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Umfeld zu suchen sind, so müssen spiegelbildlich die Bekämpfungsmaßnahmen differenziert ansetzen. Der rein sicherheitspolitische Ansatz muss folglich zwingend durch bildungs-, religions-, rechts- und kulturpolitische Reformen, entwicklungs- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, Maßnahmen zur Förderung und Verankerung eines staatsbürgerlichen Verständnisses und einer staatsbürgerlichen Kultur ergänzt werden.

			In allen genannten Bereichen besteht in den nordafrikanischen Staaten jedoch ein enormer Reformstau. Selbst wenn die erforderlichen Budgetmittel vorhanden wären und es in den unterschiedlichen Sektoren zügig zu den benötigten Reformen käme, würden frühestens mittelfristig Erfolge spürbar. Diese unvermeidbare Verzögerung spielt dem IS und allen anderen gewaltbereiten islamistischen Gruppen in die Hände. Denn auch der Tod des selbsternannten „Kalifen“ Abu Bakr al-Baghdadi oder die erfolgreiche Zurückdrängung des IS in Libyen würden nicht das Ende der islamistischen Gewalt bedeuten; die anderen im Maghreb aktiven islamistischen Gewaltgruppen wie AQIM oder Ansar al-sharia würden sich lediglich neu aufstellen und die terroristischen Anschläge fortsetzen.

			

			
				
					1|	Geläufiges Akronym: IS; arabisch: DAISH von „al-Dawla al-islamiya fil-iraq wal-sham“ (IS in Irak und Syrien). In französischsprachigen Medien wird DAISH oft DAESH oder DAECH umschrieben.

				

				
					2|	In den Reihen von IS kämpfen in Syrien und Irak auch zahlreiche in europäischen Staaten rekrutierte Jihadisten; deren Präsenz ist in Nordafrika bislang allerdings gering. In Libyen finden sich in den Reihen des IS neben libyschen Jihadisten vor allem solche aus Tunesien und Marokko, aber auch aus den Sahelstaaten. Die Meldungen vom April 2016 über „Schläferzellen“ in Europa nennen die Zahl von rund 5.000 in Europa befindlichen Kämpfern, die in den Maghrebstaaten zum Einsatz kommen sollen, um die dortigen IS-Jihadisten zu unterstützen; vgl. Tunisienumerique.com, Tunis, 24.4.2016 (5000 terroristes „européens“ s’apprêtent à rentrer en Tunisie et en Algérie pour y perpétrer des attentats).
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			Nordafrikas Islamisten: Politische Gestalter, aber keine Alternative für eine freiheitlichere Zukunft

			Sigrid Faath

			Islamistische Akteure entwickelten sich in Nordafrika seit 2011 in zweifacher Hinsicht zu politischen Gestaltern. Sie bestimmen entweder als legale Parteien die Politik der Länder direkt mit oder sie nehmen indirekt Einfluss auf die politische Agenda, selbst wenn sie keinen legalen Status besitzen, sich dem bewaffneten Kampf verschrieben haben oder wieder verboten wurden wie die ägyptische Muslimbruderschaft und ihre Freedom and Justice Party nach dem Militärputsch gegen den islamistischen Präsidenten Mursi im Juli 2013. Islamistische Akteure befassen sich konstant mit der Stellung der Religion in Staat und Gesellschaft und der „Moralisierung“ des öffentlichen wie privaten Raumes; diese Themen sind deswegen seit 2011 ins Zentrum politischer und gesellschaftlicher Auseinandersetzungen in den nordafrikanischen Staaten gerückt.

			In der ersten Phase des „Arabischen Frühlings“ gab es keine religiösen Bezüge. Die eigentlichen Initiatoren der Protestbewegungen des Jahres 2011 hatten sozioökonomische Anliegen und forderten mehr Freiheiten und Rechte. Islamistische Gruppen schlossen sich der Protestbewegung jedoch schnell an und bestimmen seither das Agenda-Setting im politischen und gesellschaftlichen Raum. Bewaffnete islamistische Gruppen, die sich dem terroristischen Kampf verschrieben haben, sind zudem seit 2012/13 in allen nordafrikanischen Ländern zu einem sicherheitspolitischen Problem geworden. Die Attraktivität dieser Gruppen für junge Menschen zwingt jene Staatsführungen, die kein islamistisch geprägtes politisches System anstreben, Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Diese müssen über die rein sicherheitspolitischen und nachrichtendienstlichen Reaktionen hinausgehen, wenn die Jugend gegen islamistisch-jihadistische Lehren immunisiert und generell der Einfluss islamistischer Akteure und ihrer Religionsinterpretation zurückgedrängt werden soll.

			1. Die Profiteure des „Arabischen Frühlings“: Akteure mit religiösem Referenzrahmen

			Die Massenproteste des Jahres 2011 richteten sich bald nicht nur gegen die Politik der Staatsführungen, sondern gegen die Regierenden selbst. So wurde der Rücktritt des Staatsoberhauptes gefordert und ein politisches System verlangt, das den Bürger respektiert, seine Würde achtet, gerecht ist und Freiheiten gewährt. In Tunesien und Ägypten kam es nach den Massenprotesten zu einem Wechsel an der Staatsspitze und in der Folge zu machtpolitischen Verschiebungen und institutionellen Veränderungen. In Libyen ging dem Bruch mit dem „alten“ Regime ein Bürgerkrieg voraus.

			Nach der Flucht des tunesischen Präsidenten am 14. Januar 2011, dem Rücktritt des ägyptischen Präsidenten Hosni Mubarak am 11. Februar 2011, dem Sturz des Regimes von Mu‘ammar al-Qaddafi in Libyen am 23. Oktober 2011 und dem gewaltsamen Tod Qaddafis am 20. Oktober 2011 begann in diesen Staaten eine institutionelle Übergangsphase, in der neue Verfassungen ausgearbeitet werden und nach ersten freien Wahlen der Aufbau der staatlichen Institutionen erfolgen sollte. Die 2011 in den nordafrikanischen Staaten eingeleiteten Prozesse zum Umbau (Ägypten, Libyen, Tunesien) oder zur Reform (Marokko, Algerien) der politischen Systeme führten zu sehr unterschiedlichen Resultaten. Eine Auswirkung des „Arabischen Frühlings“ war jedoch in allen nordafrikanischen Staaten gleich: In allen Staaten manifestierten sich islamistische Gruppen massiver als zuvor, es wurde offener für den bewaffneten Kampf (Jihad) in Syrien geworben und bewaffnete islamistische Gruppen versuchten national und durch grenzüberschreitende Aktivitäten ihren Einfluss auszudehnen. Diese kampfbereiten Gruppen profitierten insbesondere von dem Zusammenbruch der staatlichen Institutionen in Libyen, dem libyschen Waffenarsenal und den durchlässigen libyschen Grenzen, die weiteren Waffennachschub sichern.

			Tunesien

			Nach dem Machtwechsel in Tunesien kostete die Ausarbeitung der neuen Verfassung und die Organisation von ersten Wahlen viel Zeit. Diese erste Phase der Transformation sollte eigentlich im Herbst 2012 enden; die im Oktober 2011 gewählte Verfassunggebende Versammlung, deren Mandat verlängert werden musste, verabschiedete die neue Verfassung erst im Januar 2014. Massiver Druck aus der säkularen Zivilgesellschaft auf die islamistische Partei Ennahda, die in der Verfassunggebenden Versammlung die stärkste Fraktion bildete und der Regierungskoalition vorstand, war nötig gewesen, um den Verfassungsgebungsprozess zu beschleunigen. Im Herbst 2014 folgten dann die ersten regulären Parlaments- und Präsidentschaftswahlen. Ennahda musste Stimmeneinbußen in Kauf nehmen und wurde (entgegen den eigenen Erwartungen) nur zweitstärkste Fraktion im neuen Parlament. Die säkulare Partei Nidaa Tounes, deren Präsidentschaftskandidat Béji Caid Essebsi zum neuen Staatspräsidenten gewählt wurde, war eindeutiger Wahlgewinner, hatte jedoch nicht die absolute Mehrheit im Parlament erreicht. Die Nidaa-Tounes-Wähler hatten nicht so sehr ein Votum für die erst 2012 als Alternative zu Ennahda gegründete Partei abgegeben, sondern mit der Wahl von Nidaa Tounes in erster Linie ihre Ablehnung gegen ein islamistisches Staats- und Gesellschaftskonzept ausgedrückt. Vor den Wahlen hatte Parteigründer Béji Caid Essebsi eine Koalitionsregierung mit Ennahda kategorisch ausgeschlossen. Die Entscheidung von Essebsi nach den Wahlen, Ennahda doch in die Regierungskoalition aufzunehmen, war für die Partei Nidaa Tounes verheerend. Sie spaltete sich und verlor ihre Mehrheit im Parlament. Eine glaubwürdige Alternative für alle, die keine islamistische Regierung wollen, ist die Partei Nidaa Tounes seither nicht mehr, zumal sie durch diverse interne Querelen um die Führung weiter an Ansehen verlor. Die wankelmütige, inkonsequente Politik des Staatspräsidenten und der Nidaa-Tounes-Parteiführung dürfte dazu beitragen, dass die Politikverdrossenheit und die Zahl der Nichtwähler bei künftigen Wahlen ansteigt; profitieren würden davon zweifellos die islamistischen Parteien, allen voran Ennahda.

			Libyen

			In Libyen wurde bereits am 3. August 2011 von dem neu gegründeten Nationalen Übergangsrat (National Transitional Council) eine Interimsverfassung verabschiedet. Es schien ein hoffnungsvoller Neubeginn für die Post-Qaddafi-Ära zu werden. Sehr schnell akzentuierten sich jedoch die Spannungen zwischen Islamisten bzw. islamistischen Brigaden und jenen „Revolutionären“, die kein islamistisches Gesellschaftsmodell vertraten. Daraus entwickelten sich politische Komplikationen, die wiederum in eine Spirale der Gewalt mündeten. In Libyen hatten die islamistischen Abgeordneten sowohl bei der Wahl zur Allgemeinen Nationalkonferenz am 7. Juli 2012 als auch zum Repräsentantenhaus am 25. Juni 2014 zwar größere Stimmenanteile, aber nicht die Mehrheit erzielt. Zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele setzten sie deshalb immer stärker auf die islamistischen Brigaden, mit denen sie u. a. durch die Belagerung des Repräsentantenhauses und die kurzzeitige Entführung des Premierministers die Verabschiedung von Gesetzen erzwangen. Gegen diese Konstellation wandte sich ab Mai 2014 General Haftar mit der antiislamistisch ausgerichteten Operation Karama (Würde). General Haftar wird von dem nach Tobruq verlagerten Repräsentantenhaus und der Regierung Al-Thinni unterstützt. Die Gegenmobilisierung der islamistischen Brigaden (Operation Fajr/Morgenröte), ihrerseits unterstützt von den islamistischen Abgeordneten der reaktivierten Allgemeinen Nationalkonferenz und der von ihr neu formierten Regierung in Tripolis, führte ab Sommer 2014 zum Beginn des „Zweiten Bürgerkrieges“. Die sicherheitspolitisch fragile Situation nutzte wiederum seit Sommer 2015 die Organisation „Islamischer Staat“, um sich in Libyen festzusetzen. Ein international vermittelter Dialogprozess führte im Januar 2016 zur Bildung einer „Regierung der nationalen Einheit“ unter Premierminister Fayez al-Sarraj; sie wird international unterstützt, konnte jedoch bislang weder die fortbestehende institutionelle Zweiteilung des Landes und die in höchstem Maße defizitären staatlichen Dienstleistungen, sichtbar an Stromausfällen und Wasserknappheit, überwinden noch die Sicherheitslage unter Kontrolle bringen. Im Gegenteil: Der Kampf gegen die Terrormiliz „Islamischer Staat“ bindet Personal und Finanzmittel, die beim Aufbau polizeilicher Sicherheitskräfte fehlen. Waffen- und Drogenkriminalität sowie Entführungen sind folglich seit 2015 drastisch angestiegen.

			Ägypten

			In Ägypten wurde zum Jahreswechsel 2011/12 ein neues, von Islamisten dominiertes Parlament gewählt und am 15. Juni 2012 auf Beschluss des Verfassungsgerichts wegen Verfahrensfehlern wieder aufgelöst. Dem am 30. Juni 2012 vereidigten, neu gewählten Präsidenten Muhammad Mursi, ein Mitglied der Muslimbruderschaft, gestand der Hohe Militärrat schließlich im August 2012 seine vollen exekutiven Befugnisse zu. Die neue Verfassung, die im Detail die Rechte und Pflichten des Präsidenten regelte, wurde im Dezember 2012 verabschiedet und zog massive Proteste nach sich: Präsident Mursi wurde vorgeworfen, Staat und Gesellschaft nach den Vorstellungen der Muslimbruderschaft umbauen und die Macht monopolisieren zu wollen. Mit dem Militärputsch gegen Präsident Mursi am 3. Juli 2013 wurde die umstrittene Verfassung außer Kraft gesetzt, die Muslimbruderschaft und ihre Partei verboten. Das islamistische Lager ist seither deutlich geschwächt; lediglich Parteien, die gegenüber dem neuen Präsidenten Abd al-Fatah al-Sisi als „loyale Opposition“ auftreten, sind weiterhin zugelassen und konnten an den Wahlen zum neuen Parlament 2015 teilnehmen. Die salafistische Nur-Partei ist seither mit elf Sitzen vertreten (2012 hatte sie 109 Sitze gewonnen). Zulauf bekamen jedoch seit der Absetzung Mursis und dem Verbot der Muslimbruderschaft die bewaffneten und zum Jihad gegen die Staatsführung aufrufenden Gruppen.

			Marokko

			Obwohl in Marokko und Algerien die Proteste des Jahres 2011 die innenpolitische Stabilität und Machtverhältnisse nicht gefährdeten, wurden zügig – als vorbeugende Reaktion auf die Entwicklungen in Tunesien, Ägypten und Libyen – neben sozialen auch politische Reformen eingeleitet, die Auswirkungen auf die Institutionen des Staates hatten. In Marokko wurde gemäß der neuen Verfassung vom Juli 2011 der Premierminister nach den Parlamentswahlen vom November 2011 aus der stärksten Fraktion im Parlament bestimmt und vom König mit der Regierungsbildung beauftragt. Stärkste Fraktion wurde die islamistische Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung PJD, deren Generalsekretär Abdelilah Benkirane seither einer Koalitionsregierung mit drei Parteien des nichtislamistischen Spektrums vorsteht. Bei den Kommunal- und Regionalwahlen im September 2015 errang der PJD ebenfalls die meisten Stimmen; stärkster Konkurrent bei den Wahlen von 2015 war die Partei für Authentizität und Modernität PAM, die 2008 als säkulare Alternative zum PJD gegründet worden war.

			Algerien

			In Algerien erleichterte die Regierung im Vorfeld der regulären Legislativwahlen vom Mai 2012 die Zulassung von Parteien und änderte das Wahlgesetz zugunsten von Frauen; eine Verfassungsreform zur Stärkung der Bürgerbeteiligung und politischer Freiheiten wurde für einen späteren Zeitpunkt angekündigt. Bei den Wahlen erlitten die islamistischen Parteien herbe Verluste; von dem allgemeinen Trend des islamistischen Aufschwungs in Nordafrika profitierten sie nicht. Die legalen islamistischen Parteien sind hinsichtlich des Kurses zudem gespalten: Sollen sie in die parlamentarische Opposition gehen oder doch für eine Regierungsbeteiligung offen sein. Die bislang an der Regierung beteiligte islamistische Partei Bewegung für die Gesellschaft des Friedens (MSP) entschied sich unter ihrem 2013 neu gewählten Präsidenten Makri für einen klaren Oppositionskurs und für eine Annäherung an die säkularen Oppositionsparteien. Im Februar 2016 wurde schließlich die modifizierte Verfassung verabschiedet; sie stärkte u. a. die Menschen- und Frauenrechte, die politischen Rechte und Freiheiten und erkannte Amazigh (Berberisch) als zweite nationale und offizielle Sprache an. Zugleich begrenzte sie die Amtszeit des Staatspräsidenten auf zwei Mandate. Der Staatspräsident und die säkular-nationalistisch orientierten Regierungsparteien FLN und RND, die „das Regierungsprogramm des Staatspräsidenten“ umsetzen, geben die Richtung vor; eine direkt die Politik mitgestaltende Rolle kommt den islamistischen Parteien nicht zu. Die islamistische Präsenz, insbesondere der salafistischen und jihadistischen Gruppen wirkt jedoch wie in allen anderen nordafrikanischen Staaten indirekt auf die politischen Entscheidungen und die Reformagenda ein.

			Islamistischer Terraingewinn seit 2011

			Der politische Status quo der nordafrikanischen Staaten wurde durch die Ereignisse des „Arabischen Frühlings“ erschüttert. Durch die Entscheidung, die politischen Systeme auch für islamistische Organisationen zu öffnen, wurde ein tiefgreifender Veränderungsprozess eingeleitet, der noch in vollem Gange ist, auch wenn in Ägypten seit Juli 2013 die stärkste islamistische Organisation, die Muslimbruderschaft und ihre Partei Freedom and Justice Party, gewaltsam von der Macht ausgeschlossen wurde und seitdem verfolgt wird. Die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit den islamistischen Forderungen und Zielsetzungen in Nordafrika stieg nach den Umbrüchen des „Arabischen Frühlings“; gleichzeitig verschärften sich die Fronten zwischen Islamisten und Nichtislamisten vor allem bei den zivilgesellschaftlich aktiven Bevölkerungsteilen. Eine Vielzahl von nicht islamistisch orientierten zivilgesellschaftlichen Organisationen versucht, an der gesellschaftlichen Basis gegen den islamistischen Einfluss anzugehen. Die Forderungen nach einer Reform des religiösen Diskurses, einer modernen Religionsinterpretation und dem Aufbau eines modernen Staates nahmen zu; Minderheiten- und Frauenrechte sowie die Gleichstellungsfrage werden seither von diesen Vereinigungen massiver denn je in die Öffentlichkeit hineingetragen. Bei den politischen Auseinandersetzungen der nächsten Jahre werden diese Fragen eine zentrale Rolle spielen.

			Die Möglichkeiten für politisches und gesellschaftliches Engagement sind seit dem „Arabischen Frühling“ generell in allen Staaten größer geworden. Sie wurden nicht nur von Organisationen und Gruppen mit religiöser Grundlage genutzt; in den meisten Fällen1 profitierten sie jedoch am stärksten von den neu entstandenen Freiräumen. Seit 2011 gewannen folglich all jene Organisationen, Parteien, Vereinigungen und Persönlichkeiten, die sich direkt auf die Religion beziehen und ihr Handeln daraus begründen, an Einfluss. Für islamistische Organisationen und Gruppen war die Öffnungspolitik nach 2011 die einmalige Chance, sich politisch und gesellschaftlich neu aufzustellen und die erweiterten Handlungsspielräume zur Durchsetzung ihrer Ziele auszuschöpfen. Dies gilt auch für Organisationen und Gruppen, die aus verschiedenen Gründen keine offizielle Zulassung als Partei oder Vereinigung anstreben.2 Durch die Auflösung der alten Sicherheitsstrukturen in Libyen und die Diskreditierung der Polizei und ihrer Spezialeinheiten, die in Ägypten und Tunesien im Dienste der alten Regime gegen Oppositionelle und Demonstranten eingesetzt worden waren, kam es in diesen Staaten zu einem Sicherheitsvakuum. Die Umstrukturierung und personelle Neubesetzung oder wie in Libyen der Aufbau vollkommen neuer Sicherheitsstrukturen braucht Zeit. Kriminelle Gruppen und bewaffnete islamistische Gruppen profitieren zwischenzeitlich von der stark reduzierten Kontrolle des Staates bzw. in Libyen von dem nicht vorhandenen staatlichen Gewaltmonopol. Hinzu kam, dass in Tunesien die von Dezember 2011 bis Ende Januar 2014 von der islamistischen Ennahda-Partei geführte Koalitionsregierung bei Gewaltakten von Mitgliedern oder Sympathisanten der eigenen Partei und von diversen salafistischen Gruppen nicht konsequent durchgriff. Die Salafisten waren und sind – mit Ausnahme der Gruppen, die terroristischen Organisationen wie Al-Qaida im Islamischen Maghreb oder der Terrormiliz „Islamischer Staat“ nahestehen – für die Ennahda-Führung potentielle Unterstützer und Wähler. Ein Teil der Ennahda-Mitglieder vertritt zudem offen salafistische Ideen; darunter auch der ehemalige Religionsminister Noureddine Khademi, dessen im März 2016 zugelassene Vereinigung sich speziell der Förderung der Scharia widmen will.

			Islamistische Akteure erhöhten nicht nur ihre Sichtbarkeit in allen gesellschaftlichen Bereichen, sondern prägen inzwischen auch die öffentliche Diskussion und die politische Agenda. Von diesem verstärkten Eindringen der Religion in den öffentlichen Raum profitierten auch die Vertreter einer orthodoxen, sehr konservativen Islamauslegung; zwischen dieser Gruppe und Islamisten gibt es zahlreiche Überschneidungen in Einzelfragen und fließende Übergänge. Fünf Jahre nach dem „Arabischen Frühling“ sind somit religiös Orthodoxe und in ganz besonderem Maße das ganze Spektrum der Islamisten, selbst wenn einige Organisationen wie die Muslimbruderschaft in Ägypten seit Juli 2013 staatlich verfolgt werden, die Profiteure der Umbrüche in Nordafrika.

			1.1. Das islamistische Spektrum

			Es gibt in Nordafrika eine Vielzahl von Gruppen, Vereinigungen und Parteien, die als islamistisch bezeichnet werden können.3 Das heißt, sie folgen einer fundamentalistischen4 Interpretation des Islam, die Grundlage ihres politischen und gesellschaftlichen Handelns ist. Islamische Fundamentalisten orientieren sich an der Frühzeit des Islam, der Zeit des Religionsgründers Mohammed und der ersten vier Kalifen (6./7. Jahrhundert). Sie streben in diesem Sinne eine Erneuerung des Religionsverständnisses an; dazu gehört die Wiederherstellung des religiösen Einflusses auf Politik und Gesellschaft. Verschiedene Wege und Mittel sollen zum Ziel führen; sie sind abhängig von den Rahmenbedingungen und reichen von der Überzeugungsarbeit (Da‘wa) an der gesellschaftlichen Basis, parteipolitischer Arbeit in den bestehenden staatlichen Institutionen bis hin zum bewaffneten Kampf (Jihad). Es gibt inzwischen in allen Staaten eine Vielzahl von islamistischen Akteuren mit mehr oder weniger rigider Auslegung der religiösen Texte. Die Interpretation der religiösen Schriften, die historischen religiösen Referenzpersonen (Gelehrten), der Grad der Anpassungsbereitschaft der jeweils aktuellen Führungspersönlichkeit an ihre Zeit sind für die politische und gesellschaftliche Praxis einer Gruppe oder Organisation ausschlaggebend. Die Spannbreite der Interpretation religiöser Texte und der abgeleiteten Gebote und Verbote reicht je nach Kontext in der Wahl der Mittel, des Diskurses und selbst der äußeren Erscheinung von flexibel bis zu radikal-fundamentalistisch.

			Zu den Vertretern einer rigiden Variante zählen salafistische Gruppen,5 die ihrerseits je nach ihrer Haltung zum Staat und den Mitteln, die sie zur Durchsetzung ihrer Ziele einsetzen, in drei Haupttendenzen unterschieden werden: in Da‘wa-Salafisten, die sich auf Überzeugungsarbeit bzw. „Mission“ (Da‘wa) konzentrieren; in politische Salafisten, die parteipolitische Arbeit bzw. eine Teilnahme an den Institutionen des Staates anstreben; und in jihadistische Salafisten, die den Einsatz von Gewalt befürworten und den bewaffneten Kampf propagieren.

			Islamistische Organisationen, die sich zur Bewegung der Muslimbruderschaft rechnen, aus ihr hervorgingen oder ihr ideologisch nahestehen wie die tunesische Partei Ennahda, die marokkanische PJD oder die algerische Partei MSP, gelten seit 2011 bei vielen westlichen Beobachtern als „moderat“, weil sie bereit sind, sich am politischen Prozess zu beteiligen, sich für den Weg an die Macht durch Wahlen entschieden und ihre Führungspersönlichkeiten Gewalt als Mittel der Politik in ihren Diskursen ablehnen.6 Sie erscheinen in der Regel auch im äußeren Erscheinungsbild – zumindest die Männer – insgesamt „moderner“ als die meisten Salafisten. Die Entwicklungen des islamistischen Spektrums in den einzelnen nordafrikanischen Staaten seit 2011 zeigen jedoch, dass

			
					die salafistischen Positionen und Strategien gegenüber dem Staat veränderbar sind und die Übergänge zu anderen Richtungen des islamistischen Spektrums – auch was die Haltung zu Gewalt anbelangt – fließend sein können. Etliche salafistische Organisationen wie die ägyptische Nur-Partei und tunesische Kleinstparteien wie die Partei Reformfront oder Tounes Zitouna sind seit 2011 bereit, legal am politischen Prozess teilzunehmen. In Marokko sind einzelne der seit 2011 amnestierten Salafisten für eine Partizipation am politischen Prozess und traten in bereits bestehende kleinere Parteien ein, die Mehrzahl widmet sich jedoch der Da`wa-Arbeit in religiösen Vereinigungen.

					die islamistischen Organisationen fraktioniert sind; eine trennscharfe Abgrenzung zu salafistischen Positionen gibt es nicht. Die Parteibasis und große Teile der Wählerschaft z. B. der tunesischen Ennahda-Partei sind salafistisch geprägt.

			

			1.2. Ziele und Strategien

			Die Islamisten unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich ihrer Strategien und ihres Mitteleinsatzes, sondern auch bei den öffentlichen Ausführungen zu dem von ihnen angestrebten „islamischen Staat“. Salafisten sprechen überwiegend von einem Kalifat; ihr Ziel ist die umfassende Anwendung des islamischen Rechts, der Scharia, in einer fundamentalistischen, wörtlichen Interpretation. Sie bekennen sich offen dazu, auch wenn sie in der Regel keine weiteren detaillierten Ausführungen zur Umsetzung oder zur Ausgestaltung dieser Ordnung machen. Anders hingegen die Führungspersönlichkeiten z. B. der tunesischen Ennahda, der ägyptischen Muslimbruderschaft und ihrer Freedom and Justice Party oder der marokkanischen PJD: Sie werden sehr unpräzise und vage, wenn sie vom Fernziel des „islamischen Staates“ sprechen. Alle beziehen sich jedoch auf einen islamischen Staat, der auf islamischem Recht und islamischen Werten gründen soll. Ähnlich die algerischen und libyschen islamistischen Parteien. Ein Oberziel schält sich dabei klar heraus: Alle Islamisten wollen generell den Einfluss der Religion im Staat und in der Gesellschaft stärken, die Einheit von Religion und Staat gemäß dem Grundsatz „al-islam = din wa dawla“ (Der Islam ist Religion und Staat) wieder herstellen und das religiöse Recht, die Scharia, zur Grundlage von Staat und Gesellschaft machen. Wenn auch Salafisten diese „Rückkehr“ zu den wahren Grundlagen der Religion, gemäß ihrer Vorstellung von der Frühzeit des Islam, rigider auslegen als andere islamistische Organisationen, so gilt doch für die islamistischen Akteure insgesamt, dass sie bestrebt sind, die Unantastbarkeit der Religion festzuschreiben. Damit wird nicht nur jede wissenschaftliche Auseinandersetzung mit religiösen Traditionen unmöglich gemacht, sondern es werden auch religiös-begründete Normen über jede Kritik gestellt.7

			Etappen auf dem Weg zum „islamischen Staat“ sind u. a. Maßnahmen zur moralisch-sittlichen Beeinflussung der Bevölkerung, des Bildungs-, Kultur- und Medienbereichs, die Einflussnahme auf den Gesetzgebungsprozess oder die Stärkung des islamischen Bankwesens. In der islamistischen Bewegung gab und gibt es sowohl Befürworter einer gewaltfreien Strategie als auch Befürworter des bewaffneten Kampfes; die islamistischen Brigaden in Libyen optieren z. B. fast alle für den Gewalteinsatz. Entscheidungen für oder gegen Gewalt sind allerdings abhängig vom politischen Kontext und revidierbar.

			Seit 2011 dominieren bei jenen Islamisten, die für die legale Aktion eintreten, zwei Strategien: der Weg durch die Institutionen und der Weg zur Macht durch gesellschaftlichen Wandel. Festzustellen ist aber, dass es auch im Rahmen dieser Strategien immer wieder zu gewaltsamem Vorgehen kommt, in das auch legale islamistische Parteien und Vereinigungen verwickelt sind. So wird von ihnen zum Teil erheblicher sozialer Druck ausgeübt, begleitet von aggressivem, einschüchterndem Auftreten, um z. B. die eigenen Wert- und Moralvorstellungen umzusetzen; es gibt Gewalt in Form von tätlichen Angriffen auf Andersdenkende und Angriffe auf materielle Güter, die symbolisch für „Unislamisches“ stehen.

			Der Weg durch die Institutionen

			Für die meisten islamistischen Organisationen, die nach 2011 für politische Partizipation optierten, war die Wahl des graduellen Wegs, um die legale Existenz als politische Partei zu konsolidieren, erfolgreich; eine Ausnahme ist die ägyptische Muslimbruderschaft und ihre Freedom and Justice Party. In allen nordafrikanischen Staaten sind islamistische Parteien zugelassen und können sich an Wahlen beteiligen. Darunter sind Parteien, die aus der Bewegung der Muslimbruderschaft hervorgingen bzw. ihr parteipolitischer Arm sind, wie die Freedom and Justice Party in Ägypten (bis Juli 2013) oder die Partei für Gerechtigkeit und Aufbau in Libyen. Ferner zählen hierzu Parteien, die der Bewegung der Muslimbrüder ideologisch verbunden sind oder von ihr beeinflusst wurden, wie die marokkanische Partei Gerechtigkeit und Entwicklung PJD oder die algerische Partei Bewegung für eine Gesellschaft des Friedens MSP. Zu dieser Kategorie zählt auch die tunesische Ennahda-Partei, deren Führer, Rachid Ghannouchi, allerdings stets die programmatisch-ideologische Eigenständigkeit Ennahdas betont.

			Das islamistische Parteienspektrum wurde seit 2011 in Ägypten und Tunesien u. a. durch Parteigründungen von Salafisten erweitert; in Ägypten gründete sich die Nur-Partei, in Tunesien fallen die salafistischen Parteigründungen allerdings nicht ins Gewicht. Hinzu kamen Parteigründungen von ehemaligen Mitgliedern bewaffneter Gruppen, die ihre Gewaltstrategie schon vor den politischen Umbrüchen 2011 revidiert hatten; in Ägypten gründete z. B. die Islamische Gruppe 2011 die Partei für Aufbau und Entwicklung, die bereits im Oktober 2011 legalisiert wurde; in Libyen schlossen sich die ehemaligen Mitglieder der besonders in den 1990er Jahren aktiven Libyschen Kämpfenden Gruppe in der 2012 gegründeten und legalisierten Umma-Partei zusammen. Die ägyptische Partei für Aufbau und Entwicklung ist nach dem Putsch gegen Präsident Mursi im Juli 2013 und dem härteren Kurs gegenüber Islamisten zwar nicht offiziell verboten worden, faktisch ist sie seither jedoch inaktiv.

			Der Weg an die Macht durch gesellschaftlichen Wandel

			Dieser Weg über die Veränderung der Gesellschaft ist die Hauptstrategie von zahlreichen Gruppen der Da‘wa-Salafisten. Es handelt sich hierbei konkret um das Werben für ihre Variante des fundamentalistischen Islam und seine Moral- und Wertvorstellungen, vielfach verbunden mit sozialen Aktivitäten. Sie konnten diese Strategie schon seit Jahren mit Duldung der Staatsführungen verfolgen, weil sie sich in das bestehende System integrierten und die Staatsführungen nicht politisch herausforderten. Sie wurden deswegen als apolitisch eingestuft und galten als „harmlos“ im Vergleich zu islamistischen Organisationen, die einen konkreten politischen Anspruch formulierten, das Regime kritisierten und sich gezielt zur politischen Opposition aufbauten. Da`wa-Salafisten sind jedoch keineswegs apolitisch, denn sie streben wie alle anderen Islamisten die „Wiederherstellung der Einheit von Religion und Staat“ an. Dieses Ziel ist in hohem Maße politisch, denn in letzter Konsequenz soll die bestehende Ordnung radikal verändert werden. Der Weg der Da`wa-Islamisten zu diesem Ziel ist nur ein anderer. Was die Handlungsebene anbelangt, bevorzugen es Da`wa-Islamisten, nicht direkt in die Politik einzugreifen.

			Die „Re-Islamisierung“8 des Einzelnen und seines Alltags soll den gesellschaftlichen Wertewandel und die Veränderung der gesellschaftlichen Identität auslösen, die schließlich den „islamischen Staat“ islamistischer Vorstellung herbeiführen. Die Aktivitäten konzentrieren sich folglich auf Moscheen und auf Stadtviertelarbeit, sie sind auf die Beeinflussung des Einzelnen, speziell auch der Frauen, und die Förderung von Netzwerken von Gleichgesinnten ausgerichtet, die wiederum in ihr Umfeld hineinwirken und Druck zum Wandel ausüben sollen. Da‘wa-Salafisten können somit, wenn sich die Rahmenbedingungen ändern und politische Aktion nicht mehr verfolgt wird, auf eingespielte Strukturen und Unterstützer zurückgreifen, um in kurzer Zeit eine mobilisierungsfähige Partei aufzubauen; die Nur-Partei in Ägypten ist hierfür exemplarisch.

			Seit 2011 entschloss sich ein Teil der Da`wa-Salafisten zur Parteibildung, ein anderer Teil erwog einen solchen Schritt, eine dritte Gruppe hielt an der bisherigen Strategie fest und missioniert weiter an der gesellschaftlichen Basis. Die Moralisierungsarbeit der Da`wa-Salafisten, die zum Ziel hat, einen Identitätswandel herbeizuführen, kommt indes allen Islamisten zugute. Im Übrigen wird diese Strategie auch parallel zur parteipolitischen Arbeit von islamistischen Parteien wie der Ennahda-Partei in Tunesien oder der marokkanischen PJD intensiv verfolgt, und zwar vor allem über die vielfältigen wohltätigen Vereinigungen, Frauen-, Jugend- und Studentenorganisationen, die direkt der jeweiligen Partei zugehören oder ihr nahestehen. Die tunesische Ennahda-Partei baut seit 2013 gezielt ihren „zivilgesellschaftlichen“ Zweig der Organisation aus und stärkte zudem auf dem 10. Parteikongress im Mai 2016 den Handlungsspielraum des für Da`wa (Mission/Predigt) zuständigen Teils der islamistischen Bewegung. Der Da`wa-Zweig Ennahdas verbreitet mit seinen zahlreichen Vereinigungen die islamistischen Positionen zu religiösen, sittlich-moralisch-gesellschaftlichen und politischen Fragen an der gesellschaftlichen Basis. Der 10. Ennahda-Parteitag kündigte die funktionale Trennung von Missions- und Predigtaktivitäten und rein parteipolitischer Arbeit an. Eine ähnliche „Arbeitsteilung“ setzte bereits die marokkanische PJD um, deren Missions-/Predigtzweig die Vereinigung MUR (Mouvement de l’Unicité et de la Réforme/Bewegung für Einheit und Reform) ist. Es handelt sich wohlgemerkt stets um Arbeitsteilung und nicht etwa um eine Trennung von Religion und Politik oder einen ersten Schritt in diese Richtung.

			Unter den salafistischen Vereinigungen, die sich einer Moralisierung der Gesellschaft verschrieben haben, kommt es seit 2011 vermehrt zur Anwendung von Gewalt, um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen und Andersdenkende einzuschüchtern; sie stehen zudem den salafistisch-jihadistischen Gruppen nahe.

			Der Weg des bewaffneten Kampfes

			Unter den Befürwortern und Unterstützern des bewaffneten Kampfes ist (bislang) nur eine Minderheit im Kampf gegen den Staat engagiert. Die bewaffneten salafistisch-jihadistischen Gruppen sind jedoch transnational gut vernetzt. Sie konzentrieren sich hauptsächlich auf Libyen, Tunesien, Algerien, Mauretanien, die saharischen Regionen dieser Staaten und das Grenzgebiet zu den Sahelstaaten. Die einzelnen bewaffneten Gruppen mit engen Verbindungen zu Netzwerken der organisierten Kriminalität ordneten sich bis Sommer 2014 überwiegend der Al-Qaida im Islamischen Maghreb zu. Nach der Ausrufung des „Kalifats“ durch Abu Bakr al-Baghdadi, den Führer der Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS) in den vom IS eroberten Gebieten in Syrien und im Irak, am 29. Juni 2014 erklärten etliche salafistisch-jihadistische Gruppen gegenüber al-Baghdadi ihre „Gefolgschaft“. Zudem erhielten die kampfbereiten Gruppen nach der Ausrufung des „Kalifats“ durch al-Baghdadi Zulauf.

			Problematisch für die zukünftige Entwicklung Nordafrikas sind jedoch nicht nur die gegen die Regierungen kämpfenden bewaffneten islamistischen Gruppen, sondern auch Gruppen und Einzelpersonen, die Gewalt als Mittel der Politik nicht kategorisch ausschließen oder sogar offen Gewalt propagieren. Salafistische Prediger liefern die religiöse Rechtfertigung für Gewalt u. a. gegen „Ungläubige“ und Personen, die sich in ihren Augen „unislamisch“ verhalten; der Vorwurf des „unislamischen“ Verhaltens kann dabei auch islamistische Regierungen treffen. Es soll nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die Grenzen zwischen den einzelnen islamistischen Tendenzen in Bezug auf Gewalt fließend sind und auch legale islamistische Parteien ein gespaltenes Verhältnis zur Gewalt haben. Das jeweilige Verhältnis zur Gewalt ist kontextabhängig, wie das Beispiel Tunesien zeigt: Als Ennahda von Dezember 2011 bis Ende Januar 2014 die Koalitionsregierung führte, tolerierte sie weitestgehend das aggressive Auftreten und gewaltsame Übergriffe salafistischer Gruppen und der eigenen in den sogenannten Ligen für den Schutz der Revolution milizartig organisierten Unterstützer.

			Alle drei Strategien: Der legale Weg an die Macht durch politische Partizipation und Wahlen, der Weg an die Macht durch allmählichen gesellschaftlichen Wandel und der gewaltsame Weg an die Macht durch den bewaffneten Kampf, ergänzen sich und fördern letztendlich eine islamistische Grundströmung, die allen islamistischen Akteuren zugutekommt.

			Der Monopolanspruch islamistischer Parteien und Vereinigungen fördert auf jeweils nationaler Ebene nicht nur die verschärfte Wahrnehmung einer Differenz zwischen Muslimen und Nichtmuslimen; er fördert vielmehr gezielt die innermuslimische Spaltung. Die innermuslimische Spaltung wiederum beschränkt sich nicht ausschließlich auf die Ablehnung des Schiitentums. Die Sunniten selbst werden kategorisiert in jene, die den „richtigen“ Islam praktizieren, jene, die ihn „falsch“ verstehen, und solche, die „abtrünnig“ wurden und zum Beispiel liberale, importierte Ideen und Werte vertreten und eine Trennung von Staat/Politik und Religion fordern.

			Islamistische Parteien und Vereinigungen vertreten eine Einheitsideologie, die in letzter Konsequenz – wie die ehemaligen Einheitsparteien, die nach der Unabhängigkeit der nordafrikanischen und nahöstlichen Staaten aufgebaut wurden – für Andersdenkende keinen Raum lässt. Damit wird automatisch auch jede Kritik stets als Fundamentalopposition gedeutet und zieht Repression nach sich. Durch die religiöse Referenz der islamistischen Parteien und Vereinigungen verschärfen sie in den zwar stark religiös, aber nicht ausschließlich und nicht in allen Staaten dominant islamistisch geprägten Gesellschaften Nordafrikas (und des Nahen Ostens) die innergesellschaftlichen Konflikte. Islamistische Organisationen haben den Vorteil, dass sie durch Gelder aus Staaten, die ihnen ideologisch nahestehen wie Saudi-Arabien und Katar, oder durch Gelder von Einzelpersonen im In- und Ausland in die Lage versetzt wurden, für die Durchsetzung ihrer Agenda durch finanzielle Zuwendungen motivierte Unterstützer werben können.

			1.3. Entwicklungstendenzen in Nordafrika

			Aus der Vogelperspektive betrachtet verfügen islamistische Akteure in Nordafrika seit 2011 über anhaltenden politischen und gesellschaftlichen Einfluss, wenn auch in Ägypten die Muslimbruderschaft ihren politischen Einfluss verlor und in die Illegalität abgedrängt wurde. Die islamistische Religionsinterpretation, Welt- und Gesellschaftssicht, das Moralverständnis islamistischer Gruppen wird durch die diversen Vereinigungen und Prediger verbreitet und prägt speziell die junge Generation, die besonders im Fokus der „Werbung“ steht.

			In Tunesien oder in Marokko kommt es immer wieder zu Gewaltakten, die sich vorzugsweise gegen Frauen, aber auch Liebespaare und Homosexuelle richten, die sich „unislamisch“ kleiden oder verhalten und vermeintlich die öffentliche Ordnung stören. Die mediale Präsenz von islamistischen Predigern in den international ausstrahlenden Satellitenfernsehsendern und in den Netzwerken des Internets, die seit 2011 den jeweiligen Siegeszug des Islamismus in ihren Ländern und in Nordafrika/Nahost voraussagen, zeigt Wirkung. Nationale islamistische TV-Sender wie beispielsweise in Tunesien Al-Insan TV, Zitouna TV oder Hidaya TV oder in Marokko Chahed TV helfen seit 2011 intensiv mit, die islamistische Sicht zu verbreiten.

			Die Tendenzen zur „islamistischen Islamisierung“ oder „Salafisierung“ von Politik und Gesellschaft in den nordafrikanischen Staaten werden durch die gegenwärtig bestehenden Machtverhältnisse vor allem in Marokko, Ägypten und Algerien ausgebremst. Es ist zwar nicht zu bestreiten, dass in allen nordafrikanischen Staaten seit 2011 die öffentliche Präsenz islamistischer Organisationen gestiegen ist und islamistische Gruppen und Organisationen alle sich bietenden Freiräume nutzen, um ihre Sache voranzubringen, letztendlich bestimmen aber die politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen den Handlungsspielraum der Islamisten. Ein Rückblick auf die Entwicklung in den einzelnen nordafrikanischen Staaten seit 2011 zeigt, dass neben Repression, die kurzfristig wirkt, ein Gegenentwurf zu den islamistischen Angeboten vorhanden sein muss und die Staatsführung bzw. die zentralen staatlichen Institutionen über Durchsetzungskraft verfügen müssen, um den islamistischen Einfluss einzugrenzen und zu kontrollieren. Je stärker die Staatsführungen nicht ausschließlich auf Repression, sondern neben sozioökonomischen Maßnahmen auf strukturelle Reformen des religiösen und Bildungsbereichs setzen und ein modernes Staats- und Staatsbürgerkonzept fördern,9 desto größer sind mittel- und langfristig die Chancen, dass es gelingt, den islamistischen Einfluss allmählich zurückzudrängen. Die Entwicklungen in den einzelnen nordafrikanischen Staaten lassen deswegen sehr unterschiedliche Ergebnisse erwarten:

			In Ägypten setzt die neue Staatsführung unter Präsident al-Sisi nach dem Militärputsch vom Juli 2013 auf Repression und die Stärkung autoritärer Herrschaftsmechanismen. Erneut wurde so die Muslimbruderschaft in die Opferrolle gedrängt und ein Teil der jüngeren Mitglieder schloss sich bereits bewaffneten Gruppen an. Die neue ägyptische Führung gibt sich zudem entschlossen, jedwede Opposition und alle Kritik zu unterdrücken; die Stärke der Institution Militär, die in Ägypten seit der Unabhängigkeit politisiert ist, begünstigt eine solche Entwicklung und Rückkehr zum Status quo ante vor dem politischen Umbruch von 2011.

			Der seit 2014 amtierende tunesische Staatspräsident Béji Caid Essebsi sucht in allen Bereichen eine konsensuale Einigung mit den Islamisten Ennahdas. Die von ihm als säkulare Alternative zu Ennahda gegründete Partei Nidaa Tounes stellte bislang weder ein klares Gegenkonzept und Programm vor, noch handelte sie stringent säkular und modern hinsichtlich ihrer Staats- und Gesellschaftskonzeption. Die staatlichen Institutionen Tunesiens sind geprägt durch den Widerstreit zwischen islamistischen und säkular modernistischen Akteuren. Unter den säkularen Parteien sind einige aus macht- und wirtschaftspolitischen Interessen zu Kompromissen mit den Islamisten bereit; hierzu zählt Nidaa Tounes. Die Konturlosigkeit von Nidaa Tounes nimmt seit den Parlamentswahlen von 2014 und der anschließenden Regierungsbeteiligung Ennahdas zu und schwächt das Ansehen und die Mobilisierungskraft der Partei. Das Militär in Tunesien trat seit der Unabhängigkeit des Landes nicht politisch in Erscheinung und stellte nie eine ähnliche Vetomacht dar wie das Militär in Ägypten oder in Algerien. Die Rahmenbedingungen in Tunesien sind deswegen nach wie vor für eine weitere Konsolidierung des islamistischen Einflusses günstig.

			Libyen wiederum ist hinsichtlich der konservativen religiösen Grundhaltung der Bevölkerung homogen; deswegen bestand 2011 weitgehender Konsens über die verfassungsmäßige Verankerung der Scharia als Grundlage der Gesetzgebung. Eine strikte, wörtliche Auslegung des religiösen Rechts inklusive der Strafbestimmungen war jedoch nicht mehrheitsfähig. Allerdings gibt es kleinere Gruppen, die radikal salafistische Positionen verfechten. Das Ergebnis der Wahl zur Allgemeinen Nationalkonferenz im Juli 2012 zeigte, dass trotz der religiös konservativen Grundtendenzen in der libyschen Bevölkerung neben Islamisten auch andere Parteien und Persönlichkeiten Wähler binden können.10 Dieser Sachverhalt zeigte sich nicht nur bei der Wahl im Juli 2012, sondern setzte sich Anfang 2014 bei der Wahl der 60-köpfigen Verfassungskommission, den Lokalratswahlen im 1. Halbjahr 2014 und den zweiten Parlamentswahlen am 25. Juni 2014 (Wahl des Repräsentantenhauses) fort. Die Wahlergebnisse blieben aber in dem Maße wirkungslos, in dem islamistische und salafistisch-jihadistische bewaffnete Brigaden mit Waffengewalt gesetzgeberische Entscheidungen erzwangen oder die Umsetzung von politischen Entscheidungen, mit denen sie nicht einverstanden waren, verhinderten. Diese auf Gewalt setzende Politik der islamistischen Brigaden mündete zwangsläufig in eine bewaffnete Gegenmobilisierung, an deren Spitze General Khalifa Haftar stand, der seit Mai 2014 (und ab Sommer 2014 mit Rückendeckung des Repräsentantenhauses) gegen die als „Terroristen“ deklarierten Brigaden vorging. Seither ist in Libyen erneut ein Bürgerkrieg ausgebrochen. Folge dieses „Zweiten Bürgerkrieges“ ist nicht nur die institutionelle Zweiteilung des Landes in das nichtislamistisch Lager um das Parlament in Tobruq und das islamistische Lager um die reaktivierte Allgemeine Nationalkonferenz in Tripolis, sondern seit 2014 auch die Ausbreitung der Terrormiliz „Islamischer Staat“. Selbst wenn es den seit Frühjahr 2016 laufenden Bemühungen der Streitkräfte der von General Haftar kommandierten Operation Karama sowie den islamistischen Brigaden gelingen würde, die Terrormiliz „Islamischer Staat“ einzudämmen und letztlich sogar zu zerschlagen, wäre damit Libyen aber noch nicht stabilisiert, weil der Antagonismus zwischen nicht islamistischer und islamistischer Gesellschaftskonzeption und ihren jeweiligen Verfechtern fortbesteht. Diesen Antagonismus kann letztlich auch das nationale Dialogabkommen vom Dezember 2015 und die daraus hervorgegangene „Regierung der nationalen Einheit“ unter Premierminister Fayez al-Sarraj, neben den Regierungen in Tobruq und Tripolis die dritte Regierung in Libyen, nicht überwinden, so dass weitere Kämpfe und politische Auseinandersetzungen vorprogrammiert sind.

			In Algerien konnten sich die islamistischen Parteien, die an der Parlamentswahl 2012 teilnahmen, nicht als unumgängliche Kraft etablieren. Salafistische Parteien sind zudem seit dem Verbot der Islamischen Heilsfront 1992 nicht mehr zugelassen, ihre politischen Aktivitäten werden kontrolliert und öffentliche Veranstaltungen untersagt. Insofern ist schwer abschätzbar, welchen realen politischen Einfluss Salafisten noch besitzen. Da‘wa-Salafisten, die sich nicht politisch positionieren, werden in Algerien hingegen geduldet. Sie sind nicht nur in Moscheen, sondern auch an den Universitäten, in der Verwaltung und in der Privatwirtschaft verankert. Noch haben sich ihre Vertreter nicht entschieden, den Weg durch die Institutionen zu nehmen und eine Partei zu gründen. Die algerische Staatsführung greift seit 2014 verstärkt religions- und bildungspolitisch ein, um einen moderates Religionsverständnis zu fördern. Unter dem neuen Religionsminister Mohamed Aissa akzentuierte sich dieser Kurs. Von einer repressiven Politik gegenüber Salafisten nimmt die algerische Staatsführung indessen Abstand, weil sie befürchtet, mit Repression eine Radikalisierung des politischen und pietistischen Salafismus zu provozieren.

			In Marokko verkörpert der König die oberste religiöse Autorität im Staat. König Mohamed VI. steht für eine relativ liberale religiöse Tradition, die auch den sozialen Netzwerken der Sufi-Bruderschaften und dem vor allem in ländlichen Regionen verbreiteten sogenannten Volksislam mit seiner Heiligenverehrung Raum gibt. Der politische Einfluss der seit Dezember 2011 regierenden islamistischen Partei PJD wird durch die starke Stellung des Königs, der herrscht und regiert, und eine entsprechende Beiordnung von nicht islamistischen Beamten in der Regierung kontrolliert. Das Ressort Religion fällt zudem in die alleinige Zuständigkeit des Königs, der 2012 Reformen anordnete, die sich u. a. auf die Ausbildung und Lehrinhalte für Imame und religiöse Unterweiser und Unterweiserinnen (Mourchidines und Mourchidates) beziehen und grundlegende Eingriffe beinhalten, um die Verbreitung eines toleranten, modernen Islam zu fördern.11 Flankierend zu den Reformen im Religionssektor wurden im Sinne der 2011 verabschiedeten neuen Verfassung Maßnahmen zur Förderung der Frauengleichstellung und der pluralen Identität Marokkos im gesetzgeberischen und bildungspolitischen Bereich umgesetzt.12 Verurteilten Salafisten, die jihadistischen Gruppen angehörten, wurde die Möglichkeit zur Wiedereingliederung in die Gesellschaft eröffnet, wenn sie Gewalt abschwören und das verfassungsmäßig verankerte politische System anerkennen. Erfüllen sie diese Bedingungen, wird ihnen Amnestie gewährt. Seit 2011 nutzten etliche Salafisten dieses Angebot. Eine eigene Parteigründung der Salafisten scheiterte an Querelen zwischen den einzelnen Führungspersönlichkeiten. Die meisten amnestierten Salafisten sind nach ihrer Haftentlassung in Da`wa-Vereinigungen aktiv geworden.

			2. Islamisten: Diskurs und Praxis seit 2011

			Ein Kennzeichen islamisch-geprägter Gesellschaften ist ihr ambivalentes Verhältnis zur Moderne; eine Strömung will die „Modernisierung des Islam“, während eine andere für die „Islamisierung der Moderne“ eintritt und eine dritte für einen säkularen, Politik und Religion trennenden modernen Staat13 optiert. Bei islamisch Konservativen und bei Islamisten ist diese Ambivalenz besonders deutlich ausgeprägt. Akzeptiert werden vor allem technische Errungenschaften der Moderne. Abdennour Bidar prägte deshalb das Bild von der „Maske der Moderne“.14

			Islamisch Konservative und Islamisten halten an einem Welt- und Menschenbild und an einer Zielvorgabe für die Organisation von Staat und Gesellschaft fest, die in vormodernen Denktraditionen verankert sind. Sie knüpfen an eine historische Epoche an, als der Religion ein Monopolanspruch auf alle Bereiche von Staat und Gesellschaft zugestanden wurde.

			Die islamisch-geprägten Staaten durchlebten keine Säkularisierung wie die europäischen Staaten, sie haben nur mehr oder weniger große säkularisierte Eliten. Für die stark von religiösen Traditionen geprägte Bevölkerungsmehrheit bedeutet Säkularisierung indessen in der Regel immer noch, dass sie „ihrem Glauben absagen“ soll.15 Im Wahlkampf zur libyschen Nationalkonferenz im Juli 2012 beschimpften deshalb aus machtpolitischem Kalkül, wohlwissend um die negative Konnotation des Wortes „säkular“ in der libyschen Gesellschaft, die islamistischen Kandidaten die Liberalen der Allianz Nationaler Kräfte als „Säkularisten“.

			Islamistische Organisationen erheben alle den Anspruch, die Harmonie und Einheit von Religion, Staat und Gesellschaft wieder herstellen und das Primat der Religion – gemäß ihrer spezifischen Interpretation – als nicht diskutierbares, verbindliches Wertesystem etablieren zu wollen. Der tunesische Jurist und Rechtsphilosoph Yadh Ben Achour beschrieb sehr eindringlich, was das Festhalten an der Überzeugung, Religion und Staat/Politik seien eins, gegenwärtig bedeutet: Solange dieses Einheitskonzept akzeptiert wird, können alle, die im Namen einer (als unangreifbar erklärten) Religion und ihrer Bestimmungen Entscheidungen treffen, Verbote und Gebote aussprechen und festlegen, welche Handlungen schariakonform sind und welche nicht.16 Genau dies ist seit den politischen Umbrüchen in Nordafrika zu beobachten.

			2.1. Vage und radikal offene Positionen, widersprüchliches und eindeutiges Verhalten

			Die islamistischen Organisationen, die nach dem „Arabischen Frühling“ in Nordafrika die Chance sahen, den öffentlichen und politischen Raum zu besetzen, mussten gegenüber der Öffentlichkeit, die sie als Partei oder Vereinigung für sich einnehmen wollten, ihre Positionen zur angestrebten politischen und gesellschaftlichen Ordnung erläutern. Die meisten Verlautbarungen vor den ersten Wahlen 2011/12 waren plakativ und vermieden präzise Ausführungen; daran änderte sich auch in den Folgejahren nichts. Allerdings taucht eine Standardformel immer wieder bei allen Organisationen auf, wenn es um Demokratie, Freiheiten und Rechte geht: Sie werden jeweils „im Rahmen des islamischen Rechts“ gewährt.

			Ordnung im Rahmen des „islamischen Staates“ und „islamischen Rechts“

			Selbst in den Parteiprogrammen wird vermieden, präzisere Aussagen zum angestrebten Staatsaufbau zu machen. Auffallend ist jedoch, dass aus dem bewaffneten islamistischen und dem salafistischen Spektrum hervorgegangene Parteien in der Regel weniger vage und ausweichend sind, wenn es um ihre Ziele und Positionen geht, als z. B. 2011/12 die ägyptische Muslimbruderschaft und die von ihr gegründete Freedom and Justice Party, die tunesische Ennahda-Partei oder die marokkanische Partei PJD. Die ägyptische Partei für Aufbau und Entwicklung, die 2012 von der ehemaligen bewaffneten Islamischen Gruppe gegründet wurde, gab unumwunden an, dass sie die Anwendung des islamischen Rechts inklusive des Strafrechts anstrebe und Glaubensfreiheit und Minderheitenrechte nur „im Rahmen des islamischen Rechts“ gewähre. Ähnlich die ägyptische salafistische Nur-Partei: Die Scharia soll die Hauptquelle des Rechts sein, Grundrechte und Religionsfreiheit werden im Rahmen des islamischen Rechts zugestanden.

			Widersprüchliches findet sich jedoch bei allen Organisationen. Gegenüber der Öffentlichkeit ist der Sprachgebrauch der meisten islamistischen Parteien modern: Demokratie, Gewaltenteilung und Pluralismus sind Begriffe, die regelmäßig bei allen islamistischen Parteien auftauchen. Die hierarchischen Tendenzen innerhalb der islamistischen Organisationen und die Fixierung auf eine Führungspersönlichkeit, deren Weisungen strikt zu befolgen sind, sind indes schwerlich mit Gewaltenteilung im modernen Staatsverständnis vereinbar.17 Es ist davon auszugehen, dass mit Gewaltenteilung lediglich die formale institutionelle Trennung von Legislative, Exekutive und Jurisdiktion gemeint ist; so wie die von der tunesischen Ennahda-Partei oder der marokkanischen PJD erklärte Trennung von Partei und Da`wa eine rein arbeitsteilige ist. Ein Blick auf die Praxis der tunesischen Ennahda-Partei legt eine solche Interpretation nahe, denn Rachid Ghannouchi verkörpert die Verschmelzung beider Bereiche. Er nimmt in seiner Funktion als Ennahda-Parteipräsident und als Theoretiker der islamistischen Bewegung direkten Einfluss auf den Partei- und Da`wa-Flügel der Ennahda. Die Tendenz, Ennahda zu einer Monopolstellung im politischen, gesellschaftlichen und religiösen Bereich zu verhelfen und zur neuen staatsprägenden Organisation aufzubauen, zeichnet sich ab. Dem Anspruch, Demokratie und Pluralismus umzusetzen, steht die Praxis Ennahdas diametral entgegen. Es sind deshalb erhebliche Zweifel an den Beteuerungen Ennahdas angebracht, tatsächlich dauerhaft politischen Pluralismus, Gewaltenteilung und Regierungswechsel zu akzeptieren.

			Ein weiteres Beispiel für die Diskrepanz zwischen Programm, Diskurs und Praxis lieferte die (seit Juli 2013 verbotene) ägyptische Freedom and Justice Party. Laut Programm strebte sie eine „islamische Demokratie“ an. Die Scharia sollte der Referenzrahmen sein und eine unabhängige Justiz sollte den Gesetzgebungsprozess kontrollieren. Wie eine „islamische Demokratie“ aufgebaut sein soll, was sie von einer „nicht islamischen Demokratie“ abhebt, was der Unterschied zur Forderung eines „islamischen Staates“ ist, führte die Freedom and Justice Party nicht aus. Vage blieb auch, wie die Partei die Scharia interpretiert; offizielle, verbindliche Aussagen machte sie dazu nicht.

			Inhaltliche Einschränkungen für moderne Begriffe

			Es kann hier nicht im Detail auf die unterschiedliche inhaltliche Auslegung der Begriffe Demokratie, Rechtsstaat, Freiheit, Gleichheit, Minderheitenrechte im islamistischen Interpretationskontext eingegangen werden. Die Länderanalysen und die Kurzprofile der einzelnen Organisationen und einflussreicher Persönlichkeiten im Anhang belegen jedoch eines: Die Ausführungen der Parteien, Vereinigungen und Einzelpersönlichkeiten zu ihren Zielen und Absichten legen wegen der Begriffsverwendung oft auf den ersten Blick eine Kompatibilität mit all den Freiheiten und Rechten, die durch internationale Vereinbarungen als universell definiert wurden, nahe. De facto werden sie jedoch praktisch inhaltlich entleert und im fundamentalistischen Kontext neu definiert, weil sie ausschließlich „im Rahmen des islamischen Rechts“ gewährt werden sollen. Die meisten islamistischen Akteure führen nicht exakt aus, welche Bereiche des islamischen Rechts sie wie rigide oder wie moderat auslegen und anwenden wollen. Hier kann nur das konkrete Verhalten Aufschluss geben. Für Parteien, die im Parlament und der Regierung vertreten sind, gilt auch, dass nur die genaue Erfassung ihrer Positionen im Gesetzgebungsprozess und bei der Verabschiedung der Umsetzungsbestimmungen Einblick in die eigentlichen Intentionen gibt.

			Nur auf diese Weise erschließt sich z. B. auch das Verhältnis von islamistischen Parteien, die – wie die tunesische Ennahda – gemäß ihrem Programm Demokratie und islamische Werte umsetzen will, zu salafistischen Organisationen, die offen ein Kalifat und die Scharia als einzige Gesetzesgrundlage fordern. Eine solche salafistische Organisation ist die tunesische Vereinigung Ansar al-sharia (Anhänger der Scharia).18 Deren Führer, Seifallah Ben Hassine (alias Abou Iyadh), drohte damit, notfalls mit Gewalt seine Forderungen durchzusetzen. Er konnte bis Sommer 2013 ungehindert seine Ideen verbreiten und sich als Imam betätigen, obwohl die Wahrnehmung der Imam-Funktion laut geltendem Recht an die staatliche Ernennung gebunden ist. Die Ennahda-Regierung ließ ihn gewähren. Erst nach den Morden an zwei Politikern, in die Seifallah Ben Hassine und seine Vereinigung involviert waren, distanzierte sich Ennahda formal von der Vereinigung, und der damalige Ennahda-Premierminister Laarayedh erklärte die Vereinigung Ansar al-sharia im August 2013 auf in- und ausländischen Druck hin zur „terroristischen Organisation“; die Flucht Ben Hassines nach Libyen soll von Premierminister Laarayedh allerdings ermöglicht worden sein. Dies ist nur ein Beispiel von vielen. Die Legalisierung der tunesischen Befreiungspartei, die offen für das Kalifat eintritt, die Scharia als Quelle der Gesetzgebung fordert und zudem das moderne tunesische Personalstatut ablehnt, erfolgte im Juli 2012 durch die Ennahda-Regierung. Die im Frühjahr 2012 in Tunesien legalisierte salafistische Partei Reformfront ist mit Äußerungen relativ zurückhaltend, tritt nur sehr allgemein für die Stärkung des Islam und die Einführung der Scharia ein und hatte sich bereits im Vorfeld der Legalisierung explizit zum republikanischen System bekannt. Die Ennahda-Führung selbst vermied es nach dem Eklat, den kurz nach der Regierungsübernahme Ennahdas im Dezember 2011 der damalige Premierminister Jebali ausgelöst hatte, als er vom „Kalifat als dem langfristig anvisierten Ziel“ Ennahdas sprach, sich zum Thema Kalifat öffentlich zu äußern.

			Die Themen Menschenrechte, Minderheitenrechte, Frauengleichstellung, Pluralismus innerhalb des Islam und Respekt anderer Religionen sind „alte“ Themen, die bislang in keinem nordafrikanischen und nahöstlichen islamisch-geprägten Staat seit der Unabhängigkeit zufriedenstellend für alle Komponenten der Gesellschaften geregelt wurden. In einigen Ländern trugen die staatlichen religiösen Einrichtungen dazu bei, ein Umfeld zu fördern, das eine Neuinterpretation religiöser Texte verhinderte und stattdessen die „Philosophie des Kampfes“ u. a. gegen den „Westen“, gegen „Ungläubige“ (Anhänger anderer Religionen), aber auch gegen „Ungläubige“ aus den Reihen der Muslime schürte. An dieser Konsolidierung eines traditionellen Religionsverständnisses waren z. B. die religiöse Hochschule der Azhar in Kairo und ihre konservativen, den Islamisten nahestehenden Religionsgelehrten beteiligt.19 Ihr Einfluss strahlte über Ägypten hinaus in die nordafrikanischen und nahöstlichen Staaten. Selbst in Tunesien, wo sich seit der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine „konstitutionelle Kultur“20 herausgebildet hatte, 1861 die erste tunesische Verfassung in Kraft trat, die u. a. den religiösen Bereich staatlicher Kontrolle unterstellte, säkulare Gerichte einführte und mit dem Collège Sadiki in Tunis eine erste moderne, säkulare Ausbildungsstätte gründete,21 scheiterte nach der Unabhängigkeit 1956 der Versuch des ersten tunesischen Präsidenten, Habib Bourguiba, in der Mehrheitsgesellschaft eine neue Sicht auf die religiösen Traditionen zu verankern. Der Wille der tunesischen Staatsführung, nach der Unabhängigkeit ein modernes Religionsverständnis zu fördern, war zwar vorhanden; die unternommenen Schritte waren auch weitreichend, sie bereiteten allerdings die Mehrheitsgesellschaft nicht entsprechend vor. Anfang der 1960er Jahre organisierte sich gegen diese Politik Widerstand in Teilen der Bevölkerung und des konservativen bis fundamentalistisch orientierten religiösen Personals an den Moscheen und in den religiösen Lehr- und Ausbildungsstätten. Die Folge war unter anderem eine zweigleisige Strategie an den Schulen, mit der die Staatsführung einerseits säkular-modernistische und andererseits islamische Werte (liberaler Interpretation) in der Gesellschaft verankern wollte. Dieser Kurs führte notgedrungen zu Widersprüchen.22 In den Folgejahren wechselte die Strategie gegenüber religiösen Traditionalisten und Fundamentalisten zwischen Kontrolle, Repression und Zugeständnissen; ein klarer Kurs fehlte. Schließlich instrumentalisierte die Staatsführung unter Präsident Ben Ali seit 1987 zunehmend selbst die Religion bzw. die religiöse Symbolik, um sich zu legitimieren.

			Die Konsolidierung autoritärer Strukturen auf allen Ebenen der Gesellschaft, die stets verbunden war mit einer Bildungspolitik, die nach traditioneller vormoderner Manier fortfuhr, auf Auswendiglernen zu setzen und kein kritisches Denken lehrte, das frei von Tabus alles in Frage stellen kann, ist für das Scheitern der Verankerung eines modernen Religionsverständnisses in Nordafrika mitverantwortlich.

			In allen Staaten Nordafrikas üben die verschiedenen „Gehorsamswelten“ (Vater, Ehemann, Familie, Clan, Stamm, Staat, Partei, Religionsgelehrte/religiöse Führer usw.) weiterhin auf den Einzelnen Druck aus. Die von orthodoxen und theologisch geschulten sowie selbsternannten islamistischen Predigern ohne theologische Ausbildung propagierte Pflicht, sich den religiösen Geboten und der Gehorsamspflicht zu unterwerfen, wird durch die Sozialisierung in Gehorsamswelten erleichtert. Daraus resultiert eine Tradition des Einheitsdenkens und einer Monokultur, die von Islamisten gepflegt wird. Das individuelle wie kollektive Recht auf Differenz hat in dieser Religionsinterpretation keinen Platz. Wie wirksam und prägend dieses Denken ist, zeigt sich seit 2011 überall dort, wo die Handlungsspielräume für Islamisten beträchtlich erweitert wurden: So können beispielsweise salafistische Prediger in Tunesien auch 2016 öffentlich Andersdenkende ohne Sanktionen fürchten zu müssen als „unislamisch“ bezeichnen und damit praktisch Gewalt gegen sie rechtfertigen, weil sie nicht mehr zur „Gemeinschaft der Gläubigen“ gehören.23 Einflussreiche Religionsgelehrte fahren fort, den sunnitisch-schiitischen Gegensatz zu betonen und ein sunnitisch-schiitisches Feindbild zu verstärken. Die Prägekraft dieses Denkens zeigt sich auch daran, dass Islamisten, egal welcher Ausrichtung, stets nur im Rahmen des „islamischen Rechts“ Frauen- und Minderheitenrechte zugestehen. Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass die Scharia zwar unterschiedlich ausgelegt wird, doch egal wie strikt oder weich die Interpretation ausfällt, die Interpretation der Rechte erfolgt stets auf der Basis einer fundamentalistischen Religionsinterpretation und des Konzepts der „Einheit von Religion und Staat“. Das heißt, es gibt für Islamisten keinen religionsneutralen Staat, der ausschließlich ziviles Recht umsetzt. Bezeichnenderweise gewinnt das „islamische Finanzwesen“ immer mehr an Zuspruch. In Tunesien ist die Ennahda-Partei ein vehementer Verfechter des „Islamic Banking“. In Marokko setzt sich seit 2011 die islamistische Regierungspartei PJD für die Zulassung des „Islamischen Bankwesens“ ein; 2014 wurde im marokkanischen Parlament ein entsprechendes Gesetz angenommen. Kritiker des „Islamischen Bankwesens“ sprechen von einem weiteren Instrument zur „Islamisierung der Gesellschaft“.24

			Der Abbau autoritärer, hierarchischer Strukturen, das Abrücken von Einheits- und Monopoltendenzen ist gegenwärtig innerhalb der islamistischen Parteien und Vereinigungen nicht zu beobachten. Seit 2011 nimmt vielmehr der soziale Druck auf den Einzelnen zu, öffentlich seine Religiosität zu manifestieren – man könnte auch sagen, seine Religiosität zu beweisen, um damit weiterhin als Teil der Gesellschaft zu gelten. Die Aktivitäten islamistischer Vereinigungen wie der Da`wa-Salafisten zur „Re-Islamisierung“ der Gesellschaft und des Alltags zeigen Wirkung. Formales wie die Verschleierung bei Frauen, der Moscheebesuch, das ostentative öffentliche Beten, die strikte Einhaltung des Fastenmonats Ramadan und Geschlechtertrennung wird verstärkt zum Kern des Islam erhoben und als Ausdruck der religiösen Identität und religiös-politischen Grundhaltung gewertet.

			Das Verhältnis zu Gewalt

			Alle legalen islamistischen Parteien distanzieren sich zwar von Gewalt, die Verurteilung von islamistischen Gewaltakten und von Aufrufen zur Gewalt ist jedoch nicht konsequent und erfolgt oft zögerlich. Teilweise wird die Anwendung von Gewalt auch entschuldigt („fehlgeleitete“ junge Menschen) oder die Gewaltakte werden pauschal dem innenpolitischen Gegner vornehmlich aus den Reihen des alten Regimes unterstellt.25

			Viele islamistische Gewaltakte stehen in engem Zusammenhang mit Maßnahmen zur Moralisierung der Gesellschaft, insbesondere der Frauen, Maßnahmen zur Regelung der Geschlechterbeziehungen, zur Durchsetzung der Bekleidungsvorschriften, aber auch zur Beschneidung von Freiheiten für Medien, für Kunstschaffende, für die universitäre Lehre und Forschung. Ziel ist jeweils die Unterwerfung unter Vorstellungen der jeweiligen islamistischen Organisation vom richtigen islamischen Verhalten und den „richtigen“ Inhalten. In Tunesien kommt es seit dem islamistischen „Aufschwung“ nach 2011 verstärkt zu solchen Übergriffen und Inszenierungen islamistischer Aktivisten, die sich nicht nur bei den salafistischen Gruppen, sondern sehr wohl auch bei der Ennahda-Partei finden. Tätlichkeiten gegenüber „unzüchtig“ gekleideten Frauen und gegen Homosexuelle sind auch aus Marokko nachgewiesen, und in Algerien gibt es seit 2011 zunehmend Übergriffe auf Bars und Läden, die Alkohol verkaufen, mit dem Argument, dies verstoße gegen die islamische Moral.

			2.2. Weniger Islambezug bei Wirtschaft und Außenpolitik

			Die einzigen Bereiche, die relativ frei von ständigen Rückbezügen auf den Islam sind, sind die Wirtschaft, wenngleich das Thema „Islamic Banking“ von Islamisten vorangetrieben wird, und die Außenpolitik. Die Vorstellungen der Parteien und Organisationen sind – wenn überhaupt Aussagen formuliert werden – insgesamt sehr pauschal.

			Ein marktwirtschaftliches System, die Bekämpfung der Korruption und die Umsetzung eines islamischen Bankenwesens stehen für die meisten auf der Agenda. Im Großen und Ganzen setzen die islamistischen Parteien an der Regierung die Wirtschaftspolitik der Vorgängerregierungen fort. Neue Rezepte, um mit den drängenden Problemen, vor allem der Arbeitslosigkeit, umzugehen, hat keine islamistische Partei. In Tunesien zeigte sich darüber hinaus, dass die Islamisten (Ennahda) überfordert sind, das notwendige Fachpersonal zu stellen. Ergebnis ist, dass sie Entscheidungsposten überwiegend nach Mitgliedschaft in der Partei vergeben und somit ihre eigene Klientel (inklusive Verwandtschaft) bedienen.

			Die Gefahr einer neuerlichen Personalisierung des Staates und seiner Ressourcen besteht daher auch unter islamistischen Regierungen,26 solange kein starkes Gegengewicht und Kontrollinstrumentarien zum Unterbinden solcher Praktiken vorhanden sind. Auch hier zeigen sich somit Parallelen zur bisherigen Verfahrensweise der Vorgängerregime. Ein gewichtiger Unterschied: Die bisherige politische Elite hatte immerhin auch Fachpersonal.

			Die Aussagen zur Außenpolitik von islamistischen Parteien an der Regierung bzw. im Parlament sind relativ nichtssagend und passen sich dem Adressaten an; sie setzen in ihren jeweiligen Ländern keine spezifischen Akzente: in Marokko ist die Außenpolitik sowieso eine ausschließliche Domäne des Königs; in Algerien teilen die islamistischen Parteien ähnliche Positionen bezüglich der nationalen Souveränität und der algerischen Interessen wie die Regierung; in Tunesien steht 2016 vor allem die Wirtschaftskooperation mit dem Ausland im Zentrum der Bemühungen, und in Libyen dominieren sicherheitspolitische Aspekte die außenpolitische Agenda.

			Die islamistischen Parteien und Vereinigungen und die einzelnen transnational mediatisierten und rezipierten Persönlichkeiten des islamistischen Spektrums nehmen eine propalästinensische Haltung ein, erklären ihre Solidarität mit der palästinensischen Bevölkerung und unterstützen die Palästinenser in ihrem Bestreben, einen eigenen Staat zu gründen. Diese Position findet sich als zentrales Anliegen in den meisten Partei- und Wahlprogrammen islamistischer Parteien, sofern überhaupt außenpolitische Positionen formuliert werden. In den meisten Diskursen wird im Zusammenhang mit der israelischen Politik gegenüber Palästinensern von „Zionismus“ gesprochen und dieser verurteilt. Der tunesische Ennahda-Präsident Rachid Ghannouchi, der gleich nach dem Wahlsieg seiner Partei im Oktober 2011 ankündigte, das unter der Regierung Präsident Ben Alis eröffnete tunesisch-israelische Verbindungsbüro schließen zu wollen, schloss im April 2012 eine Normalisierung der Beziehungen mit Israel aus; eine Position, die den Grundtenor gegenüber Israel bei islamistischen Organisationen bestimmt und ähnlich vehement in Marokko, u. a. von der seit Januar 2012 an der Regierung beteiligten islamistischen Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung, formuliert wird. Rachid Ghannouchi betonte im April 2012 gleichzeitig, kein Problem mit dem Judentum zu haben, sondern lediglich mit dem Zionismus.27 Die Sondersituation Ägyptens als Grenzstaat zu Israel, die Abhängigkeit von US-amerikanischen Geldern und nicht zuletzt die Rolle des Militärs als Vetomacht bewirkten in Ägypten, dass nach 2011 der islamistische Diskurs der legalen islamistischen Parteien gegenüber Israel gemäßigt blieb.

			Das Thema Palästina und Israel besitzt allerdings Mobilisierungskraft über das islamistische Spektrum hinaus. Deswegen ist davon auszugehen, dass die Thematik aus unterschiedlichen Gründen und zu unterschiedlichen Zwecken von islamistischen Organisationen und Regierungen auch weiterhin instrumentalisiert wird; vor allem dann, wenn es beispielsweise dem eigenen Machterhalt (Wählermobilisierung) und der organisationsinternen Kohäsion dient. In Marokko machten sich bereits in den letzten Jahren Vereinigungen für eine Kriminalisierung der Normalisierung der Beziehungen mit Israel stark und übergaben dem islamistischen Premierminister Benkirane im April 2012 eine entsprechende Forderung. Ein Beispiel für die Instrumentalisierung dieser Forderung zur Stärkung der parteiinternen Kohäsion ist der 9. Parteitag Ennahdas im Juli 2012; dort wurde von den Deputierten gefordert, dass sie sich dafür einsetzen, in der neuen Verfassung, die damals noch in der Diskussion war, jegliche Angriffe auf „das Heilige“ (die Religion) und die Normalisierung mit dem „zionistischen Gebilde“ zu kriminalisieren.28 Die im Januar 2014 vom Parlament angenommene Verfassung schützt zwar in Artikel 6 „das Heilige“ (ohne dies näher zu definieren), die geforderte Kriminalisierung der „Normalisierung“ der Beziehungen zu Israel konnten die Islamisten jedoch nicht durchsetzen.

			In den Staaten, in denen islamistische Parteien an der Regierung sind und die gesellschaftlichen Moralisierungskampagnen von islamistischen Vereinigungen geduldet oder sogar bestärkt werden, kann es hingegen zu Zielkonflikten kommen, wenn der internationale Tourismus eine wichtige Einnahmequelle für das Land ist.

			3. Perspektiven

			Islamistische Parteien sind in allen nordafrikanischen Staaten legal am politischen Prozess beteiligt. Waren vor dem „Arabischen Frühling“ 2011 nur in Algerien und Marokko islamistische Parteien zugelassen und im Parlament vertreten, sind seit 2011 auch in Ägypten, Libyen und Tunesien islamistische Parteien legalisiert worden. Sie sind damit weitaus stärker als vor dem „Arabischen Frühling“ Teil des politischen Machtspiels. Dies gilt unabhängig davon,

			
					ob eine islamistische Partei unter Aufsicht und Kontrolle des Königs, wie in Marokko, den Premierminister stellt und eine Koalitionsregierung führt, oder sich

					wie in Tunesien die Ennahda-Partei seit Januar 2014 zurückhaltend verhielt, die Regierungsverantwortung abgab und sich nach den Wahlen von 2014 mit einer geringen (eher symbolischen) Repräsentanz in den folgenden Koalitionsregierungen begnügte.

			

			Die legale Präsenz sorgt nicht nur für mehr Handlungsspielraum, sondern auch für mehr mediale Aufmerksamkeit; von beidem profitiert das ganze islamistische Spektrum. In Tunesien beeinflusste Ennahda trotz formal schwacher Repräsentanz in den beiden Regierungen Premierminister Essids seit Februar 2015 maßgeblich die politischen Entscheidungen. Immer dann, wenn sich die Rahmenbedingungen für Islamisten verbesserten, erleichterte dies allen islamistischen Parteien und Vereinigungen, den legalen wie den nicht legalisierten, mit ihren Anliegen innergesellschaftliche Debatten auszulösen oder zu beeinflussen und ihre Wert- und Moralvorstellungen, ihre Weltsicht und die dazugehörenden religiösen Begründungen breiter zu streuen.

			Die Integration islamistischer Parteien in den politischen Prozess und die Zulassung zahlreicher Vereinigungen, darunter auch solche salafistischer Tendenz, konsolidierten den islamistischen Einfluss auf die Politik und insbesondere auf die Gesellschaft. Das heißt zwar nicht, dass die islamistischen Parteien künftig in allen nordafrikanischen Staaten zur bestimmenden Kraft in der Politik werden, die legalen islamistischen Parteien, Gewerkschaften und Vereinigungen werden jedoch mitbestimmen und vor allem mit ihrer Strategie der Moralisierung der Gesellschaft intensiv fortfahren. Das Ergebnis wird, wenn nicht aus den Gesellschaften der nordafrikanischen Staaten heraus eine mobilisierungskräftige Gegenbewegung entsteht, islamistische Positionen insgesamt stärken. Zumal legale islamistische Parteien, insbesondere wenn sie Regierungsverantwortung haben,29 gezielt den Aktionsraum von solchen Vereinigungen schützen, die den islamistischen „Weg an die Macht“ durch gesellschaftlichen Wandel vorbereiten; dazu zählen auch die sehr aktiven salafistischen Vereinigungen.30

			Die freiheitlichere Ordnung, wie sie im Zusammenhang mit den Protesten des „Arabischen Frühlings“ 2011 von vielen (nichtislamistischen) Demonstranten, die maßgeblich an der Durchführung der Proteste beteiligt waren, gefordert wurde, wird von Islamisten nicht unterstützt: Freiheiten, Rechte, Werte, moralisch-sittliche Aspekte des Zusammenlebens werden ausschließlich im Rahmen der „arabisch-islamischen Identität“, der „islamischen Gemeinde“ (Umma), des „islamischen Staates“ und des „islamischen Rechts“ definiert. Beispielhaft formulierte dies der tunesische Ennahda-Parteipräsident Rachid Ghannouchi: „Der islamische Staat ist der Rechtsstaat par excellence, das heißt, die Autorität der Scharia steht über der des Staates.“31

			Innergesellschaftliche Konflikte sind somit auch in den kommenden Jahren zu erwarten. Sie werden umso gewaltsamer ausfallen, je stärker sich islamistische Positionen durchsetzen und Islamisten politisch wie gesellschaftlich ihre Einheitsvision aufzwingen wollen. Denn trotz einer breiten konservativen religiösen Strömung in den nordafrikanischen Staaten sind die Gesellschaften sprachlich, kulturell, religiös und weltanschauungsmäßig nicht homogen. Es gibt durchaus zahlreiche Verfechter nichtautoritärer Ordnungskonzepte, die sich jedoch bislang nicht zu einer gemeinsamen politischen Aktion zusammenschlossen.32 Sie haben es zudem auf gesellschaftlicher Ebene schwer, ihre Ideen und Konzepte gegen die Konkurrenz der religiös argumentierenden Organisationen durchzusetzen, wenn die Staatsführung sie nicht darin bestärkt und aktiv unterstützt. Diesbezüglich ist in Marokko durch die Reformpolitik des Königs, die islamistisches Gedankengut in allen Bereichen zurückdrängen will, eine Bresche geschlagen worden; es ist jedoch lediglich ein Anfang gemacht worden, gewonnen ist dieser Kampf um die Frage „Modernisierung des Islam“ oder „Islamisierung der Moderne“ noch nicht.

			Mit dem islamistischen Konzept ist keine freiheitliche Ordnung realisierbar. Es gilt aber auch, dass ohne Einbeziehung der Islamisten seit 2011 in keinem Staat Nordafrikas politisches Handeln möglich ist. Ist also ein Konflikt zwischen denen, die mehr Freiheit wollen, und denen, die ein neues, diesmal religiös-begründetes autoritäres System errichten wollen, absehbar? Die Antwort auf diese Frage lautet, fünfeinhalb Jahre nach den politischen Umbrüchen des Jahres 2011 immer noch: Ja. Der Verlauf und der Ausgang des Konflikts wird wesentlich dadurch mitbestimmt werden, ob sich eine einflussreiche Gegenbewegung mit Rückhalt in der Bevölkerung formiert und ob es gelingt, Kontrollinstanzen durchzusetzen, um eine Verschärfung autoritärer Tendenzen und eine Beschneidung von bereits erzielten Freiheiten und Rechten zu verhindern. Solche Auseinandersetzungen werden aber von Land zu Land unterschiedlich ausfallen.

			



			
				
					1|	Algerien ist hier die Ausnahme. Algerische islamistische Parteien erzielten im Mai 2012 keine spektakulären Wahlerfolge. Die Gründe für diese Ausnahme sind vielfältig; u. a. spielen die Erinnerungen an die islamistische Gewalt der 1990er Jahre, die in einen Bürgerkrieg mündete, und die Angst vor dem Wiederaufflammen dieser Gewalt eine Rolle. Über die Stärke und den gesellschaftlichen Einfluss der vom politischen Prozess ausgeschlossenen Islamisten und ihrer Anhänger kann nur spekuliert werden. Zu Details vgl. den Länderbeitrag Algerien.

				

				
					2|	Ein Grund – der allerdings nicht offen angeführt wird – ist die mit einer Registrierung theoretisch verbundene Verpflichtung, die Finanzierung offenzulegen und die Mitglieder der Führungsgremien zu benennen. Ein anderer Grund, der von den betreffenden islamistischen Gruppen auch genannt wird, ist die Ablehnung der bestehenden Ordnung und ihrer gesetzlichen Grundlagen als „unislamisch“.

				

				
					3|	Vgl. zur Begriffsdefinition das Glossar im Anhang (Islamisten).

				

				
					4|	Vgl. ebenda zur Definition (Fundamentalismus).

				

				
					5|	Vgl. ebenda zur Definition des Begriffs (Salafisten). Die Mehrzahl der salafistischen Gruppen bezieht sich auf wahhabitische, saudische Prediger. Salafistische Gruppen konnten bereits in der Vergangenheit mit umfangreicher finanzieller Unterstützung aus Saudi-Arabien rechnen.

				

				
					6|	In der vorliegenden Studie wurde die Bezeichnung „moderat“ und „radikal“ zur Unterscheidung von islamistischen Akteuren verwendet. Moderat bedeutet in diesem Kontext, dass innerhalb eines spezifizierten Zeitraums ein islamistischer Akteur Gewalt als Mittel der Politik ablehnt. Als radikal werden jene islamistischen Akteure bezeichnet, die Gewalt propagieren und umsetzen.

				

				
					7|	Die Veränderungen, die von islamistischen Akteuren angestrebt werden, sind Veränderungen, die durch eine Wiederbelebung der Religion (ein Anknüpfen an traditionelle Normen) erfolgen, aber nicht von den gesellschaftlichen und politischen Realitäten ausgehen und zu Neuem führen. Der islamische Fundamentalismus ist insofern in all seinen Varianten eine „antimoderne“ Bewegung, die zwar auf gesellschaftliche Veränderungen zielt, aber keine soziale Bewegung der Moderne ist (vgl. zur Definition z. B. Rucht, Dieter: Anstöße für den Wandel – Soziale Bewegungen im 21. Jahrhundert, Vortrag zur Gründungsversammlung Die Bewegungsstiftung – Anstöße für soziale Bewegungen, Haus der Demokratie, Berlin, 2.2.2002).

				

				
					8|	In diesem Zusammenhang bedeutet „Re-Islamisierung“ eine „stärkere Akzentuierung des Islam“ in der Öffentlichkeit, wie sie bereits in den 1980er Jahren nach der erfolgreichen Islamischen Revolution in Iran (1979) eintrat, als islamistische Organisationen in Nordafrika und dem Nahen Osten ebenfalls versuchten, die Öffentlichkeit gegen die Staatsführungen zu mobilisieren; zum Teil schlugen die Organisationen eine Gewaltstrategie ein, zum Teil optierten sie für den Weg der politischen Integration. Vgl. Flores, Alexander: Zivilisation oder Barbarei? Der Islam im historischen Kontext, Berlin 2011, S. 140 ff.

				

				
					9|	Das beinhaltet u. a. Frauengleichstellung, Schutz von Minderheiten, Akzeptanz von Pluralität, Meinungs-, Gewissens- und Religionsfreiheit, Zivilrecht als einzige Rechtsquelle.

				

				
					10|	Von den 80 für Parteien reservierten Sitzen fielen über 60 Prozent an Parteien, die nicht dem islamistischen Spektrum zuzurechnen sind, sondern ohne allzu großen religiösen Bezug in ihrem Programm für Demokratie und Wirtschaftsentwicklung eintraten; unter den 120 über unabhängige Listen gewählten Mitgliedern der Nationalkonferenz waren ebenfalls nicht nur Islamisten.

				

				
					11|	Vgl. Faath, Sigrid/Mattes, Hanspeter: Neue Ansätze zur religiösen Modernisierung in Nordafrika. Das Fallbeispiel Marokko, Wuqûf-Analyse 27, Berlin 2016, http://wuquf.de (letzter Abruf: 30.5.2016).

				

				
					12|	Vgl. als Überblick Faath, Sigrid/Mattes, Hanspeter: Marokkos beachtenswerter Reformprozess seit 2011, Wuqûf-Kurzanalyse 26, Berlin 2015, http://wuquf.de (letzter Abruf: 30.5.2016).

				

				
					13|	Zu diesen Befürwortern eines säkularen Staates zählen u. a. der tunesische Theologe Mondher Sfar; Sfar plädiert für die Nutzung der Freiheit, die Gott, indem er sich aus der Welt und ihren Angelegenheiten zurückzog, dem Menschen gegeben habe. Vgl. Le Temps, Tunis, 8.6.2016 (En s’éclipsant, le dieu vivant nous a donné la liberté!). Der tunesische Historiker und Religionswissenschaftler Mohamed Talbi (Kurzporträt im Anhang, Länderrubrik Tunesien) erklärt die Scharia für „Menschenwerk“, das heute keine Berechtigung mehr habe.

				

				
					14|	Abdennour Bidar befasst sich mit Fragen eines neuen Islamverständnisses. Vgl. u. a. seine Monographien: Un Islam pour notre temps, Paris 2004; L’Islam sans soumission. Pour un existentialisme musulman, Paris 2008, Neuauflage 2012; Comment sortir de la religion?, Paris 2012.

				

				
					15|	Zur Problematik vgl. z. B. Marranci, Gabriele (Hrsg.): Muslim societies and the challenge of secularization: An interdisciplinary approach, Heidelberg u. a. 2010.

				

				
					16|	Vgl. Ben Achour, Yadh: La deuxième Fâtiha. L’islam et la pensée des droits de l’homme, Tunis 2011. Sein Plädoyer gilt einem „Islam ohne Unterwerfung“, wie ihn auch Abdennour Bidar (a. a. O., Anm. 14) fordert.

				

				
					17|	Ein Loyalitäts- und Gehorsamspakt bindet die Mitglieder der islamistischen Organisation an den aus ihren Reihen bestimmten Führer. Dieser Loyalitätspakt ist vergleichbar mit der traditionellen „Bai`a“, des Kontrakts, der Sultan und Volk/religiöse Gemeinschaft band und in Marokko bis heute wirksam ist. Vgl. zum Überleben dieses Autoritätsmodells bis ins 21. Jahrhundert die Ausführungen von Bar, Shmuel: Islamic leadership paradigms, 12th Herzliya Conference, Herzliya, Januar 2012, http://www.herzliyaconference.org/eng/_Uploads/dbsAttachedFiles/Bar_IslamicLeadership.pdf (letzter Abruf: 30.5.2016).

				

				
					18|	Vgl. das Kurzprofil im Anhang, Länderrubrik Tunesien.

				

				
					19|	Vgl. Lübben, Ivesa: Die Angst der Azhar vor der Moderne, in: Faath, Sigrid (Hrsg.): Politische und gesellschaftliche Debatten in Nordafrika/Nahost. Inhalte, Träger, Perspektiven, Hamburg 2004, S. 193–220.

				

				
					20|	Vgl. hierzu ausführlich Camau, Michel: Caractère et rôle du constitutionnalisme dans les états maghrébins, in: Annuaire de l‘Afrique du Nord 1977, Paris 1978, S. 378–410.

				

				
					21|	Vgl. hierzu detailliert Green, Arnold H.: The Tunisian Ulama 1873–1915, Leiden 1978, insbesondere S. 112 ff.

				

				
					22|	Ein Beispiel hierfür: Die religiöse Erziehung an den Schulen war in den 1960er Jahren stark „islamisiert“ worden; die staatsbürgerliche Erziehung wiederum wurde säkular ausgerichtet. Vgl. hierzu Sraïeb, Noureddine: Laïcisation et/ou religiosité dans l’enseignement secondaire tunisien, in: Gellner, Ernest/Vatin, Jean-Claude: Islam et politique au Maghreb, Paris 1981, S. 231–241.

				

				
					23|	So z. B. ein offiziell vom Religionsministerium eingesetzter Prediger in Sfax, der die Tötung von Homosexuellen rechtfertigt; vgl. Kapitalis, 2.5.2016 (Sfax: Un imam appelle à faire exécuter les homosexuels; inklusive Video), http://kapitalis.com/tunisie/2016/05/02/sfax-un-imam-appelle-a-faire-executer-les-homosexuels/ (letzter Abruf: 30.5.2016). Ein weiteres Beispiel: In einer Sendung des tunesischen islamistischen Fernsehsenders Zitouna TV wurde im Juni 2016 gegen Homosexuelle gehetzt.

				

				
					24|	Vgl. beispielhaft die Publikation zum „Islamischen Bankwesen“ von Yassine Essid, Universitätsprofessor in Sfax/Tunesien, der sich mit arabischer Wirtschaftsgeschichte befasst. Die Studie trägt den Titel „Das verborgene Gesicht der Islamisierung“ (Essid, Yassine: La face cachée de l’islamisation. La banque islamique, Le Tour d’Aigues 2016).

				

				
					25|	So z. B. der tunesische Ennahda-Präsident Rachid Ghannouchi in seinem Interview mit Leaders, Tunis, 10.7.2012 (Rached Ghannouchi).

				

				
					26|	Eine bissige Karikatur in der Tageszeitung La Presse de Tunisie vom 5.2.2012 meinte denn auch: „Die Revolution hat sich nicht zum Ziel gesetzt, die Privilegien abzuschaffen; sie hat lediglich die Privilegierten ausgetauscht.“

				

				
					27|	Der Standard, Wien, 2.4.2012 (Ennahda-Chef: Normalisierung mit Israel undenkbar), http://derstandard.at/1333184995915/Ennahda-Chef-Normalisierung-mit-Israel-undenkbar (letzter Abruf: 30.5.2016).

				

				
					28|	Im April 2014 erklärte der Präsident der tunesischen Ennahda-Partei, Rachid Ghannouchi, er sei gegen eine Normalisierung der Beziehungen mit Israel. Gegen die jährliche Pilgerfahrt von Juden zur Synagoge La Ghriba auf der Insel Djerba hatte er nichts einzuwenden; dies fällt bei ihm unter die Freiheit des Kults, den er Muslimen und Nichtmuslimen gewährt. Vgl. Déclarations de Rachid Ghannouchi à propos du pèlerinage de la Ghrib, in: Directinfo, Tunis, 26.4.2014. Ennahda-Führungskader Abdelfattah Mourou erklärte am 3.5.2016 in seiner damaligen Eigenschaft als Vizepräsident Ennahdas, Tunesien werde seine Beziehung zu Israel nicht normalisieren; vgl. Echouroukonline.com/ava/articles/286157.html (letzter Abruf: 30.5.2016).

				

				
					29|	Dies zeigt sich besonders ausgeprägt am tunesischen Beispiel.

				

				
					30|	Einige Beobacher befürchten deshalb, dass die Beharrlichkeit der Islamisten dem Islam eine rein fundamentalistische Identität geben könnte. Vgl. hierzu Redissi, Hamdi: L’exception islamique, Tunis 2005, S. 199. Vgl. auch Réalités, Tunis, 11.10.2007 (Comment le Wahhabisme a triomphé).

				

				
					31|	Zitiert nach Redissi, Hamdi: La Nadha et la transition démocratique, Tunis: L’Observatoire Tunisien de la Transition Démocratique, Tunis 2011, S. 8 (arabische Originalquelle: Rachid Ghannouchi: Muqarabat, Tunis 2011, S. 33).

				

				
					32|	Vgl. hierzu im Detail Faath, Sigrid (Hrsg.): Nordafrikas säkulare Zivilgesellschaften. Ihr Beitrag zur Stärkung von Demokratie und Menschenrechten, Sankt Augustin/Berlin 2016. Die Publikation berücksichtigt alle nordafrikanischen Staaten und folgt im Aufbau dem Schema der hier vorliegenden Studie zu den „Islamischen Akteuren“. Widerrufen hat Rachid Ghannouchi diese Meinung nicht. Seine in Arabisch erschienene Publikation vom Juni 2015 ist ein Beleg für sein Festhalten an „alten“ Positionen; vgl. Al-Dimuqratiya. Nahwa ta´sil li-mafahim mu`asira (Die Demokratie. In Richtung der Verwurzelung zeitgenössischer Konzeptionen), Tunis: Dar al-Sahwa 2015. Der an die Öffentlichkeit gerichtete Ennahda-Diskurs von 2015/16 propagiert den Wandel Ennahdas zur „zivilen Partei“; dieser Diskurs ist Teil einer Strategie, die den Fortbestand der Organisation garantieren soll; sie tangiert nicht die Grundüberzeugungen und Zielsetzungen; vgl. hierzu Alani, Allaya: The tenth Congress of Ennahda Movement and the insistence to lose a historical occasion to reform; vom Autor vertriebene englische Übersetzung des arabischen Originalbeitrags, der am 18.5.2016 in der tunesischen Zeitung Assabah erschien.
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			Anhang 1

		


		
			Glossar

			Das Glossar erläutert in knapper Form einige in der Studie häufig verwendete Begriffe mit Bezug zum Islam. Die Definitionen des Glossars beziehen sich ausschließlich auf die Verwendung der Begriffe im Kontext der vorliegenden Publikation.

			Detaillierte und weiterführende Erläuterungen finden sich beispielsweise bei

			
					Khoury, Adel Theodor/Hagemann, Ludwig/Heine, Peter: Islam-Lexikon A-Z. Geschichte – Ideen – Kultur, Freiburg/Basel/Wien: Herder 2006 (erweiterte und aktualisierte Neuausgabe) und

					Elger, Ralf (Hrsg.): Kleines Islam-Lexikon. Geschichte, Alltag, Kultur, 2008 (5. erweiterte und aktualisierte Ausgabe), München: C.H. Beck.

			

			Da`wa: „Ruf“, dem Weg Gottes zu folgen; Mission, Verbreitung der Religion.

			DAISH: Akronym der arabischen Bezeichnung für die Terrormiliz (⟶) Islamischer Staat (IS): al-Dawla al-islamiya fil-iraq wal-sham (Islamischer Staat im Iraq und Syrien); in französischen Texten oftmals DAESH umschrieben.

			Dar al-ifta’: Verwaltung des religiösen Gutachterwesens, Fatwa-Behörde; Leiter der Fatwa-Behörde ist in der Regel der staatlich ernannte Großmufti (⟶ Mufti, Mufti-Amt; Fatwa).

			Fatwa: Religiöses Rechtsgutachten (⟶ Mufti; Dar al-ifta’); Gelehrte mit entsprechender religiöser Ausbildung können Rechtsgutachten, das heißt eine religiös begründete Meinung zu einer Rechtsfrage abfassen, die für den Gläubigen eine Orientierungshilfe sind. Sie verweisen auf das gemäß religiöser Doktrin „Erlaubte“ und „Verbotene“. Mit der Proliferation islamistischer Gruppen in den 1990er und vor allem seit den 2000er Jahren kam es besonders über das Internet zu einer Flut von Fatwas durch selbsternannte Autoritäten.

			Fundamentalismus, (islamische) Fundamentalisten: Bezogen auf den Islam bedeutet Fundamentalismus die Rückkehr zu politischen und gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen, die sich an der islamischen Frühzeit (Zeit des Religionsgründers Mohammed und der ersten vier Kalifen; 7. Jahrhundert n. Chr.) orientieren und diesem Verständnis nach die Reinheit der religiösen Lehre jener Zeit repräsentieren. Fundamentalisten streben die Wiederbelebung oder Erneuerung dieser reinen Lehre der Frühzeit an. Religion und Politik sind nach diesem Religionsverständnis eins. Die Wiederherstellung des religiösen Einflusses auf die Politik und alle gesellschaftlichen Bereiche ist das Ziel, das die Anhänger fundamentalistischer Interpretationen des Islam auf verschiedenen Wegen und mit verschiedenen Mitteln erreichen wollen, wie z. B. durch gesellschaftliche Überzeugungsarbeit (Da`wa), politische Arbeit oder im Extremfall den bewaffneten Kampf (⟶ Jihad; siehe auch ⟶ Islamisten; ⟶ Salafisten).

			Imam: Vorbeter, Leiter des Freitagsgebets.

			Ijtihad: Vernunftbasierte Weiterentwicklung der ethischen und religiösen Grundsätze des Islam mit dem Ziel, die in der Gegenwart anstehenden Probleme durch Anpassung der religiösen Grundsätze an die jeweils aktuellen (modernen) Lebensumstände zu lösen.

			Islamische Akteure: Im Rahmen der vorliegenden Studie werden mit diesem Oberbegriff all jene gesellschaftlichen und politischen Akteure bezeichnet, die ihr Selbstverständnis und ihr Handeln aus der Religion ableiten bzw. religiös begründen, ungeachtet ihrer Zugehörigkeit zu einer spezifischen islamischen Richtung (wie z. B. zum sunnitischen oder schiitischen Islam) und ihres Religionsverständnisses (orthodox, fundamentalistisch, islamistisch, salafistisch usw.).

			Islamischer Staat (IS): Eigenbezeichnung der im Kampf gegen den syrischen Präsidenten Assad führenden Terrormiliz seit Ausrufung des „Kalifats“ durch ihren Führer Abu Bakr al-Baghdadi am 29. Juni 2014 (vorher: „Islamischer Staat in Irak und Syrien“; al-Dawla al-islamiya fil-iraq wal-sham, ⟶ DAISH, ein Akronym, das in Nordafrika weiterhin sehr häufig verwendet wird). Die Namensgebung seit 2014 weist auf das Anliegen der Organisation hin, ihr Einflussgebiet weiter auszuweiten. Vor allem Nordafrika steht seither im Mittelpunkt der Aktionen und der Rekrutierung. Etliche salafistisch-jihadistische Gruppen in Nordafrika sprachen al-Baghdadi bzw. dem IS ihre Gefolgschaft aus und agieren unter dem Label IS. Seit 2014 rekrutiert die Organisation sehr erfolgreich in den nordafrikanischen Staaten.

			Islamisten (islamistische Akteure): Als islamistische Akteure gelten jene Gruppen, Parteien und Vereinigungen, die einer fundamentalistischen Interpretation des Islam folgen, diese zur Grundlage ihres politischen und gesellschaftlichen Handelns machen und aktiv bestrebt sind, die Gesellschaft und in letzter Konsequenz die staatliche Ordnung gemäß ihrer fundamentalistischen Religionsinterpretation sittlich-moralisch zu gestalten. Die islamistischen Akteure sind organisatorisch ausdifferenziert; sie unterscheiden sich zudem stark im Hinblick auf die Spannbreite ihrer Interpretation religiös-fundamentalistischer Konzeptionen und „Regeln“ bzw. „Gebote“, die – innerhalb des fundamentalistischen Spektrums – von „liberal-reformerisch“ bis „radikal-fundamentalistisch“ reichen kann. Ferner gibt es ausgeprägte Unterschiede bei dem jeweils gewählten Aktionsmodus und der Wahl der Mittel, um politisch und/oder gesellschaftlich Einfluss auszuüben. Die Bewegung der Muslimbruderschaft (Ikhwan al-muslimin) und ihre länderspezifischen Organisationen (Parteien, Vereinigungen), die zum Teil offiziell zugelassen, zum Teil verboten sind oder nach kurzer Periode der Zulassung wieder verboten wurden wie in Ägypten seit 2013, sind Teil dieses Spektrums islamistischer Akteure (wie beispielsweise in Marokko die Partei PJD, in Tunesien die Partei Ennahda, in Algerien die Partei MSP).

			Ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal der islamistischen Akteure ist das Verhältnis zur Gewalt. Unter den islamistischen Akteuren finden sich solche, die Gewalt als Instrument zur Durchsetzung der eigenen Ziele ablehnen, solche, die unter Umständen (z. B. gegen den ungerechten Herrscher) Gewalt tolerieren, und solche, die zur Um- und Durchsetzung ihrer Ziele zu Gewalt aufrufen und Gewalt einsetzen. Unter den islamistischen Akteuren, die Gewalt tolerieren, propagieren oder einsetzen, finden sich etliche, die dem islamistisch-salafistischen Spektrum angehören (⟶ Salafisten). Der Begriff „moderat“ wird im Rahmen der Studie für islamistische Akteure verwendet, wenn sie – und solange sie – Gewalt als politisches Instrument ablehnen und dementsprechend keine Gewalt einsetzen. Der Begriff „radikal“ (oder militant) wird für solche Akteure verwendet, die Gewalt propagieren, zu Gewaltakten aufrufen und Gewalt umsetzen. Die Ablehnung von Gewalt wie die Befürwortung von Gewalt im offiziellen Diskurs der einzelnen islamistischen Akteure ist in vielen Fällen zeit- und kontextabhängig, also veränderbar; dies gilt auch für die Praxis der politischen und gesellschaftlichen Aktion. Kontextabhängig sind auch die Beziehungen zwischen einzelnen islamistischen Akteuren. Seit 2011 sind bei einigen islamistisch-salafistischen Organisationen ein Strategiewandel und ein Abrücken von ihrer bisher kategorischen Ablehnung politischer Betätigung und von Parteigründungen festzustellen. Einige beschritten den Weg der politischen Aktion und Integration in die bestehenden Strukturen.

			Islamistische Akteure sind allerdings – egal ob mit Parteistatus oder mit Vereinigungsstatus, ob wohltätig und/oder im Bereich der Da`wa (⟶ Da`wa) tätig – stets „politisch“ aktiv, insofern sie gezielt eine Veränderung der politischen und gesellschaftlichen Ordnung anstreben. Lediglich die Wege und Mittel unterscheiden sich. Allen Islamisten eigen ist das Ziel, eine neue Ordnung auf der Basis religiösen Rechts, der (⟶) Scharia, zu begründen. Diese angestrebte neue Ordnung kennt keine Trennung von Religion und Politik; ihr Idealsystem ist ein (⟶) Kalifat.

			Jihad (Heiliger Krieg): In islamisch-fundamentalistischer Interpretation die Pflicht, die Feinde des Islam zu bekämpfen (wie z. B. Abtrünnige vom Glauben, Aufständische, Häretiker, Separatisten, Ungläubige, Andersgläubige).

			Jihadisten, jihadistisch: (⟶ siehe auch Salafismus, jihadistischer Salafismus) Militante Anhänger einer fundamentalistischen Auslegung des Islam, die den bewaffneten Kampf (⟶ Jihad) gegen die Feinde des Islam propagieren bzw. führen.

			Kalif, Kalifat: Kalifen standen der islamischen Gemeinde (Umma) seit dem Tode des als Prophet verehrten Religionsgründers Mohammed bis zur Abschaffung des Kalifats 1924 durch die türkische Nationalversammlung als geistige und politische Führer vor. Islamistische, vor allem salafistische Gruppen treten seit 2011 mit der Forderung nach Einrichtung eines Kalifats stärker in die Öffentlichkeit. Das Kalifat ist das erstrebte „Ideal“ für alle islamistischen Gruppen.

			Marja`iya islamiya: Islamischer Referenzrahmen. Insbesondere in Libyen im Vorfeld der Nationalratswahlen vom Juli 2012 ein zentraler politischer Begriff, weil jede Partei zur Wahrung ihrer Wahlchancen angeben muss, welche Haltung sie gegenüber dem Islam bzw. dem islamischen Recht einnimmt.

			Mufti/Mufti-Amt: Das Amt des Mufti wird in einigen Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens als öffentliches (religiöses) Amt an religiöse Rechtsgelehrte vergeben, die offiziell als einzige Autorität in diesen Staaten berechtigt sind, zu Fragen mit religiösem Bezug ein im Prinzip verbindliches Rechtsgutachten (⟶ Fatwa) zu erstellen. Das Mufti-Amt ist im sogenannten (⟶) Dar al-ifta’ angesiedelt.

			Salafisten (salafistische Islamisten; ⟶ Islamisten): Der Begriff Salafisten wird von al-Salaf al-salih (die „frommen Altvorderen“ aus der Frühzeit des Islam, d. h. aus dem 7. und 8. Jahrhundert) abgeleitet. Sie repräsentieren eine rigide Variante des Islamismus (islamischen Fundamentalismus). Die Salafisten des 20./21. Jahrhunderts wollen den idealisierten frühen, „reinen“ Islam wiederbeleben und orientieren sich deswegen am Propheten Mohammed und seinen Gefährten, die ihrer Ansicht nach die gottgefällige Lebensform dieses Islam verkörpern. Koran und Hadith sind die Grundlagen ihrer Religionsinterpretation. Eine zentrale Rolle weisen sie der Umsetzung des islamischen Rechts, der Scharia, gemäß ihrer fundamentalistischen Interpretation zu; eine historisierende Lesart der religiösen Texte lehnen sie kategorisch ab. Auf der Handlungsebene können drei Haupttendenzen unterschieden werden: pietistische oder Da`wa- Salafisten (Mission betreibende Salafisten), politische Salafisten und jihadistische Salafisten. Diese Unterscheidung, das sei explizit betont, bezieht sich auf die Haltung gegenüber dem Staat und die Mittel, die zur Durchsetzung der Ziele eingesetzt werden. Alle drei Tendenzen streben – wie generell alle Islamisten – eine Veränderung von Gesellschaft und Staat an und wollen eine neue Ordnung auf der Basis religiösen Rechts begründen. Diese angestrebte neue Ordnung kennt keine Trennung von Religion und Politik. Die Mehrzahl der Salafisten strebt ein (⟶) Kalifat an, lehnt also eine republikanische oder monarchische Staatsform ab.

			Zu den Haupttendenzen der Salafisten:

			Da`wa-Salafisten: Sie werden zum Teil auch puristische Salafisten genannt. Da`wa-Salafisten lehnen eine politische Betätigung in den bestehenden politischen Ordnungen ab und betreiben die gesellschaftliche Re-Islamisierung (Missionierung/Da`wa) gemäß ihrer Interpretation des Islam als Voraussetzung für einen ordnungspolitischen Wandel und die Etablierung eines „islamischen Staates“ auf der Basis ihrer Religionsauslegung.

			Politische Salafisten: Sie befürworten eine aktive Teilnahme am politischen Prozess und lehnen z. B. Parteigründungen und die Teilnahme an Wahlen nicht (mehr) ab. Diesen Schritt zur politischen Partizipation und Integration in das bestehende System machten seit den politischen Umbrüchen des Jahres 2011 in Nordafrika einige salafistische Gruppen z. B. in Ägypten und Tunesien oder einzelne Salafisten wie in Marokko. Die Haltung politischer Salafisten zu Gewalt als politischem Mittel ist nicht grundsätzlich ablehnend, sondern kontextabhängig; es bestehen vielfach Verbindungen zu jihadistischen Salafisten.

			Jihadistische Salafisten: Für sie ist der bewaffnete Kampf zentrales Instrument der Manifestation und Bestandteil der religiös-ideologischen Argumentation. Die Übergänge zwischen den hier genannten drei Haupttendenzen sind fließend; dies zeigte sich z. B. in Tunesien 2011/12, wo Da`wa-Salafisten nach und nach den Weg der politischen Aktion einschlugen, oder in Marokko, wo jihadistische Salafisten sich vom Gewaltkurs abwendeten und den Weg des Da`wa-Salafismus oder den Weg der politischen Aktion einschlugen. Die Umsetzung der (⟶) Scharia ist indessen für alle eine zentrale Forderung. Die Mehrzahl der Salafisten beruft sich auf die Lehren wahhabitischer Prediger (⟶ Wahhabitischer Islam).

			Scharia: Islamisches Recht; der Begriff wird oft fälschlicherweise ausschließlich mit dem islamischen Strafrecht und den dort vorgesehenen Hadd-Strafen gleichgesetzt, er umfasst de facto aber die Gesamtheit der gesetzlichen Regelungen, die von den Mitgliedern der islamischen Gemeinde (bzw., übertragen, den Staatsbürgern) befolgt werden sollen. Die von den islamischen Rechtsgelehrten erarbeitete Scharia variiert von Land zu Land; sie beinhaltet obligatorisch neben der Regelung des Kults (die sogenannten Ibadat) auch die Regelung der zwischenmenschlichen Beziehungen (die sogenannten Mu‘amalat); zu den Mu`amalat zählt u. a. das Familienrecht, das Erbrecht und als Teil auch das Strafrecht.

			Schiitischer Islam, Schiiten: Die Entstehung des schiitischen Islam hängt mit dem Kampf um die Nachfolge des als Prophet verehrten Religionsgründers Mohammed (im Jahre 632) als Führer der islamischen Gemeinde zusammen; sein Vetter und Schwiegersohn Ali (eigentlich Ali Ibn Abu Talib) erhob den Anspruch auf das Kalifenamt, fand allerdings zunächst bei den „Gefährten des Propheten“ keine Zustimmung. Ali wurde erst nach Abu Bakr, Umar Ibn al-Khattab und Uthman Ibn Affan zum 4. Kalifen bestimmt. Nach seiner Ermordung 661 (Nachfolger und 5. Kalif wurde Mu’awiya) vertiefte sich der Bruch zwischen der „Partei Alis“ (Schiat Ali, davon abgeleitet: Schiiten) und der nach der (⟶) „Sunna des Propheten“ genannten Mehrheitsströmung der „Sunniten“. Unter den heutigen Schiiten bilden die sogenannten Zwölfer-Schiiten die Mehrheit; sie kennen einen Märtyrerkult und entwickelten aus der Verehrung ihrer zwölf Imame eine Imamats-Doktrin. Im schiitischen Islam kommt den Rechtsgelehrten eine große Rolle zu; der höchste und qualifizierteste Rechtsgelehrte, der Großayatollah, übernimmt die Funktion, die Gemeinde gemäß den religiösen Bestimmungen „recht zu leiten“. Die Verehrung Alis und die Lehre vom Imamat sowie der Märtyrerkult werden vom sunnitischen Islam abgelehnt. Eine vehemente Gegnerschaft gegenüber den Schiiten entwickelte die sunnitische Reformbewegung der Wahhabiten in Saudi-Arabien (⟶ Wahhabitischer Islam).

			Sufi-Islam, Sufi-Orden (Sufi-Bruderschaften): Die islamischen Mystiker der Frühzeit trugen Kleider aus Wolle, Arabisch „suf“; davon wurde die Bezeichnung Sufi bzw. nach der Gründung von Organisationen unter der Leitung eines geistlichen Führers (Scheich) die Bezeichnung Sufi-Orden/Sufi-Bruderschaften abgeleitet. Auch im 21. Jahrhundert üben in vielen Staaten Sufi-Bruderschaften eine wichtige Funktion als soziale Netzwerke aus (in Nordafrika vor allem in Marokko, Algerien, Ägypten).

			Sunna: (⟶ Sunnitischer Islam) „Wegweisung des Propheten Mohammed“, die im Hadith überliefert wurde. Der Hadith, auch als „Urkunde der islamischen Tradition“ bezeichnet, enthält Überlieferungen des Religionsgründers Mohammed wie u. a. Aussprüche, Anweisungen, Verordnungen, Feststellungen, Wertungen, Stellungnahmen zu Fragen der Gemeinde.

			Sunnitischer Islam, Sunniten: Der sunnitische Islam versteht sich als orthodoxe Richtung des Islam, nachdem die Auseinandersetzungen um die Nachfolge des Religionsgründers Mohammed (gestorben 632) als Führer der Gemeinde im 7. Jahrhundert (656–661) zur Spaltung des Islam in drei Hauptgruppen (Sunniten, Schiiten, Kharijiten) führte. Die Sunniten berufen sich auf den Koran und als zweite Hauptquelle auf die Sunna, d. h. die „Wegweisung des Propheten“, den „vorbildlichen Weg“, niedergelegt von Religionsgründer Mohammed im Hadith, den „Überlieferungen des Propheten“. Die Trennlinie zwischen Sunniten und Schiiten blieb bis heute die konfliktträchtigste, vor allem seit mit der Islamischen Revolution in Iran 1979 ein mehrheitlich schiitischer Staat mit Ambitionen zum Revolutionsexport in den 1980er Jahren und Ambitionen zur Regionalmacht aktiv schiitische Bevölkerungsteile, vor allem in nahöstlichen Staaten, unterstützt. Die theologischen Unterschiede, die auch Unterschiede der religiösen Praxis und der Stellung von religiösen Gelehrten bedingen, sind ausgeprägt.

			Takfir: Erklärung einer Person oder einer Gruppe von Personen als „ungläubig“ (kafir); derjenige, der andere zu Ungläubigen erklärt, sie damit aus der „Gemeinschaft der Gläubigen“ ausschließt, sie „exkommuniziert“, nimmt für sich in Anspruch, allein die richtige (wahre) Lehre zu vertreten. Diese Exkommunikation bedeutet, dass die betreffende Person oder Gruppe von Personen „vogelfrei“ ist, womit ihre Tötung sanktioniert wird. Zu Details über Takfir/Takfirismus siehe z. B. Alshech, Eli: The doctrinal crisis with the salafi-jihadi ranks and the emergence of Neo-Takfirism. A historical and doctrinal analysis, in: Islamic Law and Society, Leiden, Band 21, 2014, S. 419–452.

			Ulama: Oberbegriff für religiöse Gelehrte (Singular: Alim), unabhängig von der Spezialisierung (Geschichte, arabische Sprache, Recht usw.).

			Umma: Gemeinschaft bzw. Gemeinde der Gläubigen (Gesamtheit der Muslime).

			Wahhabitischer Islam: Im 18. Jahrhundert begründete der sunnitische Gelehrte Mohammed Ibn Abd al-Wahhab die nach ihm Wahhabiya genannte Reformlehre, die in Saudi-Arabien Staatsreligion ist. Als radikal-puristische Bewegung grenzt sie sich von anderen Interpretationen des Islam ab, unterscheidet zwischen Gläubigen und Ungläubigen, wobei die Trennlinie die Befolgung der strikten Verhaltensvorschriften des wahhabitischen Islam ist. Schiiten waren für Abd al-Wahhab Häretiker. Der wahhabitische Islam idealisiert die Frühzeit des Islam, die Zeit der „frommen Altvorderen“ (al-Salaf al-salih; daraus abgeleitet: Salafisten) und erklärt die den „Altvorderen“ zugeschriebenen Verhaltensweisen zu Gottes Gebot (und Kennzeichen des Gläubigen). Die in Nordafrika und dem Nahen Osten aktiven salafistischen Organisationen (⟶ Salafisten) vertreten den Anspruch, den wahren Islam der „Altvorderen“ umsetzen zu wollen, und berufen sich auf verschiedene saudische wahhabitische Gelehrte; viele von ihnen konnten und können mit finanzieller Unterstützung aus Saudi-Arabien rechnen.

			Zakat: Almosensteuer; die Zahlung der Zakat ist eine der fünf Pflichten im Islam. 

		


		
			Anhang 2

		


		
			Kurzprofile islamischer und islamistischer Akteure:

			Ägypten, Algerien, Libyen, Marokko und Tunesien

			Im Folgenden werden von den Autoren der Länderbeiträge ausgewählte islamische und islamistische Akteure der fünf nordafrikanischen Staaten mit ihrem Kurzprofil dargestellt. Die hier vorgestellten Akteure spiegeln die innenpolitischen Veränderungen bis zur Jahresmitte 2016 wider.

			Soweit bekannt, werden u. a. Angaben gemacht zur Gründung, zur Mitgliederzahl, zu Führungspersönlichkeiten, zur Programmatik, zu den Aktivitäten seit 2011, zur Einstellung gegenüber gewaltbereiten Gruppen und zum Verhältnis der jeweiligen Akteure zur Gewalt als einem Mittel der Interessendurchsetzung. Allgemeine Informationen zum religiösen Profil des jeweiligen Landes leiten die Akteursprofile ein; in diesem Abschnitt (I. Grunddaten) finden sich u. a. Angaben zum Anteil der Muslime und Nichtmuslime an der Bevölkerung, zum Stellenwert der Religion im Staat gemäß Verfassung, zur religiösen Infrastruktur sowie ein Überblick zu den Parteien und Vereinigungen mit religiöser Prägung.

			Unter dem Oberbegriff „islamische Akteure“ werden im Kontext der Studie zum einen Institutionen und Organisationen verstanden, die auf staatlicher Ebene den religiösen Bereich repräsentieren, verwalten, organisieren und inhaltlich Einfluss nehmen. Zum anderen werden mit dem Begriff „islamische Akteure“ all jene Gruppen, Organisationen und Persönlichkeiten erfasst, die sich direkt auf die Religion bzw. eine ihrer Auslegungen beziehen (wie z. B. Sufi-Bruderschaften) und ihre Aktivitäten (z. B. im Wohltätigkeitsbereich) religiös begründen. Im Prinzip zählen hierzu auch alle Akteure des islamistischen Spektrums. Zur klaren Abgrenzung der verschiedenen islamischen Akteure voneinander werden die islamistischen Akteure, als aktuell besonders aktive Kategorie, aus der Sammelbezeichnung herausgenommen. Es sei jedoch an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass es in sittlich-moralischen Fragen zwischen extrem konservativen islamischen Akteuren und Islamisten zahlreiche Berührungspunkte gibt.

			Als „islamistische Akteure“ werden jene Gruppen, Parteien und Vereinigungen bezeichnet, die einer fundamentalistischen Interpretation des Islam folgen, diese zur Grundlage ihres politischen und gesellschaftlichen Handelns machen und aktiv bestrebt sind, die Gesellschaft und in letzter Konsequenz die staatliche Ordnung gemäß ihrer fundamentalistischen Religionsinterpretation sittlich-moralisch zu gestalten. Die islamistischen Akteure sind organisatorisch ausdifferenziert; sie unterscheiden sich zudem stark im Hinblick auf die Spannbreite ihrer Interpretation religiös-fundamentalistischer Konzeptionen und „Regeln“ bzw. „Gebote“, die – innerhalb des fundamentalistischen Spektrums – von „liberal-reformerisch“ bis „radikal-fundamentalistisch“ reichen kann. Ferner gibt es ausgeprägte Unterschiede bei dem jeweils gewählten Aktionsmodus und der Wahl der Mittel, um politisch und/oder gesellschaftlich Einfluss auszuüben. Ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal bei der Mittelwahl ist das Verhältnis zur Gewalt. Unter den islamistischen Akteuren finden sich solche, die Gewalt als Instrument zur Durchsetzung der eigenen Ziele ablehnen, solche, die unter Umständen (z. B. gegen den ungerechten Herrscher) Gewalt tolerieren, und solche, die zur Um- und Durchsetzung ihrer Ziele zu Gewalt aufrufen und Gewalt einsetzen. Innerhalb dieses Kontexts wird der Begriff „moderat“ für islamistische Akteure verwendet, wenn sie Gewalt als politisches Instrument ablehnen, und der Begriff „radikal“ (oder militant) für solche Akteure, die Gewalt propagieren und umsetzen. Die Mittelwahl und die Strategien der Akteure variieren, sie passen sich den Rahmenbedingungen an; insofern sind auch Aussagen zur Gewaltablehnung oder Gewaltbefürwortung stets kontext- und zeitbezogene Aussagen.

			Für die Kurzprofile zu den Akteuren wurden jene Organisationen und Persönlichkeiten ausgewählt, die seit den politischen Umbrüchen 2011 den religiösen Diskurs auf politischer und gesellschaftlicher Ebene in den nordafrikanischen Staaten beeinflussen. Neugründungen von Parteien und Vereinigungen oder Ankündigungen von Neugründungen ebenso wie Parteispaltungen sorgen für eine ständige Veränderung der Akteurslandschaft. Islamistische Akteure sind seit 2011 besonders hervorgetreten und sorgten vor allem in Ägypten, Libyen und Tunesien, in denen die bisherigen Machthaber gestürzt wurden, für Veränderungen in den Institutionen und für Verschiebungen bei den Machtverhältnissen.

			Bei jedem Land wurde zudem auch auf einzelne Persönlichkeiten hingewiesen, die den derzeitigen Diskurs um den Stellenwert der Religion im Staat und die Auslegung des Islam (islamistisch, islamistisch-salafistisch, konservativ-orthodox, modernistisch usw.) durch ihre öffentlichkeitswirksamen Auftritte und zum Teil auch durch ihre Publikationen beeinflussen. Ausgewählt wurden Persönlichkeiten des islamistischen Spektrums und Vertreter des modernistischen Spektrums, darunter Wissenschaftler, die sich seit Jahren mit der Problematik befassen und seit den Umbrüchen 2011 verstärkt aktiv wurden, um eine moderne Interpretation der Religion zu fördern. Es handelt sich um eine Auswahl von Personen, die stellvertretend für andere stehen, die ähnlich zu wirken versuchen. Die hier aufgeführten Personen besitzen allerdings einen relativ hohen Bekanntheitsgrad.

			Die Kurzprofile der Akteure sind nach Ländern geordnet; die Länder wiederum werden – wie im Analyseteil der Studie – in alphabetischer Reihenfolge abgehandelt.

			Nach den Grunddaten werden in den folgenden Abschnitten Vereinigungen und Parteien nach ihrem Status (legale, nicht legalisierte/verbotene Organisationen) vorgestellt. Terroristische Gruppen erhielten eine eigene Rubrik. Schließlich folgen in der letzten Rubrik einige ausgewählte Persönlichkeiten, die Einfluss auf den religiösen Diskurs nahmen. Für den Handbuchteil zu Libyen war eine Gliederung in legale, nicht legalisierte/verbotene Organisationen nicht möglich, weil es keinen Zentralstaat gibt, der Zulassungen gewährt oder entzieht. Das Land ist seit 2014 institutionell zweigeteilt; die Regierungen in Tripolis und in Tobruq definieren unterschiedliche Akteure als „legal“ oder als „terroristisch“.

			Das Pfeilsymbol (⟶) vor dem Namen eines Akteurs in der Länderrubrik Grunddaten weist darauf hin, dass ein Kurzprofil mit detaillierteren Angaben folgt.

			Das Symbol > vor der Zahlenangabe zu den Mitgliedern einer Organisation steht für „größer als“; das Symbol < für „kleiner als“. In der Regel liegen keine exakten Zahlenangaben zu den Mitgliedern vor, da sich die meisten Organisationen bei Mitgliederzahlen sehr bedeckt halten.

			Alle in den Kurzprofilen angeführten Webseiten wurden zuletzt am 30. Mai 2016 abgerufen.

			Ergänzend sei auf die Kurzprofile der ersten Auflage der Publikation hingewiesen.

		


		
			Ägypten

			(Zusammengestellt von Stephan Roll)

			I. Grunddaten

			Religiöses Profil der Bevölkerung: 90 bis 95 Prozent Muslime (sunnitisch), 5 bis 10 Prozent Christen (Kopten).

			Stellenwert der Religion im Staat: Gemäß der Verfassung vom 18. Januar 2014 ist der Islam Staatsreligion und die Prinzipien des islamischen Rechts sind die Hauptquelle der Gesetzgebung (Artikel 2).

			Staatliche religiöse Infrastruktur: Das Ministerium für religiöse Stiftungen (Awqaf) ist vor allem für die Kontrolle der Moscheen und religiösen Stiftungen zuständig. Die Azhar ist gemäß der Verfassung als unabhängige religiöse Institution für die Förderung der Erziehung, Propagierung und Verbreitung des Islam zuständig. Sie wird durch den Staat finanziert. Der Ältestenrat der Azhar ernennt auch den Großmufti, der dem staatlichen Institut für Rechtsgutachten (Dar al-ifta’) vorsteht. Die Anzahl der Moscheen ist nicht genau bekannt; wahrscheinlich gibt es um 100.000 Moscheen. Seit 2013 werden sie nahezu alle durch den Staat bzw. die Azhar kontrolliert.

			Religiöse Hochschule/Bildungseinrichtungen: (⟶) Al-Azhar-Universität.

			Vereinigungen mit religiöser Prägung: (⟶) Al-Da‘wa al-salafiya; (⟶) Al-Jama‘a al-islamiya; Hoher Rat der Sufi-Orden; (⟶) Muslimbruderschaft; die unpolitische Salafistenvereinigung Ansar al-sunna.

			Parteien mit religiöser Prägung: Die (⟶) FJP (Freedom and Justice Party/Hizb al-hurriya wal-adala/Partei Freiheit und Gerechtigkeit/); die FJP wurde 2011 von der Muslimbruderschaft gegründet und war bis zu ihrem Verbot 2014 die mit Abstand größte islamistische Partei Ägyptens. Die (⟶) Nur-Partei (Hizb al-nur/Partei des Lichts/); sie ist eine Gründung der Salafisten; die Nur-Partei ist die größte salafistische Partei. Sie ist zudem die einzige islamistische Partei, die nach den Wahlen 2015 im ägyptischen Parlament vertreten ist. Die Partei für Aufbau und Entwicklung (Hizb al-bina´ wal-tanmiya); sie ist eine Gründung der (⟶) Jama‘a al-islamiya und gehört zum salafistischen Parteienspektrum.

			Kleinere Parteien mit religiöser Prägung: Die (⟶) Wasat-Partei (Hizb al-wasat al-jadid/Neue Partei der Mitte); die Wasat-Partei, gegründet von einem ehemaligen Mitglied der Muslimbruderschaft, ist eine kleinere liberal-islamistische Partei. Die Partei Starkes Ägypten (Hizb Misr al-qawia); die islamisch-bürgerliche, liberale Partei wurde von (⟶) Abd al-Mun‘im Abu al-Futuh gegründet. Die Partei der Authentizität (Hizb al-asala), eine kleinere salafistische Partei, die von ehemaligen Mitgliedern der Partei der Tugend gegründet wurde. Die Partei ist nicht im Parlament vertreten. Die Partei für Reform und Erneuerung (Hizb al-islah wal-nahda), eine islamistisch-liberale Kleinstpartei, die nicht im Parlament vertreten ist. Die Partei der Tugend (Hizb al-fadila), eine salafistische Kleinstpartei, die nicht im Parlament vertreten ist. Die Partei der Flagge (Hizb al-raya), eine salafistische Kleinstpartei, die von dem Prediger (⟶) Muhammad Hazim Salah Abu Isma`il gegründet wurde. Die Partei ist nicht im Parlament vertreten. Die Heimatpartei (Hizb al-watan), eine Abspaltung der salafistischen (⟶) Nur-Partei, gegründet von deren ehemaligem Vorsitzenden Imad Abd al-Ghafur. Die Partei ist nicht im Parlament vertreten. Die Ägyptische Befreiungspartei (Hizb al-tahrir al-masri), eine Parteigründung aus der Sufi-Bewegung, die nicht im Parlament vertreten ist. Die Partei Stimme der Freiheit (Hizb sawt al-hurriya), eine weitere Parteigründung aus der Sufi-Bewegung, die ebenfalls nicht im Parlament vertreten ist.

			II. Legale islamisch und islamistisch orientierte Institutionen und Organisationen

			Al-Azhar

			Gründung: 972 (Azhar-Moschee), 988 (Azhar-Universität) in Kairo.

			Hauptsitz: Kairo; die Azhar verfügt über Außenstellen innerhalb und außerhalb Ägyptens.

			Mitgliederzahl: > 400.000 Studenten und > 10.000 Lehrkräfte.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: An der Spitze der Azhar-Moschee steht der Großscheich. Die Universität wird durch einen Rektor geführt, der allerdings weniger politisches Gewicht als der Großscheich hat und diesem faktisch untergeordnet ist. Großscheich ist seit 2010 Mohammad Ahmad al-Tayib. Al-Tayib ist von Präsident Mubarak ernannt worden und galt als regimenah. Er gehörte dem einflussreichen Politischen Komitee der ehemaligen Regierungspartei NDP an. Vor seiner Ernennung zum Großscheich war Ahmad al-Tayib Großmufti und davor Rektor der Azhar-Universität. Nach dem politischen Umbruch in Ägypten 2011 kam es zu Veränderungen an der Azhar. Im Zuge einer Gesetzesänderung 2012 wurden die Führungsstrukturen der Azhar reformiert. Zentrale Führungspositionen, darunter auch die des Großscheichs, sollen nun nicht mehr durch den Staat, sondern durch den Ältestenrat der Ulama ernannt werden. Für eine Übergangszeit erhielt Großscheich Ahmad al-Tayib die Befugnis, die Mitglieder des Ältestenrats zu ernennen. Später sollen vakante Positionen durch die Mitglieder des Rats selbst bestimmt werden. Al-Tayib erhielt durch die Gesetzesänderung faktisch die absolute Kontrolle über die Azhar-Führung, was von der Azhar selbst, vor allem aber von Muslimbrüdern und Salafisten auf das Schärfste kritisiert wurde. Nach dem Militärputsch 2013 wurde die Autonomie der Azhar in der Verfassung von 2014 festgeschrieben. Der Großscheich, der zukünftig vom Ältestenrat ernannt wird, kann hierdurch nicht entlassen werden.

			Programmpunkte: Gemäß der Azhar-Deklaration vom Juni 2011 befürwortet die Azhar die Errichtung eines zivilen Staates mit einer vom Volk bestimmten Verfassung und Gewaltenteilung; die „generellen Prinzipien der Scharia“ sollen Hauptquelle der Gesetzgebung sein; die Azhar besteht auf politischer Unabhängigkeit und erhebt den Anspruch, die wichtigste Autorität in allen religiösen Fragen zu sein.

			Aktivitäten seit 2011: Zu Beginn der Massenproteste gegen das Mubarak-Regime zunächst zögerliche Haltung der Azhar; Ahmad al-Tayib riet von Demonstrationen ab, stellte sich aber auch nicht direkt auf die Seite des Regimes. Im Januar 2012 wurde die gesetzliche Grundlage der Azhar durch den Hohen Militärrat neu geregelt; im März 2012 zog sich die Azhar unter Protest wegen der Dominanz der Islamisten aus der Kommission zur Ausarbeitung der neuen Verfassung zurück. Im Juli 2013 unterstütze der Großscheich die Absetzung Präsident Mursis und stellte sich somit hinter den Militärputsch. Die teils massiven Proteste an der Azhar-Universität gegen Großscheich Ahmad al-Tayib und das Militär Ende 2013 und 2014 machten die politische Spaltung innerhalb der Azhar deutlich, die offenbar auch im Lehrkörper vorherrscht.

			Die Azhar lehnt Gewalt als politisches Mittel eindeutig ab und tritt für graduellen Wandel ein; sie versuchte deshalb nach 2011 zwischen politischen Parteien und den verschiedenen islamischen Strömungen zu vermitteln. Durch die klare Parteinahme der Azhar-Führung nach dem Militärputsch 2013 und die implizite Rechtfertigung staatlicher Gewalt hat sie als Mittlerinstitution allerdings stark an Gewicht verloren. Im Sinne der Staatsführung soll sie zukünftig ein stärkeres Gewicht bei der Auslegung religiöser Grundsätze erhalten.

			Kooperationspartner: Staat/Militär; die Azhar will sich zwar als neutrale religiöse Autorität etablieren, was aufgrund der politischen Positionierung ihrer Führung aber bislang nicht gelungen ist.

			Webauftritt: http://www.azhar.edu.eg/

			Publikationen: Al-Azhar Declaration on the Future of Egypt, Kairo, Juni 2011, http://www.sis.gov.eg/En/Story.aspx?sid=56424; Azhar Declaration of Fundamental Freedoms, Kairo, 8. Januar 2012, http://www.oasiscenter.eu/en/node/7744

			Nur-Partei

			Hizb al-nur (Partei des Lichts)

			Gründung der Partei, Status, Repräsentanz im Parlament: Die Gründung erfolgte im März 2011, die Legalisierung im Juni 2011; die Partei nimmt seit 2011 an Wahlen teil; bei den Legislativwahlen 2011 gewann sie 109 Sitze (21,8 Prozent der Sitze). Bei den Legislativwahlen 2015 (17. Oktober bis 2. Dezember) gewann sie nur noch elf Sitze (2 Prozent der Sitze). Obgleich organisatorisch voneinander getrennt, fungiert die Nur-Partei als politischer Arm der (⟶) Da`wa al-salafiya.

			Hauptsitz: Alexandria

			Mitgliederzahl: > 10 000.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Vorsitzender ist Imad Abd al-Ghafur (bis dahin weitgehend unbekannt; er ist eines der Gründungsmitglieder der Da`wa al-salafiya; lebte seit Anfang 2000 in der Türkei und kehrte kurz vor dem politischen Umbruch nach Ägypten zurück); Parteisprecher wurden Nadir Bakar und Yusri Hamad. Abd al-Ghafur trat Ende 2012 nach internen Streitigkeiten zusammen mit anderen Mitgliedern, darunter Yusri Hamad, aus der Nur-Partei aus und gründete die Heimatpartei (Hizb al-watan). Sein Nachfolger wurde Yunis Makhiun, ein führendes Mitglied der (⟶) Da`wa al-salafiya. Wichtigster Scheich (und offenbar Mitbegründer, aber nicht Mitglied der Partei) ist Yasir Burhami, der seit Juni 2011 stellvertretender Generalsekretär der Da`wa al-salafiya ist.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Die Scharia soll Hauptquelle der Gesetzgebung sein; die Grundrechte werden im Rahmen des islamischen Rechts gewährt; Religionsfreiheit für Kopten wird im Rahmen des islamischen Rechts zugestanden; die Trennung zwischen Legislative, Exekutive und Judikative soll umgesetzt werden. Seit dem Militärputsch 2013 wird die „Nationale Einheit“ aller Ägypter gegen den Terrorismus proklamiert.

					Wirtschaftspolitik: Die Partei tritt für ein marktwirtschaftliches System und ein islamisches Bankensystem ein.

					Sozialpolitik: Der Schwerpunkt liegt auf der Reform des Gesundheitssektors.

					Außenpolitik: Keine nennenswerte außenpolitische Agenda.

			

			Aktivitäten seit 2011: Die Nur-Partei konzentrierte sich auf die Parlamentswahlen Ende 2011, wobei sie zunächst eine Kooperation mit der FJP anstrebte, sich dann jedoch stärker von der FJP abgrenzte und eine Islamische Allianz gründete. Die Nur-Partei trat wie die FJP zunächst nicht als Kritikerin der Militärführung in Erscheinung; sie kooperierte mit der FJP bei der Bildung der Verfassunggebenden Versammlung; im April 2012 sprach sie sich jedoch für den gemäßigten Islamisten Abd al-Mun‘im Abu al-Futuh als Präsidentschaftskandidaten aus. Wie ihre Mutterorganisation Da`wa al-salafiya stellte sie sich 2013 hinter den Militärputsch und unterstützte 2014 die Präsidentschaftskandidatur Abdel Fatah al-Sisis. Bei den Parlamentswahlen 2015 musste sie eine herbe Niederlage hinnehmen. Sie ist allerdings die einzig verbliebene islamistische Partei im ägyptischen Parlament.

			Die Nur-Partei lehnt Gewalt als politisches Mittel ab und tritt für graduelle (islamische) Reformen ein. Sie gibt sich in öffentlichen Stellungnahmen möglichst unverbindlich – Stellungnahmen bekannterer Mitglieder zeugen indes von Intoleranz gegenüber Nichtmuslimen und gegenüber einer nicht salafistischen Auslegung des Islam.

			Kooperationspartner: Die Nur-Partei führte bei den Legislativwahlen 2011 die Islamische Allianz an, zu der unter anderem die Hizb al-asala (Partei der Authentizität) und die Hizb al-bina’ wal-tanmiya (Partei für Aufbau- und Entwicklung) gehörten. Nach ihrer Parteinahme für den Militärputsch 2013 hat sie sich im islamistischen Lager weitgehend isoliert.

			Politische Gegner: Säkular orientierte Parteien; Anti-Coup-Allianz.

			Webauftritt: Facebook-Seite https://www.facebook.com/AlnourPartyOfficialPage

			Publikationen: Al-Nur (Wochenzeitung).

			Wasat-Partei

			Hizb al-wasat al-jadid (Neue Partei der Mitte)

			Gründung der Partei, Status, Repräsentanz im Parlament: Gegründet wurde die Partei 1996, die Legalisierung erfolgte im Februar 2011. Die Wasat-Partei nahm an den Legislativwahlen 2011 teil. Sie gewann neun Sitze (1,8 Prozent der Sitze). Die Partei boykottierte die Legislativwahlen 2015.

			Hauptsitz: Kairo

			Mitgliederzahl: > 5.000.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Der Parteivorsitzende und der dreißigköpfige Parteivorstand werden von einer Generalversammlung gewählt. Parteivorsitzender ist Abu al-Ala Madi, ehemals Mitglied der Muslimbruderschaft, der die Partei 1996 gründete. Ebenfalls an der Gründung beteiligt war der Anwalt und ehemalige Muslimbruder Issam Sultan, heute prominentes Mitglied des Parteivorstandes und einer der Wortführer im ägyptischen Parlament. Nach der Inhaftierung der wichtigsten Führungspersonen nach dem Militärputsch 2013 wurde die Partei kommissarisch von Muhamad Abdel Latif geleitet. Abu al-Ala Madi wurde im Augst 2015 aus der Haft entlassen und im April 2016 als Parteivorsitzender wiedergewählt.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Die Wasat-Partei bekennt sich zur Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz, zur Parteiendemokratie und zur Reduzierung der Befugnisse des Staatspräsidenten; Religionsfreiheit und Geschlechtergleichheit wird betont (Nichtmuslime und Frauen sollen ohne Einschränkungen auch für das Amt des Staatspräsidenten kandidieren können).

					Wirtschaftspolitik: Die Partei verfolgt eine wirtschaftsliberale Ausrichtung.

					Außenpolitik: Die internationalen Verträge werden anerkannt, der Ausbau der Beziehungen zu den Nilanrainern wird angestrebt und das Engagement zur Lösung des Nahostkonflikts soll intensiviert werden.

			

			Die Wasat-Partei lehnt Gewalt als politisches Mittel ab; sie tritt umfassend für Toleranz und Pluralismus ein. Sie hat weitaus mehr programmatische Nähe zu säkular eingestellten Ägyptern bzw. Organisationen als zu Islamisten.

			Aktivitäten seit 2011: Die Wasat-Partei bekam als erste islamistische Partei 2011 ihre Zulassung; sie war zuerst Mitglied in der Wahlallianz unter Führung der FJP, trat dann aber außerhalb einer Wahlallianz bei den Parlamentswahlen an und erlangte neun Sitze; sie äußert sich kritisch gegenüber der Militärführung und versucht, sich im Parlament (vor allem durch Issam Sultan) auch als Opposition zur FJP zu präsentieren. Sie unterstützte die Präsidentschaftskandidatur von Abd al-Mun`im al-Futuh bei den Wahlen vom Mai 2012. 2013 wurde sie Mitglied der Anti-Coup-Allianz und unterstützte die Forderung nach Widereinsetzung Präsident Mursis. Im August 2014 zog sie sich zwar aus der Anti-Coup-Allianz zurück, lehnt aber weiterhin die neue politische Führung ab und sprach sich auch für einen Boykott der Parlamentswahlen 2015 aus.

			Kooperationspartner: Die Wasat-Partei versucht, sich als eigenständige politische Kraft zu präsentieren, daher ist eine Kooperation mit anderen Parteien abhängig von der Thematik. Seit dem Militärputsch 2013 hat sie sich mit der Muslimbruderschaft solidarisiert, versucht sich aber zunehmend als Vermittlerin zu positionieren.

			Politische Gegner: Salafistische Parteien.

			Webauftritt: http://www.alwasatparty.com/

			III. Nicht-legalisierte / verbotene islamistisch orientierte Organisationen

			Al-Dawa al-salafiya

			(Salafistische Verkündung)

			Gründung der Vereinigung, Status: Die Vorläuferorganisation wurde bereits zwischen 1972 und 1977 gegründet; eine Umbenennung erfolgte in den 1980er Jahren. Der rechtliche Status der Organisation ist unklar; der Da`wa al-salafiya können allerdings einige offiziell registrierte Prediger- und Moscheevereinigungen zugeordnet werden.

			Hauptsitz: Alexandria

			Mitgliederzahl (Anhängerschaft): > 100.000.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Die sechs Gründerväter bilden das Kuratorium der Organisation. Seit Juni 2011 ist Scheich Muhammad Abd al-Fattah („Abu Idris“) Vorsitzender und Muhammad Isma`il al-Muqaddam sowie Yasir Burhami seine Stellvertreter. Letzterer ist in der informellen Hierarchie der Da‘wa wohl die einflussreichste Führungsperson. Die Mitglieder des Kuratoriums sind die spirituellen Führer. Sie haben aber zudem das Recht, die 220 Mitglieder umfassende Generalversammlung (Majlis al-shura) einzuberufen, die wiederum das 16-köpfige Exekutivkomitee bestimmt.

			Programmpunkte: Es gibt kein „offizielles Programm“; die Vereinigung tritt für eine fundamentalistische Islaminterpretation ein. Sie erkennt im Gegensatz zur eher unpolitischen Vereinigung Ansar al-Sunna, der zweiten, großen salafistischen Organisation in Ägypten, die Notwendigkeit politischer Partizipation an. Ziel der Da‘wa al-salafiya ist die Errichtung eines islamischen Staates. Um dieses Ziel zu erreichen, ist politische Teilhabe auch in einem säkularen System möglich.

			Aktivitäten seit 2011: Sie gab im März 2011 ihre Teilnahme am politischen Prozess bekannt, legte sich aber nicht direkt auf die Unterstützung einer Partei fest. Scheichs der Da‘wa al-salafiya mobilisierten für die Zustimmung zum Verfassungsreferendum; sie sprachen sich gegen Demonstrationen gegen die Militärführung aus. Aus Kreisen der Da`wa wurden im Frühjahr 2011 die Nur-Partei und ein Konsultativrat der Religionsgelehrten (Majlis shura al-ulama’ bi-misr), ein Zusammenschluss zehn sehr bekannter salafistischer Scheichs, gegründet. Im April 2012 gab die Da`wa ihre Unterstützung des gemäßigten Islamisten (⟶) Abd al-Mun‘im Abu al-Futuh als Präsidentschaftskandidaten für die Wahl vom Mai 2012 bekannt. Bei der Verfassungsgebung 2012 arbeitete sie mit der Muslimbruderschaft zusammen. 2013 unterstützte sie den Militärputsch und 2014 die Präsidentschaftskandidatur Abdel Fatah al-Sisis.

			Die Da`wa al-salafiya lehnt Gewalt gegen Muslime ab, daher war sie zunächst auch gegen Proteste gegen das Mubarak-Regime. Allerdings rechtfertigte sie staatliche Gewalt gegen Sympathisanten der Muslimbruderschaft nach dem Sturz Mursis. Ihre Haltung gegenüber Sufis ist ablehnend, sie ruft aber nicht zur Gewalt gegen Sufis auf; inwieweit Übergriffe gegen Sufis und Christen von Scheichs der Da`wa al-salafiya verurteilt wurden, ist unklar. Scheichs der Da`wa agitieren äußerst aggressiv gegen Schiiten und warnen vor ihrer angeblichen Verbreitung in Ägypten.

			Kooperationspartner: Nur-Partei, staatliche Institutionen.

			Politische Gegner: Säkulare und liberale Parteien, die Sufi-Bewegung.

			Webauftritt: Die Vereinigung nutzt vor allem die Webseite http://www.salafvoice.com/

			Al-Jama`a al-islamiya / Hizb al-bina´ wal-tanmiya

			(Islamische Gruppe) / (Partei für Aufbau und Entwicklung)

			Gründung der Vereinigung Al-Jama`a al-islamiya, Status: Die Jama`a al-islamiya wurde in den 1970er Jahren gegründet; ihr rechtlicher Status ist nach wie vor unklar; sie ist nicht offiziell verboten, aber auch nicht offiziell als Vereinigung registriert.

			Gründung der Partei Hizb al-bina´ wal-tanmiya, Status, Repräsentanz im Parlament: Im Juni 2011 gründete die Jama‘a al-islamiya die Partei für Aufbau und Entwicklung, die im Oktober 2011 legalisiert wurde. Die Partei nahm an den Legislativwahlen 2011 teil und gewann 13 Sitze (2,6 Prozent der Sitze). Die Legislativwahlen 2015 wurden durch die Partei boykottiert. Die Partei ist nach wie vor zugelassen, aber faktisch inaktiv.

			Hauptsitz der Vereinigung und der Partei: Kairo

			Mitgliederzahl/Anhängerschaft: > 10 000.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Geführt wird die Vereinigung durch einen „Emir“, der dem Konsultativrat (Majlis al-shura) vorsteht. Dieser wird durch eine Generalversammlung gewählt, die sich aus Vertretern lokaler Gruppen zusammensetzt. In der ersten internen freien Wahl der Jama‘a al-islamiya im Juni 2011 wurde Issam Darbala zum Emir gewählt. Darbala gehört zu den Gründungsmitgliedern der Jama‘a al-islamiya; er war wegen seiner Verwicklung in die Ermordung Präsident Anwar al-Sadats 1981 zu einer lebenslangen Haftstrafe verurteilt worden. Darbala war an der Ausarbeitung der Gewaltverzichtserklärungen der Gruppe zur Jahrtausendwende beteiligt. Zu seinem Stellvertreter wurde Usama Hafiz gewählt, der ehemalige Führer der Jama‘a al-islamiya für Oberägypten. Nach seiner erneuten Inhaftierung nach dem Militärputsch 2013 verstarb Darbala im August 2015 im Gefängnis. Als spiritueller Führer der Gruppe wird zudem der blinde Scheich Umar Abd al-Rahman gesehen, der 1993 in den USA inhaftiert und von einem US-amerikanischen Gericht zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilt wurde.

			Zur Führungsspitze der Jama‘a al-islamiya können ebenfalls die Führungspersonen der Partei für Aufbau und Entwicklung gezählt werden, allen voran der Parteigründer und Vorsitzende Tariq al-Zumr. Zumr war ehemals einer der Führer der bewaffneten Gruppe Islamischer Jihad und saß seit 1981 für seine Beteiligung an der Ermordung Anwar al-Sadats im Gefängnis. Ebenso wie weitere Führer der Jama‘a al-islamiya wurde er im März 2011 entlassen. Nach dem Militärputsch 2013 floh er nach Doha (Katar). Die gegenwärtige Führungsstruktur der Partei ist unklar.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Gemäß dem Programm der von der Jama‘a al-islamiya gegründeten Partei für Aufbau und Entwicklung ist ein Ziel die Bewahrung der „islamischen und arabischen“ Identität Ägyptens; angestrebt wird ferner die umfassende Anwendung der Scharia, auch des Strafrechts (Einführung der Hadd-Strafen); Glaubensfreiheit für Christen wird im Rahmen des islamischen Rechts gewährt, ein Kopte darf jedoch nicht Staatspräsident werden; unter den Gründungsmitgliedern der Partei sollen angeblich auch Christen sein.

					Wirtschaftspolitik: Die Partei bekennt sich grundsätzlich zur Marktwirtschaft; angestrebt ist der Aufbau eines islamischen Bankenwesens.

					Außenpolitik: Zentraler Aspekt ist die Befreiung der Aqsa-Moschee in Jerusalem und die Solidarität mit den Palästinensern.

			

			Die Jama‘a al-islamiya und ihr parteipolitischer Arm bekennen sich zum Gewaltverzicht, zur Rechtsstaatlichkeit (allerdings ist islamisches Recht der Referenzrahmen) und setzen sich für graduellen Wandel ein.

			Aktivitäten seit 2011: Zahlreiche Führer der Jama‘a al-islamiya wurden Anfang 2011 aus dem Gefängnis entlassen; im Juni 2011 erfolgte die Gründung der Partei für Aufbau und Entwicklung. Der Partei wurde zunächst die Zulassung verwehrt, weil das Parteiprogramm zu stark religiös geprägt war. Nach erfolgreicher Klage beim obersten Verwaltungsgericht erfolgte die Zulassung im Oktober 2011. Damit konnte die Partei an den Parlamentswahlen zum Jahresende 2011 teilnehmen. Als Mitglied der Islamischen Allianz gewann sie 13 Sitze. Sie unterstützte die Präsidentschaftskandidatur von Abd al-Mun‘im Abu al-Futuh bei den Wahlen vom Mai 2012. Im Sommer 2013 wurde sie Mitglied der Anti-Coup-Allianz und forderte zunächst die Wiedereinsetzung Präsident Mursis. In den Folgemonaten kam es zu Konflikten in der Gruppe über den richtigen Kurs. Einige Führer scheuten den Konflikt mit dem neuen Regime und forderten eine größere Distanz zur Muslimbruderschaft, darunter auch al-Zumr. Darbala sprach sich indes für die Solidarität mit der Bruderschaft aus. Nach Darbalas Tod ist der politische Kurs der Gruppe weitgehend unklar.

			Kooperationspartner: Die Partei für Aufbau und Entwicklung kooperierte bis 2013 mit der Nur-Partei und anderen salafistischen Parteien im Rahmen der Islamischen Allianz. Nach dem Militärputsch Mitglied der Anti-Coup-Allianz.

			Politischer Gegner: Liberale und säkulare Parteien.

			Webauftritt: http://egyig.com/ und http://benaaparty.com/ (Webseite der Partei für Aufbau und Entwicklung).

			Muslimbruderschaft

			Al-Ikwan al-muslimun

			Gründung der Vereinigung, Status: 1928 Gründung der Organisation, 1954 Verbot, seitdem unklarer rechtlicher Status; nach 2011 kam die Forderung auf, die Bruderschaft solle sich als Nichtregierungsorganisation registrieren lassen und ihre Finanzen offenlegen. Nach dem Militärputsch 2013 wurde die Bruderschaft gerichtlich verboten und als Terrororganisation eingestuft. In den Folgemonaten wurden zahlreiche bekannte Funktionäre zum Tode verurteilt, darunter auch der Murshid Muhammad Badie.

			Hauptsitz: Bis zu ihrem Verbot 2013 lag der Hauptsitz der Bruderschaft in Kairo, sie verfügte jedoch über Büros in allen Landesteilen.

			Mitgliederzahl: Schätzungen liegen zwischen 400.000 und 5.000.000.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: An der Spitze der Bruderschaft steht der spirituelle Führer (Murshid). Dieser steht dem obersten Führungsgremium, dem Führungsbüro (Maktab al-irshad), vor, das aus 15 Mitgliedern besteht und vom Beratergremium, dem Schura-Rat (Majlis al-shura), bestehend aus über 100 Mitgliedern, gewählt wird. Die Bruderschaft verfügt über weitere Führungsstrukturen auf regionaler und lokaler Ebene. Die kleinste Organisationsform ist die „Familie“ (Usra), bestehend aus bis zu fünf Mitgliedern und angeführt von einem „Kapitän“ (Naqib). Seit 2013 sind die Führungsstrukturen erkennbar gestört.

			Wichtigste Führungspersönlichkeiten sind: Muhammad Badie (Murshid, inhaftiert), Khairat al-Shatir (stellvertretender Murshid und offensichtlich Finanzmanager der Bewegung, inhaftiert), Muhammad Mursi (ehemaliger Staatspräsident, inhaftiert), Saad al-Katatni (ehemaliger Parlamentspräsident/Vorsitzender der Freedom and Justice Party/FJP, inhaftiert), Issam al-Arian (stellvertretender Vorsitzender der FJP, inhaftiert), Mahmud Ghuzlan (Sprecher der Bruderschaft und Mitglied des Führungsbüros, inhaftiert), Mahmud Ezzat (geschäftsführender Murshid seit 2014), Amr Darrag (Mitbegründer der FJP, Generalsekretär der Verfassungsgebenden Versammlung 2012).

			Programmpunkte: Vgl. hierzu (⟶) FJP.

			Aktivitäten seit 2011: Die Muslimbruderschaft nahm zu Beginn der Massenproteste gegen das Mubarak-Regime eine zögerliche Haltung ein; die eigene Anhängerschaft wurde zunächst nicht mobilisiert. Die Führung setzte offenbar auf Verhandlungen mit dem Regime. Die Jugendbewegung der Muslimbruderschaft nahm allerdings an den Protesten teil. Nach dem Rücktritt Mubaraks setzte die Muslimbruderschaft auf Verhandlungen mit der Militärführung und unterstützte zunächst deren Transformationsplan.

			Ende Februar 2011 kam es zur Gründung der Partei FJP; das politische Engagement lief seitdem vor allem über die FJP. Im März 2012 wurde Khairat al-Shatir zum Präsidentschaftskandidaten der Muslimbruderschaft/FJP ernannt, Muhammad Mursi zum Ersatzkandidaten; nach der Ablehnung von Khairat al-Shatir durch die Wahlkommission wurde Mursi Präsidentschaftskandidat. Er ging aus den Präsidentschaftswahlen vom Mai 2012 und der Stichwahl im Juni 2012 als Sieger hervor (⟶ FJP, Aktivitäten seit 2011).

			Unmittelbar nach dem Sturz Präsident Mursis am 3. Juli 2013 wurden namenhafte Führer der Muslimbruderschaft in Ägypten verhaftet. Die Bruderschaft rief ihre Mitglieder zum friedlichen Widerstand auf, zentrale Plätze in Kairo und Giza wurden besetzt. Nach der gewaltsamen Räumung dieser Plätze („Rabi‘a-Massaker“) am 14. August 2013 wurden die verbliebenen Kader der Organisation verhaftet. Bis 2016 wurden wahrscheinlich Zehntausende Mitglieder inhaftiert. In Massenprozessen wurden Hunderte, darunter auch die meisten Führer, zum Tode verurteilt (Urteile gegen bekannte Muslimbrüder wurden indes noch nicht vollstreckt). Nur wenige konnten sich einer Inhaftierung durch Flucht entziehen. Die meisten Mitglieder gingen in den Untergrund, der Protest wurde zunehmend dezentral organisiert. Im Dezember 2013 wurde die Bruderschaft von der Regierung offiziell zur terroristischen Organisation erklärt. Die Organisation unterhält insbesondere in Doha (Katar), Istanbul (Türkei) und London (Großbritannien) Exilstrukturen.

			Kooperationspartner: FJP, deren „Mutterorganisation“ die Muslimbruderschaft ist.

			Webauftritt: http://www.ikhwanweb.com/ (englisch); http://ikhwanonline.info/ (arabisch).

			Publikationen: (⟶) FJP.

			FJP

			Freedom and Justice Party / Hizb al-hurriya wal-adala (Partei Freiheit und Gerechtigkeit)

			Gründung der Partei, Status, Repräsentanz im Parlament: Gründung im Februar 2011; Legalisierung im Juni 2011; Teilnahme an Legislativwahlen 2011/12; die FJP gewann 43,4 Prozent der Parlamentsmandate. Im August 2014 wurde die Partei durch ein Gerichtsurteil verboten.

			Hauptsitz: Kairo; bis zu ihrer Auflösung verfügte die FJP wie die Muslimbruderschaft über Büros in allen Landesteilen.

			Mitgliederzahl: > 10.000.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Die Partei wird durch einen Obersten Rat und ein Exekutivbüro geführt. Beide Organe werden durch die Generalversammlung gewählt, die sich wiederum aus Repräsentanten aller Gouvernorate zusammensetzt. Die Mitglieder der ersten Generalversammlung wurden indes durch die Führung der Muslimbruderschaft ernannt, ebenso die Mitglieder des Obersten Rats. Das sechsköpfige Exekutivbüro wurde im Oktober 2011 gewählt (unter den gewählten Mitgliedern war mit Kamalia Hilmi auch eine Frau). Parteivorsitzender war bis 2012 Muhammad Mursi, nach dessen Wahl zum Staatspräsidenten übernahm Saad al-Katatni den Parteivorsitz.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Im Mittelpunkt des 2011 vorgestellten Parteiprogramms stand der Aufbau einer „verfassungsbasierten, modernen islamischen Demokratie“, eine Militärherrschaft oder Theokratie wurde abgelehnt; die Scharia sollte der Referenzrahmen sein; Rechtsstaatlichkeit wurde angestrebt (eine unabhängige Judikative sollte den Gesetzgebungsprozess kontrollieren); langfristig sollte ein parlamentarisches System umgesetzt werden.

					Wirtschaftspolitik: Es wurde ein marktwirtschaftliches System, die Stärkung des Wettbewerbs und der Abbau von Korruption angekündigt.

					Außenpolitik: Die Unterstützung der Palästinenser in ihrem Bestreben nach eigenem Staat wurde als zentrales Anliegen genannt.

			

			Aktivitäten seit 2011: Intensive Vorbereitung der Partei zur Teilnahme an den Parlamentswahlen; nach dem Wahlsieg im Frühjahr 2012 erstmals Forderungen nach sofortiger Übergabe der Regierungsverantwortung; im März 2012 gemeinsam mit der „Mutterorganisation“ (Muslimbruderschaft) Ernennung eines eigenen Präsidentschaftskandidaten (zunächst Kairat al-Shatir, dann Muhammad Mursi). Mursi gewann 24,78 Prozent der abgegebenen Stimmen (5,7 Millionen Stimmen) bei den Präsidentschaftswahlen im Mai 2012 vor dem unabhängigen Kandidaten Ahmad Shafiq, Ex-Premierminister unter Mubarak und ehemaliger Luftwaffengeneral, der 23,66 Prozent (5,5 Millionen Stimmen) auf sich vereinte. Mursi und Shafiq lieferten sich damit eine Stichwahl am 16./17.6.2012, aus der Mursi nach offiziellen Angaben mit rund 880.000 Stimmen Vorsprung als Sieger hervorging. Durch ihren Wahlsieg bei den Parlamentswahlen 2011/12 dominierte die FJP zusammen mit der Nur-Partei die vom Parlament 2012 eingesetzte Verfassunggebende Versammlung und konnte gegen den Widerstand nicht islamistischer Parteien und Gruppen 2012 eine neue Verfassung ausarbeiten. Kurz vor der Absetzung Präsident Mursis durch das Militär war die FJP maßgeblich an der Gründung der Nationalen Allianz zur Unterstützung der Legitimität („Anti-Coup Allianz“) am 27. Juni 2013 beteiligt. Nach der Einstufung der Muslimbruderschaft als terroristische Vereinigung im Dezember 2013 blieb der Status der Partei unklar. Im August 2014 wurde sie durch ein Gerichtsurteil aufgelöst und ihr Parteivermögen beschlagnahmt.

			Die FJP lehnte bis zu ihrem Verbot Gewalt als politisches Mittel ab und trat für graduellen Wandel ein; sie versuchte, zwischen politischen Parteien und Strömungen zu moderieren – nahm aber bei konkreten politischen Entscheidungen wenig Rücksicht (wie z. B. beim Verfassungsgebungsprozess). Die FJP nahm eine moderate Haltung in Bezug auf die Auslegung des Islam ein (diesbezüglich gab es erkennbare Unterschiede innerhalb der Bruderschaft); sie sah Kopten als gleichberechtigte Staatsbürger an, lehnte allerdings einen koptischen Staatspräsidenten ab (forderte aber offenbar keine entsprechende Formulierung in der Verfassung).

			Kooperationspartner: Muslimbruderschaft. Die FJP führte in den Parlamentswahlen das Wahlbündnis Demokratische Allianz an, dem kleinere, zum Teil auch sozialistische Parteien und unabhängige Kandidaten angehörten: nach dem Militärputsch, im Rahmen der Anti-Coup-Allianz, die meisten islamistischen Parteien und Gruppierungen.

			Politische Gegner: Säkulare und liberale Parteien, insbesondere nach dem Militärputsch Präsident Sisi und die Nur-Partei.

			Webauftritt: http://www.fjponline.com/ (mittlerweile inaktiv).

			Publikationen: Die Zeitschrift Al-Hurriya wal-Adala (Freiheit und Gerechtigkeit) wurde im September 2013 durch die Behörden geschlossen.

			IV. Islamistische terroristische Gruppen

			Wilayat Sinai (vormals: Ansar bayt al-maqdis)

			(Provinz Sinai/vormals: Unterstützer des Hauses Jerusalem)

			Gründung der Vereinigung, Status: Genauer Gründungszeitpunkt unklar, vermutlich im Laufe des Jahres 2011. Zum ersten Anschlag bekannte sich die Gruppe im Juli 2012. Die Gruppe operierte zunächst vornehmlich im Norden der Halbinsel Sinai. Seit Mitte 2013 ist sie auch in anderen Landesteilen aktiv. Im November 2014 leistete die Gruppe einen Treueeid auf den sogenannten Islamischen Staat (IS) und dessen Anführer Abu Bakr al-Baghdadi. Seitdem nennt sie sich Wilayat Sinai (Provinz Sinai). Ob finanzielle Verbindungen zwischen den beiden Gruppen bestehen, ist nicht bekannt. Ihr großes Waffenarsenal soll die Gruppe aus dem Gaza-Streifen und Libyen beziehen. Nachdem das US-amerikanische Außenministerium die Gruppe bereits im April 2014 als Terrororganisation einstufte, folgte ein ägyptisches Gericht dieser Einschätzung im November 2014.

			Mitgliederzahl: Die genaue Mitgliederzahl ist unbekannt. Spekulationen schwanken zwischen mehreren Hundert und über 1.000 Personen. Sollten offizielle Angaben stimmen, nach denen mehrere Hundert Personen bei der Operation Martyr’s Right der ägyptische Armee im Jahr 2015 getötet wurden, könnte sich die Zahl erheblich reduziert haben.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten (2016): Zur Führungs- und Organisationsstruktur der Gruppe ist nicht viel bekannt. Regionale Zellen sollen nicht nur auf dem Sinai operieren, sondern auch in mehreren Städten im Großraum Kairos und im Nildelta. Diese Gruppen sollen durch parallele und funktional differenzierte zellenartige Strukturen verbunden sein. Damit erinnert die Struktur an die von Al-Qaida. Anführer war bis 2013 vermutlich Muhammad Hamdan Abu Fraig, der auch unter dem Namen Abu Suhaib bekannt ist. Zur jetzigen Führung der Gruppe können keine verlässlichen Angaben gemacht werden. Vermutete Führungspersönlichkeiten sind Abu Osama al-Masry, Shadi Menai und Kamal Alam.

			Programmpunkte/Ziel: Im ersten Jahr nach dem Machtwechsel 2011 konzentrierten sich die Aktivitäten der Gruppe auf israelische Staatsbürger und Gaspipelines, die beide Länder verbinden. Ab der Präsidentschaftswahl 2012 häuften sich Anschläge auf ägyptische Sicherheitskräfte und Militärs, die nach dem Putsch im Juli 2013 noch weiter verstärkt wurden. Neben Anschlägen auf Sicherheitskräfte und Sicherheitscheckpoints waren danach auch die Regierung und internationale Ziele im Visier der Gruppe.

			Aktivitäten seit 2011: Neben den Bombenanschlägen auf Gaspipelines auf dem Sinai wurde am 18. August 2011 ein Anschlag auf einen Reisebus im israelischen Eilat an der ägyptischen Grenze verübt, bei dem acht Israelis und drei ägyptische Sicherheitskräfte ums Leben kamen. Der erste Anschlag in der Hauptstadt Kairo, zu dem sich Ansar bayt al-maqdis bekannte, fand im September 2013 auf den damaligen ägyptischen Innenminister Mohamed Ibrahim statt, der allerdings misslang. Im Oktober 2013 erweiterte die Gruppe ihren Aktionsradius auf den Süd-Sinai und griff die dort ansässige Sicherheitsverwaltung an. Fünf Personen kamen ums Leben und über 50 wurden verletzt. Im Dezember 2013 verübte die Gruppe den bisher blutigsten Anschlag mit mindestens 14 Toten und über hundert Verletzten auf eine Polizeistation in der Nildelta-Stadt Al-Mansoura. Außerdem bekannte sie sich zur Ermordung des US-Amerikaners William Henderson und zur Köpfung des Kroaten Tomislav Salopek. Seit der Umbenennung in Wilayat Sinai verübte die Gruppe weitere Anschläge, darunter auf einen Bus nahe der israelischen Grenze im Februar 2014, bei dem drei Südkoreaner ums Leben kamen. Zu dem Anschlag auf das italienische Konsulat in Kairo im Juli 2015 bekannte sich eine Zelle namens Islamischer Staat Ägypten. Im selben Monat hatte Wilayat Sinai bereits mehrere Sicherheitseinrichtungen in der auf dem Sinai gelegenen Stadt Sheikh Zuweid angegriffen und nach Angaben des Militärs 17 Sicherheitskräfte getötet. Im Oktober 2015 bekannte sie sich zum Anschlag auf eine russische Passagiermaschine mit über 224 Toten, was allerdings nicht offiziell bestätigt wurde.

			Kooperationspartner: Die Gruppe soll innerhalb Ägyptens mit Tawhid wal-jihad und den Furqan-Brigaden zusammenarbeiten. International unterhält die Gruppe Verbindungen zu Gruppen im Gaza-Streifen. Über genaue Verbindungen zu Al-Qaida und seit 2014 zum IS sind nur wenige Informationen vorhanden.

			V. Persönlichkeiten, die Einfluss auf den religiösen Diskurs nehmen

			Muhammad (Ibrahim Ibrahim) Hassan

			Kurzbiographie: Hassan ist 1962 in Dimu (Daqahliya/östliches Nildelta) geboren und stammt aus einer religiösen Familie der Unterschicht. Mit vier Jahren kam er in die Koranschule, mit acht Jahren konnte er angeblich den Koran auswendig. Studium der Medienwissenschaft an der Cairo University; er arbeitete als Prediger und Islamlehrer in Saudi-Arabien, seitdem freier Prediger und Publizist. Seine Lehrmeinung wird weitgehend von der Azhar anerkannt. Hassan ist stellvertretender Vorsitzender und offenbar wichtigstes Mitglied des von Salafisten gegründeten Konsultativrats der Religionsgelehrten (Majlis shura al-ulama’ bi-misr) und wichtigster salafistischer Fernsehprediger in Ägypten mit Verbindung zur unpolitischen Salafistenvereinigung Ansar al- sunna. Ihm gehört der populäre Fernsehsender Al-Rahma TV.

			Positionen: Er tritt nicht für radikalen Wandel, sondern für die graduelle Errichtung eines islamischen Staates ein; seine Ausrichtung ist einerseits klar salafistisch in Bezug auf gesellschaftliche Vorstellungen, er sucht aber auch die Nähe zur Azhar. Seine Positionen legte er in einer Schrift mit dem Titel Haqiqat al-tawhid (Die Wahrheit des Monotheismus) nieder. Er distanziert sich von Gewalt (er kritisierte deutlich vereinzelte Gewaltakte gegen Sufis und Christen seit 2011); er fordert die Kontrolle der öffentlichen Medien unter islamischen Gesichtspunkten und tritt für eine graduelle Veränderung des politischen Systems ein. Im Vergleich zu anderen salafistischen Predigern hat er eine eher moderate Haltung gegenüber Kopten und anderen islamischen Strömungen. Er wendet sich klar gegen Säkularisierung. Außenpolitisch tritt er für die Unabhängigkeit von westlicher, insbesondere US-amerikanischer Hilfe ein.

			Aktivitäten seit 2011: Er nahm seit Ende Januar 2011 öffentlich gegen das Mubarak-Regime Stellung; er sprach sich allerdings für moderaten Wandel aus (er rief Mubarak zum Rücktritt auf, um Blutvergießen zu vermeiden); Hassan beschwört die Einigkeit der islamistischen Kräfte. Nach dem Militärputsch 2013 wurde ihm Nähe zur Muslimbruderschaft und zur Anti-Coup-Allianz nachgesagt. Er gab sich daraufhin betont unpolitisch und war bemüht, seinen Fernsehsender entsprechend auszurichten. Im Zuge der Neuordnung staatlicher Religionspolitik nach 2013 wurde ihm die Erlaubnis zum Predigen in Moscheen entzogen.

			(Politische) Affinitäten: Affinitäten bestehen zu salafistischen Parteien.

			Gegner: Säkulare Parteien.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Nicht bekannt.

			Rolle von Gewalt im Diskurs: Er lehnt in öffentlichen Stellungnahmen Gewalt als politisches Mittel ab.

			Webauftritt/bevorzugtes Medienforum: Sein eigener Sender Al-Rahma TV ist auch sein zentrales Medium; http://www.alrahma.tv/.

			Muhammad Hazim Salah Abu Isma`il

			Kurzbiographie: Abu Isma`il wurde 1961 in Kairo geboren; sein Vater, Salah Abu Isma`il, war Mitglied des ägyptischen Parlaments in der Ära Präsident Sadats und gehörte zu dessen erbitterten Widersachern. Hazim Abu Isma`il schloss 1982 sein Studium der Rechtswissenschaften an der Cairo University ab und arbeitete als Anwalt. 1995 und 2005 trat er für die Muslimbruderschaft bei den Legislativwahlen an, verlor aber offenbar in Folge von Wahlfälschung. Als Anwalt vertrat er zahlreiche Mitglieder der Bruderschaft vor Gericht. Als Prediger wurde Abu Isma`il ab 2010 einer größeren Öffentlichkeit bekannt. Im Mai 2011 gab er seine Kandidatur für das Präsidentenamt bekannt. Im April 2012 wurde seine Kandidatur mit der Begründung abgelehnt, seine Mutter sei ausländische (US-amerikanische) Staatsbürgerin gewesen. Unmittelbar nach dem Putsch 2013 wurde er verhaftet. Später wurde ihm wegen Urkundenfälschung und Beleidigung der Polizei der Prozess gemacht. Er verbüßt gegenwärtig eine mehrjährige Haftstrafe.

			Positionen: Abu Isma`il fordert die Kontrolle der öffentlichen Medien und der Kunst gemäß islamischen Gesichtspunkten und tritt für eine langsame, schrittweise Einführung eines islamischen Systems ein. Zum Schutz von Minderheiten gab er bislang eher allgemeine Äußerungen ab; seine Ablehnung eines säkularen Systems formuliert er dagegen deutlich. Er vertritt eine salafistische Ausrichtung in gesellschaftspolitischen Fragen; die Rolle der Frau wird dementsprechend im islamischen Rahmen interpretiert, allerdings wendet er sich nicht grundsätzlich gegen Frauen im Arbeitsprozess. Er tritt für eine moderne (und für salafistische Verhältnisse moderate) Auslegung und Kodifizierung der Scharia ein. Seine Positionen sind allerdings oftmals schwammig. Außenpolitik scheint für ihn nicht prioritär zu sein; er formulierte allerdings seine Ablehnung gegenüber Israel und seine Kritik am Camp-David-Abkommen. Nach dem Putsch 2013 forderte er die Wiedereinsetzung Präsident Mursis.

			Aktivitäten seit 2011: Er demonstrierte gegen das Militär und war bereits auf Seiten der Aktivisten, als sich die Muslimbrüder noch eher bedeckt hielten. Kritik übte er auch immer wieder gegenüber salafistischen Parteien. Abu Isma`il präsentierte sich erfolgreich als unabhängiger, moderner „islamischer“ (salafistischer) Kandidat („Underdog“) und sprach so vor allem junge Salafisten an. Er verstrickte sich allerdings zunehmend in Widersprüche in Bezug auf die Staatsangehörigkeit seiner Mutter und rief nach der Ablehnung seiner Präsidentschaftskandidatur durch die Wahlkommission zu Demonstrationen und Sitzblockaden auf. Im Februar 2013 gründete er die Partei der Flaggen, die zusammen mit sechs anderen salafistischen Kleinstparteien im März 2013 eine Allianz bildeten („Umma-Alianz“). Seit seiner Verhaftung im Juli 2013 tritt er öffentlich nicht mehr in Erscheinung.

			(Politische) Affinitäten: Partei der Flaggen, Anti-Coup-Allianz.

			Gegner: Säkulare Parteien.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Nicht erkennbar.

			Rolle von Gewalt im Diskurs: Bis 2013 lehnte er in öffentlichen Stellungnahmen Gewalt als politisches Mittel ab; allerdings liegen problematische Äußerungen zu Osama Bin Laden vor, dessen Weg er zwar für falsch hält, den er aber als Märtyrer bezeichnet. Abu Isma`il deutete zudem Zweifel an den Hintergründen der Anschläge von Al-Qaida vom 11. September 2001 an. Über sein Verhältnis zur Gewalt nach dem Militärputsch ist nichts bekannt.

			Webauftritt/bevorzugtes Medienforum: Abu Isma`il hatte bis 2013 eine Sendung auf dem islamischen Satellitensender al-Nas.

			Abd al-Mun`im Abu al-Futuh

			Kurzbiographie: Futuh ist 1951 in Kairo geboren, studierte zunächst Medizin an der Cairo University und machte später seinen Master in Gesundheitsmanagement an der Helwan University. Während seiner Universitätsausbildung trat er als Studentenführer öffentlich in Erscheinung. Nach seinem Studium übernahm er verschiedene Führungspositionen in medizinischen Berufsgenossenschaften und Verbänden. Seit 2004 ist Futuh Generalsekretär der Arab Medical Union. Futuh wurde in den 1970er Jahren Mitglied der Muslimbruderschaft und gehörte zwischen 1987 und 2009 dem Führungsbüro der Bewegung an. Zwischen 1996 und 2001 wurde er aufgrund seines politischen Engagements in der Bruderschaft inhaftiert und promovierte im Gefängnis in Rechtswissenschaften. Aufgrund seiner liberalen Positionen kam es zwischen ihm und konservativen Kräften innerhalb der Bruderschaft immer wieder zu Auseinandersetzungen. Im Mai 2011 kündigte Futuh trotz teils unterschiedlicher Position der Muslimbruderschaft seine zukünftige Kandidatur für das Präsidentenamt an und wurde infolgedessen aus der Muslimbruderschaft ausgeschlossen.

			Positionen: Menschenrechte und Unabhängigkeit der Justiz stehen im Vordergrund seiner politischen Agenda; die Scharia ist für ihn eher Referenzrahmen, entsprechend ist der Bezug auf die Religion in seiner Programmatik sehr beschränkt. Direkte Gesetzesbestimmungen müssen durch die Legislative beschlossen werden. Er tritt für einen zivilen Staat ein und kritisiert die gegenwärtige Rolle des Militärs. Er tritt für politischen Pluralismus und Rechtstaatlichkeit, für Toleranz in Bezug auf andere Religionen und die Auslegung des Islam ein und zeigt sich offen gegenüber säkular eingestellten Mitbürgern. Er betont die Achtung von Frauenrechten (seine Ehefrau und seine Töchter sind berufstätig). Außenpolitisch plädiert er für die Revision der Beziehungen zu Israel.

			Aktivitäten seit 2011: Während der Massenproteste gegen das Mubarak-Regime plädierte er für eine Beteiligung der Muslimbrüder, organisierte Feldlazarette, kritisierte das Vorgehen des Militärs und insbesondere die Durchführung von Militärgerichtsverfahren gegen Zivilisten. Seit seiner offiziellen Präsidentschaftskandidatur im Mai 2012 verhielt er sich zunehmend strategisch gegenüber allen gesellschaftlichen Gruppen und präsentierte sich als „Mann der Mitte“. In öffentlichen Stellungnahmen lehnt Futuh Gewalt als politisches Mittel dezidiert ab. Bei den Präsidentschaftswahlen am 16. Mai 2012 erhielt er 4,06 Millionen Stimmen (17,4 Prozent der abgegebenen Stimmen); er erreichte damit den vierten Platz. Am 5. Juli 2012 gründete Futuh die Partei Starkes Ägypten (Hizb misr al-qawia). Diese sieht sich als ökonomisch progressiv und sozial moderat und kann kaum als islamistische Partei eingestuft werde. Die Partei sprach sich gegen die von den Muslimbrüdern und der Nur-Partei erarbeitete Verfassung von 2012 aus. 2013 kritisierte sie den Militärputsch gegen Präsident Mursi, schloss sich aber nicht der Anti-Coup-Allianz an. Vielmehr warb sie für einen „Dritten Weg“, Futuh kritisierte aber das Rabi‘a-Massaker scharf. Die Partei Starkes Ägypten boykottierte das Verfassungsreferendum 2014 ebenso wie die Präsidentschafts- und die Parlamentswahlen 2014 und 2015.

			(Politische) Affinitäten: Programmatische Affinität besteht im islamistischen Lager am ehesten zur Wasat-Partei; Futuhs Unterstützerbasis umfasste zeitweise aber auch salafistische Parteien und Organisationen. Seine Partei steht zahlreichen jugendlichen Aktivistengruppen nahe.

			(Politische) Gegner: Am ehesten die Vertreter des alten Regimes.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Nicht erkennbar.

			Webauftritt: http://www.abolfotoh.net

			Yusuf Abd Allah al-Qaradawi

			Kurzbiographie: Qaradawi ist 1926 in Ägypten geboren, wuchs in ärmlichen Verhältnissen auf, erhielt sehr früh religiöse Bildung und absolvierte eine theologische Ausbildung an der Azhar-Universität. Für seine Aktivitäten und Mitgliedschaft in der Muslimbruderschaft erhielt er zwischen 1949 und 1961 mehrere Gefängnisstrafen. 1961 ging Qaradawi nach Katar, war in Doha maßgeblich an der Entwicklung einer religionswissenschaftlichen Infrastruktur beteiligt und gründete die Fakultät für Scharia und islamische Studien der Universität von Katar. Sein Hauptaufenthaltsort ist seither Doha; mittlerweile ist Qaradawi auch katarischer Staatsbürger. Er publizierte über 50 Bücher und gehört zu den am meisten gelesenen religiösen Autoritäten in der islamischen Welt (eine seiner wichtigsten Publikationen trägt den Titel „Erlaubtes und Verbotenes im Islam“). Über seine Sendung Al-Shari‘a wal-hayat (Die Scharia und das Leben) beim katarischen Satellitensender Al-Jazira erreicht er zudem ein Massenpublikum. Qaradawi gilt als wichtiger Vordenker der Muslimbruderschaft. Angeblich wurde ihm von Seiten der Muslimbruderschaft in der Vergangenheit auch das Amt des Murshid angetragen, was er aber ablehnte. Einer seiner Söhne, der Poet Abd al-Rahman Yusif, gehörte bereits vor 2011 zu den bekannten Kritikern des Mubarak-Regimes und zu den Unterstützern des liberalen Politikers Muhammad al-Baradai.

			Positionen: Qaradawi plädiert für einen zivilen Staat mit islamischem Referenzrahmen und die schrittweise Einführung der Scharia. Allerdings spricht er sich für eine zeitgemäße, kontextorientierte Interpretation der Scharia und ausdrücklich gegen eine Theokratie aus. Qaradawi tritt für politischen Pluralismus und Rechtsstaatlichkeit ein und plädiert für eine tolerante, partnerschaftliche Haltung in Bezug auf Kopten. Eine kontroverse Haltung nimmt er in Bezug auf Frauen- und Minderheitenrechte sowie Apostasie ein, wobei er sich in vielen Punkten klar von der – von ihm explizit kritisierten – fundamentalistischen Lehrmeinung der meisten Salafisten unterscheidet und im Vergleich zu ihnen „liberaler“ argumentiert. So gesteht er z. B. Frauen das Recht zu, das Amt des Staatspräsidenten zu bekleiden. In öffentlichen Stellungnahmen seit dem Umbruch in Ägypten lehnt er Gewalt als politisches Mittel dezidiert ab. Nach 2013 bezeichnete er den Putsch gegen Präsident Mursi indes als Verrat und rief zum aktiven Widerstand gegen die neue politische Führung auf, wenn auch nicht explizit zur Gewalt. Auch legitimierte er den bewaffneten Widerstand der Palästinenser, während er sich gegen eine militärische Konfrontation zwischen Ägypten und Israel ausspricht.

			Aktivitäten seit 2011: Qaradawi solidarisierte sich sehr früh mit der Protestbewegung gegen Mubarak und forderte diesen bereits Ende Januar 2011 zum Rücktritt auf. Am 18. Februar 2011 leitete er das Freitagsgebet auf dem Tahrir-Platz mit Hunderttausenden von Zuhörern. Nach dem Ende des Mubarak-Regimes blieb er allerdings in Doha und hielt auch nach dem Sieg Mursis bei den Präsidentschaftswahlen 2012 eine gewisse Distanz zur ägyptischen Politik. Nach dem Militärputsch 2013, vor allem aber nach dem Rabi‘a-Massaker rief er öffentlich zum Widerstand gegen die neue politische Führung unter Präsident Sisi auf. Seine Solidarisierung mit den Muslimbrüdern führte in den Folgemonaten zu Spannungen zwischen Katar und Saudi-Arabien, das die Sisi-Administration unterstützte. Ein ägyptisches Gericht verurteilte ihn 2015 in Abwesenheit zum Tode.

			(Politische) Affinitäten: Affinitäten bestehen zur Muslimbruderschaft; gerade in der Anfangsphase der Proteste 2011 verhielt sich Qaradawi allerdings wesentlich offensiver als die abwartende Muslimbruderschaft. In einigen Punkten vertritt er auch eine andere Meinung als die Bruderschaft; so sprach er sich z. B. für Abd al-Mun‘im al-Futuh als Präsidentschaftskandidaten für die Wahlen vom Mai 2012 aus.

			Gegner: Qaradawi ist gegenüber Salafisten sehr kritisch eingestellt.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Nicht erkennbar.

			Webauftritt: http://www.qaradawi.net/; http://www.islamonline.net

			Bevorzugtes Medienforum: Satellitenfernsehsender Al-Jazira TV.

		


		
			Algerien

			(Zusammengestellt von Aissam Benaissa, Jessica Noll und Isabelle Werenfels)

			I. Grunddaten

			Religiöses Profil der Bevölkerung: Circa 99 Prozent Muslime, davon ist die überwältigende Mehrheit sunnitisch; genaue Zahlen zur ibaditischen und schiitischen Minderheit sind nicht bekannt. Nach Schätzungen gibt es bis zu 100.000 evangelikale (algerische) Christen (es wird von einer wachsenden Zahl gesprochen); die jüdische Bevölkerung umfasst maximal mehrere Hundert Personen.

			Stellenwert der Religion im Staat: Gemäß Artikel 2 der derzeit geltenden (2002, 2008 und 2016 modifizierten) Verfassung vom November 1996 ist der Islam die Religion des Staates. Artikel 9 schreibt überdies den staatlichen Institutionen vor, Praktiken zu verbieten, die der islamischen Moral widersprechen.

			Staatliche religiöse Infrastruktur: Das Ministerium für religiöse Angelegenheiten und Wakfs ist zuständig für die inhaltliche und personelle Kontrolle des religiösen Sektors, für die religiöse Infrastruktur (Moscheen) sowie für die Beaufsichtigung privater religiöser Bildungsstätten. Der Hohe Islamische Rat (Haut Conseil Islamique), ein direkt dem Staatspräsidenten unterstelltes Verfassungsorgan, hat konsultative Aufgaben; dem Rat kommt eine Referenzfunktion in religiösen Fragen und bezüglich des interreligiösen Dialogs zu.

			Religiöse Hochschulen/Bildungseinrichtungen: Es gibt vier Hochschulen mit einer islamischen Fakultät: Universität Algier, Universität Batna, Universität Constantine und Universität Oran.

			Religiöse Vereinigungen: Association des Oulémas Musulmans Algériens (Vereinigung der muslimischen Gelehrten Algeriens).

			Vereinigungen mit religiöser Prägung: Union Nationale des Zaouias Algériennes (UNZA; Nationale Union der algerischen Zaouias); Observatoire National des Zaouias et du Patrimoine (ONZP; Nationale Stelle für Zaouias und das kulturelle Erbe); Association al-Irshad wal-islah (Vereinigung Orientierung und Reform), sie steht der Partei (⟶) MSP nah; Union Générale des Étudiants Libres (UGEL; Generalunion der freien Studenten, ebenfalls MSP-nah).

			Parteien mit religiöser Prägung: Legalisierte Parteien sind (⟶) Adala (Front de la Justice et du Développement/Jabhat al-adala wal-tanmiya/Front für Gerechtigkeit und Entwicklung); (⟶) MSP (Mouvement de la Société de la Paix/Bewegung der Gesellschaft des Friedens); FC (Front du Changement/Jabhat al-taghiir al-jaza’iriya/Algerische Front für Wandel); Ennahda (Mouvement de la Renaissance Islamique/Harakat al-nahda al-islamiya/Bewegung der islamischen Erneuerung); Al-Islah (Mouvement pour la Réforme Nationale/Harakat al-islah al-watani/Bewegung nationaler Reform); MEN (Mouvement de l’Édification Nationale/Harakat al-bina´ al-watani/Bewegung des nationalen Aufbaus); ferner u. a.: PLJ (Parti de la Liberté et la Justice/Hizb al-hurriya wal-adala/Partei Freiheit und Gerechtigkeit/); FAN (Front de l’Algérie Nouvelle/Jabhat al-jaza’ir al-jadid/Front des neuen Algerien); El Karama (Parti El Karama/Hizb al-karama/Partei der Würde). Seit 1992 verboten ist der (⟶) FIS (Front Islamique du Salut/al-Jabha al-islamiya lil-inqadh/Islamische Heilsfront).

			II. Legale islamistisch orientierte Organisationen

			MSP

			Mouvement de la Société de la Paix / Harakat mujtama` al-silm (Bewegung der Gesellschaft des Friedens)

			Gründung der Partei, Status, Repräsentanz im Parlament: Die Partei wurde 1990 gegründet und 1991 legalisiert; sie nimmt seither regelmäßig an Wahlen teil; sie ist in allen 48 Provinzen präsent und unterhält Regionalbüros. Zu den Legislativwahlen am 10. Mai 2012 schloss sich der MSP mit zwei kleinen islamistischen Parteien (Ennahda und Al-Islah) in der Grünen Allianz zusammen, die 50 Parlamentssitze von 462 gewann.

			Mitgliederzahl: Nicht bekannt.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Politisches Büro (Parteiexekutive): 18 Mitglieder, davon zwei Frauen; Majlis al-shura (Schura-Rat): 200 Mitglieder, davon 45 Frauen; Parteipräsident: Abderrazak Makri (seit Mai 2013), Vizepräsidenten: El-Hachemi Djaaboub; Naaman Laouar.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Der MSP tritt für ein parlamentarisches, ziviles (d. h. ein System, in dem das Militär sich nicht in die Politik einmischt) und republikanisches System, die Unabhängigkeit der Justiz und Mechanismen guter Regierungsführung ein. Generelle Forderungen sind: Stärkung des Rechtsstaats; Korruptionsbekämpfung.

					Wirtschafts-/Sozialpolitik: Der MSP stellt Armutsbekämpfung, nachhaltige Entwicklung und Schaffung von Arbeitsplätzen durch Förderung eines islamischen Bankenwesens in den Mittelpunkt. Er plädiert für die Unterstützung junger Unternehmer, die Förderung der Landwirtschaft und Industrie, die Schaffung eines Fonds für junge Arbeitslose und die Diversifizierung der Wirtschaft, um die Abhängigkeit vom Kohlenwasserstoffsektor zu reduzieren.

					Außenpolitik: Die Partei fordert außenpolitische Abkommen, die auf gegenseitigen Interessen basieren, eine Anpassung an internationale Normen und Standards im monetären und Finanzbereich und die materielle und politische Unterstützung der palästinensischen Sache.

					Gesellschaftspolitik: Wichtige Ziele des MSP sind die Förderung des moralischen Verhaltens, der Familie und ihrer Integrität, die Verteidigung der Würde der Frau und ihrer aktiven Rolle in der Gesellschaft, die Förderung eines modernen Bildungssystems, des Individuums und seiner Talente sowie karitativer Netzwerke und des Solidaritätsgedankens.

			

			Diese Grundpositionen haben sich seit 2011 nur insofern verändert, als sich Forderungen des MSP nach einem politischen Transitionsprozess ab 2012 zunehmend verstärkt haben. Die Partei tritt für einen gewaltfreien Diskurs ein.

			Aktivitäten seit 2011: Im Januar 2012 erklärte die Partei aus wahltaktischen Gründen ihren Austritt aus der Regierung der „Präsidentiellen Allianz“, einer Koalitionsregierung aus der national-konservativen Nationalen Befreiungsfront FLN (Front de Libération Nationale), deren Ehrenpräsident Staatspräsident Bouteflika ist, der reformorientierteren Partei RND (Rassemblement National Démocratique/Nationale demokratische Sammlung), einer Abspaltung vom FLN, und dem MSP. Seither betont der MSP seine islamische Dimension stärker. Vor den Wahlen vom Mai 2012 schloss er sich mit zwei islamistischen Parteineugründungen zur Grünen Allianz zusammen. Seit den Wahlen vom Mai 2012 ist der MSP nicht mehr an der Regierung beteiligt. Mit Makri übernahm 2013 ein Vorsitzender die Partei, der die Zusammenarbeit mit der Regierung kritisch sieht. Er rief Anfang 2014 aufgrund mangelnder Aussicht auf Reformen zu einem Boykott der Präsidentschaftswahlen auf. Im Januar 2015 kündigte der MSP zwar an, wieder Konsultationen mit der Regierung aufzunehmen, doch zuletzt äußerte sich Makri kritisch gegenüber einer Unterstützung des Präsidenten (Oktober 2015) und der Verfassungsreform (Februar 2016). Zudem macht er das algerische Regime für den Aufstieg der Terrormiliz „Islamischer Staat“ verantwortlich.

			Kooperationspartner: Politische Partner sind seit 2012 die kleinen islamistischen Parteien Al-Islah und Ennahda, die sich zur sogenannten Grünen Allianz zusammengeschlossen haben. Zusammen mit weiteren Oppositionsgruppen gehört der MSP zu den Mitgliedern der regierungskritischen CNLTD (Coordination Nationale pour les Libertés et la Transition Démocratique/Nationale Koordination für Freiheiten und demokratische Transition), die sich im April 2014 gründete und einen Dialog mit dem algerischen Regime ablehnt.

			Politische Gegner: Bis Januar 2012 stand der MSP mit einem Fuß im Regierungslager, mit dem anderen im Oppositionslager. Daher ließ sich bis dahin als eindeutiger politischer Gegner nur die säkulare Partei RCD (Rassemblement pour la Culture et la Démocratie/Sammlungsbewegung für Kultur und Demokratie) identifizieren. Ab 2014 begann der MSP allerdings auch mit linken und radikal säkularen Parteien im Rahmen der CNLTD eng zu kooperieren. Hauptkonkurrent um die Vorherrschaft im legalen islamistischen Lager ist die Partei (⟶) Adala.

			Webauftritt: http://www.hmsalgeria.net

			Publikationen: Die Partei hat zurzeit keine regelmäßigen Veröffentlichungen, keine eigenen Zeitungen oder Zeitschriften.

			Adala (Eigenschreibweise auch: Adalah)

			Jabhat al-adala wal-tanmiya / Front de la Justice et du Développement (Front für Gerechtigkeit und Entwicklung)

			Gründung der Partei, Status, Repräsentanz im Parlament: Die Partei wurde im Februar 2012 legalisiert; sie ist in allen 48 Provinzen und in 1.542 Kommunen präsent. Sie nahm an den Legislativwahlen vom 10. Mai 2012 teil und gewann sieben Sitze von 462.

			Mitgliederzahl: Nicht bekannt.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Nationales Büro (Parteiexekutive): 13 Mitglieder, davon eine Frau; Majlis al-shura (Schura-Rat): 200 Mitglieder; Parteipräsident: Abdallah Djaballah (geboren 1956 in Skikda).

			Programmpunkte: Das Programm Adalas ist stark religiös geprägt und weist auch ausgeprägt nationale Bezüge auf (exemplarisch dafür steht die Forderung im Wahlprogramm 2012 nach „Vereinheitlichung der religiösen Quellen zur Wahrung der nationalen Einheit und Ehre“).

			
					Innenpolitik: Ziel ist ein parlamentarisches, ziviles System, in dem das Gleichgewicht zwischen Exekutive, Legislative und Justiz sowie die Unabhängigkeit der Justiz (insbesondere des Verfassungsgerichts) respektiert wird. Es wird ein sozialdemokratisches System propagiert, das Gerechtigkeit für die Opfer der Gewalt der 1990er Jahre ohne Diskriminierung umsetzt. Die Quellen der Scharia sollen berücksichtigt und alle Vorschriften abgelehnt werden, die diese verfälschen.

					Außenpolitik: Hauptbezug Adalas ist „das Interesse der algerischen Nation“. Die Partei misst der algerischen Souveränität, d. h. der Nichteinmischung des Auslandes in innere Angelegenheiten, einen hohen Stellenwert zu; sie pocht auf die Einhaltung der Grundsätze der internationalen Rechtsprechung und internationaler Abkommen; sie fordert ein hohes Engagement Algeriens zur Sicherstellung von Frieden und internationaler Sicherheit sowie eine gerechtere internationale Wirtschaftsordnung.

					Gesellschaftspolitisch konzentriert sich die Partei auf Erziehungsfragen und die Jugendpolitik sowie abstützende Maßnahmen für die Schwächsten der Gesellschaft und den Ausbau von Koranschulen. Grundsätzlich angestrebt wird die Umsetzung zahlreicher Maßnahmen zur Islamisierung der Gesellschaft.

			

			An diesen Grundpositionen hat sich seit 2012 nichts verändert. Allenfalls wird etwas dezidierter als zuvor die Forderung formuliert, ehemalige Politiker des seit 1992 verbotenen islamistischen (⟶) FIS in den politischen Prozess zu integrieren. Wie alle legalen algerischen islamistischen Organisationen lehnt Adala Gewalt zum Erreichen politischer Ziele klar ab.

			Aktivitäten seit 2011: Nach der Ankündigung politischer Reformen durch Präsident Bouteflika im April 2011 gründete Abdallah Djaballah die Partei und stellte einen Antrag auf Legalisierung. Vor den Wahlen vom Mai 2012 gab sich Adala siegesgewiss. Nach den Wahlen äußerte die Parteiführung den Vorwurf der massiven Wahlverfälschung. Parteipräsident Djaballah unterstützte seit Beginn des „Arabischen Frühlings“ explizit diese Entwicklung und versuchte 2011 und 2012 zwischen dem libyschen Nationalen Übergangsrat und der algerischen Führung zu vermitteln. Nach dem Sturz des ägyptischen Präsidenten Mursi durch das Militär im Sommer 2013 rief Djaballah seine ägyptischen „Brüder“ zum Widerstand auf und nutzte die Gelegenheit, das Eingreifen des algerischen Militärs in die Parlamentswahlen 1992 zu verurteilen. Im Sommer 2014 forderte er die algerische Regierung auf, einen nationalen Dialog in Libyen im Rahmen der Organisation für Islamische Zusammenarbeit zu unterstützen. Im Sommer 2015 kritisierte Djaballah den Vorsitzenden der islamistischen Partei (⟶) MSP, Makri, für sein Treffen mit dem Büroleiter des Staatspräsidenten, Ahmed Ouyahia. Djaballah selbst lehnte ein Treffen mit Amar Saadani, dem Generalsekretär des FLN, der „Partei des Präsidenten“, ab. Mehrere Vertreter von Adala äußerten sich Anfang 2015 kritisch zu einem Gesetz, das Gewalt an Frauen unter Strafe stellt. Die Initiative Djaballahs vom August 2015, um die Aktionen der islamistischen Parteien Adala, MSP und Front du Changement zu koordinieren, misslang.

			Kooperationspartner: Adala kooperiert mit keiner Partei, ließ aber vor den Legislativwahlen offen, ob sie sich nach den Wahlen mit anderen islamistischen Parteien zusammenschließt bzw. ob sie bereit wäre, sich an einer Regierung, die auch aus nicht islamistischen Parteien besteht, zu beteiligen. Im April 2014 trat Adala dem Zusammenschluss von Oppositionsparteien und oppositionellen Persönlichkeiten CNLTD (Coordination Nationale pour les Libertés et la Transition Démocratique/Nationale Koordination für Freiheiten und demokratische Transition) bei.

			Politische Gegner: Als politische Gegner werden die nationalistischen Regimeparteien FLN und RND sowie die beiden islamistischen Parteien Al-Islah und Ennahda angesehen. Aus Al-Islah und Ennahda trat Djaballah, der Präsident von Adala, wegen parteiinterner Unstimmigkeiten aus bzw. er musste sie verlassen. Hauptkontrahent von Adala ist die islamistische Partei MSP, die 2012 in den Wahlen weit erfolgreicher war, wenngleich auch MSP Stimmenverluste hinnehmen musste.

			Webauftritt: http://www.eladala.net

			III. Nicht legalisierte/verbotene islamistisch orientierte Organisationen

			FIS

			Front Islamique du Salut / al-Jabha al-islamiya lil-inqadh (Islamische Heilsfront)

			Gründung der Partei, Status: Die Partei wurde im Februar 1989 gegründet und im September 1989 legalisiert. Nach dem sich abzeichnenden Wahlsieg des FIS bei den Legislativwahlen 1991/92 wurde die Wahl durch Eingreifen des Militärs, unterstützt von säkular orientierten Kräften (darunter Gewerkschafter), im Januar 1992 abgebrochen und im Februar 1992 die Partei verboten. Ehemalige Führungspersönlichkeiten leben in Algerien, in Europa, Nordamerika und in den Golfstaaten.

			Mitgliederzahl: Unbekannt.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Die Partei verfügt über keine klaren Strukturen mehr. Gemäß Webseite ist der Vorsitzende nach wie vor Abassi Madani und sein Stellvertreter (⟶) Ali Belhadj. Die Organisation trägt allerdings Flügelkämpfe aus. In Algerien bildete sich ein moderaterer Flügel um Abdelkader Boukhamkham und Kamel Guemmazi und ein salafistischer Flügel um Ali Belhadj heraus.

			Programmpunkte: Die Partei verfügt seit ihrem Verbot 1992 nicht mehr über ein offizielles Parteiprogramm. Aufgrund der parteiinternen Differenzen ist unklar, wo sie heute steht. Einige ehemalige Führungsfiguren haben Präsident Bouteflikas Versöhnungsinitiativen seit 1999 unterstützt, andere haben sie dezidiert abgelehnt. Auf der Basis von Kommuniqués und den der Allgemeinheit zugänglichen Seiten auf der FIS-Webseite und anderen Aktivitäten im Internet wird deutlich, dass der radikale Flügel der Partei um Ali Belhadj den Sturz des bestehenden Regimes verfolgt. Während moderatere ehemalige Führungspersönlichkeiten (Abdelkader Boukhamkham, Rabah Kebir, Kamel Guemmazi) sich für ein demokratisches pluralistisches System aussprechen, fordert der salafistische Flügel um Belhadj dezidiert einen „islamischen Staat“ (Kalifat). Alle Flügel des FIS fordern allerdings eine stärkere bzw. exklusive Bezugnahme auf die Scharia. Gemeinsam ist den ehemaligen FIS-Kadern auch, dass sie für ihr Recht eintreten, am politischen Prozess zu partizipieren.

			Aktivitäten seit 2011: Die ehemaligen FIS-Kader brachten 2011 deutlich ihre Unterstützung der Protestbewegungen in Nordafrika und dem Nahen Osten zum Ausdruck. Seit 2011 kam es vermehrt zu öffentlichen Auftritten von Ali Belhadj. Die ehemaligen Führungskader riefen zum Boykott der Legislativwahlen vom Mai 2012 auf und lehnten den 2011 eingeleiteten Reformprozess von Präsident Bouteflika ab. Im Herbst 2011 wurde die FIS-Webseite in Betrieb genommen und es gab Versuche, über Internet (Facebook, Twitter, Youtube) die algerische Bevölkerung zu Protestdemonstrationen anzustacheln. Mitglieder der verbotenen Partei haben 2013 erfolglos versucht, eine neue salafistische Partei zu gründen. Im Juni 2014 lehnte es Abdelkader Boukhamkham ab, an den Anhörungen für die neue Verfassung teilzunehmen, da er als nationale Persönlichkeit, nicht aber als ehemaliger FIS-Anführer eingeladen wurde. Im selben Monat nahm ein weiterer FIS-Führungskader, Ali Djeddi, an einer Konferenz der Oppositionsinitiative CNLTD (Coordination Nationale pour les Libertés et la Transition Démocratique/Nationale Koordination für Freiheiten und demokratischen Transition) teil.

			Kooperationspartner: Keine.

			Politische Gegner: Als Gegner werden im Prinzip alle Parteien wahrgenommen, die sich am politischen Prozess betätigen.

			Webauftritt: http://www.fisdz.com; http://www.rachad.org

			IV. Islamistische terroristische Gruppen

			Al-Qaida im Islamischen Maghreb (AQIM)

			Al-Qaida au Maghreb Islamique / Tanzim al-Qa‘ida fi bilad al-maghrib al-islami

			Gründung, Status: Die Organisation ist 2006 durch Umbenennung der Groupe Salafiste pour la Prédication et le Combat (GSPC; Salafistische Gruppe für Predigt und Kampf) in Al-Qaida im Islamischen Maghreb entstanden. Die GSPC hatte sich 1998 von den 1993 gegründeten Groupes Islamiques Armés (GIA; Bewaffnete islamische Gruppen) aus Protest über deren Massaker an Zivilisten abgespalten. Bis 2003 konzentrierte sich die GSPC vornehmlich auf algerische Ziele und staatliche oder staatsnahe Akteure, danach war sie zunehmend auch für Entführungen von Algeriern und Ausländern zwecks Finanzierung ihrer Aktivitäten verantwortlich. Nach der Affiliierung mit Al-Qaida 2006 nahm die Internationalisierung der GSPC, die Ausweitung ihrer Aktivitäten in die südlichen Nachbarstaaten (Mali, Mauretanien, Niger, Tschad) und die Zusammenarbeit mit Akteuren organisierter Kriminalität (Drogen- und Waffenschmugglern) im Sahel zu. Seit 2008 führte AQIM insbesondere im Sahel Entführungen durch, so dass sie sich in Nordmali zu einer finanzstarken Organisation entwickeln konnte. Aufgrund von mangelnden religiösen Autoritäten und operativen Großerfolgen scheint AQIM im Norden Algeriens seit Jahren unter Rekrutierungsproblemen und einem Attraktivitätsverlust zu leiden. Durch das Erstarken der Organisation „Islamischer Staat“ seit 2014/15 und deren Rekrutierungspotential in Libyen und Tunesien hat AQIM auch im Maghreb einen starken Konkurrenten bekommen.

			Mitgliederzahl: Unbekannt; Schätzungen variieren von mehreren Hundert bis zu tausend.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten (2016): Anführer ist der 1970 geborene Algerier Abdelmalek Droukdal. Das Führungsgremium bilden ein Rat und ein sogenannter Senat, bestehend aus den Köpfen mehrerer Komitees, u. a. für Militärangelegenheiten und Finanzen. AQIM ist in einzelne Kampfgruppen organisiert, die sich regional aufteilen und unterschiedlich autonom agieren.

			Programmpunkte/Ziel: Vertreibung der Franzosen und US-Amerikaner aus der Region; Sturz des algerischen Regimes, gegebenenfalls Sturz der Regime in den Nachbarländern; Errichtung eines „islamischen Staates“ bzw. „islamischer Staaten“, in denen die Scharia einzige Rechtsquelle ist.

			Aktivitäten seit 2011: Grundsätzlich haben sich die Aktivitäten und die Sichtbarkeit der AQIM seit 2011 erheblich verstärkt: Es gab mehrere Videobotschaften Droukdals zur Unterstützung der Aufstände gegen die nordafrikanischen Regime. Größere Anschläge der AQIM erfolgten auf die Offiziersakademie in Cherchell (August 2011), von einer AQIM-Abspaltung auf einen Posten der Gendarmerie in Tamanrasset (März 2012) und auf Soldaten im Rahmen der Präsidentschaftswahlen (April 2014). Im Sommer 2015 bekannte sich AQIM zu einem tödlichen Überfall, bei dem 14 Soldaten im Südwesten Algeriens ums Leben kamen. Darüber hinaus gab es kleinere Anschläge sowie zahlreiche Entführungen von Algeriern und Ausländern, vor allem in der Kabylei und deren Nachbarregionen sowie in Mali und Niger. Ein kleiner Ableger der AQIM, Jund al-khilafah al-islamiya fi ard al-jaza´ir (Soldaten des islamischen Kalifats auf algerischem Boden), der sich 2014 der Organisation „Islamischer Staat“ anschloss, enthauptete im September 2014 eine französische Geisel in der Kabylei. Mehrere AQIM-Führer haben sich in Timbuktu im Mai 2012 nach Übernahme Nordmalis durch die malische islamistische Gruppe Ansar Eddine und Tuareg-Rebellen öffentlich gezeigt. Mokhtar Belmokhtar, der ehemalige Anführer der AQIM-Brigade im Sahel, gründete 2012 eine eigene Al-Qaida-Gruppierung namens „Die mit Blut Unterzeichnenden“ (Muwaqiun bil-dam), die im Januar 2013 einen Anschlag mit mehreren Dutzend Toten auf die Gasförderstätte im südalgerischen Ort In Amenas ausführte. Zuletzt war die Gruppe wieder zusammen mit AQIM in der Sahel Region aktiv und bekannte sich zu einem Anschlag in der malischen Hauptstadt Bamako (November 2015). Im Januar und März 2016 unternahm AQIM erstmals Anschläge (mit vielen ausländischen Opfern) weiter südlich in der Hauptstadt Burkina Fasos und in der Elfenbeinküste. Am 18. März 2016 griff AQIM durch Raketenbeschuss eine Gasförderanlage in Krechba (Südalgerien, Region In Salah) an.

			Kooperationspartner: Al-Qaida-Kernorganisation (in Pakistan), allerdings eher Vorbild als realer Kooperationspartner; Ansar Eddine in Nordmali; Tuareg-Rebellen in Nordmali; Splitterorganisationen der AQIM, wie die Gruppe Einheit und Jihad in Westafrika; Akteure internationaler organisierter Kriminalität im Sahel (mit Netzwerken nach Lateinamerika und anderen Weltregionen).

			Webauftritt/bevorzugtes Medienforum: Keine eigene(n) Webseite(n) mehr. Verbreitung von Propaganda über Internetforen. Die Medienstelle der AQIM nennt sich al-Andalus; sie verteilt Materialien im Internet.

			Publikationen: Keine regelmäßigen eigenen Publikationen der AQIM. Zur Information über AQIM vgl. Steinberg, Guido/Weber, Annette (Hrsg.): Jihadismus in Afrika. Lokale Ursachen, regionale Ausbreitung, internationale Verbindungen, SWP-Studie S7, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik 2015, S. 55–72 (Beitrag von Werenfels, Isabelle: Im „glokalen“ Spannungsfeld: Jihadisten in Algerien und Tunesien) und S. 73–89 (Beitrag von Lacher, Wolfram/Steinberg, Guido: Transnationaler Jihadismus, lokal verwurzelt: AQIM und MUJAO in der Sahara); Mokeddem, Mohamed: Al Qaîda au Maghreb islamique. Contrebande au nom de l’Islam, Algier: Casbah Editions 2010; Filiu, Jean-Pierre: Al-Qaeda in the Islamic Maghreb: Algerian challenge or global threat?, Carnegie Endowment Middle East Policy Paper 104, Washington D.C. 2009; Guidère, Mathieu: Al-Qaïda à la conquête du Maghreb, Monaco 2007; Steinberg, Guido/Werenfels, Isabelle: Al-Qaida im Maghreb. Trittbrettfahrer oder neue Bedrohung?, SWP-Aktuell A11, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik 2007.

			V. Persönlichkeiten, die Einfluss auf den religiösen Diskurs nehmen

			Ali Belhadj

			Kurzbiographie: Ali Belhadj ist 1956 in Tunesien geboren; er arbeitete in den 1970er Jahren als Arabischlehrer und begann mit islamistischen Aktivitäten im Umfeld von Mustafa Bouiali, der in den frühen 1980er Jahren die erste bewaffnete islamistische Gruppe Algeriens anführte. 1989 war Belhadj Mitgründer der islamistischen Partei (⟶) Front Islamique du Salut (FIS). Belhadj, der als charismatischer Prediger insbesondere bei jungen Algeriern Kultstatus erreichte, wurde die „Nummer zwei“ der Partei und führt ihren radikalen Flügel an. Er wurde 1991 verhaftet und erst 2003 und unter der Bedingung, dass er allen politischen Aktivitäten entsagt, aus dem Gefängnis entlassen. 2005–2006 kam Belhadj wieder in Haft, weil er 2005 die Entführung und Ermordung zweier algerischer Diplomaten im Irak durch eine Al-Qaida nahestehende Gruppe gerechtfertigt hatte. Seither kam es mehrfach zu Verhaftungen wegen seiner politischen Aktivitäten.

			Positionen: Da Belhadj seit 1991 nicht mehr frei predigen kann und im Internet nur Bruchstücke seiner „Weltsicht“ auftauchen, können seine Positionen nur rudimentär wiedergegeben und allfällige Entwicklungen nicht aufgezeigt werden. Grundsätzlich scheint nach wie vor zu gelten, dass Belhadj ein Kalifat anstrebt, die Scharia zur einzigen Grundlage der Gesetzgebung machen will, Demokratie als westliche Erfindung verurteilt, gleichzeitig aber bereit scheint, zumindest in einer Übergangsphase, einen demokratischen politischen Prozess und ein pluralistisches System zu akzeptieren. Er steht westlichen gesellschaftlichen und politischen Systemen generell negativ gegenüber und vertritt ein ausgesprochen konservatives Frauenbild; er fordert u. a. konsequente Geschlechtersegregation in Schulen und spricht sich gegen weibliche Berufstätigkeit aus.

			Belhadj beruft sich auf ein relativ breites Spektrum von muslimischen Denkern, das von Ibn Taimiya bis zu Said Qutb reicht. Belhadj verfasste selbst keine wichtigen Publikationen; islamische und islamistische Kritiker werfen ihm einen Mangel an religiöser Bildung vor und halten ihn nicht für einen ernsthaften religiösen Gelehrten. Seine radikalen, salafistischen Positionen verschaffen ihm jedoch bis heute bei Jüngeren Popularität.

			Aktivitäten seit 2011: Belhadj nahm an zahlreichen Protestdemonstrationen teil, im Februar 2011 demonstrierte er auch zusammen mit radikal säkularen Kräften in Algier; er sprach sich Ende 2011 und Anfang 2012 öffentlich gegen das neue Parteiengesetz aus; er demonstrierte vor der syrischen Botschaft in Algier gegen das Assad-Regime und rief im Frühjahr 2012 zum Wahlboykott bei der Parlamentswahl vom Mai 2012 auf. Seit Anfang 2011 kam es immer wieder zu kurzzeitigen Verhaftungen von Belhadj und er wurde wiederholt an Moscheebesuchen gehindert. Mit Blick auf die angeschlagene Gesundheit Präsident Bouteflikas sprach sich Belhadj Anfang 2015 für vorgezogene Präsidentschaftswahlen aus. Nach der Geiselnahme im südalgerischen In Amenas im Januar 2013, zu der sich eine Untergruppe von (®) Al-Qaida im Islamischen Maghreb (AQIM) bekannte, verteidigte Belhadj terroristische Aktivitäten. Im September 2014 kritisierte er die Teilnahme muslimischer Länder an der Militärallianz gegen die Organisation „Islamischer Staat“ in Irak und Syrien.

			(Politische) Affinitäten: Keine Affinitäten mit legalen Akteuren. Beziehungen zu militanten Gruppen: Es ist keine klare Abgrenzung von militanten Gruppen erkennbar, aber auch keine offene Unterstützung militanter algerischer Gruppen; allerdings unterstützte er in seinem Diskurs militante Gruppen im Ausland (wie z. B. im Irak). Belhadjs Sohn starb 2011 im algerischen bewaffneten Untergrund, dem er 2006 beigetreten war. Er soll eine Führungsposition bei AQIM eingenommen haben. Die Rolle von Gewalt im Diskurs: Belhadj ruft nicht direkt zu Gewalt auf, distanziert sich aber auch nicht klar davon. Er setzte sich dafür ein, dass Mohamed Merah, der in Frankreich im März 2012 aus politischen Gründen sieben Personen ermordete und danach von der Polizei erschossen wurde, in Algerien begraben werden darf, verurteilte die Tat Merahs aber nicht. Im Februar 2014 erklärte Belhadj zum ersten Mal öffentlich seine Sympathie für den bewaffneten Kampf und rechtfertigte den Terrorismus.

			Webauftritt: https://ar-ar.facebook.com/alibenhadjofficiel

			Mohammed Ali Ferkous

			Kurzbiographie: Ali Ferkous ist 1954 in Algier geboren. Er absolvierte ein Studium an der rechts- und verwaltungswissenschaftlichen Fakultät der Universität Algier (da es zu dem Zeitpunkt noch keine islamische Fakultät gab) und führte später seine Studien an der Islamischen Universität von Medina in Saudi-Arabien fort. 1982 kehrte er nach Algerien zurück und wurde Verantwortlicher für die Studienprogramme an der neu gegründeten Islamischen Fakultät der Universität Algier. Später begann er seine Promotion an der Universität Mohammed V. in Rabat und schloss sie in Algier ab. Seither ist er Professor an der Islamischen Fakultät der Universität Algier in Caroubier. Er predigt in einer Moschee in Algier-Kouba und erteilt dort auch Koranunterricht.

			Positionen: Ferkous orientiert sich in seiner religiösen Ausrichtung primär am saudischen Wahhabismus und an saudischen religiösen Gelehrten wie z. B. Abd al-Aziz Ibn Baz. Das Einwirken auf die Gesellschaft ist sein Hauptbetätigungsfeld. Es geht ihm um die Verbreitung des Islam und um die Islamisierung der Gesellschaft. Seine religiösen Gutachten (Fatwas) beschäftigen sich mit Fragen wie der rituellen Reinigung, dem Fasten auf Reisen, den algerischen festlichen Traditionen, Bankkrediten zum Kauf von Wohnungen, der Notwendigkeit oder Pflicht auch nach islamischem Recht Steuern zu bezahlen, der Annahme der Staatsbürgerschaft einer „ungläubigen Nation“ usw. Ferkous äußert sich nur selten öffentlich zu innenpolitischen Angelegenheiten; im Oktober 2010 gab er allerdings eine Stellungnahme ab, in der er die Entscheidung des algerischen Innenministeriums ablehnte, für biometrische Passphotos keine Bärte und Gesichtsschleier zu dulden. Außenpolitische Ereignisse greift Ferkous nicht auf.

			Aktivitäten seit 2011: Ferkous erließ im Zuge des „Arabischen Frühling“ 2011 eine Fatwa, die besagt, dass bei Demonstrationen zu Tode gekommene Personen keine Märtyrer sind. Vor den Präsidentschaftswahlen 2014 rief er zu einem Boykott der Wahlen auf, da der Scharia die Souveränität im Islam zukomme.

			(Politische) Affinitäten: Keine deklarierten Affinitäten.

			Gegner: Politische Salafisten; Salafisten-Jihadisten; alle Antiregimeaktivisten; säkulare oder religiös-liberale politische und zivilgesellschaftliche Akteure.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Er grenzt sich dezidiert von gewaltbereiten Gruppen ab.

			Rolle von Gewalt im Diskurs: Ferkous predigt gegen Gewalt.

			Webauftritt: http://www.ferkous.com

			Publikationen: Keine einzelne hervorstechende Publikation, aber insgesamt rund 50 Publikationen, darunter mehrere Monographien sowie Artikel in staatlichen Publikationen wie der Zeitschrift des Religionsministeriums.

			Abdelfatah Hamadache

			Kurzbiographie: Abdelfatah Hamadache ist 1967 in Algerien geboren und in einer religiös-konservativen Familie aufgewachsen. Als selbsternannter Imam begann er 1989 in Moscheen zu predigen. Er war in den 1990er Jahren in den bewaffneten Kampf involviert, wurde inhaftiert und verurteilt und nach elf Jahren im Rahmen der Charta zur Nationalen Versöhnung 2003 aus dem Gefängnis entlassen. Im Jahre 2013 gründete er eine Partei, die Front de la Sahwa Islamique (Front der islamischen Wiedergeburt), deren Führer er bis heute ist. Die Organisation ist allerdings nicht zugelassen worden.

			Positionen: Hamadache und seine Front de la Sahwa Islamique stehen salafistischen Positionen nahe. Hamadache plädiert für einen „Islamischen Staat“ und eine „islamische Polizei“ in Algerien. Er ist bekannt für seine militante Rhetorik gegenüber nicht praktizierenden algerischen Muslimen. 2015 sprach er sich, nach der Ausrufung des „Kalifats“ auf erobertem syrischem und irakischem Gebiet durch Abu Bakr al-Baghdadi im Juni 2014, für diplomatische Beziehungen mit dem „Islamischen Staat“ aus.

			Aktivitäten seit 2011: Im Oktober 2014 startete Hamadache eine Kampagne der „Reinigung“, die sich gegen Bars und Bordelle in 14 algerischen Küstenregionen richtete und von El-Hachemi Sahnouni, einem ehemaligen Führungsmitglied des (⟶) Front Islamique du Salut (FIS), unterstützt wurde. Im Dezember 2014 rief Abdelfatah Hamadache auf Facebook dazu auf, den algerischen Schriftsteller Kamel Daoud öffentlich wegen Apostasie und Verunglimpfung des Islams hinzurichten; im März 2016 wurde er für diese Äußerung zu sechs Monaten Haft verurteilt. Nach dem Attentat auf die Satirezeitschrift Charlie Hebdo in Paris im Januar 2015 kam es in Algier zu einer Demonstration, während der Hamadache in einer Predigt zu weiteren Demonstrationen für die Verteidigung des Propheten Mohamed aufrief. Bis zu seiner Verurteilung im März 2016 wurde Hamadache regelmäßig von algerischen Fernsehsendern eingeladen.

			Webauftritt: Keiner.

			Chems Eddine al-Jazairi

			Kurzbiographie: Chems Eddine al-Jazairi ist 1965 in Algier geboren. Sein richtiger Name lautet Chemseddine Bouroubi, er ist aber auch unter dem Namen Cheikh Chemsou bekannt. Er hat zehn Kinder von zwei verschiedenen Frauen. Nachdem er fünf Mal bei der Reifeprüfung gescheitert sein soll, konzentrierte er sich auf die Religion. Heute ist er ein bekannter algerischer Fernsehprediger, der wie ein Superstar gefeiert wird. Seit zehn Jahren läuft täglich seine Sendung im Privatsender Ennahar TV, in der er Fragen von Zuschauern über religiöse Praktiken und das alltägliche Leben beantwortet. Er ist für seinen bissigen Humor und sein tiefgehendes religiöses Wissen bekannt.

			Positionen: Chems Eddine al-Jazairi steht für eine malikitische Auslegung des islamischen Rechts und ist ein erbitterter Gegner der salafistischen und wahhabitischen Bewegungen. In seiner Fernsehsendung beschrieb er (⟶) Mohammed Ali Ferkous als jemanden, der „Fitna“ in Algerien säht, d. h. das Land mit seinen wahhabitischen Ideen spaltet. Auf eine Zuschauerfrage, ob die Juden von Affen und Schweinen abstammen, antwortete er, dass dies nicht richtig sei, sondern die Juden von Adam abstammen. Zu seiner Zielscheibe gehören Frauen, die er für das Unheil in der Gesellschaft verantwortlich macht und denen er z. B. das Schlecken einer Eiskugel in der Öffentlichkeit verbietet, da es sich um eine anzügliche Geste handeln würde.

			Aktivitäten seit 2011: Im Jahr 2012 veröffentlichte er eine Fatwa, in der er die Stimmabgabe bei den Parlamentswahlen 2012 zur Pflicht erklärte. Er ist fortgesetzt täglich im Fernsehen präsent.

			Webauftritt: https://www.facebook.com/AlchikhchamsAldynAljzayry; https://twitter.com/mohamed_Arf_O

			Madani Mezrag

			Kurzbiographie: Mezrag ist 1960 in der nordöstlichen algerischen Küstenregion Jijel geboren. Ende der 1970er Jahre lernte er die Islamisten Abassi Madani, (⟶) Ali Belhadj und El-Hachemi Sahnouni in Algier kennen. Im Jahr 1991 schloss er sich der von Madani und Belhadj 1989 gegründeten politischen Partei (⟶) Front Islamique du Salut (FIS) an und wurde Mitglied in deren politischem Führungsgremium. 1992 wurde er festgenommen und inhaftiert, konnte jedoch entkommen. Er ging in den Untergrund und plädierte für den bewaffneten Kampf. Mezrag wurde zum „Emir“ der Armée Islamique du Salut (AIS; Islamische Armee des Heils), dem militärischen Arm der FIS, der im Juni 1992 den Kampf aufnahm, ernannt. Am 1. Oktober 1997 erklärten sich Mezrag bzw. die AIS zu einem Waffenstillstand bereit. Dieser ebnete den Weg für die erste der zwei nationalen Versöhnungsinitiativen im Jahr 2000. Im Januar 2000 wurde die AIS offiziell aufgelöst und Mezrag wurde zusammen mit rund 5.000 weiteren Kämpfern von Präsident Bouteflika begnadigt.

			Positionen: Nach Verhandlungen mit der algerischen Regierung kündigte Mezrag als Anführer der AIS 1999 an, den bewaffneten Kampf gegen den Staat einzustellen und sich fortan an die Gesetze zu halten.

			Aktivitäten seit 2011: Im Rahmen der Anhörungen von nationalen Persönlichkeiten durch die mit der Erarbeitung der neuen Verfassung beauftragten Kommission wurde auch Madani Mezrag eingeladen, seine Ansichten darzulegen. Nach dem Sturz des ägyptischen Präsidenten Mursi im Juli 2013 ermahnte Mezrag die ägyptische Muslimbruderschaft zum friedlichen Widerstand. Im Sommer 2014 und 2015 organisierte er für ehemalige Kämpfer der AIS sogenannte Sommeruniversitäten. Mitte 2015 kündigte Mezrag an, bis zu den Parlamentswahlen 2017 eine neue politische Partei mit dem Namen Front de l’Algérie pour la Réconciliation et le Salut (Algerische Front für Versöhnung und Heil) zu gründen. Premierminister Abdelmalek Sellal machte allerdings unverzüglich deutlich, dass eine politische Betätigung für ehemalige Mitglieder des FIS und der AIS gemäß der „Charta für Frieden und nationale Versöhnung“ von 2006 und dem geltenden Parteiengesetz nicht möglich ist. Für diese Haltung der Regierung kritisierte Mezrag am 4. Oktober 2015 Präsident Bouteflika in einem Fernsehinterview. Der algerische Fernsehsender El Watan, der Mezrag zu diesem Gespräch eingeladen hatte, wurde daraufhin am 12. Oktober 2015 (u. a. wegen Verbreitung subversiver Botschaften) geschlossen.

			Webauftritt: Keiner.

		


		
			Libyen

			(Zusammengestellt von Hanspeter Mattes)

			I. Grunddaten

			Religiöses Profil der Bevölkerung: Die libysche Bevölkerung von rund 6,4 Millionen Einwohnern ist nahezu 100 Prozent muslimisch, allerdings ist sie unterschiedlichen Rechtsschulen zuzuordnen. Die Mehrheit (rund 95 Prozent) sind malikitische Sunniten; im Jabal Nafusa ist vor allem unter der Amazigh-Bevölkerung (Berbern) die Rechtsschule der Ibaditen verbreitet. In Libyen ansässige Ausländer (legale Arbeitsmigranten; ausländische Projektmitarbeiter) sowie subsaharische Flüchtlinge gehören teils christlichen Konfessionen, teils anderen Religionen an; die große Mehrheit der seit 2011 allerdings stark zurückgegangenen ausländischen Arbeitskräfte (Ägypter, Tunesier) sind ebenfalls malikitische Sunniten.

			Stellenwert der Religion im Staat: Libyen ist ein religiös konservatives Land; der Stellenwert des Islam in der Gesellschaft ist hoch; säkulare Tendenzen sind schwach ausgeprägt. Die staatliche Islampolitik veränderte sich seit dem Tod des bisherigen De-facto-Staatschefs Revolutionsführer Muammar al-Qaddafi im Oktober 2011 stark, weil vom Nationalen Übergangsrat sowohl neue religiöse Institutionen geschaffen wurden als auch zahlreiche politische Gruppen mit religiösem Bezug neu entstanden sind, die seither am politischen Geschehen aktiv teilnehmen. Der Nationale Übergangsrat legte in seiner bereits am 3. August 2011 verabschiedeten Verfassungserklärung fest, dass in Libyen zukünftig die Scharia die Quelle der Gesetzgebung sein werde. Die meisten religionspolitischen Maßnahmen Qaddafis wurden inzwischen zurückgenommen; beibehalten wurde die von ihm 1970 gegründete Islamische Missionsgesellschaft, deren Aktivitätsfeld ausländische Staaten sind, und das Alkoholverbot.

			Staatliche religiöse Infrastruktur: Die staatliche religiöse Infrastruktur ist nach dem Sturz des Qaddafi-Regimes (Proklamation der Befreiung Libyens am 23. Oktober 2011) vom Nationalen Übergangsrat neu geordnet worden. Der Nationale Übergangsrat gründete sowohl ein Ministerium für religiöse Stiftungen (Awqaf) und islamische Angelegenheiten als auch eine Fatwa-Behörde (Dar al-ifta’) mit einem Großmufti an der Spitze; ein spezielles Fatwa-Komitee innerhalb des Dar al-ifta’ (Präsident: Sadiq al-Ghariani; Vizepräsident: Ghaith Mahmud al-Fakhri; vgl. http://ifta.ly/) ist für die Ausarbeitung von Fatwas zuständig.

			Großmufti (⟶) Scheich Sadiq al-Ghariani nimmt als herausragender Gelehrter zu vielen aktuellen Problemen mit islamischen Rechtsgutachten Stellung („moralischer Kompass in schwierigen Zeiten“) und wird bei Konflikten als Vermittler hinzugezogen. Das Religionsministerium war vorrangig für die religiösen Stiftungen, die Moscheen, Imame und die Organisation der Pilgerfahrt zuständig. Seit der Reduzierung der Ministerien im September 2014 und der damit einhergehenden Abschaffung des Religionsministeriums ist die neu gegründete General Authority of Endowments and Islamic Affairs (al-Hai’a al-amma lil-awqaf wal-shu’un al-islamiya) für die staatliche Verwaltung des Religionssektors zuständig (vgl. http://awqaf.gov.ly); ihr Präsident ist Ahmad Ibrahim Ishtiwai.

			Nach der institutionellen Zweiteilung Libyens ab Sommer 2014 und der Entlassung Großmufti Gharianis durch das Parlament in Tobruq im November 2014 richtete die Regierung in Tobruq eine eigene Fatwa-Behörde, das „Höchste Komitee für Fatwas“ ein. Vorsitzender wurde Ahmad Abd al-Hafiz.

			Die Anzahl der Moscheen beläuft sich landesweit auf rund 3.000. Ein Programm zum Bau neuer und zur Renovierung bestehender Moscheen war 2012 angelaufen, es kam aber im Zuge der eskalierenden innenpolitischen Konfrontation ab 2014 teilweise zum Erliegen. Die Fortbildung der Imame und Neurekrutierungen stehen auf der Agenda des Religionsministeriums bzw. der General Authority of Endowments and Islamic Affairs, wurden aber gleichfalls bislang weitgehend ein Opfer der Gewalteskalation.

			Religiöse Hochschule/Bildungseinrichtungen: Mit Ausnahme der auf Islamstudien und die arabische Sprache ausgerichteten Fakultäten an den libyschen Hochschulen wurde unter Qaddafi das noch zu Zeiten der Monarchie (1951 bis 1969) umfangreiche religiöse Schulwesen deutlich abgebaut. Nach dem Ende der Herrschaft Qaddafis will die neue Staatsführung den staatlichen und privaten Religions-und Koranschulunterricht wieder stark ausbauen und fördern. Die unter Qaddafi 1974 gegründete Fakultät für islamische Mission wird mit angepassten Lern- und Lehrinhalten weitergeführt. Auch die 1993 als Bollwerk gegen salafistischen und insbesondere salafistisch-jihadistischen Einfluss gegründete Asmariya-Universität für islamische Wissenschaften in Zliten und das im Jahr 2000 gegründete Höhere Institut für Scharia-Studien in El-Baida werden fortgeführt. Das Funktionieren der Lehreinrichtungen leidet allerdings unter dem seit Sommer 2014 ausgebrochenen Bürgerkrieg.

			Vereinigungen mit religiöser Prägung: Die Mehrzahl der gegenwärtig aktiven religiösen Vereinigungen und Parteien gründete sich erst nach dem Sturz des Qaddafi-Regimes, weil unter Qaddafi solche Aktivitäten analog dem Parteienverbotsgesetz von 1972 kriminalisiert waren. Im Untergrund aktive Vereinigungen wie die (⟶) Muslimbrüder konnten erstmals nach dem Sturz Qaddafis öffentlich und ohne Angst vor Repression auftreten. Zu den aktiven Vereinigungen seit 2012 zählen in erster Linie die Bewegung der Muslimbrüder und die Nachfolgeorganisation der (⟶) Libyan Islamic Fighting Group (LIFG). Hinzu kommen mit landesweiter Präsenz die mehr oder weniger locker formierten Salafisten und die Sufis. Organisationen, die nach wie vor im Untergrund oder intransparent agieren, sind die vor allem in Zentral- und Ostlibyen aktiven (⟶) Ansar al-shari`a (im Folgenden vereinfacht umschrieben: Ansar al-sharia) mit Schwerpunkt in Darna, Banghazi und Sirt, der libysche Zweig der panislamisch ausgerichteten Hizb al-tahrir sowie die Jama`a al-tabligh wal-da`wa.

			Lokal sind zudem kleinere Vereinigungen wie die Jam`iyat ulama´ al-shari`a, die sich der religiösen Bildung verschrieben haben, oder die im Februar 2012 in Tripolis mit Unterstützung des Nationalen Übergangsrats gegründete Libysche Liga für die Verbreitung des Koran aktiv. Letztere soll speziell die Ausbildung von Koranlehrern fördern. Landesweit aktiv ist hingegen die 2011 aus dem Network of Free Ulema-Libya entstandene Vereinigung der Ulama Libyens (Rabitat ulama’ libiya), die sich als Interessenvertretung libyscher Imame und Rechtsgelehrter versteht; Vorsitzender ist Scheich Dr. Abd al-Hamid Umar Mawlud. Die Rabitat ist zwar religiös-orthodox ausgerichtet, trägt aber nicht alle salafistischen Positionen von Großmufti Sadiq al-Ghariani mit.

			Parteien mit religiöser Prägung: Parteien mit religiöser Prägung sind in erster Linie die den Muslimbrüdern zugeordnete, im März 2012 begründete (⟶) Hizb al-adala wal-bina’ (Partei für Gerechtigkeit und Aufbau), die ursprünglich von (⟶) Dr. Ali al-Sallabi ins Leben gerufene (⟶) Hizb al-watan (Vaterlandspartei) und die von ehemaligen LIFG-Mitgliedern dominierte (⟶) Hizb al-umma (Umma-Partei); Parteien mit religiösem Bezug sind aber auch die National Front (hervorgegangen aus der National Front for the Salvation of Libya/NFSL), die von einem abgespaltenen Muslimbruder im Januar 2012 gegründete Hizb al-islah wal-tanmiya (Partei für Reform und Entwicklung), die Islamische Da`wa und Entwicklungspartei und die lokal auf Banghazi beschränkte Risala-Partei (Hizb al-risala).

			II. Islamisch und islamistisch orientierte Organisationen

			Eine Unterscheidung in legale und nicht legale Organisationen und Gruppen ist für Libyen wegen der institutionellen Zweiteilung des Landes in etlichen Fällen problematisch; die Ansar al-sharia ist z. B. für die Regierung in Tobruq eine terroristische Organisation, nicht jedoch für die Regierung in Tripolis.

			Bewegung der Muslimbrüder

			Harakat al-ikhwan al-muslimin

			Gründung der Vereinigung, Status: Gründung 1949; seit 1969 in Libyen im Untergrund, ab 1974 weitgehende Einstellung der Aktivitäten; 1980 Reorganisation in den USA durch exilierte Gruppenmitglieder. Während der Phase der bewaffneten Auseinandersetzungen der islamistischen Gruppen (LIFG u. a.) mit dem Qaddafi-Regime besonders 1995 bis 1998 wurden auch die Muslimbrüder massiv verfolgt; seit 1999 Annäherung zwischen Regime und Muslimbrüdern und erster Dialog im Rahmen der nationalen Versöhnungspolitik von Saif al-Islam al-Qaddafi, der in den Dialog mit Islamisten auch die Muslimbrüder integrierte (besonders in den Jahren 2005/06). Nach dem politischen Umsturz in Libyen 2011 reorganisierte sich die Bewegung der Muslimbrüder und stellte am 24. Mai 2012 einen Antrag auf Registrierung (Legalisierung) beim zuständigen Ministerium für Kultur und Zivilgesellschaft; dem Antrag wurde am 29. Juli 2012 stattgegeben.

			Mitgliederzahl: Nach Angabe ihres Führers (Murshid/Muraqib) Suliman Abd al-Qadir im Jahre 2009 belief sich die Zahl der Mitglieder auf „a few thousands in Libya“, die meisten davon Studenten oder Hochschulabsolventen; hinzu kamen rund 200 Mitglieder im Ausland. Die Muslimbruderschaft weitete seit dem Sturz Qaddafis regional ihre Aktivitäten aus und ist mit Zellen (Büros/Anlaufstellen) inzwischen in allen größeren libyschen Städten präsent. Diese Ausdehnung der Präsenz führte dazu, dass die Muslimbrüder – nicht zuletzt als Folge ihrer aktiven Beteiligung in der Oppositionsbewegung – seit 2011 nicht nur in Libyen zahlreiche neue Mitglieder gewonnen haben, sondern auch etliche Mitglieder aus dem Ausland zurückkehrten.

			Die frühere personelle Dominanz der Cyrenaika ist nach eigenen Angaben der Muslimbruderschaft inzwischen einem 50:50-Verhältnis zwischen den Mitgliedern aus Ost- und Westlibyen gewichen, da die Muslimbruderschaft ihren Einfluss im bevölkerungsreichen Tripolitanien gezielt ausweitete; Berichte belegen ihren Erfolg (Kontrolle zahlreicher Moscheen im Großraum Tripolis durch Muslimbrüder oder ihr nahestehende Prediger).

			Unter den neuen Mitgliedern ist der Anteil jüngerer deutlich höher als unter den Altmitgliedern; dies gilt ebenfalls für den Frauenanteil; exakte Zahlenangaben werden jedoch von der Muslimbruderschaft nicht gemacht.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Die Führung der Muslimbruderschaft wird alle vier Jahre durch Wahlen neu bestimmt. Ihren ersten Kongress hielt sie Anfang der 1980er Jahre ab. Im Jahr 2007 wurde auf dem 8. Nationalkongress Ingenieur Sulaiman Abd al-Qadir Baghtus für eine zweite Amtszeit als Murshid bestätigt. Auf dem 9. Nationalkongress vom 17. bis 19. November 2011 in Banghazi, dem ersten Kongress, der in Libyen abgehalten wurde, wurde der aus Banghazi stammende und über 30 Jahre in den USA lebende Bashir al-Kapti (geboren 1953) zum neuen Führer der Bruderschaft gewählt. Innerhalb des engeren Führungsbüros war Muhammad Abd al-Malik für die Beziehungen zu Europa zuständig, Frau Dr. Majda al-Falah für Frauenangelegenheiten. Neuer Vorsitzender des Konsultativrates (Majlis al-shura) ist seit dem Kongress im November 2011 Dr. Abd al-Latif Qarmuz; er löste Abd al-Majid Abu Ruwain ab. Der Rat wurde 2011 von elf auf 30 Mitglieder aufgestockt, um eine größere Repräsentativität zu erzielen. Auf dem 10. Nationalkongress Anfang Oktober 2015 in Tripolis wurde Ahmad al-Suqi zum neuen Murshid gewählt.

			Programmpunkte: Die Muslimbruderschaft in Libyen folgt nach eigenen Angaben dem „seit 80 Jahren bekannten Programm der ägyptischen Mutterorganisation“. Stereotyp wird als ideologische Grundlage betont: „Islam is our point of reference and an inclusive way of life ordained by God to be guidance and mercy for all people and help them establish freedom, justice, and equality. Through the doctrines of Islam, we seek to create the civil society in which the nation is the source of authority, where justice will be the very end of the rule, and shura (consultation) is adopted in all the nation’s affairs without any individual or party monopolizing power.“

			
					Innenpolitik: Sie tritt für ein von der Scharia bestimmtes politisches System ein; die Auslegung der islamischen Prinzipien sei „moderat“ (wasatiya), nicht extrem (Ablehnung von „tatarruf“) und dabei stets flexibel, also den jeweiligen Umständen angepasst. Dies gelte auch gegenüber den Salafisten und ihrer aggressiven Agitation; für die Bruderschaft gelte „La iqra’ fi al-din“ (Kein Zwang im Glauben). Gewalt wird als Mittel der politischen und gesellschaftlichen Auseinandersetzung zurückgewiesen.

					Außenpolitik: Gute Kooperation mit islamischen Staaten, vor allem der Türkei, wird angestrebt; die Muslimbruderschaft gibt an, durch ihr moderates Verhalten der Islamophobie in westlichen Staaten entgegenwirken zu wollen.

					Gesellschaftspolitik: Die Bruderschaft plädiert für eine gesellschaftliche Reform, die über zivilgesellschaftliches Engagement erreicht werden müsse. Im Mittelpunkt steht die Arbeit im Bildungs- und Sozialbereich. Der Ansatz wird als „umfassend“ (shamila) bezeichnet; die Bruderschaft engagiert sich aber auch als Vermittlerin bei lokalen Konflikten (wie bei Streit um Wohnraum).

			

			Aktivitäten seit 2011: Die Bruderschaft wandte sich bereits vor Beginn der Proteste (u. a. Erklärung vom 3. Februar 2011) mit Aufrufen an das Regime, „das Selbstbestimmungsrecht des libyschen Volkes“ und die Prinzipien des Rechtsstaats zu respektieren; nach Ausbruch der Proteste unterstützte sie aktiv die sich formierenden Brigaden. Im Unterschied zum Nationalen Übergangsrat stand die Bruderschaft allerdings der ausländischen Militärintervention ab März 2011 reserviert gegenüber und sorgte sich um die Souveränität Libyens; dies gilt auch für die Diskussion einer Militärintervention 2015/16, die kategorisch abgelehnt wird.

			Erstes wichtigstes Ereignis der Bruderschaft war im November 2011 die öffentliche Durchführung des 9. Nationalkongresses in Banghazi, in dessen Vorfeld sich die Bruderschaft in der Cyrenaika (bereits seit Februar 2011 von der Qaddafi-Herrschaft befreit) organisatorisch erneuerte und expandierte. Auf dem Nationalkongress wurde entschieden, sich mittels einer eigenen Partei an den Wahlen zur Nationalkonferenz und am anstehenden Verfassungsgebungsprozess zu beteiligen (⟶ HAB). Die Bruderschaft ihrerseits will sich auf Mission („Da`wa-Arbeit“) in der libyschen Gesellschaft konzentrieren.

			Die Bruderschaft akzeptierte und unterstützte den seit März 2011 amtierenden Nationalen Übergangsrat und die Interimsregierung; sie war nach der Wahl des General National Congress (GNC) im Juli 2012 auch in Person des Muslimbruders Abu Shaqur zur Übernahme der Regierungsverantwortung bereit, scheiterte jedoch am nicht zustande kommenden Mehrheitsvotum. Innerhalb der 2014 ausbrechenden bewaffneten Konfrontation zwischen islamistischen und nicht islamistischen Akteuren, zwischen Operation Karama und Operation Fajr, positionierte sich die Muslimbruderschaft eindeutig auf Seiten der islamistischen Akteure, insbesondere dem reaktivierten GNC, unterstützte jedoch auch innerlibysche Dialoginitiativen und führte selbst mit dem UN-Sondergesandten für Libyen, Bernadino Leon, Gespräche. Die auf der Basis des Libyan Political Agreement vom 17. Dezember 2015 gebildete Regierung der nationalen Einheit wird unterstützt.

			Kooperationspartner: Es erfolgt eine enge Abstimmung mit der Partei für Gerechtigkeit und Wiederaufbau (HAB); Partner sind aber auch die der Bruderschaft nahestehenden Mitglieder innerhalb der (islamistisch orientierten) „Revolutionäre“. Außenpolitisch bestehen engere Kontakte zur tunesischen islamistischen (⟶) Partei Ennahda und zur türkischen AKP, die wiederholt von der Führung der Bruderschaft als „Modell“ bezeichnet wurde. Die Beziehungen zur ägyptischen Muslimbruderschaft sind seit deren Entmachtung 2013 stark eingeschränkt. Die Beziehungen zum islamistischen Nordsudan unter Präsident al-Bashir werden als eng und „tiefverwurzelt“ bezeichnet. Unterstützung erfährt in Äußerungen auch die palästinensische Hamas.

			Politischer Gegner: Die Muslimbruderschaft erhebt als größte religiöse Vereinigung des Landes in gewisser Weise einen Führungsanspruch und steht damit in einem machtpolitischen Rivalitätsverhältnis zu anderen Gruppen. Gegner sind auch all jene, die die Einheit Libyens in Frage stellen; die Bruderschaft ist deshalb gegen die im März 2012 erhobenen ostlibyschen Autonomiebestrebungen („Nein zum Föderalismus“). Auch wenn die Muslimbruderschaft die Terrororganisation „Islamischer Staat“ (IS) und deren Machtanspruch in Libyen ablehnt und 2015/16 mehrfach zur Einheit Libyens aufrief, um den IS effektiv bekämpfen zu können, lehnt die Bruderschaft jegliche ausländische Intervention ab (Erklärung vom 1. Februar 2016).

			Webauftritt: Keine eigene Webseite; Information über http://www.ikhwanweb.com/ und über die am 5. Juli 2011 lancierte arabische Facebook-Seite der Bruderschaft (Jama`a al-ikhwan al-muslimin al-libiya).

			Publikationen: The Muslim (seit 1982); die seit 2011 erscheinenden Zeitungen Libya al-youm und Al-Manara gelten als den libyschen Muslimbrüdern nahestehend bzw. fungieren als deren Sprachrohr.

			Partei für Gerechtigkeit und Aufbau

			Hizb al-adala wal-bina´ (HAB)

			Gründung, Status: Der Gründungskongress der HAB fand vom 1. bis 3. März 2012 in Tripolis statt. Der Begriff „al-bina’“ steht momentan für den Wiederaufbau des durch den Bürgerkrieg teilweise zerstörten Landes. Die 1.360 Teilnehmer des Kongresses stammten aus ganz Libyen und wurden von den vorläufigen Parteizellen gewählt. Die Partei ist seit Mai 2012 legalisiert. Auch wenn die HAB formal als unabhängig gilt und angestrebt wird, dass sich rund 35 Prozent der Mitglieder nicht aus der Muslimbruderschaft rekrutieren, so ist die Partei dennoch der parteipolitische Arm der Muslimbrüder. Das Parteilogo wurde im April 2012 durch einen Wettbewerb mit 10.000 LD (Libysche Dinar) Preisgeld bestimmt.

			Mitgliederzahl: Unbekannt; wie bereits auf dem Gründungskongress erkennbar, ist der Anteil an jüngeren Erwachsenen und Frauen in der HAB beachtlich. Beim Kongress selbst waren 15 Prozent der Teilnehmer Frauen. Von den Kongressteilnehmern waren 13 Prozent unter 25 Jahre alt.

			Hauptsitz/Regionalbüros: Sitz der Partei ist Tripolis; Parteibüros existieren in allen größeren Städten (bereits im März 2012 waren Büros in 18 Städten nachgewiesen; Tendenz steigend). Parteikader Nazir Kawan bezeichnete die HAB als bislang größte Partei in Libyen mit einem starken Mitgliederzuwachs in allen Regionalbüros. Unterstützung kommt vor allem von Frauenseite; so haben allein 100 Frauengruppen den Gründungskongress mit organisiert.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Die führenden Parteigremien wurden gemäß den vom Gründungskongress verabschiedeten Statuten am 3. März 2012 erstmals für die Dauer einer zweijährigen Übergangsperiode gewählt. Zum Parteiführer wurde Muhammad Hasan Sawan (eigentlich: Suwwan) mit 51,5 Prozent der Stimmen gewählt; der Gegenkandidat, Imad al-Bannani, erhielt 48,5 Prozent der Stimmen. Sawan, geboren 1959, studierte an der Universität Qar Yunis in Banghazi und war unter der Qaddafi-Herrschaft acht Jahre inhaftiert; Sawan war vor seiner Wahl zum Parteiführer Mitglied im Konsultativrat der Muslimbruderschaft. Sprecher der Partei ist Muhammad Gaair. Am 27. April 2014 wurde Sawan auf dem regulären ersten Parteitag in Tripolis (26. bis 27. April 2014) mit der Mehrheit von 340 Stimmen im Amt bestätigt.

			Das 15-köpfige Exekutivkomitee der Partei wird vom Parteitag (bzw. 2012 vom Gründungskongress) gewählt; unter seinen Mitgliedern befindet sich Nizar Kawan, der als Parteisprecher fungiert; Kawan war vorher Sprecher der Muslimbruderschaft für Tripolis (und wegen seiner häufigen Auftritte im Fernsehsender Al-Jazira in ganz Libyen bekannt); er ist 1976 geboren, studierte Politikwissenschaft in Tripolis und schloss mit einer Masterarbeit über die Zivilgesellschaft ab.

			Der Höchste Parteirat umfasst 48 Personen; 20 Mitglieder werden vom Parteitag, 25 Mitglieder von den Regionalbüros und drei Mitglieder von den Auslandsgemeinden bestimmt. Führer der 17 HAB-Abgeordneten in der im Juli 2012 gewählten Allgemeinen Nationalkonferenz war bis zu ihrer Auflösung im August 2014 Abd al-Rahman al-Dibani. Eine Doppelmitgliedschaft in Führungsgremien der Muslimbruderschaft und der HAB ist laut Statuten untersagt.

			Programmpunkte: Die HAB versteht sich explizit als nationale religiöse Partei mit demokratischer Orientierung und ist damit nach eigenem Verständnis der Antipode zu nicht islamistischen/säkularen Parteien, auch wenn diese in ihren Programmen eine islamische Referenz (in der Regel: „Scharia ist Quelle“ oder „eine der Quellen“ der Gesetzgebung) integrieren. Die HAB vertritt folgende Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Die HAB will sich mit allen gesellschaftlichen Facetten beschäftigen und versteht ihren Ansatz als „umfassend“ (shamila); die Parteigründung ist Teil dieser umfassenden Konzeption und folgt der Auffassung, dass man ohne Politik und Partei die Gesellschaft nicht erreichen und im eigenen Sinne beeinflussen kann. Zudem ist die Parteigründung ein wichtiges Element zum Aufbau von Demokratie im post-qaddafischen Libyen. Das Wahlgesetz in seiner ursprünglichen Form (Verbot religiöser Parteien) wurde abgelehnt, weil dieses der Verfassungserklärung und dem Bekenntnis der Scharia als Grundlage der Gesetzgebung widerspreche. Die Partei akzeptiert Parteienpluralismus und den Wechsel in politischen Führungsämtern. Eine Theokratie wie in Iran und extremistische Positionen werden abgelehnt (Leitlinie ist eine mehrheitsfähige moderate Politik/siyasa wasatiya). Gleichfalls wird Gewalt als Mittel der Politik zurückgewiesen. Im Wahlprogramm zu den Parlamentswahlen Juli 2012 stellten die Aspekte Sicherheit, der Aufbau staatlicher Institutionen und der wirtschaftliche Wiederaufbau die prioritären Handlungsachsen dar. Die Partei strebt in der Verfassung, nach den langjährigen Erfahrungen mit autoritären Präsidenten in der Region sowie der 40-jährigen Herrschaft Qaddafis, die Festschreibung eines starken Parlamentes an; die Partei will nur einen abgeschwächten Präsidentialismus akzeptieren. Abgelehnt wird auch der Föderalismus („Spaltung des Landes“) zugunsten eines politischen Zentralismus mit partieller Dezentralisierung.

					Außenpolitik: Die HAB beschäftigte sich bislang angesichts der komplexen innerlibyschen Lage kaum mit außenpolitischen Aspekten. Es kann aber davon ausgegangen werden, dass die Partei propalästinensisch bzw. antizionistisch orientiert ist. Die Beziehungen zur Türkei und zu Tunesien sind gutnachbarschaftlich. Die islamistischen Regierungsparteien AKP (Türkei) und Ennahda (Tunesien) sind auf gleicher Wellenlänge liegende Kooperationspartner; Gleiches galt bis zur Entmachtung Präsident Mursis in Ägypten im Juli 2013 für die Partei der ägyptischen Muslimbrüder, die (⟶) Freedom and Justice Party.

			

			Aktivitäten seit 2011: Die HAB hat nach ihrer Gründung im März 2012 zahlreiche öffentliche Veranstaltungen durchgeführt, um sich bekannt zu machen und über ihre Ziele zu informieren. Die HAB hatte Kandidaten in allen 73 Wahlkreisen und wollte bei der Wahl zum 200-köpfigen General National Congress (GNC) im Juli 2012 stärkste Partei werden. De facto gewann sie nur 17 der 80 Mandate, die für Parteien reserviert waren (die restlichen 120 Sitze wurden an Einzelkandidaten vergeben); Gewinner bei den GNC-Wahlen war die liberale Allianz der Nationalen Kräfte (39 Mandate). HAB-Parteiführer Sawan erklärte sich Ende Juli 2012 dennoch bereit, in einer zukünftigen Koalitionsregierung mitzuwirken; in der Regierung Zaidan stellte sie vier Minister, was Parteipräsident Sawan nicht hinderte, dem Regierungschef Schwäche und politische Fehlentscheidungen vorzuhalten und im Oktober 2013 gar seinen Rücktritt zu fordern. Da dieser ausblieb, traten die Minister am 21. Januar 2014 aus der Regierung aus. Die HAB beteiligte sich an der Parlamentswahl vom 25. Juni 2014. Die Anzahl der siegreichen Kandidaten kann nicht exakt angegeben werden, da sie alle als „unabhängig“ antraten; die siegreichen HAB-Abgeordneten zählten jedoch zu der Gruppe von Abgeordneten, die die Sitzungen des Parlaments (House of Representatives) in Tobruq boykottierten.

			Im Zuge der seit Mai 2014 eskalierenden Auseinandersetzungen zwischen den Kräften der Operation Karama und der sich formierenden Operation Fajr optierte die HAB für Dialog; Parteichef Sawan führte selbst mit zahlreichen ausländischen Diplomaten und Politikern entsprechende Gespräche; im Oktober 2015 unterstützte er die Friedensanstrengungen des UN-Sondergesandten Leon bzw. seines Nachfolgers Kobler (Treffen am 15. November 2015) und kritisierte die obstruierende Haltung des (reaktivierten) GNC. Sawan rief im Februar 2016 schließlich alle Konfliktparteien auf, die vorgeschlagene „Regierung der nationalen Einheit“ unter Fayez al-Sarraj zu unterstützen; die HAB veröffentlichte am 30. März 2016 hierzu eine offizielle Stellungnahme („The Justice & Construction Party announces its support for National Unity Government“).

			Kooperationspartner: Der natürliche Kooperationspartner der HAB bei allen gesellschaftlichen Problembereichen, die einer Reform bedürfen, ist entsprechend der Gründungsgeschichte die Muslimbruderschaft; die Partei sympathisiert zudem mit jenen islamistischen Brigaden (insbesondere aus Misrata), deren Profil nicht allzu salafistisch ist.

			Politischer Gegner: Gegner sind de facto alle nicht islamistischen Parteien, besonders die Allianz der nationalen Kräfte (NFA) von Ex-Premierminister Mahmud Jibril. Andere islamistische Parteien und die gesellschaftlich einflussreichen Salafisten sind nicht prinzipiell programmatische Gegner, weil es eine hohe Übereinstimmung hinsichtlich der islamischen Gesellschaftskonzeption gibt; Gegner sind sie eher in taktischen Fragen, wobei der jeweilige politische Kontext und der Gewalteinsatz über den Grad der Rivalität und des Gegeneinander entscheidet. In diesem Sinne galt der im August 2014 revitalisierte GNC zunächst als politisch akzeptable Institution, mit der die HAB Gemeinsamkeiten hat, bevor sich die Bürgerkriegssituation wegen der intransigenten Haltung des GNC verschlechterte; die Ansar al-sharia wie auch die Terrormiliz IS gelten wegen ihrer Gewaltbereitschaft und extremen Positionen als politische Gegner.

			Webauftritt: http://www.ab.ly

			Publikationen: Zeitschrift al-Adala wal-bina´ (33 Ausgaben bis Mai 2016); über die Aktivitäten der HAB informieren neben der Webseite auch die der Muslimbruderschaft nahestehenden Zeitungen Libya al-youm und al-Manara.

			Vaterlandspartei

			Hizb al-watan

			Gründung: Die Partei gründete sich offiziell im Mai 2012, nachdem sie ihr selbst gestecktes Ziel, die Präsenz in Gesamtlibyen (Lokalbüros in 24 Städten) erreicht hatte. Hervorgegangen ist sie aus der von (⟶) Ali al-Sallabi bereits am 10. November 2011 ins Leben gerufenen Nationalen Sammlungsbewegung für Freiheit, Gerechtigkeit und Entwicklung (al-Tajammu‘ al-watani min ajli al-hurriya wal-adala wal-tanmiya), die maßgeblich unterstützt worden war von Abd al-Hakim Belhaj und Muhammad Busedra. Nach internen Auseinandersetzungen und Richtungskämpfen im Dezember 2011 änderte die Partei ab Januar 2012 ihren Namen in Hizb al-watan. Das Logo der Partei ist ein stilisiertes, arabisches „Wau“ für al-Watan (Vaterland); das Motto lautet: Wir sind alle Partner von al-Watan (Kullna shuraka´ al-watan).

			Mitgliederzahl: Unbekannt; angesichts einer gesicherten Präsenz in über 20 Städten ist sie für libysche Maßstäbe hoch. Nach Eigenangaben vermochte die Partei dank ihres offenen Ansatzes viele jüngere Erwachsene und Frauen für sich zu gewinnen, die bislang wenig politisch aktiv waren. Sie umfasst – ebenfalls nach eigenen Angaben – aber auch einige ehemalige (⟶) LIFG-Mitglieder (wie Abd al-Hakim Belhaj) und Salafisten aus dem libysch-nationalistischen Zweig. Die Partei will keine Personen, die eng mit dem Qaddafi-Regime kooperierten, in ihren Reihen dulden. Sie will, insbesondere in den auch in Zukunft für die politische Entwicklung wichtigen Stämmen, politisch unbelastete „new sons“ für sich rekrutieren.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Ein offizieller Parteiführer ist nicht bekannt gegeben worden; de facto gilt Abd al-Hakim Belhaj als Parteichef; weitere hohe Parteikader sind Imhammad Ghula (Organisation), Muhammad Ba’yu, Mahmud Hamza, Mansur Saif al-Nasr. Ali al-Sallabi ist nach der Kritik an seiner Person (zu viel eigenmächtiges Handeln ohne Rücksprache mit der Partei) der Partei zwar noch verbunden, übt aber keine offizielle Führungsposition mehr aus. Die Partei will junge Erwachsene in die politische Partizipation einbeziehen und akzeptiert ausdrücklich Frauen in hohen innerparteilichen (und staatlichen) Führungsämtern. Innerhalb der Partei gibt es zwei sehr aktive Komitees: eines für die Jugend (untergliedert in zwei Subkomitees für die Altersgruppe 16 bis 20 Jahre und 21 bis 30 Jahre) und eines für Frauen.

			Programmpunkte: Die Partei optiert für eine „moderate islamische Demokratie“; sie versteht sich gemäß ihrem im April 2012 vorgelegten Programm als „politische“ (Hizb siyasi) und nicht als „religiöse“ Partei (Hizb dini), im Unterschied zur HAB, die sich als religiöse Partei einstuft. Der islamische Bezugsrahmen umfasst im Parteiprogramm zwei Seiten.

			Die Partei formulierte in verschiedenen Grundsatzpapieren und im Parteiprogramm ihre Positionen aus. Demnach versteht sie sich als Initiative, um den demokratischen Wandel in Libyen zu unterstützen; demokratische Prozesse, die Bindung des Bürgers an den Staat, Pluralismus, Dezentralisierung („nationale Einheit ohne Zentralismus“) und freie Medien seien für den angestrebten demokratischen Wandel eine Grundvoraussetzung. Für die innerparteiliche Demokratie bedeute das die Stärkung der Interaktion zwischen Parteimitgliedern und den Bürgern (vgl. das Positionspapier: Mafhum al-sharaka bi-hizb al-watan) sowie Offenheit für Diskussionen und eine Anpassung des Programmes an neue Gegebenheiten („flexible Partei ohne dogmatisches, fertiges Programm“). Die Partei formulierte auf der Basis der drei Grundpositionen Schutz der Freiheiten, Gerechtigkeit und nachhaltige Entwicklung ein Programm, das zehn Achsen umfasst:

			
					Allgemeine Freiheiten. (Die Partei tritt für die Garantie eines umfassenden Menschenrechtsschutzes ein.)

					Der politische Rahmen: Gerechtigkeit als Grundlage des Staates. (Es folgt ein Plädoyer für den Rechtsstaat, dezentrale Strukturen, Wahlen.)

					Der wirtschaftliche Rahmen. (Es wird u. a. für Marktwirtschaft, die Öffnung gegenüber der Weltwirtschaft, den Aufbau staatlicher Unternehmen, für bürgerorientierte wirtschaftliche Dienstleistungen und Infrastrukturmaßnahmen plädiert und die Berufstätigkeit von Frauen befürwortet.)

					Justiz. (Die Partei tritt für die Unabhängigkeit der Justiz und die Reform des Justizsystems ein.)

					Gesundheit.

					Bildung und Forschung. (Es wird für einen deutlichen Ausbau und die Reform der Curricula plädiert.)

					Der libysche Bürger. (Er hat demnach Anspruch auf würdigen Wohnraum und Arbeit; die Frauen sind Partner der Männer und gleichermaßen beim Aufbau des Staates zu beteiligen; die Jugend ist zu fördern und zur Arbeit in zivilgesellschaftlichen Vereinigungen zu ermutigen; die Partei lehnt es ab, Frauen das Tragen des Hijab vorzuschreiben.)

					Ressourcen des Staates. (Notwendig sei eine effiziente Kontrolle der Staatsausgaben und Korruptionsbekämpfung.)

					Wissenschaft, Kunst und Kultur. (Freiheit in diesen Bereichen sei zu gewährleisten; es gilt aber auch die Umsetzung der strategischen Ziele: Schutz der arabischen Sprache, Schutz des libyschen Nationalerbes und Schutz der islamischen Prägung des Staates/al-Tabi‘ al-islami lil-dawla.)

					Außenpolitik. (Der demokratische, souveräne Nationalstaat Libyen sei Teil der internationalen Staatengemeinschaft und trete für Kooperation mit den Nachbarstaaten sowie Stabilität und partnerschaftliche Beziehungen mit den Staaten der Welt ein; Libyen praktiziere die Nichteinmischung in die Angelegenheiten von Drittstaaten und lehne die Einmischung Dritter in innerlibysche Angelegenheiten ab; eine enge arabische Kooperation in den Bereichen Politik, Wirtschaft, Sicherheitspolitik wird befürwortet; alle Beschlüsse/Resolutionen der Arabischen Liga, der Organisation Islamische Konferenz und der Afrikanischen Union werden akzeptiert, nicht jedoch alle Beschlüsse/Resolutionen der UNO; es wird für einen gerechten Ausgleich im Nahostkonflikt, u. a. durch Gründung eines palästinensischen Staates mit Jerusalem als Hauptstadt, plädiert.)

			

			Hinsichtlich des islamischen Referenzrahmens (Positionspapier: Mafhum al-marja`iya al-islamiya), dem zufolge „der Islam“ der Rahmen für alle politischen Überlegungen und alle gesellschaftlichen Projekte sein soll, wird im Detail auf folgende Prinzipien verwiesen, die es hochzuhalten gelte: die menschliche Würde, das Schura-/Beratungsprinzip, Gerechtigkeit, der politische und intellektuelle Pluralismus, der Kampf gegen politische und gesellschaftliche Gruppen, die „einzig gültige Wahrheiten“ verkünden, sowie der Schutz der Schwachen. Das Positionspapier schließt mit der Feststellung: „All dies sind die allgemeinen Prinzipien der Marja`iya islamiya, die der Staat zu befolgen hat, und die auch die Grundlage der Vaterlandspartei sind.“

			Aktivitäten seit 2011: Die Partei führte seit ihrer Gründung landesweit zahlreiche öffentliche Diskussionsrunden („open-discussion meetings“) durch und warb erfolgreich Mitglieder (allerdings ist dies nach eigenen Angaben im ländlichen Raum sehr schwer; in Stammesgebieten sei vor allem der Zugang zu Frauen nicht leicht). Die sukzessive Eröffnung von Regionalbüros sei Beweis für die Richtigkeit des partizipativen Politikansatzes, der allen Raum zur aktiven Mitgestaltung gibt. Nach eigenen Angaben verfügt die Partei nach der (⟶) Partei für Gerechtigkeit und Aufbau (HAB) über die zweitbeste Parteistruktur im Lande. Vorrangiges Ziel war ein gutes Abschneiden bei der Wahl zur Allgemeinen Nationalkonferenz im Juli 2012; dieses Ziel konnte nicht erreicht werden, obwohl die Partei in 59 der 73 Wahlkreise eigene Kandidaten aufstellte. Die Partei erhielt abgeschlagen landesweit nur 51.292 Stimmen und erzielte damit keinen Sitz in der Allgemeinen Nationalkonferenz. Die islamistischen Parteien erzielten insgesamt nur 15 bis 20 Prozent der Stimmen. Auch bei der Parlamentswahl am 25. Juni 2014 konnte die Partei als Folge des komplizierten Wahlrechts kein Mandat erringen.

			Kooperationspartner: Die Partei hat keinen „natürlichen“ Kooperationspartner; sie ist nicht auf die anderen islamistischen Parteien fixiert und offen für einen breiten Dialog mit allen an Pluralismus und Rechtsstaat interessierten Gruppen und Parteien.

			Politischer Gegner: Alle Gruppen und Parteien, die Intoleranz und Missachtung von Rechten an den Tag legen, unabhängig ihrer ideologischen/religiösen Ausrichtung; die Vaterlandspartei stellt sich gegen die Terrormiliz IS.

			Webauftritt: Alwattan Party (deaktiviert); zeitweise (2012/13) existierte in arabischer Sprache eine Seite bei Facebook (Mubadara hizb al-watan).

			Publikationen: Parteiprogramm (Hizb al-watan: barnamj), April 2012 (arabisch, 25 S.).

			Partei der (islamischen) Gemeinde

			Hizb al-umma

			Gründung: 2012

			Hauptsitz/Regionalbüros: Sitz der Partei ist Tripolis; über die regionale Verankerung ist wenig bekannt.

			Mitgliederzahl: Unbekannt; die von der Partei angesprochene Zielgruppe (primär stark religiös orientierte Mitglieder der Kampfbrigaden) ist allerdings zahlenmäßig beschränkt.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Alle wichtigen Führungskader stammen aus der ehemaligen (⟶) LIFG-Führungsgruppe (wie Miftah al-Mabruk al-Dhawadi oder Khalid al-Sharif).

			Programmpunkte: Die Partei veröffentlichte bislang kein Parteiprogramm; auf öffentlichen Werbeplakaten tritt sie für Wohlfahrt und Würde für alle Staatsbürger ein. Das islamische Profil beschränkt sich auf wenige Aussagen wie Umsetzung der Scharia und Einführung „koranischer Prinzipien“. Was dies abgesehen von der geforderten Einführung der Polygamie für die Partei bedeutet, wird nicht ausgeführt. Die Partei blieb hier vor allem im Vorfeld der Wahlen zur Allgemeinen Nationalkonferenz – wie allerdings andere Akteure auch – vage und legte ihre „islamischen Karten“ nicht auf den Tisch. Bei den Wahlen zur Allgemeinen Nationalkonferenz am 7. Juli 2012 erzielte sie kaum Stimmen und folglich auch kein Mandat. Bei der Parlamentswahl am 25. Juni 2014 wurden gleichfalls keine Mandate erzielt.

			Aktivitäten seit 2011: Die Partei führte bislang hauptsächlich in Tripolis und Banghazi Parteiveranstaltungen durch und war 2012 aufgrund ihrer Werbe-/Wahlplakate öffentlich sichtbar. Die Aktivitäten der Partei sind seit Ausbruch des 2. Bürgerkrieges 2014 allerdings drastisch zurückgegangen.

			Kooperationspartner: Prinzipiell sind alle islamistischen Parteien und die salafistischen Gruppen potentielle Kooperationspartner; faktisch entscheidet über eine Kooperation der jeweilige Kontext.

			Politische Gegner: Die dezidiert einer islamischen Gesellschaftskonzeption folgende Parteilinie macht alle nicht islamistischen/säkularen Parteien und zivilgesellschaftlichen Gruppen zu Gegnern.

			Webauftritt: Nicht vorhanden.

			LIFG / HIT

			Libyan Islamic Fighting Group / al-Jama‛a al-islamiya al-muqatila; HIT: al-Haraka al-islamiya lil-taghiir (Islamische Bewegung für den Wandel)

			Gründung, Status: Die LIFG wurde 1990 durch ehemalige Afghanistankämpfer mit dem Ziel, durch bewaffneten Kampf das „tyrannische Qaddafi-Regime“ zu stürzen, gegründet; die erste öffentliche Erklärung erfolgte am 18. Oktober 1995. Das Regime reagierte auf die bewaffneten Angriffe der LIFG (hauptsächliches Kampfgebiet war die östliche Cyrenaika) mit massiver Repression, so dass wegen der hohen Verluste und Verhaftungen Ende der 1990er Jahre der Kampf eingestellt wurde. Die inhaftierten LIFG-Mitglieder akzeptierten den seit Mitte der 2000er Jahre von Saif al-Islam al-Qaddafi initiierten nationalen Versöhnungsprozess (Beginn der Verhandlungen 2006) und sagten sich 2009 nach einer Reihe von theologischen Debatten innerhalb des Abu-Slim-Gefängnisses in Tripolis (wo die meisten LIFG-Führer inhaftiert waren) unter entsprechender Vermittlung durch den damaligen Professor (⟶) Sadiq al-Ghariani, den Professor Hamza Abu Faris und den von Katar aus wirkenden (⟶) Dr. Ali al-Sallabi definitiv vom bewaffneten Kampf los. Die LIFG nannte sich nach dem Strategiewandel 2010 (nach anderen Quellen 2011) in Islamische Bewegung für den Wandel (HIT) um und schlug damit definitiv den Weg in Richtung politischer Arbeit und Wahlbeteiligung ein. Die weitere politische Entwicklung zeigte aber, dass die Gründung der HIT nur ein Übergangsstadium war, bevor sich die in der Bewegung zusammengeschlossenen Mitglieder in anderen Organisationen neu engagierten. Die HIT kann seit 2012 als aufgelöst gelten, auch wenn es keinen entsprechenden formalen Beschluss gibt.

			Mitgliederzahl: Die genaue Mitgliederzahl sowohl der LIFG als auch der HIT ist unbekannt; die HIT sammelte 2010/11 hauptsächlich die inzwischen 30 bis 45 Jahre alten ehemaligen LIFG-Kämpfer (darunter keine Frauen), die entweder im Rahmen des nationalen Versöhnungsprozesses in drei Teilgruppen aus der Haft entlassen wurden oder nach Beginn der militärischen Auseinandersetzungen zwischen Februar und August 2011 aus den Gefängnissen befreit wurden. Die LIFG rekrutierte sich ihrerseits anfänglich zum größten Teil aus jungen Jihadisten aus den ostlibyschen Küstenstädten Darna und Tobruq. Von den geschätzten 1.000 Mitgliedern der LIFG waren in den 1990er Jahren 200 bis 300 Kämpfer (rekrutiert von Abu Laith al-Libi und Abu Yahya al-Libi) für Al-Qaida in Afghanistan aktiv.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Erster Emir der LIFG war Miftah al-Mabruk al-Dhawadi alias Scheich Abd al-Ghaffar, seine Nachfolger waren Noman Benotman (Gründer der heute in London ansässigen Quilliam-Foundation) und Abd al-Hakim al-Khuwildy Belhaj (alias Abu Abdallah al-Sadiq). Weitere Führungsmitglieder waren: Khalid Muhammad al-Sharif alias Abu Hazim (Stellvertreter von Belhaj), Scheich Sami Mustafa al-Sa`idi alias Abu al-Mundhir (zuständig für Scharia-Fragen), Mustafa al-Sayid Qunaifid alias al-Zubair (Kommandeur) und Abd al-Wahhab Muhammad Qayid (Kommandeur und älterer Bruder von Abu Yahya al-Libi aus dem Umfeld von Osama Bin Laden). Die genannten sechs Personen waren Autoren des 2009 verfassten Dokumentes zur Revision der Gewaltstrategie. Als Führer der HIT (bis zu seinem Rücktritt vom Militärrat Tripolis und seinem Wechsel zur Vaterlandspartei) galt der in Tripolis geborene (⟶) Abd al-Hakim Belhaj (Sitz in Tripolis).

			Programmpunkte: Die LIFG kämpfte gegen die in ihren Augen ketzerische Islampolitik Qaddafis und trat für einen Staat ein, in dem die Scharia zur Anwendung kommt; die Revision der Gewaltstrategie beendete zwar formal den bewaffneten Kampf, beendete aber nicht die Kritik an der qaddafischen Religionspolitik. Mit dem Sturz Qaddafis und der Rücknahme der qaddafischen Maßnahmen im religiösen Bereich sowie der Ankündigung des Nationalen Übergangsrates, in Libyen die Scharia zur Grundlage der Gesetzgebung zu machen, war eine gänzlich neue Situation eingetreten; jetzt ging es für die LIFG/HIT nur noch darum, Einfluss auf die Ausgestaltung des zukünftigen islamischen Profils des Landes zu nehmen. Die HIT legte bezüglich ihrer Vorstellungen keine entsprechenden Publikationen vor, doch ist davon auszugehen, dass es nach dem erfolgten Sturz Qaddafis keine einheitliche Position mehr gab. Die Zerstreuung der HIT-Mitglieder ab Ende 2011 und ihr Engagement in unterschiedlichen Organisationen/Gruppen, wie u. a. Belhaj in der (⟶) Vaterlandspartei (Hizb al-watan), Dhawadi in der (⟶) Umma-Partei, einige bei den Salafisten, zeigen, dass letztendlich in der LIFG/HIT alle Richtungen von der moderaten Variante bis zur radikalen Variante der jihadistischen Salafisten vertreten waren. Zahlreiche LIFG-Mitglieder waren gegen die Involvierung der NATO im Kampf gegen Qaddafi und lehnten in der Diskussion über mögliche NATO-Militärstützpunkte in Libyen diese vehement ab (so beispielsweise Sami al-Sa`idi im Interview mit der Zeitung Al-Hayat, 25. September 2011).

			Aktivitäten seit 2011: Die LIFG bzw. HIT ist als „Organisation“ nicht mit öffentlichen Aktivitäten in Erscheinung getreten; es sind nur individuelle Aktivitäten von einzelnen Mitgliedern nachgewiesen. Die LIFG ist quasi die „Schattenorganisation“, die immer noch über ihre früheren Mitglieder fortwirkt und als historischer Referenzpunkt gilt, weshalb sie in dieser Rubrik Aufnahme findet.

			Kooperationspartner (bis 2012): Der von Belhaj und Mitgliedern der Tripolis-Brigade dominierte Militärrat von Tripolis sowie weitere Brigaden, in deren Kommandeursstruktur ehemalige LIFG-Mitglieder aktiv waren/sind.

			Politische Gegner: Alle säkularen Gruppen/Parteien.

			Webauftritt: Die LIFG bzw. ihre noch agierenden Mitglieder nutzen für ihre Informationspolitik fremde Informationsdienste wie http://www.muslim.org/

			Publikationen: Libyan Islamic Fighting Group: Recantation document. Corrective studies in understanding jihad/Dirasat tashihiya fi mafahim al-jihad, Tripolis, 8. September 2009, 417 S. (Text ausschließlich arabisch) vgl. auch Tawil, Camille: The changing face of the Jihadist movement in Libya, in: Terrorism Monitor, Washington D.C., Band 7, Nr. 1, 2009, 3 S.

			III. Islamistische Brigaden

			Im Rahmen des libyschen Bürgerkrieges kam es ab Februar 2011 landesweit zur Bildung von rund 500 bewaffneten Brigaden (Katiba, Plural: Kata’ib), deren Ziel der Sturz Qaddafis war. Sie rekrutierten sich aus Überläufern der qaddafischen Streitkräfte und kampfbereiten jungen Libyern (sogenannte libysche Freiheitskämpfer: Thuwwar). Ihr Organisationsprinzip war entweder die lokale Herkunft oder die ideologische Verortung. Die Anzahl der Brigaden stieg nach dem Sturz des Qaddafi-Regimes weiter an, um auf die politische Entwicklung Einfluss zu nehmen und sich Einnahmen zu sichern; 2014 wurde ihre Zahl auf rund 1.600 geschätzt.

			Innerhalb der derzeit existierenden Brigaden bilden diejenigen, die eine islamistische Agenda verfolgen und sich für die Durchsetzung religiöser Ziele einsetzen (u. a. Kalifat als Staatsform; Islamisches Recht inklusive Strafrecht), eine Sonderkategorie. Beispiele der numerisch umfangreichsten islamistischen Brigaden sind

			
					in Banghazi u. a. die 17.-Februar-Brigade, Rafallah-al-Sahhati-Brigade, Libya Shield 1 Battalion unter Kommando von Wisam Bin-Hamid, Libya Shield 2 Batallion, die Brigade des inhaftierten Omar Abdul- Rahman; zahlreiche Brigaden aus dem Großraum Banghazi waren anfänglich in der Ittihad saraya al-thuwwar unter Einfluss von Isma`il Sallabi und Fawzi Bukatif zusammengeschlossen, seit 2014 fungiert der Banghazi Revolutionaries Shura Council als Dachverband.

					auf dem Jabal Akhdar die dort operierenden Katibat Shuhada´ Abu Slim, die Katibat Umar al-Mukhtar, die Katibat Abu Ubaida Ibn al-Jarra, die Katibat Malik und der in Darna ansässige Shura Council of Islamic Youth, der 2014 zum IS überlief. In Darna koordiniert der im Dezember 2014 gebildete Darna Mujahidin Shura Council die Anti-IS-Brigaden. Auffallend ist, dass viele Kommandeure der Brigaden in der Cyrenaika aus Misrata stammten.

					in Tripolitanien vor allem die Einheiten der 2012 gegründeten Central Libya Shield, die Brigade 166 (sie unterstützen den Ex-GNC), die Janzur-Faris-Brigade, die Zawiya-Märtyrer-Brigade, die Kani-Brigade (Tarhuna) u. a.; Schwerpunkt der Herkunft und Präsenz islamistischer Brigaden ist die Küstenstadt Misrata (Misrata Union of Revolutionaries, angeführt von Ali Musa), gefolgt von Tripolis und Zawiya. Zahlreiche Brigaden sind in dem bereits 2013 vom GNC-Präsidenten Nuri Abu Sahmain ins Leben gerufenen Koordinierungsorgan Libyan Revolutionaries Operation Room (LROR) zusammengeschlossen.

					im Fazzan: Libya Shield Third Force (Sabha), mehrere Tuareg-Brigaden.

			

			Die meisten der islamistischen Brigaden sind seit Sommer 2014 Teil der Operation Fajr, die sich seit Mai 2014 gegen den Feldzug der in der Operation Karama zusammengeschlossenen antiislamistisch ausgerichteten Kampfeinheiten zur Wehr setzt. In der Operation Fajr stellen die Misrata-Brigaden die Mehrzahl der Kämpfer; weitere kommen von den Central Libya Shield Forces.

			Die von Generalmajor Khalifa Haftar kommandierte Operation Karama umfasst als Hauptbestandteile die Libyan National Army, die von Oberst Wanis Bukhamada angeführte Al-Sai’qa-Brigade, die dominanten Zintan-Brigaden vom Jabal Nafusa einschließlich der Al-Sawaiqa- und Al-Qaqa-Brigaden; verbündet sind die von Ibrahim Jadhran kommandierten Petroleum Facilities Guards.

			Die islamistischen Brigaden, deren offensichtliches Ziel es ist, die schnelle Wiederherstellung des staatlichen (nicht islamistisch ausgerichteten) Gewaltmonopols zu verhindern, sind in dreifacher Hinsicht problematisch:

			
					Erstens spielen sie innerhalb der Brigaden selbst eine Sonderrolle, weil ihre Ziele und Interessen nicht denen der Mehrheit entsprechen und sie damit auch in der zeitweise bestehenden Interessenvertretung der Brigaden (z. B. dem Majlis al-watani al-ala lil-thuwwar) für Konflikte sorgten.

					Zweitens stellen die islamistischen Brigaden den Aufbau einer neuen nationalen Armee und die damit einhergehenden Integrationsbemühungen bereits bestehender Kampfeinheiten vor große Aufgaben; die islamistischen Brigaden lehnen vor dem Hintergrund ihrer religiösen Mission eine Demobilisierung und die Integration in die nationalen Sicherheitskräfte eines aus ihrer Sicht unislamischen Staates ab.

					Drittens sind die Grenzen zu terroristischen Aktivitäten fließend (Angriffe auf ausländische Botschaftseinrichtungen und das Internationale Rote Kreuz im Juni 2012); zumindest eine punktuelle Kooperation der Brigaden mit terroristischen islamistischen Gruppen in Libyen wie den (⟶) Ansar al-sharia u. a. in Darna sowie mit dem Al-Qaida-Netzwerk ist nachweisbar.

			

			IV. Islamistische terroristische Gruppen

			Ansar al-sharia

			Katibat ansar al-shari`a (Brigade der Anhänger der Scharia)

			Gründung: Gründung Ende 2011 nach dem Sturz Qaddafis, im Februar 2012 offizielle Bekanntgabe der Gründung; die Ansar al-sharia gilt als Verbündete von Al-Qaida, obwohl die Organisation dies in der Vergangenheit offiziell stets abstritt.

			Führung: Die Ansar al-sharia besteht aus zwei Hauptzweigen: der Brigade von Banghazi und der Brigade von Darna. Die Brigade von Banghazi wurde seit 2012 von „Emir“ Scheich Muhammad al-Zawahi (Banghazi) angeführt, der zugleich dem achtköpfigen Führungsrat vorstand, dem auch Nasr al-Tarjani angehörte, der für religiöse Orientierung zuständig war; al-Zawahi war unter Qaddafi Häftling im Abu-Slim-Gefängnis in Tripolis und erlag im Januar 2015 seinen im Dezember 2014 im Kampf gegen Kräfte der Operation Karama erlittenen Verletzungen. Sein Nachfolger wurde Abu Khalid al-Madani. Die Brigade der Ansar al-sharia in Darna wird von Abu Sufyan Bin-Qammu angeführt (Ex-Häftling in Guantanamo), der Verbindungen zu Al-Qaida hat. Beide Zweige agieren autonom, waren aber zur Koordination auf der ersten Ansar-al-sharia-Jahreskonferenz im Juni 2012 in Banghazi (1.000 Teilnehmer) vertreten; die zweite Konferenz fand im Juni 2013 statt (2.000 Teilnehmer). 2014 schloss sich die Ansar-al-sharia-Brigade Banghazi im Kampf gegen die Operation Karama dem neugegründeten Benghazi Revolutionaries Shura Council an.

			Mitglieder und regionale Verbreitung: Die ersten Mitglieder waren bereits während der Kämpfe zum Sturz Qaddafis in verschiedenen salafistisch orientierten Brigaden aktiv; 2015 wurde die Anzahl der Kämpfer auf 4.500 bis 5.000 geschätzt. Mehrere Hauptverbreitungsgebiete sind nachgewiesen: Banghazi (Ansar-al-sharia-Brigade Banghazi), Darna (Ansar-al-sharia-Brigade Darna), Sirt (seit Juni 2013), Ajidabiya (seit August 2013) und Sabratha. Zahlreiche Kämpfer in Banghazi schlossen sich Ende März 2015 zusammen mit dem Führungsmitglied Abu Abdallah al-Libi, dem Zuständigen für Scharia-Rechtsfragen innerhalb der Ansar, dem IS an. Die meisten Kämpfer in Sirt liefen ebenfalls 2015 zum IS über.

			Programmpunkte: Die Ansar al-sharia optiert für einen „islamischen Staat“, dessen Basis die Scharia ist und der die Prinzipien des Jihad und der Hisba (Festlegung dessen, was gut und folglich zu befolgen ist, und was schlecht ist und damit verboten gehört) umsetzt; sie lehnt Parteien und Wahlen und generell westliche Demokratiekonzepte als unislamisch ab; sie opponierte folglich auch gegen die Wahl der Allgemeinen Nationalkonferenz im Juli 2012; sie lehnt aber auch Sufismus und die Existenz von Sufi-Schreinen und Mausoleen religiöser Persönlichkeiten, die im Volksislam verehrt werden, ab; ihrer Auffassung zufolge handelt es sich dabei um Götzendienerei (Shirk) bzw. fördert die Existenz dieser Schreine und Gräber/Wallfahrtsorte die Götzendienerei. Die Ansar al-sharia hat die meisten Angriffe auf Maraboutgräber/Mausoleen in Libyen verübt. Ein hoher Stellenwert kommt Missionsaktivitäten zu, um die Bevölkerung vom „wahren“ Islam (ihrer Interpretation) zu überzeugen; mit karitativen Dienstleistungen soll gleichfalls geworben werden.

			Aktivitäten: Die Ansar al-sharia ist neben ihren karitativen und missionarischen Aktivitäten immer wieder mit bewaffneten Aktionen aufgefallen; am spektakulärsten war der von ihr geplante und ausgeführte Angriff auf das US-Konsulat am 11. September 2012 in Banghazi, bei dem US-Botschafter Chris Stevens ums Leben kam; die Ansar al-sharia hat ihre Verwicklung in den Angriff geleugnet. Die Bevölkerung hat aus Protest das Hauptquartier der Ansar al-sharia in Banghazi gestürmt; die USA erklärten die Ansar al-sharia (in Banghazi, Darna und in Tunesien) am 10. Januar 2014, der UN-Sicherheitsrat (Sanctions committee) am 19. April 2014 zur terroristischen Vereinigung; Gleiches gilt für die libysche Regierung.

			Seit Anfang 2013 hat die Ansar al-sharia ihre Präsenz in Banghazi wieder gefestigt und Angriffe auf die libysche Armee verübt, um diese aus der Stadt zu vertreiben. Die bewaffneten Übergriffe der Ansar al-sharia waren Hauptauslöser für die am 16. Mai 2014 beginnende Operation Karama, mit der General Haftar die „terroristischen Gruppen“ im Lande zerschlagen wollte. Der Handlungsspielraum der Ansar al-sharia in Banghazi hat sich bis 2016 angesichts der Übermacht der Operation Karama sukzessive verkleinert.

			Terrormiliz „Islamischer Staat“

			IS / arabisches Akronym: DAISH / Dawla islamiya fil-iraq wal-sham (Islamischer Staat in Irak und Syrien)

			Gründung: In Libyen fand die erste Manifestation der Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS) in Darna statt, wo Emissäre von Abu Bakr al-Baghdadi, der sich im Juni 2014 selbst zum „Kalifen“ proklamierte, unter libyschen Jihadisten für den IS warben. Der in Darna seit 2013 entstandene Shura-Rat der Jugend des Islam, dessen Kern rund 300 aus Syrien zurückgekehrte IS-Jihadisten bildeten, gab als erste Gruppe am 3. Oktober 2014 gegenüber al-Baghdadi und dem IS ein Treuebekenntnis ab. Von Darna aus erfolgten weitere (erfolgreiche) Missionsaktivitäten des IS.

			Führung: Abu Bakr al-Baghdadi („Kalif“), dessen Hauptquartier sich im syrischen Raqqa befindet, hat die IS-Präsenz in Libyen strategisch geplant und sukzessive drei IS-Wilayate proklamiert (im Oktober 2014 das Wilaya Barqa mit Zentrum Darna, im Frühjahr 2015 das Wilaya Tarabulus mit Hauptquartier in Sirt, dann das Wilaya Fazzan); von Libyen aus soll sich der IS in ganz Nordafrika und dem Sahel etablieren. Die Strategie „Libyen als Einfallstor des IS in Nordafrika“ wurde Ende 2014 in einem Strategiepapier formuliert (vgl. Darstellung und Übersetzung von Charlie Winter „Libya: The Strategic Gateway for the Islamic State“ vom Februar 2015, http://www.quilliamfoundation.org/wp/wp-content/uploads/publications/free/libya-the-strategic-gateway-for-the-is.pdf (letzter Abruf: 25.5.2016). Mit der Gesamtführung des IS in Nordafrika (Wilaya Ifriqiya) beauftragte al-Baghdadi den aus Bahrain stammenden Turki al-Binali; zum Kommandeur des IS in Libyen bestimmte er den Iraker Abu Nabil al-Anbari (al-Anbari wurde bei einem US-Luftangriff im November 2015 getötet; sein Nachfolger wurde nach der Interimsherrschaft von Abu al-Mughira al-Qahtani im Frühjahr 2016 der Saudi Abd al-Qadir al-Najdi). Die ersten Kommandeure der libyschen Wilayate wurden der Jemenite Abu al-Bara al-Azdi (Barqa) und Abu Talha al-Tunisi (Tarabulus); die Führung des erst rudimentär strukturierten Wilaya Fazzan ist (noch) unbekannt. In jedem Wilaya wurden zudem Muftis und Richter bestellt.

			Mitglieder und regionale Verbreitung: Die Terrormiliz breitete sich in Libyen von Darna aus metastasenartig aus, weil sich viele bestehende salafistische Gruppen, darunter große Teile der (⟶) Ansar al-sharia zum IS bekannten und zugleich zahlreiche neue Kämpfer geworben werden konnten. In der IS-Zeitschrift Dabiq (Nr. 8, 2015: Die Scharia wird in Afrika herrschen) wird behauptet, dass sich landesweit viele „salafistische Gruppen“ dem IS angeschlossen hätten. Eine gesicherte IS-Präsenz ist Anfang 2016 nachgewiesen in der Umgebung von Darna (aus dem Stadtzentrum wurde der IS allerdings im April 2016 vom gleichfalls islamistischen Darna Mujahidin Shura Council und der Abu-Slim-Brigade vertrieben), in Teilen von Banghazi, Ajidabiya, Sirt, in Teilen des Fazzan (Gegend von Sokna, wo es im Januar 2015 erste Angriffe des IS auf lokale Sicherheitsorgane gab); Schläferzellen gibt es in Tripolis und Ausbildungslager in der Umgebung von Sabratha. Seit Mai 2016 laufen umfangreiche Gegenoperationen zur „Befreiung von Sirt“ mit ersten Teilerfolgen.

			Die Anzahl der IS-Jihadisten in Libyen variiert je nach Quelle stark; Anfang 2015 noch auf rund 3.000 Jihadisten beziffert, wird Anfang 2016 ihre Anzahl bereits mit rund 6.500 angegeben, darunter zahlreiche Tunesier, auf deren Konto die meisten der in Libyen verübten Selbstmordanschläge gehen. Seit Ende 2015 ist ein verstärkter Zustrom von IS-Kämpfern aus Syrien feststellbar, der die IS-Stärke in Libyen ansteigen ließ. Das größte IS-Kontingent mit etwa 1.500 Kämpfern (Stand: Frühjahr 2016) ist derzeit in Sirt aktiv.

			Aktivitäten: Die Terrormiliz IS baute in den von ihr kontrollierten Gebieten umgehend eigene Verwaltungsstrukturen auf und etablierte eine eigene Justiz sowie eine Religionspolizei. Die Religionspolizei vollzog auch die verhängten Auspeitschungen (bei verbotenem Alkoholkonsum oder „unzüchtiger“ Kleidung) und die Hinrichtung von verurteilten „Spionen“, „Feinden“ des IS und des Islam und „Ungläubigen“. Zugleich wurden u. a. Verhaltensrichtlinien zur Geschlechtertrennung, Kleidungsvorschriften (primär für Frauen) und ein Rauchverbot erlassen; hinzu kamen Verbote für Fußball und „unislamische“ Musik betreffend; in den Schulen wurde in die Curricula eingegriffen.

			Parallel zu den „Staatsaktivitäten“ des IS wurden militärische Aktionen zur Ausdehnung des IS-Territoriums bzw. Angriffe auf feindliche Stellungen ausgeführt; darunter waren primär Angriffe und Selbstmordanschläge auf Soldaten der Operation Karama, aber auch wie im Mai 2016 Angriffe auf islamistische Brigaden im Süden von Misrata. Besonders herausragende IS-Aktionen, die eine Vielzahl von Opfern forderten, waren u. a.

			
					die Hinrichtung von zwei Menschenrechtsaktivisten in Darna im Dezember 2014,

					der Selbstmordanschlag von Tobruq am 30. Dezember 2014,

					der Anschlag auf das Corinthia-Hotel in Tripolis am 27. Januar 2015, bei dem es zehn Tote gab (darunter fünf Ausländer),

					die Hinrichtung (durch Köpfen) von 21 ägyptischen Kopten am 15. Februar 2015 bei Sirt,

					der Selbstmordanschlag gegen Soldaten der Operation Karama in Qubba am 20. Februar 2015 mit über 40 Toten,

					die Hinrichtung (durch Köpfen) von 30 äthiopischen Christen Mitte April 2015,

					die Hinrichtung (durch Köpfen) von 86 eritreischen Christen Mitte Juni 2015,

					der Selbstmordanschlag auf die Polizeiakademie von Zliten am 7. Januar 2016 mit mindestens 60 Toten,

					der IS-Angriff auf das Sicherheitshauptquartier in Sabratha am 25. Februar 2016 (Köpfung von zwölf Offizieren).

			

			Über die Aktivitäten des IS in Libyen informiert detailliert die Webseite http://eyeonisisinlibya.com/

			Medienaktivitäten: Die Medienaktivitäten werden professionell von dem im August 2015 gegründeten Al-Battar-Medienbataillon ausgeführt, das auch die Massenhinrichtungen in Szene setzte; seit Juni 2015 sendet aus Sirt der IS-Sender al-Bayan.

			V. Persönlichkeiten, die Einfluss auf den religiösen Diskurs nehmen

			Scheich Sadiq al-Ghariani (Großmufti)

			Kurzbiographie: Scheich Sadiq Ibn Abd al-Rahman Ali al-Ghariani wurde am 8. Dezember 1942 in Tripolis geboren und ist von der Ausbildung her Rechtsgelehrter. Er steht der salafistischen Textauslegung nahe; in Libyen wird er deshalb als „Alim salafi“ bezeichnet. Er studierte an der Fakultät für Scharia in El-Beida (Abschluss 1969), an der (⟶) Al-Azhar in Kairo (Magisterabschluss 1972 und Doktorgrad in Schariatsrecht 1979; Titel der Dissertation: al-Hukm al-shar`i baina al-naqd wal-aql); zweiter Doktorgrad von der Universität Exeter 1984 mit einer Arbeit zu Imam Malik, dem Begründer der malikitischen Rechtsschule. Nach seiner Rückkehr nach Libyen wurde er Lehrkraft an der Universität Tripolis, seit 1993 als ordentlicher Lehrstuhlinhaber (Ustadh kursi). In seinen insgesamt über dreißig universitären Unterrichtsjahren betreute Scheich al-Ghariani eine Vielzahl von Masterarbeiten und Dissertationen und begründete so in Libyen eine eigene Schule. Inhaltlich lehnte er die Maßnahmen Qaddafis im religiösen Bereich ab; er opponierte aber nicht öffentlich. Mitte der 2000er Jahre wurde er von Saif al-Islam al-Qaddafi im Rahmen des von ihm angestoßenen nationalen Versöhnungsprozesses mit der (⟶) LIFG in die Vermittlungsbemühungen und die theologischen Debatten mit der LIFG-Führung einbezogen, um sie zur Aufkündigung des Gewaltkurses zu bewegen. Im Februar 2011 kritisierte er den massiven Gewalteinsatz der Sicherheitskräfte gegen die Protestbewegung insbesondere in Banghazi und schloss sich dem Nationalen Übergangsrat an. Nach der Befreiung der Cyrenaika von der Herrschaft Qaddafis bestellte ihn der Nationale Übergangsrat im Mai 2011 zum ersten Großmufti des „freien Libyen“. Der Ausbruch des 2. Bürgerkrieges ab Sommer 2014 und die damit einhergehende institutionelle Zweiteilung des Landes hat die Lage verkompliziert. Das (antiislamistisch ausgerichtete) Parlament in Tobruq hat al-Ghariani am 9. November 2014 wegen seiner Haltung zugunsten der Operation Fajr für abgesetzt erklärt; die Umsetzung scheiterte jedoch, da al-Ghariani in Tripolis sitzt, wo das Parlament und die Regierung al-Thinni keinen Zugriff haben; die Gegenregierung in Tripolis hält an Sadiq al-Ghariani als Großmufti fest. Die Regierung in Tobruq schuf eine eigene Fatwa-Behörde unter Vorsitz von Ahmad Abd al-Hafiz.

			Positionen: Die religiösen Positionen und Bezüge zum Koran, der Sunna des Propheten und Lehrmeinungen islamischer Rechtsgelehrter früherer Jahrhunderte erschließen sich über al-Gharianis 32 wissenschaftliche Werke, von denen die meisten im Zeitraum 2000 bis 2009 erschienen sind; die Themen sind breit gestreut (u. a. Islamische Dogmen und Glaubensgrundsätze; Die Regeln des Ijtihad in der malikitischen Rechtsschule; Kulturelle Grundlagen des Islam; Familie – Regeln und Vorschriften; Richtigstellung bezüglich der Auslegung der Sunna; Die Lehren des Richters Abd al-Wahhab al-Baghdadi; vergleichende Rechtswissenschaft; Fatwas zu Frauenaspekten).

			Aktivitäten seit 2011: Scheich al-Ghariani ist ein politischer Großmufti, der vor allem vom Nationalen Übergangsrat bei nahezu allen strittigen Fragen herangezogen wurde, der selbst aber auch die Initiative ergriff (und immer noch ergreift) und sich mit Stellungnahmen in die politische Entwicklung einmischt. Seine auf Koran und Sunna basierenden Fatwas wurden von der Bevölkerung geschätzt und genossen hohe Reputation; große Teile der Bevölkerung vertrauten seiner Gelehrtheit und orientierten sich an seinen theologischen Schlussfolgerungen. Scheich al-Ghariani galt in der Bevölkerung deshalb vor allem im Zeitraum 2011 bis 2013 als „moralischer Kompass in schwierigen Zeiten“. Al-Gharianis seit 2014 zunehmend salafistische Ausrichtung und seine innenpolitische Parteinahme zugunsten der islamistischen Akteure fügten seiner Reputation bei der Bevölkerung deutlichen Schaden zu.

			Aktivitäten 2011 bis 2013: Scheich al-Ghariani war ein respektierter Vermittler insbesondere bei Auseinandersetzungen zwischen Stämmen oder zwischen Milizen; nach den Angriffen auf Sufi-Schreine/Marabouts wurde er als Vorsitzender eines Dreierkomitees mit der Ausarbeitung eines Rechtsgutachten beauftragt; in diesem Rechtsgutachten (Fatwa) verurteilt er solche Angriffe.

			Die Rechtsgutachten al-Gharianis zu politischen Entwicklungen (Aufruf zur Wahlbeteiligung, weil dies religiöse Pflicht sei; Ablehnung der Autonomiebestrebungen der ostlibyschen Stämme, weil dies Spaltungstendenzen und Fitna, Zwietracht, fördere; Verbot der Zerstörung von Marabutgrabmälern usw.) waren auch die Positionen des Nationalen Übergangsrates und des General National Congress (GNC), wobei unklar ist, wer wen beeinflusste. Am 24. Juni 2012 kritisierte Scheich al-Ghariani zudem die zunehmende schiitische Mission in Libyen, weil sie „die religiöse Einheit“ des Landes untergrabe. Im August 2012 erließ er ein Fatwa, das die zunehmenden Morde an Sicherheitsoffizieren, die während der Qaddafi-Ära aktiv waren, verurteilte. Sie seien durch nichts gerechtfertigt. Im April 2013 verurteilte er die Koedukation an den Schulen als unmoralisch.

			Aktivitäten seit 2014: Seit der zunehmenden Polarisierung zwischen islamistischen und nicht islamistischen Kräften 2014 politisierte sich al-Ghariani deutlich. In zahlreichen Stellungnahmen brachte er seine Unterstützung der Operation Fajr zum Ausdruck: Er lobte den Sieg der islamistischen Brigaden im August 2014 über die Unterstützer General Haftars in Tripolis und erklärte sich auch mit dem reaktivierten GNC solidarisch. Gegenüber dem Dialogprozess war er nicht grundsätzlich ablehnend eingestellt, solange bestimmte Werte und Positionen gewahrt würden. Da er islamistische Interessen im neuen Institutionengefüge, wie es im Libyan Political Agreement vom Dezember 2015 zwischen den Konfliktparteien vereinbart wurde, nicht gewahrt sah, lehnt er die neugeschaffene Regierung der nationalen Einheit unter Fayez al-Sarraj ab.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Scheich al-Ghariani befürwortete nach Ausbruch der Kämpfe im Februar 2011 in verschiedenen Fatwas die Gewalt gegen den „ungerechten Herrscher“ (Qaddafi); Gewalt gegen den „legitimen Herrscher“ wie den im März 2011 begründeten Nationalen Übergangsrat lehnte er hingegen ab. Im 2. Bürgerkrieg Libyens, der 2014 ausbrach, bezieht er eindeutig gegen General Haftar und die von ihm kommandierte Operation Karama Position und unterstützt die in der Operation Fajr zusammengeschlossenen (⟶) islamistischen Brigaden. Sein Credo: Wer (wie Haftar) gegen die islamistischen Brigaden kämpft, ist kein Muslim. Militante Gruppen wie die (⟶) Terrormiliz IS, die partikulare Interessen mit Gewalt durchsetzen wollen, wurden hingegen von ihm öffentlich kritisiert; der IS ist laut al-Ghariani ein Krebsgeschwür, das es zu beseitigen gelte; zugleich distanzierte er sich von IS-Gewaltpraktiken („Der Islam hat nichts mit Köpfe abschneiden zu tun.“).

			Webauftritt, bevorzugtes Medienforum: Scheich al-Ghariani ist als Gelehrter und kraft seiner Funktion als Großmufti häufig im libyschen Rundfunk präsent; im libyschen Fernsehen gestaltet er eine wöchentliche Sendung; zudem ist er ständiger Gast in dem 2013 eingerichteten und über Nilesat ausstrahlenden Sat-TV-Sender Tanasuh TV, dessen Finanzierung durch das Dar al-Ifta‘ und die Muslimbrüder erfolgen soll (vgl. http://tanasuh.tv, www.tanasuh.com und https://www.facebook.com/tanasuhtv/). Seine Aktivitäten und Fatwas sind zudem (allerdings nur in arabischer Sprache) auf der Webseite des Dar al-ifta‘ (http://ifta.ly/) dokumentiert. Zudem existieren zahlreiche Predigten, Predigtauszüge und Kommentare von ihm auf Youtube; er ist Autor von Positionsbestimmungen zu wichtigen politischen Aspekten, die vom Dar al-ifta‘ als Faltblätter verteilt werden (Silsila: qadaya tuhimmuk/Reihe: Angelegenheiten, die dich interessieren).

			Dr. Ali al-Sallabi (Religionsgelehrter, Politiker)

			Kurzbiographie: Ali Muhammad Muhammad al-Sallabi wurde am 1. Januar 1963 in Banghazi geboren; er entstammt einer Familie mit engen Beziehungen zur Muslimbruderschaft (sein Vater war Geschäftsmann im Bankensektor). Seine jüngeren Brüder sind Usama al-Sallabi (gleichfalls ein Religionsgelehrter) und Isma`il al-Sallabi (geboren 1976), 2011/12 Vizekommandeur des ostlibyschen Milizenverbandes Tajammu‘ saraya al-thuwwar.

			Ali al-Sallabi sympathisierte in den 1980er Jahren mit dem islamistischen Widerstand gegen Qaddafis Religionspolitik und saß deshalb acht Jahre (1981–1988) im Gefängnis, darunter dem berüchtigten Abu-Slim-Gefängnis in Tripolis. Nach seiner Entlassung ging er nach Saudi-Arabien, wo er in Mekka Islamwissenschaften studierte (Abschluss 1992). Es folgte eine Fortsetzung des Studiums an der Islamischen Universität in Omdurman (Sudan), wo er 1996 seinen Master ablegte und 1999 auch promovierte. Thema der Doktorarbeit war: Die Moderation im Heiligen Koran (al-Wasatiya fil-qur’an al-karim). Seit 1999 lebt Ali al-Sallabi überwiegend in Katar, wo er enge Beziehungen zu (⟶ Ägypten) Scheich Yusuf al-Qaradawi pflegte, dessen Positionen er weitgehend teilt. Auf Druck des katarischen Herrscherhauses und Qaradawis nahm er 2005 die Einladung Saif al-Islam al-Qaddafis an, für die Vermittlung mit den inhaftierten (⟶) LIFG-Führern bereitzustehen und sie zur Revision ihrer Gewaltstrategie zu veranlassen. Aus dieser Zeit stammen seine Kontakte zu Abd al-Hakim Belhaj.

			Positionen: Ali al-Sallabi pflegte in Katar sehr enge Beziehungen zu Scheich Yusuf Qaradawi, der ihn stark prägte; Sallabi ist Mitglied in der (einflussreichen) Weltunion muslimischer Gelehrter, die Qaradawi begründete. Seine Positionen lassen sich nur bedingt seinen zahlreichen theologischen Schriften (29 Bücher, ausschließlich in arabischer Sprache, bis 2015) entnehmen, denn er verfasste auch mehrere historisch-biographische Werke, darunter Leben und Werk von Abu Bakr al-Siddiq (Daressalam 2002), Ali Ibn Abu Talib (Daressalam, 2010), Salah al-Din al-Ayubi (Daressalam 2010), Studien zur Sanusi-Bewegung in Afrika und zur Herrschaft der Fatimiden. Seine theologischen Werke befassen sich mit den Grundlagen des muslimischen Glaubens, dem Leben des Propheten Muhammad, der Koranexegese, dem Schura-/Beratungsprinzip sowie Ausführungen zu „Glaube und Schicksal“ und „Glaube an Gott“.

			Obwohl Scheich al-Sallabi (wie in seiner Doktorarbeit) für einen „moderaten Islam“ eintritt, wird er in Libyen selbst von vielen wegen seiner Nähe zum umstrittenen Scheich Qaradawi eher als islamistischer Hardliner eingestuft „which favours introducing a strict form of Islamic law“ (zitiert nach al-Ahram, Kairo, 9. Oktober 2011); zugleich gilt er als „key figure in the Libyan Muslim brotherhood“ (so US-Diplomat Sullivan 2011).

			Aktivitäten seit 2011: Ali al-Sallabi unterstützte von Beginn an die Protestbewegung und nahm von Katar aus enge Beziehungen zum Nationalen Übergangsrat auf; er war maßgeblich an der Lieferung von Waffen aus Katar, der Bereitstellung von Geld und humanitärer Hilfe beteiligt. Allerdings war er auch im Juli 2011 in Vermittlungsversuche involviert, um den blutigen Konflikt durch Verhandlungen zu lösen.

			Nach dem Sturz Qaddafis hielt sich al-Sallabi, dessen Hauptwohnsitz bis heute in Katar ist („Doha-based Libyan cleric Ali al-Sallabi“), erstmals wieder in Libyen auf und versuchte, auf die politische Entwicklung Einfluss zu nehmen. Er wurde insbesondere Sprachrohr all jener Islamisten, die mit dem Kurs des Nationalen Übergangsrats unzufrieden waren. In diesem Zusammenhang gründete er im November 2011 die Nationale Sammlungsbewegung (al-Tajammu‘ al-watani) und engagierte sich aktiv in der Nachfolgepartei, der (⟶) Vaterlandspartei (Hizb al-watan). Zugleich setzte er sich (u. a. Mitte September 2011) mit der Regierungspolitik von De-facto-Premierminister Mahmud Jibril auseinander, den er als „extremen Säkularisten“, korrupt, ungeeignet und „schlimmer als Qaddafi“ bezeichnete. Diese (selbst aus Sicht vieler Libyer) überzogene Kritik führte am 14. September 2011 zu Protesten mehrerer Hundert Libyer in Tripolis.

			Westliche Analysten und Medien bezeichneten Ali al-Sallabi im Oktober 2011 als „most influential politician“ und als starken Kandidaten für das Premierministeramt. Das Amt des Premierministers wurde ihm dennoch nie angeboten; im Ausland wird der Einfluss des medienpräsenten Scheichs deutlich überschätzt; libyschen Gesprächspartnern zufolge ist seine Bekanntheit dem katarischen Satellitenfernsehsender Al-Jazira geschuldet und fußt nicht auf einer im libyschen Terrain verwurzelten Gefolgschaft. Seine Aktivitäten in Libyen seit 2012 blieben denn auch ohne determinierenden Einfluss.

			Seit Ausbruch des 2. Bürgerkrieges im Sommer 2014 unterstützte al-Sallabi die laufenden Dialoginitiativen („Zum Aufbau des Staates brauchen wir Dialog und nationale Versöhnung, nicht Krieg“; „Dialog ist der einzige Ausweg aus der Krise“), darunter auch die algerischen Vermittlungsaktivitäten zwischen den Konfliktparteien. Al-Sallabi befürwortete zudem das am 17. Dezember 2015 im marokkanischen Skhirat geschlossene Libyan Political Agreement; in diesem Kontext war al-Sallabi auch Gesprächspartner des UN-Sondergesandten Martin Kobler (Treffen am 22. November 2015). Al-Sallabi plädierte dabei auch für die Einbeziehung der militärischen Akteure in die Gespräche. Im Februar 2016 forderte er ein stärkeres Hilfsengagement der UN zugunsten des libyschen Volkes bei der Wahrung seiner Unabhängigkeit.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Das Verhältnis al-Sallabis zu militanten Gruppen ist intransparent. Es ist aber davon auszugehen, dass al-Sallabi Sympathien für den militanten Islamismus hat und Gegner der im Mai 2014 angelaufenen Operation Karama ist; seine Kontakte zu den LIFG-Führern, aber auch seine Kontakte zu dem algerischen Islamisten (⟶ Algerien) Ali Belhaj, dem Ex-Führer der verbotenen (⟶ Algerien) FIS (Islamischen Heilsfront), der nach wie vor extreme Positionen vertritt, und den al-Sallabi im Februar 2011 zu ausführlichen Gesprächen in Algier traf, weisen in diese Richtung. Eine positive Haltung al-Sallabis gegenüber dem IS ist allerdings nicht nachgewiesen.

			Webauftritt, bevorzugtes Medienforum: Sein Hauptmedienforum ist der katarische Satellitenfernsehsender Al-Jazira; Scheich al-Sallabi verfügte über eine seit 2014 nicht mehr zugängliche umfangreiche arabische Webseite (http://www.alsallaby.com); zahlreiche al-Sallabi-Clips finden sich auf Youtube.

		


		
			Marokko

			(Zusammengestellt von Ferdinand Eibl und Dörthe Engelcke; aktualisiert von Sigrid Faath)

			I. Grunddaten

			Religiöses Profil der Bevölkerung: 98,7 Prozent Muslime, davon 90 Prozent sunnitisch-malikitischer Ausrichtung, in den letzten Jahren zudem eine wachsende schiitische Gemeinde (etwa 30.000); 1,1 Prozent Christen, 0,2 Prozent Juden.

			Stellenwert der Religion im Staat: Islam ist Staatsreligion (Artikel 3 der Verfassung); der König ist religiöses Oberhaupt (Amir al-mu’minin) aller marokkanischen Gläubigen, d. h. sowohl der Muslime als auch der Angehörigen anderer Religionsgemeinschaften (Artikel 41 der Verfassung).

			Staatliche religiöse Infrastruktur: Verantwortliches Ministerium ist das Ministerium für Habous (religiöse Stiftungen) und islamische Angelegenheiten (kurz: Religionsministerium), das 1965 gegründet wurde. Der Minister wird vom König ernannt. Seit 2002 wird das Ministerium von Ahmed Taoufiq, parteilos, geleitet. Das Ministerium ist mit 12 Zweigstellen auf regionaler Ebene und 52 weiteren Außenstellen auf Präfektur- und Provinzebene vertreten. Kernaufgaben sind die Verwaltung der religiösen Stiftungen, die inhaltliche Kontrolle des religiösen Unterrichts sowie der Unterhalt und Ausbau von Moscheen. Das Ministerium ist auch für das Moscheepersonal (Prediger, Imame usw.) zuständig. Landesweit wird die Anzahl der Moscheen auf rund 50.000 geschätzt.

			Es existieren weitere religiöse Konsultativorgane, die direkt dem König zugeordnet sind: der Höchste Rat der Ulama, die Hohe Referenzinstanz für islamische Studien (Haute Instance de Référence pour les Études Islamiques) sowie die Liga Mohammadia der Ulama Marokkos (Rabita Mohammadia des Ouléma du Maroc). Der höchste Rat der Ulama ist für die Erstellung von religiösen Gutachten (Fatwas) zuständig, die vom König gegengezeichnet werden.

			Neu eröffnet wurde 2015 das Institut Mohamed VI. zur Ausbildung von Imamen, Morchidines und Morchidates (religiösen Unterweisern und Unterweiserinnen) mit Sitz in Rabat; Grundsteinlegung war im Mai 2014. Das Institut hat 1.000 Ausbildungsplätze; die Hälfte der Ausbildungsplätze ist für Studenten überwiegend aus den Sahelstaaten reserviert. Das Institut untersteht dem Religionsministerium und soll dazu beitragen, den Studenten einen toleranten, der modernen Welt gegenüber offenen Islam zu vermitteln.

			Das bereits 2010 gegründete Forschungsinstitut zu Fragen der Frau im Islam (CERFI) verstärkte in den letzten Jahren seine Aktivitäten. Das von Asma Lamrabet geleitete Institut, das der Liga Mohammadia der Ulama Marokkos angegliedert ist, setzt sich für eine frauenfreundliche Koraninterpretation ein und wendet sich gegen eine ahistorische, unkritische, „archaische“ und islamistische Lesart des Korans. Beide Einrichtungen sind Organe, um mittelfristig zur Stärkung der modernistischen Religionsinterpretation beizutragen.

			Religiöse Hochschule/Bildungseinrichtungen: Universität Qarawiyine (Fes), Institut Dar al-Hadith al-Hasaniya (Rabat).

			Vereinigungen mit religiöser Prägung: Zu den einflussreichen zugelassenen religiösen Vereinigungen auf nationaler Ebene zählen die islamistische (⟶) MUR, die der islamistischen Partei (⟶) PJD nahesteht. Ferner die seit 1961 in Marokko aktive, legale Jama`at al-tabligh wal-da`wa (Gruppe für Predigt und Mission), die sich als apolitisch bezeichnet, die Monarchie anerkennt und sich ausschließlich der Verkündung von Gottes Wort verschrieben hat. Bei ihren jährlichen Versammlungen kommen Tausende von Anhängern zusammen; derzeitiger Führer der Vereinigung ist Bashir El Younssi. Ferner gibt es die Vereinigung der Ulama des Dar al-Hadith al-Hasaniya, eine Art Graduiertenverein des religiösen Bildungsinstituts. Von den Sufi-Orden ist besonders die Boutchichiya als soziales Netzwerk zu nennen, in dem zahlreiche Mitglieder der politischen und wirtschaftlichen Elite vertreten sind.

			Nicht legalisiert, aber geduldet ist die Vereinigung (⟶) al-Adl wal-ihsan, die 1987 von Abdessalem Yassine gegründet wurde. Die Organisation ist eine Mischform zwischen religiöser Vereinigung und politischer Partei.

			Einige der landesweit bekannteren (⟶) salafistischen Prediger gründeten Vereinigungen. Hierzu zählt Mohamed al-Fizazi, der nach seiner Begnadigung durch den König im Februar 2012 zunächst die Gründung einer Partei (Partei des Wissens und der Arbeit) ankündigte, de facto am 19. Januar 2016 jedoch die Gründung der Salafistischen Bewegung für politische Reform (Mouvement Salafiste pour la Réforme Politique) bekanntgab. Die salafistischen Prediger Abdelwahab Rafiki und Hassan al-Kettani gründeten 2013 die salafistische Vereinigung Al-Bassira pour l’Éducation et la Prédication (Vereinigung Erleuchtung für Bildung und Predigt).

			Vereinigungen mit Verbindung zu religiösen Gruppen/Parteien: Die Nationale Union Marokkanischer Arbeiter (UNMT) ist eine islamistisch-orientierte Gewerkschaft mit Beziehungen zur Vereinigung (⟶) MUR und der Partei (⟶) PJD.

			Parteien mit religiöser Prägung: Die größte und einflussreichste Partei mit religiöser Prägung ist die islamistische Partei (⟶) PJD; die Partei stellt seit November 2011 den Premierminister. Daneben existieren zwei weitere legalisierte religiöse Mikroparteien mit islamistischer Ausrichtung: die 2007 legalisierte Parti de la Renaissance et de la Vertu (PRV/Hizb al-nahda wal-fadila/Partei für Erneuerung und Tugend), eine Abspaltung vom PJD, sowie die 2012 legalisierte Partei der (islamischen) Gemeinschaft (Hizb al-umma). Die Partei MDS (Mouvement Démocratique et Social/Demokratische und soziale Bewegung) öffnete sich gegenüber Mitgliedern der amnestierten Salafisten; im Mai 2015 wurde Abdelkrim Chadli, ein ehemaliges Mitglied der salafistisch-jihadistischen Bewegung („Salafiya jihadiya“) zum Nationalen Koordinator der Partei gewählt. Bislang nicht wieder legalisiert wurde die nach ihrer Legalisierung 2005 im Jahr 2008 suspendierte Partei der zivilisatorischen Alternative (Hizb al-badil al-hadari) sowie die Befreiungspartei (Hizb al-tahrir).

			II. Legale islamistisch orientierte Organisationen

			MUR

			Mouvement de l’Unicité et de Réforme / Harakat al-tawhid wal-islah (Bewegung für Einheit und Reform)

			Gründung der Vereinigung, Status: Die Vereinigung wurde 1996 gegründet und legalisiert; Hauptsitz ist Rabat.

			Mitgliederzahl: Unbekannt.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Das höchste Führungsgremium der Bewegung ist das 20-köpfige Exekutivbüro, das von der Generalversammlung (Majlis shura) alle vier Jahr gewählt wird. Eine Besonderheit der Bewegung ist, dass das Mandat des Präsidenten auf zwei Amtszeiten beschränkt ist. Auf dem 5. Kongress des MUR, der im August 2014 stattfand, kam es zu einem Wechsel im Amt des MUR-Präsidenten, da Mohamed El Hamdaoui nach zwei Amtszeiten nicht mehr kandidieren durfte. Neuer MUR-Präsident wurde Abderrahim Chikhi, gleichfalls PJD-Mitglied wie das Gros der MUR-Mitglieder. Chikhi, 1966 geboren, ehemaliger Berater des PJD-Präsidenten und Premierministers Benkirane, gilt als „Mann Benkiranes“. Von den 20 Mitgliedern des Exekutivbüros sind drei Frauen; auf dem 5. Kongress wurde erstmals eine Frau, Fatima Najar, auf einen der beiden Vizepräsidentenposten gewählt. Weitere Mitglieder sind u. a. Mohamed El Hamdaoui, der bisherige Präsident (neue Aufgabe: Koordinator des Majlis shura), der Gründer und erste Präsident des MUR, Ahmed Raissouni (zuständig für das wissenschaftliche Komitee) und Mustapha Khalfi, Regierungsmitglied (Minister für Kommunikation).

			Die Bewegung für Einheit und Reform ist faktisch der zivilgesellschaftliche Arm des (⟶) PJD.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: MUR strebt ein „elektorales Kalifat“ an; die Gesetzgebung soll auf der Grundlage des islamischen Rechts erfolgen; der Ausbau von demokratischer Partizipation und Volkssouveränität innerhalb der Grenzen der Scharia wird befürwortet, ebenso demokratische Wahlen und Regierungswechsel. MUR lehnt Gewalt als politisches Instrument ab.

					Außenpolitik: Angestrebt wird die Annäherung zwischen Muslimen weltweit und eine stärkere Zusammenarbeit innerhalb der islamischen Gemeinschaft; eine Normalisierung der Beziehungen mit Israel wird abgelehnt.

					Gesellschaftspolitik: Ziel von MUR ist die Verbreitung islamistischer Moralvorstellungen auf gesellschaftlicher Ebene. MUR tritt für die Verbesserung der „traditionellen Situation“ der Frau in Marokko innerhalb eines islamischen Referenzrahmens ein.

			

			Aktivitäten seit 2011: Der MUR beteiligte sich offiziell nicht an der Protestbewegung, obwohl jüngere Mitglieder vereinzelt an Protestkundgebungen teilnahmen. Kurz vor der Rede des Königs am 3. März 2011 veröffentlichte der MUR eine Erklärung, in der die Vereinigung einen islamischen Referenzrahmen als unantastbaren Bestandteil marokkanischer Identität bezeichnete und Säkularisierungstendenzen scharf kritisierte. Im Zuge der Verfassungsberatungen setzte sich der MUR zudem mit anderen islamistischen Akteuren (PJD) erfolgreich gegen die Festschreibung von Glaubens- und Gewissensfreiheit im Verfassungstext ein.

			Der MUR lehnt politische Gewalt explizit ab und unterhält auch keine nachweislichen Beziehungen zu militanten Gruppen. Die Bewegung hat jedoch – wie der PJD auch – Beziehungen zu Da‘wa-Salafisten und zu Islamisten aus der salafistisch-jihadistischen Strömung und (⟶) salafistischen Predigern wie Mohamed al-Fizazi, die sich seit den politischen Umbrüchen 2011 überlegen, eine politische Strategie einzuschlagen und auf eine Parteigründung hinzuarbeiten.

			MUR setzt in der Praxis vor allem auf Bekehrungs- und Bildungsarbeit sowie auf ein Engagement im sozialen und kulturellen Bereich. Inhaltlich vertritt MUR offen rigidere islamistische Positionen als die aus ihm hervorgegangene Partei PJD. So plädiert die Vereinigung beispielsweise für eine Gesetzgebung auf der Grundlage der Scharia. Außerdem formuliert der MUR schärfere Kritik an Verstößen gegen religiöse Traditionen und religiös-fundierte Moralvorstellungen (wie das Nichteinhalten des Fastengebots während des Ramadan, öffentlicher Konsum und Ausschank von Alkohol, Homosexualität) als der PJD.

			2016 sprach sich Exekutivbüro-Mitglied Ahmed Raissouni vehement gegen die von König Mohamed VI. zur Stärkung moderner Religionsinterpretation angeordnete Revision der religiösen Erziehung und der Lehrbücher aus. Für Raissouni ist nicht die bisherige (extrem konservativ geprägte) religiöse Erziehung der Grund für Radikalisierungstendenzen; Raissouni hält ganz im Gegenteil zu wenig religiösen Unterricht für die Ursache von Radikalisierungstendenzen.

			Kooperationspartner: Enger Partner ist die Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung; es bestehen Doppelmitgliedschaften und eine Art „Arbeitsteilung“: für den ideologischen Rigorismus ist die Vereinigung MUR zuständig, während der PJD als Partei politisch pragmatisch auftritt. MUR und PJD verbindet somit eine strategische Partnerschaft; sie teilen darüber hinaus die Vision des anzustrebenden islamischen Gesellschaftsprojekts. Zu anderen islamistischen Akteuren unterhält MUR ein kritisch-offenes Verhältnis.

			Politische Gegner: Die säkular orientierten politischen Parteien und zivilgesellschaftlichen Organisationen.

			Webauftritt: http://www.alislah.ma; http://www.jadidpresse.com

			Publikationen: Zeitung Al-Tajdid (Erneuerung); die Vereinigung gab ferner u. a. folgende gleichfalls arabischsprachige Publikationen heraus: Harakat al-tawhid wal-islah: al-Mithaq (Der Pakt) 1998; Harakat al-tawhid wal-islah: al-Ru’ya al-siyasiya (Politische Ansichten) 2008.

			PJD

			Parti de la Justice et du Développement / Hizb al-adala wal-tanmiya (Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung)

			Gründung, Status, Repräsentanz im Parlament: 1996 entfalten die Mitglieder legale Aktivitäten im Rahmen der seit 1967 bestehenden, aber in den 1990er Jahren nicht mehr aktiven Partei Mouvement Populaire Démocratique et Constitutionnel (MPDC; Demokratische und verfassungsmäßige Volksbewegung); Umbenennung in PJD 1998; Hauptsitz ist Rabat; Regionalbüros bestehen in allen größeren Städten. Seit 1997 nimmt die Partei regelmäßig an Wahlen teil. Bei den Wahlen zur 1. Kammer des Parlaments am 25. November 2011 gewann der PJD 107 von 395 Mandaten (27 Prozent der Sitze) und wurde als stärkste Fraktion mit der Regierungsbildung beauftragt. Bei den Legislativwahlen vom 7. Oktober 2016 gewann der PJD mit 125 Sitzen und wurde erneut als stärkste Fraktion mit der Regierungsbildung beauftragt.

			Mitgliederzahl: Keine offiziellen Angaben; geschätzt werden rund 15.000 (Anteil junger Erwachsener bis 30 Jahren: etwa 20 Prozent; Frauen sollen etwa ein Fünftel der Mitglieder stellen).

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Das Exekutivorgan ist das 24-köpfige Generalsekretariat (darunter vier Frauen), das alle vier Jahre vom Nationalrat der Partei gewählt wird. Der Nationalrat (al-Majlis al-watani) umfasst 196 Mitglieder und wird vom PJD-Kongress gewählt. Amtierender Generalsekretär ist Premierminister Abdelilah Benkirane. Stellvertretender Generalsekretär war bis zu seinem Tod am 7. Dezember 2014 Staatsminister Abdellah Baha; sein Nachfolger wurde Slimane El Amrani. Weitere Mitglieder des Generalsekretariats sind u. a. Justizminister Mustapha Ramid, der Minister für Hochschulwesen Lahcen Daoudi, Familienministerin Bassima Hakkaoui sowie Regierungssprecher und Kommunikationsminister Mustapha Khalfi.

			Der eigentlich für Herbst 2016 anstehende reguläre Parteitag (Tagung des Nationalkongresses) wurde auf dem am 28. Mai 2016 in Rabat abgehaltenen Sonderparteitag auf 2017 verschoben, weil die bevorstehende Wahl der 1. Kammer des Parlaments am 7. Oktober 2016 und die kurz danach stattfindende UN-Klimakonferenz (COP22) in Marrakesch eine ordentliche Vorbereitung des Parteikongresses behindern. Das Mandat des Parteivorsitzenden Benkirane wurde folglich um ein Jahr bis zum nächsten regulären Parteitag verlängert.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Der PJD bekennt sich zu Rechtsstaatlichkeit und Demokratie; umgesetzt werden sollen gemäß Programm die Reform des Bildungssystems, eine weitreichende Justizreform und die Korruptionsbekämpfung. Der Zugang zu Gesundheitsvorsorge für alle Marokkaner, eine Steuerhöhung für gehobene Einkommen, die Errichtung eines islamischen Bankenwesens und die Reform des Pressegesetzes sind weitere zentrale Programmpunkte.

					Außenpolitik: Der PJD steht für die Wiederherstellung der nationalen Einheit (im Hinblick auf die Westsahara), für Gespräche mit Spanien über den Verbleib der Enklaven Ceuta und Melilla, für die politische Einbindung der Auslandsmarokkaner sowie für ausgewogenere Beziehungen mit der Europäischen Union und den USA. Eine Normalisierung der Beziehungen mit Israel wird abgelehnt.

					Gesellschaft: Der PJD strebt die Wiederherstellung einer Werteordnung auf der Grundlage „islamischer Werte“ und der „pluralen nationalen Identität“ Marokkos an.

			

			Aktivitäten seit 2011: Die Partei beteiligte sich offiziell nicht an der Protestbewegung und stellte sich im Frühjahr 2011 demonstrativ auf die Seite des Königs. Einzelne Mitglieder, darunter Mustapha Ramid und Mitglieder der PJD-Jugendbewegung, unterstützten jedoch die Protestbewegung und stellten sich somit gegen die offizielle Linie der Partei. Bei den Parlamentswahlen am 25. November 2011 gewann der PJD 107 Sitze und wurde stärkste Partei. Nach guten Wahlergebnissen 2002 und 2007 war der Wahlsieg erwartet worden, zumal der PJD effizient strukturiert und gut organisiert ist. Nach den Wahlen beauftragte der König gemäß der 2011 modifizierten Verfassung den Repräsentanten der stärksten Fraktion, PJD-Generalsekretär Abdelilah Benkirane, mit der Regierungsbildung.

			Auch bei den Kommunal- und Regionalwahlen am 5. September 2015 schnitt der PJD gut ab. Auf der Ebene der Kommunen gewann der PJD 5.012 von 31.503 Gemeinderatssitzen (15,94 Prozent; 3. Platz); vor allem in den großen Städten gewann der PJD die meisten Sitze und stellt die Bürgermeister. Auf der Ebene der Regionen rückte der PJD an erste Stelle und gewann 174 von 678 (25,66 Prozent) der Sitze.

			Der PJD bekennt sich zu Rechtsstaatlichkeit, demokratischen Wahlen und Regierungswechseln. Politischer und gesellschaftlicher Pluralismus werden explizit unterstützt. Gesellschaftliche Praktiken, die von einem islamischen Moralverständnis abweichen, wie z. B. Homosexualität oder das Nichteinhalten des Fastens während des Ramadan, werden im privaten, jedoch nicht im öffentlichen Raum geduldet.

			Der PJD wehrte bei den Konsultationen zur neuen Verfassung 2011 den Versuch ab, Glaubens- und Gewissensfreiheit als Grundrecht in der marokkanischen Verfassung zu verankern (Begründung: Marokko sei ein islamischer Staat). Der PJD erkennt allerdings die Prärogative des Königs zur Islamauslegung an; dagegen anzugehen wäre laut Premierminister Benkirane „politischer Selbstmord“.

			In ihrer politischen Praxis seit der Regierungsbildung 2011 widmet sich die Partei bisher vor allem der Moralisierung der Politik durch Korruptionsbekämpfung. Im Hinblick auf die Legislativwahlen im Oktober 2016 schärfte der PJD in diesem Sinne sein islamistisches Profil und rief u. a. im März 2016 zum Verbot der Shisha-Pfeifen auf; der Kampf gegen Alkohol und Haschischkonsum wurde gleichfalls intensiviert. Der PJD-Abgeordnete El Mokrie El Idrissi wiederum rief im Januar 2016 zum Kampf gegen die Anerkennung der Amazigh-Sprache im gesamten Maghreb auf.

			Kooperationspartner: Auf zivilgesellschaftlicher Ebene kooperiert der PJD eng mit der Vereinigung (⟶) MUR, in der die meisten Kader des PJD Mitglied sind, mit der PJD-nahen Gewerkschaft UNMT und u. a. auch mit dem Netzwerk islamistischer Frauenorganisationen Forum Azzahra. Die Partei hat zudem eigene Frauen-, Studenten- und Jugendorganisationen. Der PJD kooperiert auf nationaler und lokaler Ebene mit säkularen Parteien. Politische Koalitionspartner des PJD in der Regierung vom Januar 2012 waren die nationalkonservative Istiqlal- Partei (PI), die säkular und links orientierte Partei für Fortschritt und Sozialismus (PPS) sowie die Partei der Volksbewegung (MP). In der am 10. Oktober 2013 nach dem Regierungsaustritt der Istiqlal-Partei neu gebildeten Regierung sind die Koalitionspartner des PJD die säkulare Partei RNI (Rassemblement National des Indépendants), PPS und MP. Der PJD lehnt Gewalt als politisches Mittel explizit ab und unterhält keine nachweisbaren Verbindungen zu salafistisch-jihadistischen bzw. bewaffneten Gruppen. Die Partei unterhält jedoch Kontakte zu Da‘wa-Salafisten wie Mohamed Ben Abderrahmane al-Maghraoui und zu (⟶) Salafistenpredigern wie Mohamed al-Fizazi, die sich von Gewalt distanzierten und seit 2012 eine politische Strategie einschlagen.

			Politische Gegner: Als Hauptgegner wird der PAM (Partei für Authentizität und Modernität) wahrgenommen, der königsnah und säkular ist.

			Webauftritt: http://www.pjd.ma

			Publikationen: Zeitung Al-Misbah (Die Lampe); ein Sprachrohr des PJD ist auch die MUR-Zeitung Al-Tajdid (Erneuerung), in der führende Mitglieder Positionen vertreten, die weitaus radikaler formuliert werden, als dies im Rahmen der Parteiaktivitäten bzw. innerhalb des offiziellen Parteidiskurses der Fall ist. Weitere Publikationen sind online auf der Webseite einzusehen.

			III. Nicht legalisierte / verbotene islamistisch orientierte Organisationen

			Al-Adl wal-ihsan

			Jama‛at al-adl wal-ihsan (Gemeinschaft für Gerechtigkeit und Wohltätigkeit)

			Gründung der Vereinigung, Status: Die Vereinigung wurde 1987 gegründet und nie legalisiert, aber auch nicht offiziell verboten; sie ist „geduldet“; Hauptsitz ist Rabat-Salé.

			Mitgliederzahl: Unbekannt; einige marokkanische Experten halten die Vereinigung jedoch für den größten islamistischen Akteur in Marokko.

			Führungsorgane, Führungspersönlichkeiten: Als Mischform aus spiritueller Gemeinschaft und politischer Bewegung war und ist die Organisation zentral auf ihren Gründer Abdessalam Yassine ausgerichtet. Yassine, 1928 in Marrakesch geboren, galt als „Führer“ (Murshid) der Gemeinschaft. Yassine stand bis zu seinem Tod am 13. Dezember 2012 einem Beratungsgremium vor, in dem die wichtigsten Entscheidungen getroffen wurden. Mitglieder dieses Gremiums waren u. a. der Sprecher der Gemeinschaft, Fathallah Arsalane, und Abdelwahed Moutawwakil. Als Leiter der Gemeinschaft und Nachfolger Yassines (in der Funktion eines Generalsekretärs) wurde im Dezember 2012 das Führungsmitglied Mohamed Abbadi gewählt; zum Vizegeneralsekretär wurde Fathallah Arsalane bestimmt, der weiterhin auch als Sprecher amtiert. Die politischen Aktivitäten der Gruppe werden von dem 1989 gegründeten „Politischen Zirkel“ koordiniert, der als eine Art Generalsekretariat der Bewegung fungiert; dessen Leiter ist Abdelwahed Moutawwakil. Beide Gremien setzen sich ausschließlich aus Männern zusammen. Abdessalam Yassines Tochter, Nadia Yassine, gründete innerhalb der Gemeinschaft eine Frauensektion und war zu Lebzeiten ihres Vaters in der Öffentlichkeit sehr präsent; seither ist sie kaum noch in Erscheinung getreten.

			Auf regionaler und lokaler Ebene ist al-Adl wal-ihsan in ganz Marokko durch kleinere Organisationseinheiten repräsentiert. Im Ausland ist die Gemeinschaft überall dort verankert, wo es marokkanische Migrantengemeinden gibt. In Frankreich ist sie durch die Vereinigung Muslimische Partizipation und Spiritualität vertreten.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Ziel ist die Errichtung einer politischen Ordnung nach dem Vorbild des historischen Kalifats und auf der Grundlage des islamischen Rechts. Der König wird als religiöses Oberhaupt abgelehnt. Eine prozedurale Demokratie mit Wahlen und politischen Parteien (Parteienpluralismus) sowie Gewaltenteilung wird akzeptiert, allerdings soll ausschließlich das islamische Recht normative Grundlage des Staates sein. Gewalt als politisches Mittel wird strikt abgelehnt.

					Außenpolitik: Die außenpolitischen Positionen beinhalten die Unterstützung der palästinensischen Nationalbewegung und antizionistische, antiimperialistische und panislamistische Verortungen. Eine Normalisierung der Beziehungen mit Israel wird abgelehnt.

					Gesellschaftspolitik: Im Mittelpunkt stehen die Stärkung der religiösen Identität Marokkos und die Moralisierung der Gesellschaft durch religiöse Bildungsarbeit; ferner die Bildung und Emanzipation von Frauen innerhalb eines islamischen Referenzrahmens.

			

			In der Praxis setzt al-Adl wal-ihsan auf islamische Unterweisung und Bildungsarbeit sowie auf gemeinnützige Aktivitäten und unentgeltliche religiöse Dienstleistungen (Beerdigungen usw.).

			Aktivitäten seit 2011: Al-Adl wal-ihsan beteiligte sich früh an den Protesten und leistete aufgrund ihrer effizienten und mitgliederstarken Organisation einen wesentlichen Beitrag zur Mobilisierung der Bewegung 20. Februar. Im Dezember 2011 kündigte al-Adl wal-ihsan allerdings überraschend ihren Rückzug aus der Bewegung 20. Februar an. Gründe sind Auseinandersetzungen mit säkularen Mitgliedern der Bewegung sowie Uneinigkeit über das weitere Vorgehen. Al-Adl wal-ihsan lehnte die Verfassungsreform zudem als „Makulatur“ ab und rief vor den Legislativwahlen im November 2011 zum Wahlboykott auf – allerdings mit geringer Wirkung. Nach der Regierungsübernahme des (⟶) PJD wandte sich al-Adl wal-ihsan in einem offenen Brief an den PJD und die der Partei nahestehende Vereinigung (⟶) MUR; in diesem Brief lehnte al-Adl wal-ihsan eine Beteiligung am institutionellen politischen Leben klar ab und kritisierte den PJD für seine Kooperation mit der Monarchie. Im Mai 2012 warf al-Adl wal-ihsan der PJD-Regierung vor, die sozioökonomischen Probleme nicht in den Griff zu bekommen. Die politische Arbeit der Vereinigung beschränkte sich 2011/12 auf Presseerklärungen und Demonstrationen, wie z. B. die im März 2012 veranstaltete Pro-Palästinakundgebung mit mehreren Tausend Teilnehmern.

			Der Tod von Yassine im Dezember 2012 und der damit einhergehende Verlust ihrer geistigen Führung traf al-Adl wal-ihsan schwer; zwar ist es nicht zum vorhergesagten Niedergang gekommen, doch sind die auf der Webseite dokumentierten Aktivitäten unter der neuen Führung von Generalsekretär Abbadi eher eine Repetition altbekannter Positionen (keine Kooperation mit bestehenden Parteien; Ziel ist die Bildung einer nationalen Einheitsfront gegen Despotismus). Hinzu kommen Aktivitäten mit Auslandsbezug wie Glückwünsche an den damaligen türkischen Ministerpräsidenten Erdogan zum AKP-Sieg bei den Kommunalwahlen im März 2014 oder Kritik an der repressiven Politik des syrischen Präsidenten Assad gegenüber seinem Volk. Seit 2013 warnte al-Adl wal-ihsan auch mehrfach vor der Gefahr der „Schiitisierung“ Marokkos. Als Sänger, der Anliegen von al-Adl wal-ihsan in Liedern aufgreift, erregte 2015 Rachid Gholam Aufmerksamkeit; seine Auftritte werden allerdings oft verboten.

			Das Erbe Yassines soll durch eine 2014 gegründete Stiftung, die Fondation de l’Imam Abdessalam Yassine (www.yassine.org), gewahrt werden, die sich als international ausgerichtete Forschungseinrichtung zu allen Aspekten des Wirkens von Yassine versteht.

			Die Gemeinschaft lehnt seit Jahren Gewalt als Mittel zur Durchsetzung ihrer eigenen politischen Ziele ab.

			Kooperationspartner: Von Februar bis Dezember 2011 kooperierte al-Adl wal-ihsan mit der Bewegung 20. Februar. Im Umgang mit anderen islamistischen sowie säkularen Akteuren verhält sich die Bewegung pragmatisch. Takfir, also die Erklärung von Andersgläubigen oder Andersdenkenden zu Ungläubigen, wird von al-Adl wal-ihsan nicht offensiv betrieben. Beziehungen zu militanten Gruppen sind nicht bekannt.

			Politische Gegner: Für al-Adl wal-ihsan ist die marokkanische Monarchie und der monarchische Autoritarismus der Hauptgegner. Daneben warnt al-Adl wal-ihsan vor dem Vordringen des Schiitentums in Marokko, weil dadurch „die religiöse Einheit des Landes“ untergraben werde.

			Webauftritt: http://www.aljamaa.net; http://www.yassine.net; https://www.facebook.com/Nadia1Yassine/

			Publikationen (Auswahl): Yassine, Abdessalam: Justice, les islamistes et le pouvoir, Casablanca: Assafae Production 2000; derselbe: Islamiser la modernité, Casablanca: Al Ofok Impressions 1998.

			IV. Persönlichkeiten, die Einfluss auf den religiösen Diskurs nehmen

			Salafistenprediger

			Zu den bekannteren Salafistenpredigern zählen der mit 73 Jahren im Februar 2016 verstorbene Abdelbari Zemzemi aus Tanger; der in Marrakesch lebende, 1948 geborene Mohamed Ben Abdelrahmane al-Maghraoui, der bis 2011 in Saudi-Arabien lebte und nach seiner Rückkehr nach Marokko eine religiöse Vereinigung für Mission, die Association pour l’Appel au Coran, gründete und zahlreiche Koranschulen aufbaute; Abou Naim, der in Casablanca predigt und 2015 von sich reden machte, weil er mehrere politische Persönlichkeiten mit einer Fatwa „exkommunizierte“, weil sie für die Gleichstellung der Frau beim Erbe eintreten, woraufhin Abou Naim zu einem Monat Gefängnis mit Bewährung und einer Geldstrafe verurteilt wurde.

			Seit den 2000er Jahren ist eine ganze Reihe von salafistischen Predigern in Erscheinung getreten, die – wie zahlreiche ihrer Anhänger – nach den Bombenanschlägen von Casablanca am 16. Mai 2003 (33 Todesopfer), für die gewaltbereite Salafisten verantwortlich zeichneten, verhaftet und zu Gefängnisstrafen verurteilt wurden. Von den damals inhaftierten rund 8.000 Salafisten wurden über 1.200 zu teils langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt. Ein Teil dieser Inhaftierten distanzierte sich im Gefängnis von Gewalt und wurde daraufhin ab 2011 von König Mohamed amnestiert, wie zuletzt am 17. November 2015 die 37 2008 verhafteten und verurteilten Mitglieder der salafistisch-jihadistischen Gruppe Ansar al-mahdi, darunter der Führer der Gruppe Hassan al-Khattab, der zu 25 Jahren Haft verurteilt worden war. Hassan al-Khattab engagiert sich seit 2016 in der neu gegründeten salafistischen Vereinigung für Würde, Predigt und Reform (Association Marocaine pour la Dignité, la Prédication et la Réforme).

			Mehrere Hundert Salafisten, die der Gewalt nicht abgeschworen haben, sind immer noch in Haft, wobei Angehörige und Sympathisanten periodisch vor den Gefängnissen wie beispielsweise am 16. Mai 2016 für deren bedingungslose Freilassung demonstrieren.

			Zu den bekanntesten seit 2012 freigelassenen Salafistenpredigern zählen Mohamed al-Fizazi, Abdelwahab Rafiki, Hassan al-Kettani und Omar al-Haddouchi.

			Mohamed al-Fizazi

			Mohamed al-Fizazi, 1949 nahe Taza (Nordwestmarokko) geboren, wurde von der marokkanischen Justiz nach den Terroranschlägen jihadistischer Gruppen in Marokko im Mai 2003 als einer der geistigen Väter der Attentäter eingestuft und zu 30 Jahren Haft verurteilt. Im April 2011 wurde er überraschend von König Mohamed VI. begnadigt. Al-Fizazi lebt seitdem wieder in Tanger. In der Vergangenheit schreckte er nicht davor zurück, politische Gewalt im Namen islamistisch-salafistischer Prinzipien gutzuheißen. Seit seiner Haftentlassung distanzierte sich Mohamed al-Fizazi jedoch wiederholt von politischer Gewalt und verurteilte diese auch; er bezeichnete die Terrormiliz IS als „terroristische Organisation“ und sprach sich gegen die Ausreise von jungen Marokkanern nach Syrien aus. Al-Fizazi äußerte wiederholt seine Absicht, eine politische Partei gründen und am institutionellen politischen Prozess teilnehmen zu wollen. Er vertritt einen pragmatischen Ansatz, von dem sich der König erhofft, dass er andere Salafisten dazu anregt, ihre Gewaltstrategie zu revidieren und sich in die Politik einzubinden. König Mohamed VI. würdigte diese Systemkonformität Mohamed al-Fizazis, indem er am 27. März 2014 in Tanger dessen Freitagspredigt in der Tariq-Ibn-Zyad-Moschee beiwohnte. Im Mai 2016 wurde Mohamed al-Fizazi zum Präsidenten der neu gegründeten salafistischen Vereinigung für Frieden und Verkündung (al-Jam`iya al-wataniya lil-salam wal-balagh) gewählt, in der sich ehemalige salafistische Gefangene engagieren.

			Abdelwahab Rafiki (alias Abou Hafs)

			Rafiki, 1974 in Casablanca geboren, entstammt einer sehr religiös geprägten Familie. Er studierte in Saudi-Arabien an der islamischen Universität in Medina. 2001 nach Marokko (Fes) zurückgekehrt fiel er durch seine aufrührerischen Predigten auf. Er wurde nach den Anschlägen von Casablanca 2003 verhaftet und zu 25 Jahren Haft verurteilt. Nach seiner Begnadigung im Februar 2012 sprach er sich für die Teilnahme von Salafisten an Wahlen aus. Er trat 2013 in die islamistische Partei PRV (Parti de la Renaissance et de la Vertu/Partei für Erneuerung und Tugend) ein, deren Vizepräsident er wurde, und begründete mit (⟶) Hassan al-Kettani und anderen Salafisten die Vereinigung Al-Bassira pour l’Éducation et la Prédication; die Vereinigung Al-Bassira (Erleuchtung) will religiös bildend, erzieherisch und missionarisch wirken.

			Hassan al-Kettani

			Hassan al-Kettani ist 1972 in Salé geboren; er stammt aus einer für ihre religiösen Gelehrten und Prediger bekannten marokkanischen Familie. Er wurde 2003 im Zusammenhang mit den Anschlägen von Casablanca zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt. Im Februar 2012 wurde er begnadigt; er steht der islamistischen Partei PRV (Parti de la Renaissance et de la Vertu/Partei für Erneuerung und Tugend) nahe und engagiert sich gegenwärtig im Rahmen der salafistischen Missionsvereinigung Al-Bassira pour l’Éducation et la Prédication, die er mit Abdelwahab Rafiki gründete. Al-Kettani optiert für die Arabisierung Marokkos und nicht für die Förderung der berberischen (Amazigh) Sprache und Kultur.

			Omar al-Haddouchi

			Al-Haddouchi, 1979 geboren, wurde ebenfalls im Februar 2012 begnadigt; er lebt in Tetouan, ist auf Youtube sehr präsent. Er vertritt nach eigenen Angaben einen „erneuernden“ salafistischen Ansatz und lässt sich hierbei von den Schriften (⟶ Tunesien) Rachid Ghannouchis, Präsident der tunesischen Ennahda-Partei, inspirieren. Er äußert sich seit 2012 regelmäßig zu politischen Entwicklungen, so kritisierte er im Januar 2013 u. a. Frankreich wegen dessen Militärintervention in Nordmali. Al-Haddouchi verurteilte die Ausreise junger Marokkaner nach Syrien (zum IS) in einer Fatwa im November 2014.

		


		
			Tunesien

			(Zusammengestellt von Dirk Axtmann)

			I. Grunddaten

			Religiöses Profil der Bevölkerung: Circa 99 Prozent der tunesischen Bevölkerung sind Muslime (Sunniten; malikitische Rechtsschule); eine kleine Minderheit mit Zentrum auf der Insel Djerba gehört dem ibaditischen Islam an. Eine zahlenmäßig schwer zu erfassende schiitische Minderheit (circa 30.000 Personen) lebt hauptsächlich in den Küstenstädten, insbesondere in der Region Gabès. Seit 2011 haben immer wieder vereinzelt extremistische und populistische Politiker und Prediger vor allem des islamistischen Spektrums versucht, Stimmung gegen Schiiten zu schüren. Entsprechende Äußerungen kamen etwa 2012 von Vertretern der – damals noch nicht zu einer Terrororganisation erklärten – salafistischen Vereinigung (⟶) Ansar al-sharia (Anhänger der Scharia); im Herbst 2015 von Hechmi Hamdi, dem Vorsitzenden der islamistischen Partei (⟶) Strömung der Liebe. Die jüdische Gemeinschaft, die in Tunesien auf eine mehr als zweitausendjährige Geschichte zurückblicken kann (insbesondere auf Djerba und in den großen städtischen Zentren), umfasst heute zwischen 1.500 bis 2.000 Personen. Seit 2011 kommt es zu vereinzelten antisemitischen Drohungen gegen Juden, ohne dass diese Drohungen einer klaren politischen Richtung zugeordnet werden können. Es leben rund 32.000 Angehörige christlicher Konfessionen in Tunesien, die mehrheitlich Ausländer sind; die tunesische christliche Gemeinschaft soll um 300 Personen umfassen.

			Stellenwert der Religion im Staat: Der Islam ist formal Staatsreligion, allerdings wurde durch eine Reihe von Reformen seit der Unabhängigkeit de facto die Trennung von Staat und Religion realisiert (Einführung eines Zivil- und Strafrechts auf europäischer Grundlage, Auflösung der Scharia-Gerichte, Einführung der Scheidung vor weltlichen Gerichten). Die nach dem Machtwechsel 2011 suspendierte Verfassung von 1959 zeichnete sich durch das Fehlen eines expliziten Verweises auf die Scharia als Rechtsquelle aus. Nach Artikel 1 der Verfassung vom 1. Juni 1959 ist „Tunesien […] ein freier Staat, unabhängig und souverän; seine Religion ist der Islam, seine Sprache Arabisch und seine Staatsform die Republik“. Dieser symbolisch die Identität des Staates umreißende Artikel fand unverändert Eingang in die neue Verfassung vom 27. Januar 2014. Allerdings verpflichtet die neue Verfassung in Artikel 6 den Staat als „Hüter der Religion“, das „Heilige vor Angriffen“ zu schützen. Vor diesem Hintergrund ist es nicht ausgeschlossen, dass weit auslegbare Gesetze, die den religiösen Bereich betreffen, in die reguläre Gesetzgebung Eingang finden und in der Praxis eine die Grundrechte einschränkende Wirkung entfalten.

			Staatliche religiöse Infrastruktur: Entsprechend dem modernistischen und autoritären Kontrollanspruch der jungen Tunesischen Republik wurde seit dem ersten Präsidenten Habib Bourguiba (1959–1987) die Verwaltung des Kults alleinige Angelegenheit des Staates. Das Vermögen der religiösen Stiftungen wurde durch den Staat eingezogen und die Sufi-Bruderschaften enger Kontrolle unterworfen.

			Das Ministerium für religiöse Angelegenheiten kontrolliert seit 1992 die Ausbildung und Bestallung der Prediger (Imame) und seit 1994 die Kontrolle und den Bau und Unterhalt der Moscheen sowie die Berufung des obersten Rechtsgelehrten im tunesischen Islam (Mufti der Republik). Als Abteilung des Ministeriums für religiöse Angelegenheiten ist das Höhere Institut für religiöse Wissenschaften (Institut Supérieur des Sciences Religieuses/al-Ma‛had al-‘ala lil-shari`a) mit der Ausbildung von Imamen betraut.

			Der Mufti der Republik, formal der oberste Rechtsgelehrte im tunesischen Islam, ist als Einziger berechtigt, religiöse Rechtsgutachten (Fatwas) zu verkünden. Seit 2011 wird das Amt des Muftis der Republik stärker politisiert. Zwischen 2008 und Juni 2013 hatte Othman Battikh das Amt inne, bevor er 2013 nach seiner Kritik an der Ausbreitung radikaler Diskurse in tunesischen Moscheen unter der von Ennahda geführten Regierung entlassen wurde. Am 6. Februar 2015 wurde er Minister für Religiöse Angelegenheiten in der neuen Regierung unter dem parteipolitisch unabhängigen Premierminister Habib Essid; Othman Battikh wollte in erster Linie die Autorität des Staates über alle Moscheen wiedererlangen. Besonders Aufsehen erregend war die Absetzung des Imams der Moschee Sidi Lakhmi in Sfax, Ridha Jaouadi, im Oktober 2015, wegen dessen Hass schürenden Predigten. Islamistische Imame und Organisationen protestierten gegen dieses Vorgehen und Othman Battikh musste im Zuge der Kabinettsumbildung vom 6. Januar 2016 sein Ressort räumen. Am 12. Januar 2016 wurde er durch präsidentielles Dekret zum Mufti der Republik ernannt. Der im Januar 2016 neu eingesetzte Minister für religiöse Angelegenheiten, Mohamed Khalil (1952 geboren), vermied es bislang, Maßnahmen zu ergreifen, die bei Islamisten heftige Ablehnung erwarten lassen.

			Ein 1989 gegründeter Hoher Islamischer Rat (Conseil Supérieur Islamique/al-Majlis al-islami al-‘ala) besteht auch nach dem politischen Umbruch von 2011 fort. Er hat 25 Mitglieder und ist administrativ dem Premierminister zugeordnet. Von 2011 bis 2013 wurde er von Rachid Sabbagh präsidiert, seit 20. August 2013 ist Abdallah Loucif Präsident des Rates. Formal bildet der Rat die höchste konsultative Instanz in religiösen Angelegenheiten. Als solche gab der Hohe Islamische Rat, auf Anrufung durch die Regierung, beispielsweise seine Meinung zu Fragen der Interpretation des Artikels 1 der Verfassung (Islam ist Staatsreligion) sowie zu sozialen und religiösen Fragen ab. Die Anrufung des Hohen Islamischen Rats erfolgt obligatorisch in Bezug auf Veränderungen bei den Lehrinhalten der theologischen Zitouna-Hochschule sowie zu Fragen des Religionsunterrichts in den Schulen und der Ausbildung von Imamen. Obwohl diese Möglichkeit in der Verfassunggebenden Nationalversammlung diskutiert wurde, wurde der Hohe Islamische Rat durch die Verfassung von 2014 nicht in den Rang einer Verfassungsinstitution gehoben.

			Nach dem politischen Umbruch in Tunesien erodierte vor allem in den Jahren 2011 bis 2013 die staatliche Autorität im Religionsbereich; verantwortlich dafür waren der wachsende Einfluss salafistischer Gruppen an den Moscheen und die Duldung von deren Aktivitäten an den Moscheen durch die Regierung der Troika. Bevor sich die Regierung unter Premierminister Habib Essid ab Frühjahr 2015 verstärkt bemühte, die Moscheen in ihrer Gesamtheit wieder unter staatliche Kontrolle zu bekommen, gegen extremistische Prediger vorzugehen und darauf zu achten, dass alle Prediger eine staatliche Qualifikationsprüfung durchlaufen haben, waren an etwa 500 der 5.000 Moscheen Tunesiens salafistische Prediger oder solche, die den Salafisten nahestanden, aktiv. Bis Mitte des Jahres 2016 war es noch nicht gelungen, die staatliche Aufsicht über diesen Bereich vollständig wiederherzustellen.

			Die Verwaltung der Moscheen ist bislang noch durch das Gesetz Nr. 34 vom 3. Mai 1988 sowie durch die Gesetzesmodifikation von 1994 geregelt. Die seit langem angekündigte Überarbeitung des Gesetzes zur Organisation der Moscheen soll u. a. verbindliche Richtlinien für die Berufung von Imamen festlegen. Ein im Dezember 2013 vorab bekannt gewordener Gesetzesentwurf des damals unter Kontrolle der islamistischen Ennahda stehenden Religionsministeriums sah eine Kompetenzausweitung der Imame auf Kosten des staatlichen Einflusses vor. Dieser Entwurf kam jedoch weder unter der Regierung der Troika noch unter den Folgeregierungen ins reguläre Gesetzgebungsverfahren.

			Religiöse Hochschule/Bildungseinrichtungen: Parallel zum Aufbau eines modernen Schulsystems nach französischem Muster wurden nach der Unabhängigkeit die privaten Koranschulen staatlicher Kontrolle unterstellt. Die Autonomie der traditionsreichen theologischen Hochschule der Zitouna-Moschee wurde aufgehoben und diese als theologische Hochschule in die 1970 neu gegründete Universität Tunis eingebunden. Seit dem politischen Umbruch 2011 streben die islamistischen Parteien, allen voran Ennahda, und islamistisch-salafistische Gruppen und Vereinigungen die Wiederherstellung der Autonomie der Zitouna-Hochschule und damit ihre Trennung vom staatlichen Bildungssystem an. Ihnen schwebt der Ausbau der Zitouna-Hochschule als umfassende Bildungseinrichtung ab der Sekundarstufe vor, wobei sowohl Ennahda als auch salafistische Prediger ihre Kontrolle über die Institution und die verbreiteten Inhalte sichern wollen. Parallel laufen Bestrebungen islamistischer Gruppen, Persönlichkeiten und Parteien, die Lehre und Forschung zu kontrollieren, u. a. auch Geschlechtertrennung einzuführen und generell eine islamistische Prägung der Einrichtung sowie der Lehr- und Forschungsinhalte und des Personals durchzusetzen. Die offizielle Webseite der Zitouna-Hochschule findet sich unter http://www.uz.rnu.tn.

			Vereinigungen mit religiöser Prägung: Parallel zum Aufstieg, den die tunesische Zivilgesellschaft seit Ende 2010 durchlief, entstand auch eine „islamistische Zivilgesellschaft“. Diese besteht aus einem Netz von Hunderten von nationalen Vereinigungen, Stiftungen, Gewerkschaften, salafistischen Predigtorganisationen und Tausenden von lokalen Wohltätigkeitsvereinigungen. Diese islamistische Zivilgesellschaft ist vielfach eng mit der Ennahda-Partei verflochten. Viele Vereinigungen flankieren seit 2011 die politische Aktion von Ennahda, mobilisieren Aktivisten in den verschiedenen Regionen des Landes und tragen die spezifischen Werte des politischen Islam in die Gesellschaft und bestimmte Berufsgruppen hinein. In der Tradition der Muslimbrüder entstanden viele Wohltätigkeitsvereinigungen im Umfeld von Moscheen, wo sie teilweise soziale Dienstleistungen anbieten. Islamistisch-salafistische Vereinigungen machten insbesondere in den Jahren 2011 bis 2013 durch spektakuläre Aktionen an den Universitäten, gegen Kulturschaffende, Kulturveranstaltungen, Wissenschaftler, Journalisten oder durch Einladung salafistischer Prediger aus anderen Staaten (Golfstaaten) auf sich aufmerksam. Die Trennlinie zwischen Vereinigungen mit religiöser Referenz und islamistischen Vereinigungen ist fließend, weil sie ähnliche orthodoxe Werte z. B. in Bezug auf Frauen, Gleichstellung, Minderheitenrechte, Religionsfreiheit vertreten.

			Parteien mit religiöser Prägung: Der Machtwechsel vom 14. Januar 2011 führte zu einer Liberalisierung der Parteienlandschaft und der Zulassung von 20 bis 25 politischen Parteien mit betont religiöser Prägung. Bis September 2011 fand diese Legalisierung auf der Basis des Parteiengesetzes von 1988 statt, das liberaler als unter dem alten Regime ausgelegt wurde. Das neue Parteiengesetz (Dekret 87-2011) vom 24. September 2011 hob eine Reihe von Ausschlusskriterien zur Bildung einer politischen Partei auf, etwa das Verbot einer Parteigründung auf der ausschließlichen Grundlage der Religion. Zugleich verpflichtet der Text die politischen Parteien dazu, „die Prinzipien der Republik, den Rechtsstaat, die Demokratie, friedlichen Machtwechsel, […], sowie die Neutralität der Kultstätten (Moscheen), […] zu achten und zu verteidigen“ (Artikel 3; zitiert nach der inoffiziellen Übersetzung des Dekrets Nr. 87-2011 vom 24. September 2011, Wahlbeobachtungsmission der Europäischen Union in Tunesien). Es ist Parteien allerdings verboten, in ihrem Programm oder ihren Aktionen zu Diskriminierung auf der Grundlage der Religion aufzurufen (Artikel 4), und Parteien müssen demokratisch organisiert sein (Artikel 8).

			Die islamistische Partei Ennahda ist von der Verankerung in der Bevölkerung wie von ihrer logistischen Ausstattung her mit Abstand die bedeutendste Partei mit religiöser Prägung in Tunesien. Bei den Wahlen vom 23. Oktober 2011 gewann die Partei mit 36 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen 89 von 217 Sitzen (43 Prozent der Sitze) in der Verfassunggebenden Nationalversammlung. Bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 wurde Ennahda (69 Sitze) zweitstärkste Partei hinter der 2012 gegründeten säkularen Partei Nidaa Tounes (86 Sitze). Seit dem 6. Februar 2015 bildet Ennahda mit Nidaa Tounes und kleineren Parteien eine Regierungskoalition. Wegen der Spaltung von Nidaa Tounes nach machtpolitischen parteiinternen Querelen 2015/16 ist Ennahda mit ihren 69 Deputierten zur stärksten Fraktion im Parlament avanciert. Nidaa Tounes (nach der Spaltung 56 Deputierte) bemüht sich, Deputierte aus anderen Parteien für den Eintritt in die Nidaa-Tounes-Fraktion zu gewinnen, um erneut dominante Fraktion zu werden (Anfang Juni 2016 zählte Nidaa Tounes 61 Deputierte).

			Als religiös geprägte, allerdings stärker regional gebundene politische Kraft, errangen die unabhängigen Listen der Partei Volkspetition bei den Wahlen 2011 überraschend 6,7 Prozent der Stimmen und wurden mit 26 Mandaten drittstärkste Kraft in der Verfassunggebenden Versammlung. Die Fraktion der Volkspetition spaltete sich und der kleinere Teil ihrer Abgeordneten in der Verfassungsgebenden Versammlung fand sich ab 2013 in der (⟶) Partei Strömung der Liebe wieder. Bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 errang die Partei lediglich 1,2 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen (2 Mandate).

			Weitere kleinere Parteien mit religiöser Referenz wie u. a. die Partei Al-Amana und die (⟶) Partei El-Amen sowie eine unbestimmte Zahl unabhängiger Listen mit deutlich religiöser Prägung nahmen an den Wahlen von 2011 und 2014 teil. Diese verfügen jedoch maximal über lokale Bedeutung und errangen keine Mandate. Von den legalen salafistischen Parteien stellte die (⟶) Reformfront, die (⟶) Partei Al-Rahma und die (⟶) Partei Al-Asala Kandidaten auf; ein Mandat gewann keine dieser Parteien. Andere islamistische Parteien wie die (⟶) Befreiungspartei (Hizb al-tahrir) nahmen entsprechend ihrer prinzipiellen Ablehnung von Wahlen nicht an den Wahlen 2014 teil.

			II. Legale islamistisch orientierte Organisationen

			II.1. Parteien

			Ennahda

			Mouvement Ennahda / Harakat al-nahda (Bewegung Ennahda bzw. Bewegung der Erneuerung)

			Gründung, Status, Repräsentanz im Parlament: Gründung 1981 unter dem Namen „Bewegung der islamischen Tendenz“; legalisiert als Partei: 1. März 2011. Büros befinden sich in allen 24 Provinzen („Gouvernoraten“); 264 lokale Sektionen sind nach Parteiangaben vorhanden. Der 9. Parteikongress fand vom 12. bis 16. Juli 2012 statt; der 10. Parteitag wurde vom 20. bis 22. Mai 2016 abgehalten. Der Parteitag sollte ursprünglich bereits 2015 stattfinden, um den Parteimitgliedern und der Wählerbasis die politischen Entscheidungen der Parteiführung zu vermitteln, die an der Basis teilweise auf Unverständnis gestoßen waren, wie die vorübergehende Aufgabe der Macht zugunsten des Technokratenkabinetts unter Premierminister Mehdi Jomaa im Kontext der politischen Krise 2013/14 und schließlich, nach einem sehr polarisierenden Wahlkampf 2014, der Eintritt in eine große Koalition mit der säkularen Partei Nidaa Tounes.

			Das erste und einzige Mal vor dem politischen Umbruch 2011 konnten Ennahda-Mitglieder auf unabhängigen Listen an den nicht-kompetitiven Parlamentswahlen vom 2. April 1989 teilnehmen. Nach kaum zu kontrollierenden Schätzungen vereinten diese unabhängigen Listen 1989  20 bis 30 Prozent der Stimmen auf sich, gewannen jedoch keine Mandate. Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung am 23. Oktober 2011 wurde die Partei Ennahda mit 1,5 Millionen Stimmen stärkste politische Kraft und gewann 89 von 217 Mandaten. Bei den Wahlen vom 26. Oktober 2014 wurde Ennahda mit 947.000 Stimmen zweitstärkste politische Kraft und gewann 69 Mandate; nach der Spaltung des Wahlsiegers Nidaa Tounes ist Ennahda seit Jahresbeginn 2016 wieder stärkste Fraktion im Parlament.

			Mitgliederzahl: Circa 50.000; nach den Wahlen vom 23. Oktober 2011 und dem Wahlsieg sollen sich mehrere Tausend Neumitglieder eingeschrieben haben. Exakte neuere Angaben liegen nicht vor.

			Führungsorgane (hervorgegangen aus dem 10. Parteitag vom Mai 2016):

			Parteipräsident: Auf dem 10. Parteitag wurde (⟶) Rachid Ghannouchi in direkter Wahl durch die Parteitagsdelegierten mit 800 von 1.200 Stimmen gewählt und setzte sich erwartungsgemäß gegenüber den Alternativkandidaten Fathy Ayadi (229 Stimmen) und Mohamed Akrout (29 Stimmen) durch und ist damit für fünf Jahre im Amt. Mit Verabschiedung des neuen Statuts (878 Stimmen, 14 Nein-Stimmen und 19 Enthaltungen) erteilen die Delegierten dem Ennahda-Präsidenten das Recht, für drei hohe Staatsposten zu kandidieren (Parlamentspräsident, Regierungschef, Staatspräsident). Er erhält gemäß Statut das Recht, die Mitglieder des Exekutivbüros selbst auszuwählen; allerdings muss der Konsultativrat seine Zustimmung erteilen; die Annahme ist erfolgt, wenn die „Mehrheit der anwesenden Konsultativratsmitglieder“ dafür stimmt.

			Konsultativrat/Majlis Shura: Zentrale Instanz der Partei ist der 150-köpfige Konsultativrat; 100 Mitglieder wurden am 22. Mai 2016 direkt von den Delegierten gewählt. Die Wahl der restlichen 50 Mitglieder obliegt dem neu konstituierten Konsultativrat, der am 11. Juni 2016 die 50 Ratsmitglieder und den neuen Präsidenten des Rates, Abdelkarim Harouni (mit 76 Stimmen gegen 61 für Abdellatif El-Mekki), wählte. Dem Konsultativrat fällt ferner die Aufgabe zu, den Generalsekretär der Partei und den Vizepräsidenten zu wählen.

			Programmpunkte:

			
					Innenpolitik: Ennahda tritt für politische Reformen auf der Grundlage der „islamischen Werte“ und eine Stärkung der islamischen Institutionen, insbesondere auch der Zitouna-Moschee und Hochschule, ein.

					Wirtschaftspolitik: Ennahda plädiert für einen Wirtschaftsliberalismus mit „menschlichem Antlitz“.

					Außenpolitik: Angestrebt wird die friedliche Koexistenz mit allen Völkern, insbesondere jedoch die Stärkung der Kooperation mit den arabisch-islamischen Bruderstaaten bei Aufrechterhaltung der engen Anbindung an Europa.

					Gesellschaftspolitik: Ziel ist die Errichtung einer demokratischen, pluralistischen, auf den „Werten des Islam“ beruhenden Gesellschaft.

			

			Ennahda-Vertreter bekennen sich öffentlich zu Demokratie, Pluralismus, Rechtsstaatlichkeit, Frauenrechten und zum Schutz der Minderheiten. In Fragen der Religion (etwa: Verschleierung von Frauen) spricht sich die Führung von Ennahda gegen Zwang aus. Im Gegensatz zu den späten 1980er und frühen 1990er Jahren lehnt die Parteiführung heute öffentlich Gewalt ab. Zugleich besteht in zentralen innenpolitischen Fragen, etwa der Einführung der Scharia in der neuen Verfassung, ein Gegensatz zwischen Parteiführung und der stärker salafistisch-orientierten Parteibasis, nachdem Parteipräsident Ghannouchi sich im März 2012 öffentlich dagegen aussprach. In Bezug auf die Gleichberechtigung von Frauen vertritt die Partei keine klare Position; in ihrem im August 2012 eingebrachten Entwurf für die Reform von Verfassungsartikel 28 postulierte Ennahda statt der Gleichberechtigung von Mann und Frau die „Komplementarität“ der Frau zum Mann. In der Debatte um die Gleichstellung der Frau beim Erbe verwies die Parteiführung auf die religiösen Bestimmungen der Scharia, die hier bindend seien, und ist damit in der Praxis gegen eine Neuregelung und faktische Gleichstellung. Im Rahmen des Nationalen Dialogs 2013/14 trug Ennahda allerdings den umfangreichen, internationalen Standards entsprechenden Grundrechtskatalog der neuen Verfassung mit. Dieser legt u. a. die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Gewissensfreiheit fest. Artikel 2 unterstreicht den zivilen Charakter des Staates und das Prinzip der Volkssouveränität. Zugleich erreichte Ennahda im Verfassungsgebungsprozess jedoch, dass Artikel 6 den Staat als „Hüter der Religion“ bestimmt, der u. a. „das Heilige vor Angriffen“ schützt. Artikel 39 beauftragt den Staat, sich für die Festigung der „arabisch-muslimischen Identität“ des Staates einzusetzen.

			Ennahda betonte seit Herbst 2011 zwar wiederholt die Autorität des Staates und der jeweils zuständigen Ministerien, de facto setzte sich die Partei aber nur zögerlich, etwa ab Sommer 2013 von den zu Gewalt aufrufenden und Gewalt anwendenden salafistischen Gruppen ab.

			Aktivitäten seit 2011: Ennahda nahm an Demonstrationen teil, die zum Sturz der Übergangsregierung unter Premierminister Mohamed Ghannouchi am 27. Februar 2011 führten; die Parteiführung sprach sich deutlich für die Abhaltung von Wahlen zu einer Verfassunggebenden Versammlung als ersten Schritt zur Umgestaltung des politischen Systems aus; an den Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung am 23. Oktober 2011 nahm Ennahda teil. Die Partei stellte mit Hamadi Jebali und Ali Laarayedh die beiden Premierminister der Regierungskoalition der „Troika“ (2011 bis Januar 2014), bestehend aus Ennahda und den zwei kleinen Parteien Ettakatol und Congrès pour la République (CPR; Kongress für die Republik). Bei den Wahlen vom 26. Oktober 2014 wurde Ennahda zweitstärkste politische Kraft und trat in eine große Koalition mit den säkularen Parteien Nidaa Tounes (Ruf Tunesiens), Afek Tounes (Horizonte Tunesiens) und UPL (Union Patriotique Libre/Freie Patriotische Union) ein. Ennahda baute seit 2011 ein dichtes Netzwerk von Vereinigungen auf, die an der gesellschaftlichen Basis für Ennahda werben.

			Kooperationspartner: 2011 bis 2014 die Parteien CPR, Ettakatol; seit 2014: die Parteien Nidaa Tounes, Afek Tounes, UPL.

			Politische Gegner: Die politischen Unterschiede zu den legalisierten Parteien sind am deutlichsten zu dem linken Parteienbündnis Front Populaire (Volksfront), dem u. a. die Tunesische Arbeiterpartei angehört, zu erkennen. Die Partei Nidaa Tounes, die bei den Wahlen 2014 stärkste Kraft im Parlament wurde, mutierte vom säkularen Gegner zum Koalitionspartner bzw. zum Befürworter einer Inklusionsstrategie, die Parteigründer Béji Caid Essebsi, 2014 wegen seiner Oppositionshaltung zu Ennahda zum Staatspräsidenten gewählt, seither favorisiert. Diese Entscheidung und innerparteiliche Querelen führten zur Spaltung von Nidaa Tounes, die seit Anfang 2016 nur mehr zweitstärkste Fraktion im Parlament ist. Eine strategische Konkurrenz zeichnet sich für die kommenden Wahlen zwischen Ennahda und der Ende 2015 durch den ehemaligen Staatspräsidenten (2011 bis 2014) amtierenden Moncef Marzouki gegründeten und im Mai 2016 legalisierten Sammlungsbewegung Mouvement Tunisie Volonté (Tunis al-Irada/Tunesien des Willens) ab. Marzouki hatte im Präsidentschaftswahlkampf 2014 gezielt das ganze Spektrum des islamistischen Wählerpotentials umworben, da Ennahda keinen eigenen Kandidaten aufgestellt hatte.

			Wegen der Kompromisshaltung der Ennahda-Führung gegenüber den säkularen Parteien im Rahmen des Nationalen Dialogs ab 2013 und der konsensuellen Verabschiedung der Verfassung von 2014 besteht ideologische Gegnerschaft zur (⟶) Befreiungspartei und allen salafistischen Organisationen, die sich gegen eine Beteiligung am parlamentarischen politischen Prozess aussprechen. Ideologische Gegnerschaft besteht gleichfalls zwischen Ennahda und dem Gewerkschaftsverband UGTT, der sich im Sommer 2013 schon einmal als „Bollwerk“ gegen islamistische Dominanz erwies.

			Webauftritt: http://www.ennahdha.tn; https://ar-ar.facebook.com/Nahda.Tunisia; https://www.facebook.com/Nahda.Tunisia

			Publikationen: Wochenzeitung Al-Fajr (Die Morgenröte); sie erscheint ohne Anzeigenteil.

			Partei Strömung der Liebe

			Courant de l’Amour / Tayyar al-mahabba

			(Vorläuferorganisation: Pétition Populaire pour la Liberté, la Justice et le Développement / al-Aridha al-sha‘ biya lil-hurriya, al-adala wal-tanmiya / Volkspetition für Freiheit, Gerechtigkeit und Entwicklung)

			Gründung, Status, Repräsentanz im Parlament: Die Partei Strömung der Liebe wurde am 15. Juli 2011 legalisiert, nahm jedoch an den Wahlen vom Oktober 2011 nicht teil. Ihr Initiator, Hechmi Hamdi, lancierte jedoch zeitgleich die unabhängigen Listen der „Volkspetition für Freiheit, Gerechtigkeit und Entwicklung“ (kurz: Volkspetition). Das gute Abschneiden der Volkspetition gehörte zu den großen Überraschungen der Wahlen vom 23. Oktober 2011. Mit 6,7 Prozent der Stimmen gewann sie 26 Mandate und wurde damit drittstärkste Kraft in der Verfassunggebenden Versammlung. Nach den Wahlen 2011 spaltete sich die Fraktion der Volkspetition im Parlament. Ein Teil ihrer Abgeordneten fand sich ab 2013 in der Partei Strömung der Liebe wieder. Bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 errang diese Partei lediglich 1,2 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen. Die zwei Abgeordneten der Strömung der Liebe bilden im Parlament mit acht anderen Abgeordneten nationalistischer bis sozialdemokratischer Couleur die „sozialdemokratische Fraktion“. Ein anderer Teil der ehemaligen Volkspetition, der nunmehr als Partei der Volkspetition firmiert, errang bei den Wahlen 2014 0,15 Prozent der Stimmen und keine Mandate.

			Mitgliederzahl: Nicht bekannt.

			Führungspersönlichkeiten: Präsident Hechmi Hamdi (Initiator); Said Kharchoufi (Sprecher, Abgeordneter 2011 bis 2014), Nizar Nssibi und Issam Barkouki (Koordinatoren), Aymen Zouaghi (Abgeordneter der Volkspetition in der Verfassunggebenden Versammlung 2011 bis 2014), Said Hamdi, ferner die beiden Abgeordneten im 2014 gewählten tunesischen Parlament: Rim Thairi und Mohamed Hamdi.

			Programmpunkte: Ähnlich wie ihr Vorgänger, die Volkspetition, tritt die Partei Strömung der Liebe für die Scharia als Quelle der Gesetzgebung und die Stärkung des Islam in der tunesischen Gesellschaft ein. Die Partei versteht sich als „links-islamistische“ Partei; sie tritt für eine umfassende Sozialgesetzgebung inklusive kostenloser Gesundheitsversorgung, die Einführung einer Arbeitslosenversicherung und des kostenlosen Nahverkehrs für Rentner ein. Außenpolitisch wird die Solidarität mit „arabisch-islamischen Bruderstaaten“ betont.

			Aktivitäten seit 2011: Als Oppositionspartei der Verfassunggebenden Versammlung kritisierte die Partei Strömung der Liebe, wie vor ihr die Volkspetition, die Hegemonie der Ennahda-Partei in der Verfassunggebenden Versammlung. Die Abgeordneten der Partei stimmten am 26. Januar 2014 beinahe geschlossen gegen die neue Verfassung. Die Partei fiel seither auf nationaler Ebene nicht durch besondere Aktivitäten auf; sie ist eher lokal aktiv.

			Politische Gegner: Ennahda wird als Konkurrenz im islamistischen Lager gesehen. Die Partei Strömung der Liebe ist darüber hinaus erklärter Gegner des politischen und gesellschaftlichen „Establishments“. Die Partei versteht sich als Anwalt der kleinen Leute und der (weniger entwickelten) Regionen des Landesinnern.

			Kleinstparteien

			Eine Reihe von zehn bis fünfzehn Kleinstparteien und Gruppierungen können dem islamistischen Spektrum zugerechnet werden; sie gehören jedoch nicht der salafistischen Tendenz an. Sie manifestierten sich mit wenigen Ausnahmen in erster Linie durch ihre Teilnahme an Wahlen und gewannen bei den Wahlen vom 23. Oktober 2011 etwa 76.000 Stimmen (1,9 Prozent). Zum Stimmenpotential dieser Kleinstparteien und Listen gehörten bei den Wahlen von 2011 die rund 23.000 Stimmen, die insbesondere die Listen „Weg des Heils“ (Tariq al-salama), initiiert von dem damaligen Ennahda-Dissidenten (⟶) Abdelfattah Mourou und dem Publizisten Salaheddine Jourchi, gewannen. Seit 2012 ist Abdelfattah Mourou wieder im Führungskreis Ennahdas. Weitere rund 53.000 Stimmen entfielen 2011 auf die folgenden Parteien und Listen: Alliance Nationale pour la Paix et la Prospérité (ANPP); Al-Amana; Parti de la Dignité et de l’Égalité; Mouvement Tunisien de l’Action Maghrébine; Parti de la Justice et du Développement; Parti de la Dignité et du Développement; Rencontre Réformatrice Démocratique; Parti de l’Unité et de la Réforme; Parti de la Réforme et du Développement.

			2014 gewannen diese Kleinstparteien des nicht salafistischen Spektrums etwa 50.000 Stimmen (circa 1,3 Prozent). Angetreten waren für die Wahlen vom 26. Dezember 2014 an islamistischen Kleinstparteien: El-Amen (2012 aus der Fusion der Parteien Al-Amana, ANPP und der Partei Tounes AL-Karama hervorgegangen); Parti de la Pétition Populaire (nicht zu verwechseln mit der Partei Strömung der Liebe); Parti de la Réforme et du Développement; Parti de la Construction Nationale; Parti de l’Équité et du Développement; Parti de la Justice et du Développement; Mouvement Démocratique pour la Réforme et de l’Édification; Mouvement de la Jeunesse Nationale Tunisienne; Parti de l’Ouverture et de la Fidélité; Al-Nour pour la Démocratie et le Développement; Parti Islamique Tunisien; Parti de la Dignité et de l’Égalité; Parti Tunisien de la Nation; (⟶) Parti Tounes Zitouna. Zusätzlich gab es eine Reihe von lokalen Listen dieses Spektrums, das stark auf die arabisch-islamische Identität Tunesiens abhob.

			Die Zuordnung dieser Parteien zum islamistischen Spektrum ergibt sich teilweise durch die verwendete Symbolik bzw. Namensbestandteile, die eine islamistische Nähe signalisieren, weil ihnen von islamistischen Organisationen eine spezifische religiöse Bedeutung zugemessen wird (z. B. karama/Würde, asala/Authentizität, nur/Licht, iman/Glaube, islah/Reform, bina’/Errichtung, rafah/Prosperität). Den meisten erwähnten Organisationen kommt allenfalls lokale Bedeutung zu. Personell sind sie oft mit Ennahda verbunden bzw. teils aus ihr hervorgegangen oder sie stehen in Konkurrenz zu Ennahda. Im Winter 2015/16 wurde z. B. innerhalb Ennahdas diskutiert, ob Skander Rekik, eine der Führungspersonen der 2012 aus der Fusion von Al-Amana, ANPP und Tounes al-Karama entstandenen Partei El-Amen, Führer einer Erneuerungsbewegung innerhalb Ennahdas werden könnte.

			Befreiungspartei

			Hizb al-tahrir

			Gründung der Partei, Status: Die Partei wurde 1973 in Tunesien als Ableger der in den 1950er Jahren in Jordanien entstandenen Mutterpartei gegründet. Anders als (⟶) Ennahda verfolgte die Befreiungspartei in den 1980er Jahren nicht die Strategie, legal innerhalb des politischen Systems zu agieren. Vielmehr trat sie stets für den Sturz des Regimes, die Etablierung eines Kalifats und die Achtung der islamischen Regeln (auf der Basis der Scharia) im Alltag ein. Unter dem wachsenden Druck der tunesischen Staatsführung kam es in den 1980er Jahren zu einer strategischen Annäherung zwischen Befreiungspartei und Ennahda sowie der Gruppe Islamischer Heiliger Krieg und zu gemeinsamen Aktionen vor allem an den Universitäten. 1991 wurden 300 Mitglieder der Befreiungspartei verhaftet, darunter hundert Militärangehörige. Wie alle Islamisten profitierte die Befreiungspartei in den Monaten nach dem Sturz Präsident Ben Alis von der Amnestie politischer Häftlinge. Der Legalisierungsantrag der Befreiungspartei vom 10. März 2011 wurde auf der Grundlage des Parteiengesetzes von 1988 wegen Nichtanerkennung der demokratischen Ordnung abgelehnt. Am 24. Juni 2012 hielt die Partei einen Kongress ab und forderte die Errichtung eines „Kalifats“ in Tunesien. Auf der Grundlage des neuen Parteiengesetzes von 2012 wurde die Befreiungspartei am 17. Juli 2012 offiziell registriert und damit zugelassen. Entsprechend ihrer Ablehnung des Parlamentarismus nahm die Partei nicht an den Wahlen von 2014 teil.

			Am 28. Oktober 2015 kündigte die Regierung an, gegen die Befreiungspartei ein Verbotsverfahren wegen Angriffs auf die Staatssicherheit und Aufruf zur Gewalt einzuleiten. Zuvor hatte die Partei vehement die durch Religionsminister Othman Battikh vorgenommene Absetzung des Imams der Moschee Sidi Lakhmi in Sfax, Ridha Jaouadi, als „Kriegserklärung an den Islam“ bezeichnet. Ein entsprechendes Verfahren wurde bis Juni 2016 allerdings nicht eingeleitet.

			Mitgliederzahl: Nicht bekannt.

			Führungspersönlichkeiten: Präsident ist Abdelmajid Habibi. In der Öffentlichkeit präsenter ist jedoch Ridha Belhadj, der als Sprecher das „Gesicht“ der Partei ist. Im Zuge des konsequenteren Durchgreifens von Religionsminister Battikh nach dem Attentat von Sousse (26. Juni 2015) gegen radikale Prediger wurde Ridha Belhadj am 2. Juli 2015 als Imam der Moschee Ettaouba in Sousse (Stadtteil Sidi Abdelhamid) abgesetzt. Weitere Mitglieder des Exekutivbüros der Befreiungspartei sind: Kamel Gasmi, Abderraouf Amani, Nabil Manai, Foued Azouz.

			Programmpunkte: Die Befreiungspartei fordert die friedliche Einführung des Kalifats, die Scharia als hauptsächliche Quelle der Gesetzgebung und die umfassende Moralisierung der tunesischen Gesellschaft. Die Republik und die Demokratie als Staatsform und das damit einhergehende Prozedere (etwa: Wahlen) werden als „unislamisch“ abgelehnt.

			Mit Blick auf die Position der Frau lehnt die Partei das Personalstatut vom 13. August 1956 ab, das den Tunesierinnen eine im regionalen Vergleich unerreichte Fülle an Rechten einräumte. Alleine die Errichtung des Kalifats erlaubt nach Ansicht der Befreiungspartei den Frauen, wieder ihren „angestammten Platz in der Gesellschaft“ einzunehmen. Frauen sollten im Kalifat zwar die Möglichkeit erhalten, in bestimmten Berufen zu arbeiten (etwa im Handel, der Landwirtschaft oder der Industrie), allerdings wären Frauen im Idealfall von ihrer Familie oder ihrem Ehemann zu versorgen. Im Kalifat sollen Frauen aktiv und passiv an den Wahlen zum Kalifats-Parlament teilnehmen und auch den Kalifen mit wählen können. Entscheidungspositionen wie jene des Kalifen und der Minister, Gouverneure oder Richter sollen Frauen indessen nicht einnehmen. Im Unterschied zu den 1980er Jahren verfolgt die Befreiungspartei ihre Ziele bislang auf friedlichem Wege.

			Die Partei will umfassende staatliche Leistungen, um es Frauen zu ermöglichen, nicht außer Haus arbeiten zu müssen; sie plädiert für einen radikalen Umbau der tunesischen Wirtschaft im Sinne einer Abwendung vom Tourismus und ausländischen Direktinvestitionen und ist gegen das „Diktat der internationalen Finanzinstitutionen“ (so ein Kommuniqué der Befreiungspartei vom 18. März 2016). Außenpolitisch wird die Solidarität mit arabisch-islamischen Bruderstaaten betont.

			Aktivitäten seit 2011: Die Partei beteiligte sich an Demonstrationen, u. a. gegen den Fernsehsender Nessma TV nach der Ausstrahlung des Fernsehfilms „Persepolis“ am 7. Oktober 2011; sie verteilt regelmäßig Flugblätter und organisierte am 10. März 2012 eine Frauenkonferenz, auf der die Einführung des Kalifats propagiert bzw. gefordert wurde. Auf dem Parteikongress am 24. Juni 2012 in La Marsa bei Tunis, der von mindestens 500 Parteimitgliedern besucht wurde, waren Gäste aus dem gesamten islamistischen Spektrum vertreten, u. a. (⟶) Abdelfattah Mourou, Mokhtar Jebali (Präsident der salafistischen ⟶ Tunesischen Front islamischer Vereinigungen), Mohamed Khouaji (Präsident der salafistischen Partei ⟶ Reformfront). Am 22. Juni 2014 veranstaltete die Partei ihren Kongress in Tunis unter dem Titel „Errichtung des Kalifats und Zerstörung des Kolonialismus. Praktisches Vorgehen“. Im Juni 2015 hielt die Befreiungsfront erneut ein großes Treffen mit ca. 5.000 Teilnehmern in Tunis ab. Der für Anfang Juni 2016 geplante 5. Kongress der Befreiungspartei wurde vom Innenministerium untersagt und verhindert, obwohl nach Klageeinreichung der Partei das zuständige Verwaltungsgericht das Verbot als nicht rechtens einstufte.

			Webauftritt: http://www.hizb-ut-tahrir.org

			Partei Tounes Zitouna

			Hizb tunis al-zituna (Partei Tunesien Ölbaum)

			Die salafistische Partei Tounes Zitouna nahm an den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 teil. Offiziell registriert wurde sie am 20. Oktober 2013; Parteigründer und Präsident ist der Prediger Adel Almi, der bereits zuvor die Vereinigung (⟶) ACSR ins Leben gerufen hatte. In seiner Erklärung vom 18. Dezember 2013 gab Almi als Ziele seiner Partei insbesondere die Legalisierung der Polygamie, die Trennung der Geschlechter im öffentlichen Leben und die Wiedereinführung der (1956 abgeschafften) Scharia-basierten Gerichtshöfe im Zivilrecht an. Das Programm der Partei deckt sich mit dem Programm der Vereinigung ACSR.

			Reformfront

			Jabhat al-islah / Front de la Réforme

			Gründung der Partei, Status: Ein erster Antrag der Partei auf Legalisierung 2011 war unter der damaligen Regierung von Premierminister Béji Caid Essebsi nach dem alten Parteiengesetz von 1988 abgelehnt worden. Das neue Parteiengesetz vom 24. September 2011 eröffnete schließlich den Weg zur Legalisierung. Die Reformfront wurde als erste islamistisch-salafistische Partei in Tunesien am 29. März 2012 nach dem neuen Parteiengesetz zugelassen.

			Führungspersönlichkeiten: Gründer und Präsident ist Mohamed Khouja (geboren 1950); er war bereits in den 1990er Jahren islamistischer Aktivist.

			Programmatik: Die Partei vertritt einen Teil der ultrakonservativen, Gewalt ablehnenden salafistischen Bewegung. Ziele sind die Stärkung des Islam islamistisch-salafistischer Auslegung und die Einführung der Scharia als zentrale Referenz. Gleichzeitig bekennt sich die Reformfront, gemäß den Vorschriften des Parteiengesetzes, formal zur Wahrung der republikanischen Werte, der Demokratie (insbesondere des Prinzips des Machtwechsels durch Wahlen, der Gewaltenteilung, Volkssouveränität), den „Errungenschaften der Revolution“ (von 2011), dem Schutz der Heimat gegen jede Bedrohung, zur Verfolgung einer „gemäßigten Politik“ und zu der Stärkung der Dezentralisierung sowie zur Achtung der Menschenrechte. Die Partei beklagte in einer Erklärung vom 13. Mai 2012, dass Salafisten in Tunesien pauschal mit Gewalt in Verbindung gebracht würden.

			Aktivitäten: Die Reformfront ging bei den Legislativwahlen 2014 eine Wahlkoalition mit der im September 2014 neu gegründeten Parti de l’Indépendance Nationale (Partei der nationalen Unabhängigkeit) ein, die sich selbst als „modernistisch, progressiv, auf der Basis der Scharia stehend“ definiert. Für die Reformfront traten u. a. drei Frauen bei den Wahlen an, darunter eine Kandidatin mit Niqab (Vollverschleierung); die Partei erhielt keinen Sitz. In den Folgejahren 2015/16 trat die Reformfront mit öffentlichen Aktivitäten nicht groß in Erscheinung; Parteipräsident Khouja nahm am 16. April 2015 an einer Veranstaltung in Beirut/Libanon teil, bei der es um die „Zukunft des politischen Salafismus in den arabischen Staaten“ ging (Veranstalter Carnegie Middle East Center, Beirut).

			Partei Al-Rahma

			Hizb al-rahma (Partei Barmherzigkeit)

			Gründung der Partei, Status: Die Partei wurde als zweite islamistisch-salafistische Partei am 31. Juli 2012 legalisiert. Die Organisation war vorher öffentlich nicht hervorgetreten.

			Führungspersönlichkeiten: Parteipräsident Said Jaziri, geboren 1967 in La Marsa bei Tunis, ist seit Ende der 1980er Jahre als Imam aktiv. Als Mitglied in der damals illegalen (⟶) Ennahda-Partei wurde er 1991 in Abwesenheit zu einer mehrjährigen Haftstrafe verurteilt. Nach Verbüßung einer Haftstrafe in Frankreich ließ er sich – ohne legalen Status – in Kanada nieder. Als Imam einer Moschee in Montreal machte er wegen seiner radikalen Predigten auf sich aufmerksam. 2007 wurde er an Tunesien ausgeliefert. Er profitierte von der Generalamnestie im März 2011 und gründete die Partei Al-Rahma.

			Programmatik: Die Partei ist für die Einführung der Scharia in Tunesien und für einen „Wandel der politischen Mentalität“ im Sinne einer strikten Respektierung der islamischen Vorschriften (so Jaziri am 31. Juli 2012). Programmatisch profilierte sich die Partei weiter nicht.

			Aktivitäten: 2014 gründete Jaziri ohne offizielle Genehmigung den Radiosender „Der heilige Koran“. Sonstige landesweite Aktivitäten sind nicht bekannt.

			Partei Al-Asala

			Hizb al-asala / Parti de l’Authenticité (Partei der Authentizität)

			Führungspersönlichkeiten: Parteipräsident ist Mouldi Al-Moujahed. Die Partei verfügt über Regionalbüros in Tunis und Umgebung, Bizerte und Jendouba.

			Aktivitäten: Al-Moujahed grenzte sich in einer Pressekonferenz 2012 vehement von (⟶) Ennahda ab, die er beschuldigte, „den Bereich des politischen Islam für sich monopolisieren zu wollen“; die Partei spricht sich folgerichtig für die Beteiligung an Wahlen aus. Bei den Wahlen 2014 trat die Partei in mehreren Wahlkreisen an, in denen es eine starke islamistische Szene gibt (u. a. Médenine, Sfax 2, Kairouan und Ben Arous). Die Listen der Partei errangen insgesamt bis zu 1.189 Stimmen, aber keinen Sitz im Parlament.

			II.2. Legale islamistisch-orientierte Vereinigungen (Ennahda-nah)

			Association Liberté et Equité

			Jam`iya hurriya wa insaf (Vereinigung Freiheit und Gleichheit)

			Gründung: Die Association Liberté et Equité existiert mindestens seit Frühjahr 2011.

			Präsident: Bis 2013 war Mohammed Ennouri Präsident der Vereinigung; seine Nachfolgerin im Amt ist Imen Triki. Mohamed Ennouri war 2005 Mitglied des sogenannten Kollektivs des 18. Oktober. Dieses Kollektiv markierte einen kurzlebigen Zusammenschluss von Vertretern der islamistischen und säkularen Opposition zum Ben-Ali-Regime.

			Aktivitäten seit 2011: Die Vereinigung war im Jahr 2011 durch ihren damaligen Präsidenten Mohamed Ennouri im Proto-Parlament der Hohen Instanz für die Politischen Reformen vertreten. Am 26. Dezember 2012 unterstützte die Vereinigung öffentlich eine Reihe von salafistischen Extremisten, die im Gefängnis von Mornaguia in einen Hungerstreik getreten waren. Ein Teil dieser Extremisten wurde mit salafistischen Gewaltakten in Verbindung gebracht, wie z. B. dem Sturm auf die US-amerikanische Botschaft in Tunis am 12. September 2012. Im März 2013 wurde die Vereinigung in den Medien mit dem Vorwurf konfrontiert, in die Anwerbung junger Tunesier für den Jihad in Syrien verwickelt zu sein.

			Die Vereinigung war bis 2016 durch ihre Präsidentin Imen Triki im 2008 per präsidentiellem Dekret eingesetzten Konsultativgremium Comité Supérieur des Droits de l’Homme et des Libertés Fondamentales (CSDHLF; Höchstes Komitee für Menschenrechte und Grundfreiheiten) vertreten. Imen Triki gehört dem neuen CSDHLF, das Staatspräsident Béji Caid Essebsi am 26. Februar 2016 ernannte, nicht mehr an.

			Webauftritt: http://liberte-equite.org/

			Pôle Civil pour le Développement et les Droits de l’Homme (PCDDH)

			Shabka al-qutb al-madani lit-tanmiya wa huquq al-insan (Ziviler Pol für Entwicklung und Menschenrechte)

			Gründung der Vereinigung: 2013

			Führungspersonal: Gründungsmitglied und Präsidentin ist Jamila Dabbech Ksiksi, Abgeordnete der Partei (⟶) Ennahda, gewählt bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014 als Listenzweite im Wahlkreis Ariana und Mitglied im Konsultativrat Ennahdas. Weitere führende Persönlichkeiten: Chadli Aouli, Faouzi Ben Helal, Fathi Ben Maamar, Aicha Ghannouchi, Chedly Ouni.

			Ziele: Der „Pol“ will sich vor allem für den Schutz der Menschenrechte und die Förderung der lokalen Demokratie einsetzen. Das durch die Ennahda-Abgeordnete Jamila Dabbech Ksiksi geleitete Netzwerk von mehreren Hundert, in allen Regionen des Landes ansässigen Vereinigungen bildet auf lokaler Ebene ein nicht zu vernachlässigendes Instrument der Mobilisierung und Heranführung jüngerer Menschen an Ennahda. Vor den Wahlen 2014, insbesondere vor den Präsidentschaftswahlen vom 23. November und 21. Dezember 2014, rief der „Pol“ massiv zur Stimmabgabe auf. Die knapp 3.500 akkreditierten Wahlbeobachter des „Pols“ (von insgesamt rund 30.000 akkreditierten nationalen Beobachtern) bei den Präsidentschaftswahlen (2.500 Beobachter bei den Parlamentswahlen vom 26. Oktober 2014) zeigen, wie viel Mobilisierungspotential die Organisation auf lokaler Ebene hat. Die Organisation gewinnt derzeit an Bedeutung.

			Webauftritt: https://ar-ar.facebook.com/poleciviletunisie

			Association Centriste pour la Sensibilisation et la Réforme (ACSR)

			Al-Jam‘iya al-wasatiya lil-ta`wiya wal-islah (Zentristische Vereinigung für Sensibilisierung und Reform)

			Gründung der Vereinigung, Status: Die Gründung erfolgte 2011 zunächst unter dem radikaleren Namen „Vereinigung Verpflichtung zur Tugend und Verhinderung des Lasters“. Sie wurde am 17. Februar 2012 als Zentristische Vereinigung für Sensibilisierung und Reform legalisiert. Die Regierung von Premierminister Mehdi Jomaa ordnete am 10. Dezember 2014 die Auflösung der Vereinigung wegen Verstoßes gegen Artikel 9 des Vereinigungsgesetzes an; gemäß Artikel 9 ist es unvereinbar, dass die Leitung einer Vereinigung gleichzeitig die Leitung einer politischen Partei innehat. Die Entscheidung zur Auflösung der Vereinigung war erfolgt, nachdem der Präsident der Vereinigung, Adel Almi, am 28. Oktober 2013 die Partei (⟶) Tounes Zitouna gegründet hatte. Es ist unklar, ob Adel Almi tatsächlich die Führung der Vereinigung formal abgab. Er tritt zumindest seither in der Öffentlichkeit stets als Parteipräsident auf.

			Präsident: Gründer und Präsident ist Adel Almi (geboren 1970 in Tunis).

			Programm: Ziel der Vereinigung ist die umfassende „Moralisierung der Gesellschaft“, die Sensibilisierung der Bevölkerung für die Einführung der Scharia und nach Auskunft des Präsidenten Adel Almi die „Behebung von Problemen zwischen den Bürgern“. Die Forderung nach der Scharia umfasst die Forderung nach der Legalisierung der Polygamie, die Trennung der Geschlechter im öffentlichen Leben und die Wiedereinführung der (in den 1950er Jahren abgeschafften) Scharia-basierten Gerichtshöfe im Privatrecht.

			Aktivitäten seit 2011: Die Vereinigung verfolgte insbesondere im Jahr 2012 ihre Ziele wie eine Art islamische Miliz, u. a. durch die extralegale Besetzung des Radiosenders Radio Zitouna am 15. November 2011; sie nahm an Großdemonstrationen teil, die zur Integration der Scharia in die künftige Verfassung aufriefen, wie etwa auf der Großveranstaltung in Tunis El-Menzah am 20. März 2012 zusammen mit über 100 weiteren, in der „Tunesischen Front der islamischen Vereinigungen“ organisierten Gruppierungen. Die Vereinigung wurde besonders im Ramadan 2012 nach dem Muster einer Art „Sittenpolizei“ bei der Überwachung des Fastengebots aktiv. In einer Reaktion auf das Attentat von Sousse (29. Juni 2015), bei dem über 30 ausländische Touristen starben, äußerte Adel Almi Verständnis für die Reaktion des Attentäters angesichts der die „Sitten verderbenden“ Tourismusindustrie im Land.

			III. Islamistische terroristische Gruppen

			Ansar al-sharia

			Jama`at ansar al-shari`a (Gemeinschaft der Anhänger der Scharia)

			Gründung der Vereinigung, Status: Die Vereinigung wurde im April 2011 gegründet. Sie wurde nie legalisiert, aber nach 2011 von den verschiedenen Regierungen unter Führung der islamistischen (⟶) Ennahda-Partei bis 2013 toleriert. Am 27. August 2013 erklärte Premierminister Ali Laarayedh (Ennahda) unter dem politischen Druck der säkularen Zivilgesellschaft Ansar al-sharia zur terroristischen Organisation.

			Verbreitung: Der Aktionsradius von Ansar al-sharia konzentrierte sich zunächst auf den Großraum Tunis und die Regierung Bizerte, ab 2012 hatte sie landesweit Gefolgschaft.

			Führungspersönlichkeiten: Führer war der 1965 geborene Seifallah Ben Hassine (alias Abou Iyadh); sein am 14. Juni 2015 vermeldeter Tod bei einem US-amerikanischen Luftangriff in Libyen wurde bislang nicht bestätigt. Zu Beginn der 1990er Jahre war Ben Hassine Mitglied des bewaffneten, im Untergrund operierenden Arms von Ennahda; er schloss sich im Laufe der 1990er Jahre jihadistisch-salafistischen Gruppen an und pflegte Kontakte zu den algerischen und libyschen bewaffneten islamistischen Gruppen. In den 2000er Jahren war er in Tunesien sowie im Nahen Osten und in Afghanistan aktiv. Er hielt sich in der Türkei auf und wurde 2003 von den türkischen Behörden nach Tunesien ausgeliefert, wo er zu 68 Jahren Zuchthaus verurteilt wurde. Am 18. Februar 2011 kam er im Rahmen der Generalamnestie frei. Als Prediger einer Moschee im sozialen Brennpunkt Cité Ettadhamen der Hauptstadt Tunis trat Ben Hassine ab 2011 mit Videopredigten an die Öffentlichkeit.

			Der salafistische Prediger (⟶) Khatib al-Idrissi, gilt als der charismatische, spirituelle Führer der Gemeinschaft. Weitere bekannte Führungsmitglieder sind Tarik Maaroufi und Abou Mondher Chenguiti. Saifeddine Raies, ehemaliger Sprecher der Vereinigung, wurde seit 2013 mehrfach verhaftet, zuletzt im Dezember 2015 und im März 2016 wegen angeblicher Verwicklung in terroristische Anschläge, allerdings jeweils nach kurzer Zeit wieder freigelassen.

			Programmpunkte: Die Vereinigung galt zwischen 2011 und 2015 als wichtigste salafistisch-jihadistische Dachorganisation. Sie strebt eine umfassende Moralisierung der tunesischen Gesellschaft auch mit Gewalt an. Ziel war/ist die Errichtung eines Kalifats mit der Scharia als einziger Gesetzesgrundlage. Die demokratisch gewählten Institutionen werden nicht anerkannt; daher lehnte die Vereinigung auch die Tätigkeit als legale politische Partei ab.

			Aktivitäten seit 2011: Ansar al-sharia trat seit Herbst 2011 zunächst mit einer Reihe von provokanten Aktionen an die Öffentlichkeit. Hierzu gehörten u. a. die Bedrohung der Mitarbeiter des privaten Fernsehsenders Nessma TV nach der Ausstrahlung des Films „Persepolis“ am 7. Oktober 2011, die Besetzung des Dekanats der Universität Manouba im Februar 2012, ferner Demonstrationen und Sit-ins, die Bedrohung von Journalisten und Intellektuellen und die Terrorisierung einzelner Städte und Stadtviertel. Am 20. Mai 2012 hielt die Organisation ihren zweiten Kongress in Kairouan ab, obwohl vom Innenministerium keine Genehmigung für die Versammlung vorlag. Die Veranstaltung, bei der u. a. der Jihad öffentlich verherrlicht wurde, versammelte mehrere Tausend Anhänger (es wird von 7.000 bis 10.000 berichtet). Die Regierung duldete die Versammlung, an der auch Mitglieder und Sympathisanten der (⟶) Befreiungspartei teilnahmen. Ab Herbst 2011 trat Ansar al-sharia mit klar demokratiefeindlichen und gewalttätigen Aktionen an die Öffentlichkeit (u. a. Sturm auf die US-amerikanische Botschaft in Tunis am 12. September 2012). Die Vereinigung wurde seitdem mit Übergriffen auf Sicherheitskräfte und der Ermordung der Oppositionspolitiker Chokri Belaid (6. Februar 2013) und Mohamed Brahmi (25. Juli 2013) in Verbindung gebracht. Seit dem 23. September 2014 ist Ansar al-sharia auf einer Liste der Vereinten Nationen als Al-Qaida nahestehende Gruppierung verzeichnet. Nach der stärkeren polizeilichen Überwachung ab Februar 2015 unter der Regierung von Premierminister Habib Essid ist es unklar, inwieweit die in Tunesien verbliebenen Reste der Gruppe weiter aktiv sind.

			IV. Persönlichkeiten, die Einfluss auf den religiösen Diskurs nehmen

			Islamistische Aktivisten

			Bechir Belhassen

			Kurzbiographie: Bechir Belhassen ist einer der Hauptvertreter des apolitischen Da`wa-Salafismus. Belhassen stammt aus Msaken bei Sousse, lebte lange Jahre im Ausland und kehrte nach dem politischen Umbruch 2011 nach Tunesien zurück. Die Große Moschee in Msaken ist seine „Hochburg“. Im Zuge des konsequenteren Durchgreifens der Regierung gegen nicht staatlich autorisierte Imame nach dem Attentat von Sousse (26. Juni 2015) wurde Béchir Belhassen am 2. Juli 2015 durch das Religionsministerium als Imam der Moschee in Msaken abgesetzt.

			Positionen: Belhassen lehnt die Gewalt der Jihadisten ab; in seinem Fernsehauftritt nach den Anschlägen auf die Karikaturisten der Pariser Satirezeitschrift Charlie Hebdo sprach er sich jedoch für die Tötung von Personen aus, die den Propheten Mohammed beleidigen, sofern sie nicht bereuen (Januar 2015). Belhassen tritt für die Einführung der Scharia als zentrale Quelle des tunesischen Rechts und für eine klare Beschneidung der Rechte von Frauen ein. Er fordert die umfassende Moralisierung und Islamisierung der tunesischen Gesellschaft.

			Politische Affinitäten: Belhassen hat Beziehungen zu (⟶) Ennahda und ist ein wichtiger Vermittler für Ennahda in die Milieus der ultrakonservativen (aber Gewalt ablehnenden) Salafisten. Im Präsidentschaftswahlkampf 2014 trat Belhassen offen für den Kandidaten Moncef Marzouki ein. Ein gemeinsamer Wahlkampfauftritt der beiden in Msaken am 9. November 2014 war Teil der Strategie Marzoukis, das von den anderen Kandidaten weitgehend ausgesparte salafistische Wählerpotential und Teile der Ennahda-Basis anzusprechen. Ennahda selbst hatte keinen eigenen Präsidentschaftskandidaten aufgestellt.

			Webauftritt/bevorzugtes Medienforum: Seine Positionen verbreitet Belhassen über soziale Netzwerke; es kursieren auf Youtube zahlreiche Videoclips. Auf seiner Facebook-Seite https://fr-fr.facebook.com/cheikhBechirBelhassen sollen sich über 90.000 Personen (2012) als „Fans“ eingetragen haben. Der seit 13. August 2012 ausstrahlende neue tunesische islamistische Fernsehsender Al-Insan TV übertrug bereits seine Predigten.

			Rachid Ghannouchi

			Kurzbiographie: Rachid Ghannouchi (eigentlich Rachid Kheriji) ist am 22. Juni 1941 im südtunesischen El Hamma (Region Gabès) geboren. Er ist seit den frühen 1980er Jahren die prägende Führungsperson der „Bewegung der islamischen Tendenz“, aus der die Ennahda-Partei hervorging. Gleichzeitig ist er ein einflussreicher Denker in der internationalen Bewegung der Muslimbrüder. Aufgewachsen in einer ländlichen Region kam Ghannouchi durch seinen familiären Hintergrund früh mit der Religion in Berührung. Er studierte in den 1950er und 1960er Jahren zunächst an der Zitouna-Hochschule in Tunis, schließlich mit Zwischenstation Kairo von 1964 bis 1968 in Damaskus Philosophie. Wie viele Tunesier und Araber seiner Generation spürte er die identitären Spannungen zwischen ländlicher, religiöser Herkunft und säkularer, europäisch beeinflusster Moderne am eigenen Leib. Ein erster Kontakt mit Europa in der Mitte der 1960er Jahre hatte gleichzeitig Ghannouchis Wahrnehmung geschärft, dass Europa durch religiösen Verfall und fehlende Moral geprägt war.

			Zurück in Tunesien unterrichtete Ghannouchi Philosophie. Parallel leitete er ab 1970 die 1973 verbotene al-Jama`a al-islamiya, eine religiöse Vereinigung, die sich kritisch mit der Verwestlichung Tunesiens auseinandersetzte. Die sozialen Proteste 1978 und die Islamische Revolution im Iran 1979 inspirierten Ghannouchi zu einem stärkeren politischen Engagement. 1981 gründete er die Bewegung der Islamischen Tendenz (Mouvement de la Tendance Islamique/MTI). Diese islamistische Gruppe gab auf einem Kongress 1984 die Devise aus, die aus ihrer Sicht „verwestlichte und despotische“ Bourguiba-Regierung auf friedlichem Wege durch einen demokratischen islamischen Staat ersetzen zu wollen. Parallel zu dieser strategischen moderaten und legalistischen Positionierung schreckte jedoch auch ein versteckt operierender Flügel der Organisation nicht vor der Anwendung von Gewalt zurück. Ghannouchi wurde mehrmals inhaftiert (1981–1984, 1987/88) und 1987 im Kontext einer Welle islamistischer Gewalt zum Tode verurteilt. Nach der Absetzung von Präsident Habib Bourguiba durch Zine El Abidine Ben Ali kam Rachid Ghannouchi mit anderen Führern der Bewegung Islamische Tendenz 1988 frei. Ghannouchi prägte in jener Phase der Liberalisierung zwischen 1987 bis 1989 maßgeblich die Strategie der legalen Einbindung der Organisation als Partei; 1989 wurde die Bewegung Islamische Tendenz in Bewegung Ennahda umbenannt.

			Nachdem die Regierung 1989 die Legalisierung von Ennahda abgelehnt hatte und sich die innenpolitische Lage für die Organisation verschärfte, floh Ghannouchi 1989 über Algerien ins britische Exil, wo er politisches Asyl erhielt. Erst am 28. Januar 2011, zwei Wochen nach dem politischen Umsturz und dem Ende des Ben-Ali-Regimes, kehrte Ghannouchi nach Tunesien zurück und wurde von mehreren Tausend Anhängern begeistert in Tunis empfangen.

			Positionen: Ghannouchi wird mal als vermittelnde Instanz zwischen gemäßigten und radikalen, den Salafisten nahestehenden Strömungen innerhalb Ennahdas gekennzeichnet, mal als islamistischer Hardliner, mal als Vordenker der Vereinbarkeit von Demokratie und Islam. Unzweifelhaft positionierte Ghannouchi die von ihm präsidierte Ennahda 2011 vor den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung in der Öffentlichkeit als „moderate islamische Partei“. Angesichts des Widerstands der tunesischen säkularen Zivilgesellschaft verzichtete die Organisation unter seiner Ägide auf eine explizite Referenz auf die Scharia in der Verfassung von 2014. Ohne die Zustimmung Ghannouchis wäre sicher die strategische Wende des Jahres 2013 undenkbar gewesen, als Ennahda sich unter dem Eindruck der innenpolitischen Krise des Jahres 2013 zunächst zögerlich von den jihadistischen Salafisten abgrenzte, der Einsetzung einer Technokratenregierung unter Premierminister Mehdi Jomaa zustimmte und im Konsens mit den anderen Parteien die Verfassung von 2014 verabschiedete. Ebenso wenig wäre die Entscheidung der Parteiführung von Ennahda, in eine große Koalition mit Nidaa Tounes einzutreten, ohne die persönliche Intervention Ghannouchis – und der vorhergehenden engen Abstimmung mit Staatspräsident und Nidaa Tounes-Gründer Béji Caid Essebsi – umsetzbar gewesen. Die Bedeutung der salafistischen Wählerbasis, die zögerliche Abgrenzung der Parteiführung von den jihadistischen Salafisten, ebenso wie radikale Positionen, die oft von „der zweiten Reihe der Partei“ formuliert werden, lassen es nach wie vor zweifelhaft erscheinen, ob die Entscheidung der Parteispitze für die repräsentative Demokratie mehr ist als eine strategische, den momentanen Machtverhältnissen in der tunesischen Politik und Gesellschaft geschuldete Positionierung. Eine Trennung von Religion und Politik/Staat wird es nicht geben; lediglich eine funktionale Trennung der Aufgaben zwischen politischer Arbeit und Missionsarbeit wurde auf dem 10. Parteikongress im Mai 2016 beschlossen.

			Als Denker ist Ghannouchi mit Schriften zur Vereinbarkeit von Demokratie, namentlich der individuellen Freiheiten, mit dem Islam hervorgetreten. Seine Schriften, etwa sein Buch „Die allgemeinen Freiheiten im islamischen Staat“ (1993), lassen durchaus Grenzen der persönlichen Freiheit in der von ihm skizzierten islamischen Demokratie erkennen. Der freiwillige Abfall vom Glauben etwa (Apostasie) fällt für Ghannouchi keineswegs in den Bereich der (schützenswerten) persönlichen Freiheiten. Auch darin getätigte Aussagen zur Scharia betonen, dass diese über jeder anderen Autorität in der muslimischen Gesellschaft stehen sollte und höhlen damit die Legitimität einer von Menschen gesetzten Verfassungsordnung aus. Ghannouchi ist u. a. Führungsmitglied European Council for Fatwa and Research; die Einrichtung wird von dem in Katar lebenden und radikale Thesen verbreitenden islamistischen Prediger ägyptischer Herkunft Yusuf al-Qaradawi (geboren 1926) geleitet. Der Rat strebt u. a. danach, Scharia-basierte Anleitungen für das Leben der Muslime in Europa zu geben.

			Webauftritt: https://www.facebook.com/rached.ghannoushi; auf der Facebook-Seite Ghannouchis und auf Youtube sind zahlreiche Gespräche und Interviews nachzuverfolgen.

			Khatib al-Idrissi

			Khatib al-Idrissi, genannt „der blinde Scheich“, gilt in Tunesien als einflussreichster salafistischer Prediger und als charismatischer, spiritueller Führer der Salafisten. Als Befürworter des Jihad wurde er zu einer wichtigen Referenzperson für die Vereinigung (⟶) Ansar al-sharia. 1954 in Sidi Bouzid geboren, lebte al-Idrissi mehr als 20 Jahre als Krankenpfleger in Mekka, wo er auch Koranstudien betrieb. Nach seiner Rückkehr 1994 nach Tunesien leitete er eine wahhabitische Gruppe in seiner Heimatregion in Sidi Ali Ben Aoun im Gouvernorat Sidi Bouzid. 2006 wurde er zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt und blieb danach bis zum Sturz von Präsident Ben Ali unter Hausarrest. Seit Frühjahr 2011 predigte er regelmäßig vor Hunderten von Jugendlichen. In seiner Heimatstadt wurde er am 2. Juli 2015 vorübergehend im Zusammenhang mit Maßnahmen zu Bekämpfung des islamistischen Terrorismus verhaftet, dann jedoch wieder auf freien Fuß gesetzt. Al-Idrissi lehnt Parteien und die Beteiligung an Wahlen ab; er plädiert für fortgesetzte salafistische „Mission“ in Tunesien.

			Mokhtar Jebali

			Kurzbiographie: Mokhtar Jebali (geboren Mitte der 1950er Jahre), salafistischer Prediger, ist Dozent an der Zitouna-Hochschule. Er koordinierte im Jahr 2012 das Aktionsbündnis Front Tunisien pour les Associations Islamiques (FTAI; al-Jabha al-tunisiya lil-jama‘at al-islamiya/Tunesische Front der islamischen Vereinigungen), dessen Sprecher Salman Briki ist. Es handelt sich um ein Aktionsbündnis von mehr als 112 salafistischen Vereinigungen.

			Positionen: Im Rahmen der FTAI forderte Jebali etwa auf einer Großdemonstration am 16. März 2012 vor der Verfassunggebenden Versammlung die Aufnahme der Scharia in die künftige Verfassung. Bis in die jüngere Zeit tritt Jebali immer wieder mit Forderungen nach der Einführung der Scharia und des Kalifats an die Öffentlichkeit. Beispielsweise wandte sich Jebali im Zuge der Abschlussdebatten der Verfassunggebenden Nationalversammlung im Januar 2014 öffentlich gegen die Perspektive einer „säkularen“ Verfassung. In einer Sendung des Fernsehsenders Al-Tunisiya vom 2. Juli 2014 forderte Jebali die tunesische Jugend auf, in den Jihad nach Syrien zu ziehen. Er bekennt sich offen zum Jihad.

			Webauftritt: https://ar-ar.facebook.com/jbeli.mokhtar

			Abdelfattah Mourou

			Kurzbiographie: Mourou ist 1948 in Tunis geboren; er studierte Rechtswissenschaften und islamische Theologie und ist von Beruf Rechtsanwalt. Seit den 1970er Jahren engagierte er sich in der islamistischen Bewegung, aus der (⟶) Ennahda hervorging. Er distanzierte sich jedoch nach Gewaltakten und der massiven staatlichen Repression gegen Ennahda-Mitglieder Anfang der 1990er Jahre von der Partei und stellte jede politische Betätigung ein. Seit dem 9. Parteitag von Ennahda im Juli 2012 war Mourou wieder in der Partei aktiv. Auf dem 10. Parteitag im Mai 2016 erklärte er, sich fortan nicht mehr der Politik, sondern ausschließlich Predigt- bzw. Missionsaktivitäten widmen zu wollen. Diese werden im Rahmen von Ennahda stattfinden, denn die Partei beschloss auf dem 10. Parteitag, die Strukturen für Predigt-/Missionsaktivitäten (im Rahmen zivilgesellschaftlichen Engagements) und für parteipolitische Aktivitäten formal-funktional zu trennen.

			Positionen: Mourou zeigte sich stets überzeugt von der Vereinbarkeit des Islam (islamistischer Prägung) und Demokratie, Pluralismus und Menschenrechten. Gewalt lehnt er ab.

			Aktivitäten seit 2011: Nach dem Machtwechsel 2011 und Differenzen mit Ennahda stand Mourou zunächst im Kontakt mit der Partei Nationale Allianz für Frieden und Wohlstand; er spielte mit dem Gedanken, eine eigene Partei zu gründen, gab das Anliegen jedoch auf. Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung vom 23. Oktober 2011 lancierte Mourou zusammen mit Slaheddine Jourchi in einer Reihe von Wahlkreisen unabhängige Listen unter dem Namen „Unabhängige demokratische Allianz Weg des Heils“ (Alliance Démocratique Indépendante Tariq Al-Salama), die jedoch ohne Mandate blieben. Eine Parteigründung ging aus den unabhängigen Listen nicht hervor. Die Wiedereingliederung in Ennahda erfolgte auf dem 9. Parteitag Ennahdas im Juli 2012. Mourou wurde in den Konsultativrat und im August 2012 in das Exekutivbüro der Partei gewählt. Im neuen Konsultativrat vom 22. Mai 2016 ist er nicht mehr vertreten, weil er sich aus allen politischen Ämtern zurückziehen wollte, um sich ganz den Predigt- und Missionsaktivitäten zu widmen.

			Mourou äußerte sich seit 2011 regelmäßig zu tagespolitischen Fragen; er wendet sich entschieden gegen politische Gewalt, plädiert jedoch für die Einbindung der Salafisten über Dialog. Er kritisiert Phänomene einer salafistisch beeinflussten Religiosität und bezog z. B. im Februar 2012 öffentlich Stellung gegen den ägyptischen Prediger Wajdi Ghoneim, der bei seinem Besuch in Tunesien offen für die Beschneidung von Frauen eintrat.

			Politische Affinitäten: Die politische „Heimat“ Mourous ist die Ennahda-Bewegung.

			Beziehungen zu militanten Gruppen: Engere Beziehungen zu militanten Gruppen sind nicht bekannt. Da Mourou Gewalt ablehnt, sind die Beziehungen eher distanziert. Allerdings kann Mourou vor dem Hintergrund der aktuellen Polarisierung zwischen Islamisten auf der einen Seite und religiös Liberalen und Säkularen auf der anderen Seite als vermittelnde Instanz zwischen den Lagern gelten. Zudem versucht er zwischen gemäßigt und radikal auftretenden Islamisten zu vermitteln. Mourou nahm am 24. Juni 2012 als Gast auf dem Kongress der (⟶) Befreiungspartei teil. Er ergriff jedoch auch am 5. August 2012 öffentlich Partei für den liberalen Islam-Experten (⟶) Youssef Seddik und provozierte damit direkt eine physische Aggression durch Salafisten.

			Webauftritt/bevorzugtes Medienforum: Artikel, Interviews, Teilnahme an Talkshows, im Ramadan auch im Rahmen von religiösen Sendungen zum Ramadan im tunesischen Fernsehen.

			Wissenschaftler

			Yadh Ben Achour

			Kurzbiographie: Yadh Ben Achour wurde 1945 in La Marsa bei Tunis geboren; er ist Jurist und Fachmann für islamische, politische Ideengeschichte. Ben Achour war Professor für öffentliches Recht und Rechtsphilosophie an der Universität Tunis und Dekan der juristischen Fakultät. 2002 zog er sich aus Protest gegen eine geplante Verfassungsreform aus dem Verfassungsrat zurück. Diese Verfassungsreform ermöglichte Präsident Ben Ali, 2004 für ein weiteres Mandat zu kandidieren. Nach dem Machtwechsel vom Januar 2011 wurde Yadh Ben Achour Präsident der Hohen Instanz für die Verwirklichung der Revolutionsziele, der politischen Reform und des demokratischen Systemwechsels (Haute Instance pour la Réalisation des Objectifs de la Révolution, de la Réforme Politique et de la Transition Démocratique). Die Hohe Instanz, in der Verfassungsrechtler sowie Parteienvertreter vertreten waren, schuf als ein vom Konsens seiner Mitglieder getragenes Proto-Parlament die notwendigen rechtlichen Grundlagen für die Abhaltung der Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalversammlung am 23. Oktober 2011. Seit 1. Mai 2012 ist Yadh Ben Achour Vertreter Tunesiens im Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen in Genf.

			Positionen: Ben Achour plädiert für eine radikale Modernisierung des islamischen Denkens als Vorbedingung für die Vereinbarkeit zwischen Islam und Demokratie.

			Publikationen: Zahlreiche Veröffentlichungen, u. a. La deuxième Fatiha, Tunis 2011; Aux fondements de l’orthodoxie sunnite, Paris 2008.

			Webauftritt: yadhba.blogspot.com

			Youssef Seddik

			Kurzbiographie: Youssef Seddik, geboren 1943 in Tozeur, Philosoph, Historiker und Literaturwissenschaftler, ist spezialisiert auf das antike Griechenland sowie islamische Geistesgeschichte. Seddik ist mit (⟶) Mohamed Talbi einer der gewichtigsten tunesischen Vordenker zur Frage einer modernen Auslegung des Korans und der Vereinbarkeit von Moderne und Islam. Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung im Oktober 2011 führte Seddik eine unabhängige Liste im Wahlkreis Ariana an, errang jedoch kein Mandat.

			Positionen: Seddik postuliert eine individuelle, vernunftzentrierte Interpretation des Korans durch den einzelnen Gläubigen und ohne Rücksicht auf die Tradition der Koranexegese. In der aktuellen innenpolitischen Polarisierung zwischen Säkularen und Islamisten tritt Seddik als Mahner für eine tolerante Ausübung der Religion ein. Radikale Salafisten stufen Seddik daher als Gegner ein und attackierten ihn bereits physisch.

			Webauftritt/bevorzugtes Medienforum: Regelmäßige Beiträge in Tageszeitungen, Interviews, Auftritte im Fernsehen in Diskussionsrunden; https://facebook.com/yseddiqq

			Publikationen: Zu seinen zahlreichen Veröffentlichungen zählen Le Coran: autre lecture, autre traduction, La Tour d’Aigues 2002; Nous n’avons jamais lu le Coran, La Tour d’Aigues 2004; Qui sont les barbares? Itinéraire d’un penseur d’islam, La Tour d’Aigues 2007; Le grand malentendu. L’occident face au Coran, La Tour d’Aigues 2010; Tunisie. La révolution inachevée (Entretiens avec Gilles Vanderpooten), La Tour d’Aigues 2014/Tunis 2015.

			Mohamed Talbi

			Kurzbiographie: Talbi ist 1921 in Tunis geboren; er absolvierte sein Studium an der Sorbonne in Paris; er ist Historiker (Spezialist zum islamischen Mittelalter) und Religionswissenschaftler und mit der wichtigste tunesische und maghrebinische Vordenker zur Frage der Vereinbarkeit von Islam und Demokratie.

			Positionen: Die innenpolitische Ordnung eines muslimischen Staates muss für ihn Gegenstand des Ijtihad sein, d. h. der in jeder Generation anstehenden vernunftbasierten Weiterentwicklung der ethischen und religiösen Grundsätze des Islam mit dem Ziel der Lösung anstehender Probleme; Talbi insistiert hierzu auf einer freien, „dynamischen Lesart des Korans“ insbesondere unter Anerkennung des Prinzips, dass es „keinen Zwang im Islam“ geben dürfe. Talbi tritt für eine strikte Einhaltung der fünf Pfeiler des Islam auf der individuellen Ebene ein (u. a. fünfmaliges tägliches Gebet), plädiert jedoch zugleich für eine umfassende Modernisierung des Islam als Grundvoraussetzung der Vereinbarkeit zwischen Islam und Demokratie. Für Talbi ist die Scharia „Menschenwerk“.

			Aktivitäten seit 2011: Er nimmt regelmäßig an verschiedenen Diskussionsforen teil und versucht über das Fernsehen, seinen Webauftritt und Publikationen dem islamistischen Islam Paroli zu bieten. Er gründete 2013 die Internationale Vereinigung für koranische, laizistische, moderne und rationale Muslime AIMC (Association Internationale des Musulmans Coraniques, Laïques, Modernes et Rationnels), die sich mit ihren Veranstaltungen für einen aufgeklärten, säkularen Islam einsetzen will.

			Webauftritt/bevorzugtes Medienforum: Zahlreiche Interviews und Fernsehauftritte; Webauftritt https://fr-fr.facebook.com/musulmanlaiques/; https://fr-fr-facebook.com/Mohamed-Talbi-Penseur-Libre-en-Islam-371907842896509 oder in Arabisch https://ar-ar-facebook.com/Mohamed-Talbi-Penseur-Libre-en-Islam-371907842896509/

			Publikationen: Plaidoyer pour un islam moderne; Tunis 1998; Penseur libre en islam. Un intellectuel musulman dans la Tunisie de Ben Ali (zusammen mit Gwendoline Jarczyk), Paris 2002; L’Islam n’est pas voile, il est culte, Tunis 2010, eine erweiterte und aktualisierte Auflage erschien 2015; Ma religion c’est la liberté, Tunis 2011; Méditations/tadabbur sur le Coran. Vérité, rationalité, i’jâz scientifique, Tunis 2016.

		


		
			Anhang 3

		


		
			Zusammenfassung

			Der politische Status quo der nordafrikanischen Staaten wurde durch die Ereignisse des „Arabischen Frühlings“ 2011 erschüttert. Durch die Entscheidung, die politischen Systeme in Tunesien, Ägypten und Libyen weiter oder weitestgehend zu öffnen und Parteien und Vereinigungen ungeachtet ihrer Orientierung und Ziele zuzulassen, wurde ein tiefgreifender Veränderungsprozess eingeleitet. Fünfeineinhalb Jahre nach dem Ausbruch der Proteste in Tunesien befinden sich die nordafrikanischen Staaten immer noch mitten in Prozessen des politischen Umbruchs (Tunesien, Libyen, Ägypten), in Reformprozessen (Marokko) oder wie Algerien an der Schwelle zu politischen Veränderungen, die eine Umbruchphase einleiten könnten.

			Eine zentrale Rolle spielen seit 2011 all jene Organisationen, Parteien, Vereinigungen und Persönlichkeiten, die sich direkt auf die Religion beziehen und ihr Handeln daraus begründen. Für islamistische Organisationen und Gruppen war die Öffnungspolitik seit 2011 die einmalige Chance, sich politisch und gesellschaftlich neu aufzustellen und die erweiterten Handlungsspielräume zur Durchsetzung ihrer Ziele auszuschöpfen.

			Die Möglichkeiten für politisches und gesellschaftliches Engagement sind seit dem „Arabischen Frühling“ in allen Staaten größer geworden. Sie wurden nicht nur von Organisationen und Gruppen mit religiöser Grundlage genutzt; in den meisten Fällen profitierten sie jedoch am meisten von den Freiräumen. Sie erhöhten nicht nur ihre Sichtbarkeit in allen gesellschaftlichen Bereichen, sondern prägen inzwischen die öffentliche Diskussion und die politische Agenda. In diesem Sinne sind die Vertreter des islamisch-fundamentalistischen Spektrums, also Islamisten, und die Vertreter einer sehr konservativen Islamauslegung mit Überschneidungen und fließenden Übergängen zur islamistischen Variante die Hauptprofiteure der Umbrüche in Nordafrika. Andererseits wurde in Ägypten im Juli 2013 mit dem Militärputsch gegen den gewählten islamistischen Präsidenten und dem Verbot der Muslimbruderschaft und ihrer Partei der einflussreichste islamistische Akteur von der politischen Partizipation ausgeschlossen.

			Die Islamisten unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich Strategie und Mitteleinsatz, sondern auch bei den öffentlichen Ausführungen zu dem von ihnen angestrebten „islamischen Staat“. Salafisten sprechen überwiegend von einem Kalifat; ihr Ziel ist die umfassende Anwendung des islamischen Rechts, der Scharia, in einer fundamentalistischen, wörtlichen Interpretation.

			Seit 2011 dominieren zwei Strategien: der Weg durch die Institutionen und der Weg zur Macht durch gesellschaftlichen Wandel. Festzustellen ist, dass es auch im Rahmen dieser Strategien immer wieder zu gewaltsamem Vorgehen kommt, in das auch legale islamistische Parteien und Vereinigungen verwickelt sind. So wird von ihnen zum Teil erheblicher sozialer Druck ausgeübt, begleitet von aggressivem, einschüchterndem Auftreten, um z. B. die eigenen Wert und Moralvorstellungen umzusetzen; es gibt Gewalt in Form von tätlichen Angriffen auf Andersdenkende und Angriffe auf materielle Güter, die symbolisch für „Unislamisches“ stehen.

			Die islamistischen Organisationen, die nach dem „Arabischen Frühling“ in Nordafrika die Chance sahen, den öffentlichen und politischen Raum zu besetzen, müssen gegenüber der Öffentlichkeit, die sie als Partei oder Vereinigung für sich einnehmen wollen, ihre Positionen zur angestrebten politischen und gesellschaftlichen Ordnung erläutern. Die meisten Verlautbarungen sind plakativ, sie vermeiden präzise Ausführungen. Allerdings taucht eine Standardformel immer wieder bei allen Organisationen auf, wenn es um Demokratie, Freiheiten und Rechte geht: Sie werden „im Rahmen des islamischen Rechts“ gewährt.

			Alle legalen islamistischen Parteien distanzieren sich zwar von Gewalt, die Verurteilung von islamistischen Gewaltakten und von Aufrufen zur Gewalt ist jedoch nicht konsequent und erfolgt oft zögerlich. Teilweise wird die Anwendung von Gewalt auch entschuldigt („fehlgeleitete“ junge Menschen) oder es werden pauschal die Gewaltakte dem innenpolitischen Gegner, vornehmlich aus den Reihen des alten Regimes, unterstellt.

			Die islamistischen Gewaltakte stehen in engem Zusammenhang mit Maßnahmen zur Moralisierung der Gesellschaft, insbesondere der Frauen, Maßnahmen zur Regelung der Geschlechterbeziehungen, zur Durchsetzung der Bekleidungsvorschriften, aber auch zur Beschneidung von Freiheiten für Medien, für Kunstschaffende, für die universitäre Lehre und Forschung. Ziel ist jeweils die Unterwerfung unter Vorstellungen der jeweiligen islamistischen Organisation vom richtigen islamischen Verhalten und den „richtigen“ Inhalten.

			Die freiheitlichere Ordnung, wie sie im Zusammenhang mit den Protesten des Jahres 2011 von vielen (nichtislamistischen) Demonstranten, die maßgeblich an der Durchführung der Proteste beteiligt waren, gefordert wurde, wird von Islamisten nicht unterstützt: Freiheiten, Rechte, Werte, moralisch-sittliche Aspekte des Zusammenlebens werden ausschließlich im Rahmen der arabisch-islamischen Identität, der islamischen Gemeinde (Umma), des islamischen Staates und des islamischen Rechts definiert. Beispielhaft formulierte dies der tunesische Ennahda-Parteipräsident Rachid Ghannouchi: „Der islamische Staat ist der Rechtsstaat par excellence, das heißt, die Autorität der Scharia steht über der des Staates.“ In allen Staaten nahm seit 2011 die „Bi-Polarisierung“ der Gesellschaften zu; Islamisten und Nichtislamisten versuchen ihr jeweiliges Staats- und Gesellschaftskonzept durchzusetzen. Diese innergesellschaftliche Konfliktkonstellation hält an. Eine weitere Verschärfung dieses Konflikts ist nicht auszuschließen, wenn islamistische Parteien und insbesondere islamistische Da`wa- und Predigervereinigungen ihre spezifisch islamistischen Positionen durchsetzen wollen. Denn trotz einer breiten konservativen religiösen Strömung in den nordafrikanischen Staaten sind die Gesellschaften sprachlich, kulturell, religiös und weltanschauungsmäßig nicht homogen. Es gibt durchaus zahlreiche Verfechter nicht autoritärer Ordnungskonzepte, die sich jedoch bislang nicht zur gemeinsamen politischen Aktion zusammenschlossen. Sie haben es zudem auf gesellschaftlicher Ebene schwer, ihre Ideen und Konzepte gegen die Konkurrenz der religiös argumentierenden Organisationen durchzusetzen. Die Versuche der Islamisten, die Medien unter ihre Kontrolle zu bringen, werden – wenn ihnen dies gelingt – die Verbreitung säkularer Ideen und den Aufbau eines Staates auf der Basis des Zivilrechts zusätzlich behindern.

			Mit dem islamistischen Konzept ist keine freiheitlichere Ordnung realisierbar. Es gilt aber auch, dass ohne Einbeziehung der Islamisten seit der Öffnungs- und Reformpolitik 2011 in keinem Staat Nordafrikas politisches Handeln möglich ist. Mittelfristig ist deshalb mit weiteren Konflikten zwischen denen, die mehr Freiheit wollen, und denen, die ein neues, diesmal religiös-begründetes autoritäres System errichten wollen, zu rechnen. Der Verlauf und der Ausgang dieser Konflikte wird wesentlich davon abhängen, ob sich eine einflussreiche, für Freiheiten und einen zivilen Rechtsstaat eintretende Gegenbewegung zu den Islamisten mit Rückhalt in der Bevölkerung formiert und ob es gelingt, Kontrollinstanzen durchzusetzen, um eine Verschärfung autoritärer Tendenzen und eine Beschneidung von bereits erzielten Freiheiten und Rechten zu verhindern.

			(Endnotes)

		

		
			
			

		

OEBPS/Images/Bild91277.png
[/tg“.\ L /?Muw'—(/





OEBPS/Images/KAS_Logo_schwarz.jpg
Konrad
Adenauer
Stiftung





OEBPS/Images/faath_ia_cover_klein.jpg
A Konrad
Adenauer
Stiftung

ISLAMISCHE AKTEURE
IN NORDAFRIKA

AKTUALISIERTE UND ERWEITERTE AUSGABE

SIGRID FARTH (HRSG.)






